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Problemstellung und Zielsetzung 

Am 1. 4. 1970 wurde zunächst als § 17 1) , seit dem 1. 1. 1975 
dann als § 48 2) eine allgemeine Rückfallvorschrift in das 
Strafgesetzbuch eingefügt. Sie löste die vorher geltende Re­
gelung ab, nach der es eine besondere Strafzumessungsvor­
schrift für Rückfalltäter nur in den Fällen des Diebstahls 
(§ 244) , des Raubes (§ 250 I Nr. 5) , der Hehlerei (§ 261) 

und des Betrugs (§ 264) gab. 

Die allgemeine Rückfallvorschrift hat seit ihrer Einführung 
in vieler Hinsicht Kritik erfahren. Im Mittelpunkt der Aus­

einandersetzung steht dabei die materielle Rückfallklausel 
(11 ••• und ist ihm im Hinblick auf Art und Umstände der 
Straftaten vorzuwerfen, daß er sich die früheren Verurtei­
lungen nicht hat zur Warnung dienen lassen") . Durch sie soll 

die materielle Voraussetzung gewährleistet werden, daß nur 
derjenige Rückfalltäter unter Anwendung von§ 48 bestraft 

wird, der auch mit erhöhter Schuld gehandelt hat. In welchen 
Fällen diese Voraussetzung erfüllt ist, ist in der strafzu­
messungsrechtlichen und kriminologischen Literatur umstrit­

ten. Vorwiegend von kriminologischer Seite wird behauptet, 
ein erhöhter Schuldvorwurf könne gegenüber den meisten Rück­

falltätern nicht erhoben werden. 

Ebenso ist die spezialpräventive Effektivität des § 48 ange­
zweifelt worden. Es wurde eingewandt, angesichts des gegen­

wärtigen unzulänglichen Zustands des Strafvollzugs sei die 
bloße Strafdauerverlängerung kein geeignetes Mittel, um auf 
den Rückfalltäter erfolgreich einwirken zu können. 

Ein weiterer Kritikpunkt ergibt sich aus § 48 II. Danach ist 
die allgemeine Rückfallvorschrift nur dann nicht anwendbar, 
wenn das Höchstmaß der Freiheitsstrafe, die für die den Rück­
fall begründende Tat angedroht ist, weniger als ein Jahr 

1) 1. StrRG v. 25. 6. 1969, BGBl. I, 645 (646) . 

2) 2. StrRG v. 4. 7. 1969, BGBl. I, 717 (723 f. ) .  
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beträgt 1) . Mit dieser Grenzziehung unterliegen auch die 
praktisch bedeutsamen Bagatellstraftaten im Bereich der 
Eigentums- und Vermögensdelikte 2) dem Anwendungsbereich 
des § 48. Dies wird vor allem wegen der bei Vorliegen aller 
Voraussetzungen obligatorisch zu verhängenden Freiheitsstra­
fe von mindestens sechs Monaten für verfehlt gehalten. 

In auffälligem Gegensatz zu der umfangreichen theoretischen 
Auseinandersetzung mit der allgemeinen Rückfallvorschrift 
liegen empirisch abgesicherte kriminologische Erkenntnisse 
zu§ 48 bislang nur in geringem Umfang vor. Wagner hat im 
Rahmen seines Forschungsprojekts über den Ladendiebstahl 
auch die Anwendung und die Bedeutung von§ 48 untersucht 3) . 
Seine Untersuchung erstreckt sich jedoch nur auf insgesamt 
42 Verfahren, in denen die formellen Rückfallvoraussetzun­
gen vorlagen. Von diesen 42 Verfahren wurde§ 48 in 28 Fäl­
len im Urteil angewandt und in 14 Fällen nicht angewandt. 

Diese Zahlen dürften aber zu klein sein, um aus ihnen ver­
allgemeinerungsfähige Ergebnisse ableiten zu können. Auch 
liegen den untersuchten Verfahren nur Ladendiebstähle zu­
grunde, so daß Wagners Ergebnisse zu§ 48 nicht für alle 
Delinquenzbereiche repräsentativ sind. 

Allein Kürschner hat 1978 eine größere empirische Untersu­
chung über die strafrichterliche Handhabung der materiellen 
Rückfallklausel veröffentlicht 4) . Der Wert dieser Unter­
suchung liegt jedoch eher in einer Verdeutlichung der Schwie­
rigkeiten, die die Praxis mit der Handhabung dieser unbe­

stimmt formulierten Klausel hat, als in einer Aufhellung 
der Art und Weise, in der§ 48 tatsächlich angewandt wird. 
Zu den Fragen, von welchen Umständen die Anwendung des § 48 

1) Danach sind folgende Straftatbestände ausgenommen: 
§§ 106 a I, 107 b, 160 I 2. Alt. , 184 a, 284 a. 

2) § 248 a (§§ 242, 246) , §§ 257 IV 2, 259 II, 263 IV, 
265 a III, 266 III. 

3) Wagner 1979b, 303 ff. 

4) Kürschner 1978. 
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abhängig ist und in welcher Weise die allgemeine Rückfall­

vorschrift auf den Strafzumessungsvorgang Einfluß nimmt, be­
steht deshalb weiterhin ein empirisch-kriminologisches Er­
kenntnisdefizit. 

An diesem Punkt will die vorliegende Arbeit ansetzen. Sie ver­
folgt dabei eine zweifache Zielsetzung. 

Zum einen soll eine Darstellung der Anwendung der allgemei­
nen Rückfallvorschrift durch die Staatsanwaltschaften und 
Gerichte erfolgen, die auf der statistischen Auswertung von 
308 erstinstanzlichen Strafverfahren in drei norddeutschen 
Städten beruht. Es soll also eine vorwiegend deskriptive em­
pirische Untersuchung durchgeführt werden, die sich mit den 
Straftaten der Rückfalltäter, mit ihren persönlichen Merkma­
len und mit der Bedeutung des§ 48 für die Sanktionspraxis 
der Gerichte beschäftigt. 

Zum anderen sollen die in dieser Untersuchung gewonnenen Er­
kenntnisse zur Grundlage für eine empirisch begründete Stel­
lungnahme zur Anwendung von§ 48 gemacht werden. Neben der 

Erörterung der kriminalpolitischen Konsequenzen der derzeiti­
gen Rückfalltäterbehandlung sollen deshalb die Vorschläge dis­
kutiert werden, die de lege lata und de lege ferenda zu einer 
gerechten und zweckmäßigen Lösung der Rückfallproblematik bei­

tragen können. Hierfür sollen auch Anregungen aus der Sank­
tionspraxis in den USA nutzbar gemacht werden. 
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1. Kapitel 

Die Problematik der allgemeinen Rückfallvorschrift 

1. Standort und Relevanz des 
liehen Sanktionensystems 

48 innerhalb des strafrecht-

§ 48 ist im Strafgesetzbuch nicht die einzige Vorschrift, 
die an die Tatsache der Rückfälligkeit eines Straftäters, 
dem gegenüber eine Sanktion zu verhängen ist, anknüpft. Im 

folgenden soll deshalb zunächst das Verhältnis der allgemei­
nen Rückfallvorschrift zu den übrigen gesetzlichen Rückfall­
regelungen erörtert werden, um auf diesem Weg den Standort 
und die Relevanz des § 48 innerhalb des strafrechtlichen 
Sanktionensystems zu bestimmen. Der Zweispurigkeit des gel­
tenden Strafrechtssystems entsprechend ist dabei zwischen den 
Auswirkungen des Rückfalls auf die Strafzumessung einerseits 
und die Maßregelverhängung andererseits zu unterscheiden. 

1.1. Die Auswirkungen des Rückfalls im Bereich der Strafzu-

messung 

Im Bereich der Strafzumessung kann sich die Rückfälligkeit 
eines Täters auf zweierlei Weise auswirken: durch die obli­
gatorische Erhöhung der Mindeststrafe auf sechs Monate Frei­

heitsstrafe gern. § 48 I und durch die gesetzlich nicht aus­
drücklich festgelegte strafschärfende Berücksichtigung gern. 
§ 46. 

1.1.1. Die Regelung in § 48 

Nach der allgemeinen Rückfallvorschrift § 48 I muß der Täter 
zu einer Mindeststrafe von sechs Monaten Freiheitsstrafe ver­
urteilt werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind. 
Der Täter muß schon mindestens zweimal wegen einer vorsätz­
lichen Straftat zu Strafe verurteilt worden sein,und er muß 
schon einmal für die Zeit von mindestens drei Monaten eine 

Freiheitsstrafe verbüßt haben. Darüberhinaus ist erforder-
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lieh, daß dem Täter im Hinblick auf Art und Umstände der 
Straftaten vorzuwerfen ist, "daß er sich die früheren Verur­
teilungen nicht hat zur Warnung dienen lassen" (sog. materiel­
le Rückfallklausel) . 

Da die einzige in dieser Vorschrift angeordnete Rechtsfolge 
in der Erhöhung der Mindeststrafe auf sechs Monate Freiheits­
strafe besteht, kann sich§ 48 dann nicht mehr selbständig 

auswirken, wenn die zu verurteilende Straftat ohnehin mit 
einer Mindestfreiheitsstrafe von sechs Monaten oder mehr be­
droht ist1) . Eine eigenständige Bedeutung kommt § 48 des-
halb nur in den Fällen zu, in denen die zu verurteilende 
Straftat mit einer geringeren Mindeststrafdrohung versehen 
ist. In diesen Fällen kann sich § 48 auf zweifache Weise aus­
wirken. Würde die zu verurteilende Straftat aufgrund ihres 
konkreten Unrechts- und Schuldgehalts, so wie er sich bei 
Berücksichtigung allein der in§ 46 genannten Strafzumes­

sungskriterien ergibt, zu einer niedrigeren Strafe als sechs 
Monate Freiheitsstrafe führen, so wird die zu verhängende 
Strafe durch§ 48 auf diese Mindeststrafe angehoben 2) . 
Würde die zu verurteilende Tat unter den gleichen Bedingun­
gen zu einer schwereren Strafe führen, so bewirkt § 48 durch 
die Festsetzung der Mindeststrafe eine Veränderung (Veren­

gung) des Strafrahmens mit der Folge, daß sich die konkrete 
Strafe in diesem neuen Strafrahmen "nach oben" verschiebt, 
also einen neuen Stellenwert erhält 3) . Unabhängig davon be-

1) Z. B. §§ 154, 176, 178, 181 a, 212, 216, 224, 226, 229. 
Aus dem Bereich der Eigentums- und Vermögensdelikte z. B. 

§§ 244, 249, 250, 251, 252, 255, 265, 316 a. 
2) Vgl. nur Frosch 1976, 147; Maurach-Zipf 1978, 496 f. ; 

SK-Horn 1981, § 48 Rn. 
3) Frosch, 1976, 147 und 168; Zipf 1977, 389. A. A. ; 

Maurach- Zipf 1978, 496 f. ; SK-Horn 1981, § 48 Rn. 2, 15; 
LK-Hirsch 1979, § 48 Rn. 49; Dreher-Tröndle 198 1, § 48 
Rn. 49, mit der Begründung, in diesem Fall richte sich die 
Strafzumessung allein nach§ 46, § 48 sei deshalb insoweit 
irrelevant. 
Zwischen den beiden Ansichten besteht jedoch nur ein schein­
barer Widerspruch. Mit der Feststellung, daß sich die Stra­
fe in dem durch§ 48 gebildeten Strafrahmen "nach oben" 
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steht die Möglichkeit, § 48 auch in den Fällen anzuwenden, 
in denen die Straftat mit sechs Monaten Freiheitsstrafe oder 
mit einer höheren Strafe bedroht ist. § 48 hat dann für die 
Strafzumessung allerdings nur noch eine deklaratorische Be­
deutung und ist allein für die Anordnung der Führungsaufsicht 
gern. § 68 I Nr. 1 relevant. 

Der konstitutive Anwendungsbereich des§ 48 läßt sich vor 

diesem Hintergrund zunächst mit einer negativen Formulie-
rung eingrenzen: § 48 findet keine Anwendung auf Verbrechen 
(§ 12 I) und schwere Vergehen, also Vergehen, die mit einer 
Mindeststrafe von sechs Monaten Freiheitsstrafe bedroht 
sind ( z.B. §§ 176, 244, 181 a, 216) . § 48 findet gemäß 
seinem Abs. II auch keine Anwendung auf Bagatelldelikte mit 
einer geringeren Höchststrafdrohung als ein Jahr Freiheits­
strafe (§§ 160 I 2. Alt., 184 a, 284 a, 106 a I, 107 b) . Po­
sitiv gewendet bedeutet das, daß§ 48 sich lediglich in den 

Fällen selbständig auswirken kann, in denen die zur Verurtei­
lung anstehende Rückfalltat ein leichtes oder mittelschweres 
Vergehen ist. Dabei soll im folgenden mit dem Begriff des 
leichten Vergehens ein Vergehen bezeichnet werden, das von 

verschiebt, soll nämlich nicht gesagt werden, daß die 
Strafzumessung in dem neuen Strafrahmen nach anderen 
als den in § 46 festgelegten Kriterien erfolgt. Durch 
die Festlegung der Mindeststrafe strahlt§ 48 lediglich 
insofern auf die Strafzumessung aus, als der zur Ver­
urteilung anstehende Fall entsprechend auf der neuen 
Strafmaßskala einzuordnen ist. 
Ein Widerspruch zwischen den beiden Ansichten würde nur 
dann bestehen, wenn Horn und Frosch mit ihrer Ansicht 
zum Ausdruck bringen wollten, durch§ 48 werde nicht der 
Strafrahmen verändert, der für die Einordnung der Rück­
falltat zugrunde zu legen sei, sondern allein die Min­
deststrafe festgelegt. Eine derartige Auffassung geht 
jedoch aus ihren Ausführungen nicht explizit hervor. Ge­
gen sie würde auch die Uberlegung sprechen, daß die 
§§ 244, 250 I Nr. 5, 261, 264 a.F. "echte" Änderungen 
des Strafrahmens im Sinne einer Neubestimmung der Schwe­
reskala aller möglichen Fälle festlegten. Aus der Ge­
setzgebungsgeschichte ergibt sich aber kein Hinweis da­
für, daß diese Konzeption durch die allgemeine Rückfall­
vorschrift geändert werden sollte. 
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seinem Unrechts- und Schuldgehalt her gering zu werten ist 
(hierzu gehören im wesentlichen die Bagatellstraftaten im 
Bereich der Eigentums- und Vermögensdelikte) , während unter 
dem Begriff des mittelschweren Vergehens alle übrigen Ver­
gehen zu verstehen sind. Sieht man dieses aus der Rechtsfol­
ge des § 48 geschlossene Ergebnis im Zusammenhang mit der zu­
sätzlichen Voraussetzung, daß dem Täter vorgeworfen werden 
können muß, er habe sich über die von den früheren Verurtei­

lungen ausgehende Warnung hinweggesetzt, so wird deutlich, 
daß § 48 im Hinblick auf die von ihm erfaßte Delinquenz nur 
einen sehr beschränkten Anwendungsbereich hat. 

Dieses Ergebnis wird durch einen Blick in die Strafverfol­
gungsstatistik des Statistischen Bundesamtes bestätigt. Da­
nach wird§ 48 in weniger als 5% der Fälle angewandt, in de­
nen ein bereits früher schon einmal Verurteilter erneut zu 
verurteilen ist ( Tab. 1 Sp. 6) . Auch wenn man die (in diesem 

Punkt allerdings nicht sehr aussagekräftige) Strafverfolgungs­
statistik nach den formellen Voraussetzungen des § 48 hin auf­
schlüsselt, ändert sich dieses Ergebnis nur geringfügig. Aus 
Tab. 2 wird deutlich, daß nur in ca. 7% der Fälle, in denen 
zwei oder mehr frühere Verurteilungen gegeben sind, und in 
ca. 11% der Fälle, in denen die schwerste Vorverurteilung 
Freiheitsstrafe ist, § 48 angewandt wird ( Tab. 2 Sp. 5 und 7) . 

Aus der Strafverfolgungsstatistik läßt sich darüberhinaus 
auch entnehmen, auf welche Taten§ 48 angewandt wird. In 
Tab. 3 ist die Häufigkeit der Anwendung des § 48 in den 
Hauptdeliktsgruppen angegeben. Betrachtet man zunächst die 
prozentuale Verteilung der Anwendungsfälle auf die Hauptde­
liktsgruppen ( Sp. 5) , so läßt sich feststellen, daß § 48 
seine größte Bedeutung im Bereich der Eigentums- und Vermö­
gensdelikte entfaltet. Die Deliktsgruppen Nr. 4 bis 6 stel­

len zusammen ca. 83% der Anwendungsfälle. Betrachtet man da­
neben den Anteil der unter Anwendung von§ 48 Verurteilten 
an der Gesamtheit aller Täter, die wenigstens eine Vorver­

urteilung aufweisen ( Sp. 4) , so läßt sich feststellen, daß 
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Tab. 1: Häufigkeit der Anwendung von§ 48 

Jahr Verur- mit Angab. Früher Anteil der gemäß 
§ 48 Verurteilten teilte über früh. Verur-

insges. Verurteil. teilte 

2 3 4 
1975 503 880 469 810 169 554 7 

1976 592 154 556 916 211 056 10 

1977 607 307 572 812 220 404 9 

1978 614 252 585 256 232 628 10 

1979 591 543 568 084 229 914 9 

1980 599 832 574 921 234 695 9 

StaBA 10, 3; jeweiliger Jahrgang, Tab. 8; 
Prozentwerte eigene Berechnung 

n % ( So. 4) 
5 b 

257 4, 3 

017 4, 8 

719 4, 4 

203 4, 4 

462 4, 1 

051 3, 9 

Tab. 2: Aufschlüsselung der früher Verurteilten nach den 
formellen Voraussetzungen des § 48 

Jahr Früher 2 od. mehr Anteil der gern. 
Verur- Vorverur- § 48 Verurteilt. 
teilte teilungen 
insges. n % 

(So. 3) 
1 2 3 4 5 

1975 169 554 104 040 7 257 7, 0 

1976 211 056 132 985 10 017 7, 5 

1977 220 404 140 635 9 719 6, 9 

1978 232 628 1 51 628 10 203 6, 7 

1979 229 914 1 51 792 9 462 6, 2 

1980 234 695 156 022 9 051 5, 8 

SbaBA 10, 3; jeweiliger Jahrgang, Tab. 8; 

Prozentwerte eigene Berechnung 

Schwerste 
Vorverurt. 
Freiheits-
strafe 

b 

67 144 

84 281 

87 012 

90 613 

88 546 

90 578 

Anteil 
der gern. 

§ 48 Ver-
urteilten 
% ( So. 6) 

7 
10, 8 

1 1, 9 

11, 2 

11 , 3 

1 o, 7 

1 o, 0 
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Tab. 3 :  Die Anwendung von 48 in den Hauptdeliktsgruppen 

Hauptdeliktsgruppen Früher 
Verur-
teilte 
insges. 

1 2 

1 .  Gegen den Staat, 
die öff . Ordnung 7 080 
und im Amt 

2. Gegen die sex. 2 719 Selbstbestimmung 

3. Andere Strafta-
ten gg. d. Person 23 961 
(außer Straßenverk.) 

4. Diebstahl und 51 057 Unterschlagung 

5. Raub und Erpres- 1 899 sung, § 316 a 

6. Andere Vermögens- 31 569 delikte 

7. Gemeingefährl. 5 168 Straftaten 

8. Straftaten im 90 045 Straßenverkehr 

9. Straftaten nach 
anderen Bundes- u. 19 130 
Landesgesetzen 

Straftaten 232 628 insgesamt 

StaBA 10, 3; 1978, Tab. 8 
Prozentwerte eigene Berechnung 

Anteil der gemäß Proz. Vertei-
§ 48 Verurteilten lung der § 48-

Fälle auf die 
n % (Sp. 2) Deliktsgruppen 

(Sp. 3) 

3 4 5 

162 2, 3 1, 6 

96 3, 5 0, 9 

652 2, 7 6, 4 

6 474 12 , 7 63, 5 

19 8 10, 4 1, 9 

1 803 5, 7 17, 7 

78 1 , 5 0, 8 

586 0, 7 5, 7 

154 0, 8 1 , 5 

1 0  203 4, 4 100, 0 
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der durchschnittliche Prozentsatz von ca. 4, 4% in den ein­
zelnen Deliktsgruppen teilweise recht erheblich variiert. 

Bei den Eigentums- und Vermögensdelikten liegt dieser Pro­
zentsatz sehr viel höher als in den anderen Deliktsgruppen. 
Es wird eine der Aufgaben des empirischen Teils dieser Ar­
beit sein, festzustellen, von welchen Umständen die unter­
schiedliche Häufigkeit der Anwendung des § 48 abhängig ist. 

1.1.2. Die strafschärfende Berücksichtigung von Vorstrafen 
gern. § 46. 

Die praktische Relevanz der in § 48 festgeschriebenen allge­
meinen Rückfallvorschrift ist also nicht sehr groß. Die Mög­

lichkeit der Berücksichtigung der Rückfälligkeit eines zu 
verurteilenden Täters ist allerdings nicht an§ 48 gebun­
den. Nach Rspr. 1) und h.L. 2) ist es zulässig, bei der 
Strafzumessung auch ohne Rückgriff auf§ 48 die Vorstrafen 

des Täters strafschärfend zu berücksichtigen. Normative 
Grundlage dieser gängigen Praxis ist§ 46 II, wonach "das 
Vorleben des Täters" einer der Faktoren ist, die das Ge­
richt bei der Strafzumessung gegeneinander abzuwägen hat. 

Die Art und Weise, in der die Vorstrafen in die Strafzumes­
sung einfließen, ist gesetzlich nicht vorgegeben. Es ist je­

doch üblich, zwischen einschlägigen und nicht einschlägigen 
Vorstrafen zu unterscheiden, wobei einschlägig diejenigen 

Vorstrafen sind, die wegen der Erfüllung desselben Straftat­
bestands wie die Rückfalltat (einschließlich Privilegierun­
gen und Qualifizierungen) verhängt worden sind. In diesem 

1) RGSt 60, 285 (288) ; BGH bei Dallinger, MDR 1954, 18 und 
MDR 1976, 13; OLG Hamm, NJW 1959 , 305; OLG Köln, VRS 
23, 25; KG VRS 30, 200 (201 ) ;  BayObLG, MDR 1976, 598. 

2) Bruns 1974, 579 ff.; Maurach- Zipf 1978, 470 f.; LK­
Hirsch 1979, § 46 Rd. 79 ff.; Dreher-Tröndle 1981, 
§ 46 Rn. 24; SK-Horn 1981, § 46 Rn. 77 f.; Koffka 1972, 
47 1 ;  Maurach 197�31 f. 
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Sinn einschlägige Vorstrafen sollen regelmäßig Rückschlüsse 

auf den Schuldgehalt der Tat zulassen 1), Anhaltspunkte für 
die aus spezialpräventiven Gründen gebotene, aber noch schuld­
angemessene Strafe bieten und damit strafschärfend wirken 
können. Aber auch nicht einschlägige Vorstrafen sollen im 
Einzelfall diese Wirkung haben können 2). 

Die Unterscheidung von Vorstrafen, die sich bei einer neuen 

Verurteilung strafschärfend auswirken können, und solchen 
Vorstrafen, bei denen dies nicht der Fall ist, ergibt sich 
aus der dogmatischen Begründung für ihre mögliche straf­
schärfende Berücksichtigung . Trifft den Täter der Vorwurf, 
er habe sich bei Begehung der Rückfalltat über die von den 
früheren Urteilen ausgehende Warnungswirkung hinweggesetzt, 
so kann dieser Vorwurf die Schuld des Täters erhöhen, denn 
in der neuen Tat kann die besondere " Stärke des verbreche­
rischen Willens" 3) deutlich werden 4). Die Gleichsetzbar­
keit einer sich in den Vorstrafen ausdrückenden erhöhten 

kriminellen Energie des Rückfalltäters mit erhöhter Schuld 
ist dabei nahezu unbestritten 5) . Von vorwiegend kriminolo­
gischer Seite aus wird jedoch immer wieder darauf hingewie­
sen, daß ein derartiger erhöhter Schuldvorwurf nur in Aus-

1) Ganz h.M.  Vgl . nur Maurach-Zipf 1978, 470 f . ,  442. 
2) BGHSt 24, 198 (199); dieser Entscheidung folgt das gesam-

te neuere Schrifttum, vgl. nur LK-Hirsch 1979, § 46 Rn. 80. 
Ähnlich hatten bereits OLG Hamm, NJW 1959, 305 ; OLG Stutt­
gart, MDR 1961, 343; BGH, MDR 1963, 331; KG, VRS 30, 200 
( 20 1) entschieden.  

3) BGH, MDR 1963, 331 . 
4) Strittig ist lediglich, auf welchem Weg dies geschieht. 

Nach einem Teil der Lehre (Maurach-Zipf 1978, 442) be­
einflußt das Vortatverhalten unmittelbar die Verhaltens­
komponente der Strafzumessungsschuld, während nach einem 
anderen Teil der Lehre (Bruns 1974, 576; vgl. auch Härtel 
1973, 63 f . )  die Vorstrafen lediglich als ein Indiz für 
die  Schuld des Täters zu werten sind. 

5) Ablehnend Grünwald 1968, 98; Stratenwerth 1972, 17 f. 
Vgl . dagegen Hillenkamo 1974, 215, und Frosch 1976, 99. 
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nahmefällen berechtigt sei; für den Regelfall könne vielmehr 
davon ausgegangen werden, daß die Fähigkeit zu normgerechtem 
Verhalten mit jeder Verurteilung abnehme und dadurch den mit 
der Rückfalltat verbundenen Schuldvorwurf vermindere oder 
doch jedenfalls nicht erhöhe 1) . 

Der die Schuld des Rückfalltäters erhöhende Vorwurf, er ha-
be sich die Vorstrafen nicht zur Warnung dienen lassen, kann 
in erster Linie nur bei einschlägigen Vorstrafen erhoben wer­
den, denn nur bei ihnen ist dem Täter schon einmal deutlich 
vor Augen geführt worden, daß er eine derartige Tat nicht be­
gehen darf. Nicht einschlägige Vorstrafen können den Schuld­
vorwurf nur dann erhöhen, wenn sie im Einzelfall "kriminelle 
Neigungen von besonderer Stärke" 2) ausdrücken können . Eine 
derartige Wirkung kann allerdings nur von solchen Vorstrafen 
ausgehen, die zu der Rückfalltat eine innere Beziehung auf­
weisen. 

Im Bereich der Strafzumessung gern. § 46 ist neben der straf­
schärfenden Berücksichtigung der Vorstrafen wegen erhöhter 
Schuld auch ihre strafschärfende Berücksichtigung aus spezial­

präventiven Gründen - jedenfalls im Rahmen der Schuldstrafe -
möglich J) . Die wiederholte Tatbegehung kann nämlich eine ge­

ringe Strafempfänglichkeit des Täters offenbaren. Die Erhöhung 
der für die Rückfalltat zu verhängenden Strafe ist daher auch 
deshalb möglich, weil diese Tat deutlich macht, daß die frü­

her gegen den Täter eingesetzten Strafsanktionen ihre Begehung 

nicht haben verhindern können. Auch eine derartige Aussage 
über die spezialpräventive Wirkungsweise einer Sanktion ist 
nur bei Vorstrafen möglich, die zu der Rückfalltat in einer 

inneren Beziehung stehen. 

1) Vgl. Frosch 1976, 105; Schöch 1980, 167. 

2) BGHSt 24, 198 (200) . 
3) Koffka 1972, 471; Bruns 1974, 581; Maurach-Zipf 1978, 471. 
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Aus der hier ansatzweise referierten Argumentation zur Be­
rücksichtigung der Vorstrafen bei der Strafzumessung werden 
die Parallelen und die Unterschiede zu der normativ fixier­
ten allgemeinen Rückfallvorschrift § 48 deutlich. Sowohl 
§ 48 als auch die gängige Praxis der Vorstrafenberücksichti­
gung gern. § 46 setzen voraus, daß die Vorstrafen bzw. Vorver­

urteilungen eine gewisse Warnfunktion entfalten konnten. Für 
§ 48 ist das in der materiellen Rückfallklausel ausdrücklich 

festgelegt, für die Berücksichtigung der Vorstrafen bei der 
Strafzumessung gern. § 46 entspricht das der h. M. 1) . In wel­
chen Fällen diese Voraussetzung erfüllt ist, läßt sich nicht 

in einer griffigen Formel beschreiben. Nach Hanack 2) kommt 

es darauf an, ob der Täter "ein mit der früheren Bestrafung 
konkret verbundenes Bemühen in den Wind schlägt und dadurch 
eine besondere verbrecherische Energie entwickelt oder be­

tätigt ". Horn 3) will danach fragen, ob der Täter bei Be­
gehung der Rückfalltat "größere Hemmungen hat überwinden müs­

sen, als wenn er diese Tat zum ersten Mal begangen hätte". 
Für Hillenkamp 4) stellt sich die Frage, "wo gesteigerte kri­
minelle Energie in Form eines vorwerfbaren Sich- Hinwegsetzens 
über den Appell der Vorverurteilungen und über die durch die 
Vorverurteilungen geschärfte Verbotskenntnis feststellbar 
ist".  Allen Ansichten ist dabei gemeinsam, daß sie als Vor­
aussetzung für die Berücksichtigung der Vorstrafen bzw. Vor­
verurteilungen einen "inneren Zusammenhang" zwischen den 
einzelnen Taten verlangen 5) . 

1) SK-Horn 1981, § 46 Rn. 77; Dreher-Tröndle 1981, § 46 
Rn. 24a; Koffka 1972, 471. 

2) Hanack 1968, 110. 

3) SK-Horn 1981, § 46 Rn. 77, § 48 Rn. 7. 
4) Hillenkamp 1974, 215. 
5) Beachtenswert ist in diesem Zusammenhang der Vorschlag 

von Maurach (1972, 131) , den Begriff der Einschlägigkeit 
weiter zu fassen und die Einschlägigkeit der Vortaten im 
Anschluß an Sauer (1954) nach der kriminologisch-soziolo­
gischen Gruppierung der Delikte zu bestimmen. Vor dem 
Hintergrund dieser Begriffsbestimmung könnte das logisch 
in einem Exklusivitätsverhältnis stehende Begriffspaar 
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Während die materielle Rückfallklausel ausdrückt, daß die 
in§ 48 obligatorisch angeordnete Rechtsfolge nur dann ein­
tritt, wenn gegenüber dem Rückfalltäter ein erhöhter Schuld­
vorwurf erhoben werden kann, ist bei der Strafzumessung gern. 

§ 46 die Strafschärfung zusätzlich auch aus spezialpräven­
tiven Gründen zulässig 1 ) . Es zeigt sich also, daß der An­
wendungsbereich des § 48 gegenüber§ 46 auch im Hinblick auf 
die mit ihm verfolgten Strafzwecke eingeschränkt ist: Seine 

Anwendung allein aus spezialpräventiven Gründen ist nicht zu­
lässig . 

1. 1. 3. Das Verhältnis von§ 48 zu § 46 

Aus den bislang angestellten Uberlegungen lassen sich für 
das Verhältnis von§ 48 zu§ 46 folgende Schlußfolgerungen 
ziehen. 

1) § 48 ist eine Sondervorschrift im Bereich der Strafzumes­
sung 2) . Sie enthält eine Teilregelung für leichte und mit­
telschwere Vergehen, die im Rückfall begangen werden. Von 

der Berücksichtigung der Vorstrafen gern. § 46 unterscheidet 
sich die allgemeine Rückfallvorschrift durch die obligato­
rische Anhebung der Mindeststrafe auf sechs Monate Freiheits­

strafe . Damit kommt§ 48 in seinem Anwendungsbereich eine 
schuld- und strafbegründende Wirkung zu 3) . 

2) § 48 steht zu§ 46 nicht in einem Ausschließlichkeitsver-

"einschlägig" - "nicht einschlägig" wieder zur Kennzeich­
nung seiner Wirkungsweise strafschärfend - neutral verwen­
det werden. Vgl. auch Bruns 1974, 581. 

1) SK-Horn 1981, § 46 Rn. 78; weitere Nachw. oben S. 1 2  Fn. 3. 
2) Frosch 1976, 177, 179; Maurach- Zipf 1978 , 492; Wagner 1979, 

53 f ;  SK-Horn 1981, § 48 Rn. 13. Zu der Frage, ob § 48 
zu§ 46 lexspecialis ist, vgl. unten 2.3 , 4. 

3) Dies gilt jedenfalls dann, wenn man eine zusätzliche Prü­
fung, ob diese Mindeststrafe im Einzelfall auch schuldan­
gemessen ist, für nicht zulässig hält. So die h. M. , z. B. 
LK- Hirsch 1979, § 48 Rn. 43; Dreher-Tröndle 1981, § 48 
Rn. 13; Zipf 1977, 389; a. A. SK-Horn 1 981, § 48 Rn. 9, 13; 
ähnlich auch Wagner 1979, 56 f. Zur Auseinandersetzung mit 
den Ansichten von Horn und Wagner siehe unten 2.3. 3. /4. 
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hältnis. Liegen also die formellen und/oder materiellen Vor­
aussetzungen der allgemeinen Rückfallvorschrift nicht vor, 
ist das Gericht nicht gehindert, die Vorstrafen des zu ver­
urteilenden Täters nach den in § 46 angegebenen Kriterien 
zu berücksichtigen 1) . Allerdings ist hier eine Einschrän­
kung zu machen. Scheidet die Anwendbarkeit des § 48 aus, 

weil der Täter die Voraussetzungen der materiellen Rückfall­
klausel nicht erfüllt hat, so kann auch die Strafschärfung 

nach § 46 nicht mit einer erhöhten Schuld des Täters begrün­
det werden, sondern nur unter Präventionsgesichtspunkten er­
folgen 2) . 

3) Zwischen§ 48 und§ 46 besteht jedoch insoweit ein Aus­
schließlichkeitsverhältnis, als die formellen und materiel­
len Voraussetzungen des Rückfalls wegen des Doppelverwer­
tungsverbots (§ 46 III) nicht noch einmal bei der Strafzu­
messung gern. § 46 berücksichtigt werden dürfen. Allerdings 

steht das Doppelverwertungsverbot einer Berücksichtigung der 
Umstände nicht entgegen, die über die Mindestvoraussetzungen 
des § 48 hinausgehen, z.B. eine besonders große Zahl von 

Vorstrafen oder eine besonders rasche Folge der Rückfallta­
ten 3 )  

1.2. Die Auswirkungen des Rückfalls im Bereich der Maß­
regelverhängung. 

Im folgenden soll erörtert werden, welche Maßregeln bei 

Rückfälligkeit eines zu verurteilenden Straftäters verhängt 
werden können und in welchem Verhältnis diese Maßregeln zu 
der allgemeinen Rückfallvorschrift § 48 stehen. Dabei kann 
unterschieden werden zwischen den Maßregeln, die ausdrück-

1) Bruns 1974, 581; Maurach-Zipf 1978, 498; S/S- Stree 1980, 
"'§'""""'4sRn. 27. 

2) LK-Hirsch 1979, § 48 Rn. 50. 
3) Maurach - Zipf 1978, 498; LK-Hirsch 1979, § 48 Rn. 49; 

S/S-Stree 1980, § 48 Rn. 27 ; ähnlich, wenn auch auf 
§ 244 a.F. und damit auf ein Tatbestandsmerkmal bezogen 

BGH bei Dallinger, MDR 1967, 898. 
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lieh an die Tatsache der Rückfälligkeit des Straftäters an­
knüpfen (§§ 65 I 1 Nr. 1, II, 66, 68) und solchen, bei denen 

der Rückfälligkeit des Straftäters lediglich im Rahmen der 
erforderlichen Gefährlichkeitsprognose Indizwirkung zukommt 
(§§ 63, 64, 65 I 1 Nr. 2, 69, 70). 

1. 2. 1. Das Verhältnis von§ 48 zu§§ 65 I 1 Nr. 1, II, 66 I. 

Die Möglichkeit der Unterbringung in einer sozialtherapeu­
tischen Anstalt (§ 65) kommt für verschiedene Personengrup­
pen in Betracht 1), von denen j edoch im vorliegenden Zusam­
menhang allein zwei Gruppen interessieren: die Rückfalltäter 
mit schwerer Persönlichkeitsstörung (§ 65 I 1 Nr. 1) und die 
angehenden Hangtäter (§ 65 II). Für die erste Tätergruppe 
muß die Unterbringung in einer sozialtherapeutischen Anstalt 
angeordnet werden, wenn zwei Vorverurteilungen zu einer Min­
destfreiheitsstrafe von jeweils einem Jahr, ein Freiheitsent­
zug ( Strafe oder Maßregel) für die Dauer von mindestens einem 

Jahr und eine schwere Persönlichkeitsstörung vorliegen 2). 
Für die zweite Tätergruppe wird die Unterbringung angeordnet, 
wenn zwei erhebliche, mit Fürsorgeerziehung oder Freiheits­
strafe sanktionierte Straftaten vorliegen, ein mindestens 
einjähriger Freiheitsentzug stattgefunden hat (Fürsorgeer­
ziehung oder Freiheitsstrafe) und wenn aufgrund einer Ge­

samtwürdigung die Gefahr erkennbar ist, daß sich der Täter 
zu einem Hangtäter entwickeln wird. Ähnlich sind die Voraus­
setzungen der Unterbringung in der Sicherungsverwahrung 

1) V�l. die Ubersichten bei 
S/S-Stree 1980, § 65 Rn. 
Gem.---r-'rdes Gesetzes v. 

§ 65 erst am 1. 1. 1 985 in 

LK-Hanack 1978, § 65 Rn. 3; 
2. 
22. 121977 ( BGBl. I, 3104) tritt 
Kraft. 

2) Auf die übrigen Unterbringungsvoraussetzungen soll es 
hier wie bei den anderen Maßregeln nicht ankommen : bzgl. 
der Vorsätzlichkeit von Vortaten und Anlaßtat besteht 
eine Identität mit den Voraussetzungen des § 48; die Ge­
fährlichkeitsprognose ist die gemeinsame Voraussetzung 
aller Maßregeln ( vgl. S/ S-Stree 1980, Vor§ 61 Rn. 8 ff. ). 
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(§ 66 I) : zwei Vorverurteilungen zu einer Mindestfreiheits­
strafe von jeweils einem Jahr, ein Freiheitsentzug ( Strafe 
oder Maßregel) für die Dauer von mindestens zwei Jahren und 
die nach einer Gesamtwürdigung von Täter und Taten getroffe­
ne Feststellung, daß es sich um einen gefährlichen Hangtäter 

handelt. 

Vergleicht man diese Aufzählung formeller und materieller 

Voraussetzungen mit den in§ 48 aufgestellten Voraussetzun­
gen, so wird deutlich, daß§§ 65 I 1 Nr. 1, II, 66 - unbe­
schadet ihres Charakters als Maßregeln - einen ganz anderen 
Bereich der Kriminalität erfassen als die allgemeine Rückfall­
vorschrift. Zum einen kommt das darin zum Ausdruck, daß die 
zu der Maßregelverhängung führenden Vortaten schwerwiegender 
sein müssen als bei§ 48: diese Vorschrift fordert nur zwei 

Vorverurteilungen zu Freiheits- oder Geldstrafe und eine Vor­
verbüßung für die Dauer von mindestens drei Monaten. Zum an­

deren sind bei§§ 65 I 1 Nr. 1, II, 66 auch die Voraussetzun­
gen schärfer, die an die Anlaßtat selbst gestellt werden. 
Bei ihnen muß die Anlaßtat zu einer Freiheitsstrafe von min­

destens einem Jahr (§ 65 II) bzw. zwei Jahren (§§ 65 I 1 Nr. 
1 , 66 I) geführt haben, während bei§ 48 die Rückfalltat le­
diglich eine Straftat "von einem gewissen Gewicht" sein muß 1 ) 

Zusätzlich ist zu berücksichtigen, daß § 48 nur in den Fäl­
len eine eigenständige Bedeutung entfalten kann, in denen die 
Anlaßtat ein leichtes oder mittelschweres Vergehen ist, des­
sen Mindeststrafdrohung weniger als sechs Monate Freiheits­
strafe betragen muß. 

Aus dieser Gegenüberstellung mit§ 48 wird deutlich, daß 
§§ 65 I 1 Nr. 1, II, 66 der Erfassung der schweren und ge­

fährlichen Rückfallkriminalität zu dienen bestimmt sind. 

Dieses aus den Voraussetzungen der einzelnen Vorschriften 

1 ) S/S- Stree 1980, § 48 Rn. 19; leichteste Vergehen sind als 
Anlaßtat gern. § 48 II ausgeschlossen. 
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geschlossene Ergebnis deckt sich mit den Intentionen des Ge­
setzgebers, der gerade durch die Neuformulierung des § 66 1) 

die nur "lästigen", aber nicht wirklich gefährlichen Rück­
falltäter aus dessen Anwendungsbereich ausschließen wollte 2) . 
Entsprechendes gilt für§ 65; auch diese Maßregel ist allein 
für die Resozialisierung schwerrückfälliger Straftäter ge­
schaffen worden 3). 

Für den Anwendungsbereich des § 48 läßt sich deshalb die An­
nahme formulieren, daß er sich mit dem der§§ 65 I 1 Nr. 1, 
II, 66 nicht deckt. Es ist jedoch von den tatbestandlichen 
Voraussetzungen her nicht ausgeschlossen, daß in seltenen 
Fällen die Strafzumessung unter Anwendung der allgemeinen 
Rückfallvorschrift § 48 erfolgt und daß gleichzeitig eine 
Maßregel gern. §§ 65 I 1 Nr. 1, II, 66 I verhängt wird. 

1. 2. 2. Das Verhältnis von 48 zu§ 68 I Nr. 1 .  

Nach § 68 I Nr. 1 kann das Gericht neben der Strafe Führungs­
aufsicht anordnen, wenn der Täter unter den Voraussetzungen 
des § 48 zeitige Freiheitsstrafe verwirkt hat und die Gefahr 
besteht, daß er weitere Straftaten begehen wird. Damit ist 
die fakultative Anordnung von Führungsaufsicht neben der ob­
ligatorischen Erhöhung der Mindeststrafe die zweite Rechts­
folge, die unmittelbar an die Voraussetzungen des§ 48 an­

knüpft. Die Formulierung des § 68 I Nr. 1 stellt nur darauf 
ab, daß der Täter "unter den Voraussetzungen des § 48" eine 

zeitige Freiheitsstrafe verwirkt hat; darauf, daß auch die 

Rechtsfolge des § 48 ausgesprochen worden ist oder daß die 

1) § 42 e a. F. = § 66 n. F. wurde geändert durch das 1. StrRG 
v. 25. 6. 1 969, BGBl. I 645 (649 f. ) mit Wirkung vom 1. 4. 1970. 

2) Prot. V, 272 f., 295, 2299; 1. Schriftl. Bericht des Sonder­
ausschusses für die Strafrechtsreform, ET-Drucks. V/4094, 
18 ff. 

3 )  Prot. V, 2245 ff. , 2281 ff. mit der sich jeweils daran 
anschließenden Diskussion im Sonderausschuß. 
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allgemeine Rückfallvorschrift überhaupt bei der Strafzumes­

sung angewandt worden ist, kommt es demzufolge nicht an. Füh­
rungsaufsicht kann gern. § 68 I Nr. 1 also auch dann angeord­
net werden, wenn die konkret ausgesprochene Strafe wegen 
eines besonderen gesetzlichen Milderungsgrundes (z. B. §§ 23 
II, 27 II 2, 28 I jeweils i.V. m. I 49 I Nr. 3) unterhalb 
der Grenze von sechs Monaten Freiheitsstrafe bleibt 1) , oder 
wenn§ 48 bei der Strafzumessung deshalb nicht angewandt 

worden ist, weil die Rückfalltat ohnehin mit einer Mindest­
freiheitsstrafe von sechs Monaten oder mehr bedroht ist und 
somit außerhalb des für die Strafzumessung konstitutiven 
Wirkungsbereichs des § 48 liegt 2 ) . Die Herstellung eines 
solchen breiten Anwendungsbereichs für die Führungsaufsicht 
ist von dem Gesetzgeber 3) auch beabsichtigt gewesen 4) _ 

Diese Anwendungsbreite des § 68 I Nr. 1 wird jedoch durch 
die weiteren mit der Anordnung dieser Maßregel verbundenen 

Voraussetzungen, die Gefährlichkeitsprognose und den Ver­
hältnismäßigkeitsgrundsatz (§ 62) , wieder eingeschränkt. 
Nach dem Wortlaut dieser Vorschrift kann Führungsaufsicht 
nur dann angeordnet werden, wenn die Gefahr besteht, daß 
der Täter weitere Straftaten begehen wird. Diese sehr weit 

1 )  Nach allgemeiner Meinung schließt§ 48 die Berücksichti­
gung von gesetzlichen Strafmilderungsgründen nicht aus; 
vgl. BGH GA 1979, 42 5 m. w.Nachw. aus der Rspr. ( zu § 23 
II);  Frosch 1976, 151; Maurach-Zipf 1978, 497; LK-Hirsch 
1979, § 48 Rn. 46; S/S- Stree 1 980, § 48 Rn. 21; liegt 
eine solche Fallkonstellation vor, so ist zu prüfen, ob 
die besonderen Voraussetzungen für die Verhängung einer 
kurzfristigen Freiheitsstrafe gern. § 47 I gegeben sind. 
Teilweise anders Härtel 1973, 147 ff. , der bei bestimm­
ten Strafmilderungsgründen bereits die materielle Rück­
fallvoraussetzung entfallen lassen will. 

2) Frosch 19 76, 171 f; LK-Hanack 1978, § 68 Rn. 2; S/S- Stree 
1980, § 68 Rn. 6. 

--

3) § 68 wurde in das StGB eingefügt durch das 2. StrRG v. 
4. 7. 1969, BGBl. I, 717 (731) . 

4) 2. Schriftl , Bericht des Sonderausschusses für die Straf­
rechtsreform, ET-Drucks. V/409 5, 35. 
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formulierte Gefährlichkeitsprognose ist wegen der Geltung 

des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes an zwei Stellen ein­
schränkend auszulegen. Unter der "Gefahr" künftiger Straf­
taten ist nicht die "bloße Möglichkeit" zu verstehen, son­
dern die Straftaten müs sen "mit Wahrscheinlichkeit" voraus­

zusehen sein 1) . Bei den erwarteten Straftaten muß es sich 
um solche "von einiger Erheblichkeit" handeln, denn da die 

Führungsaufsicht den Betroffenen erheblich belasten kann, 

würde andernfalls die Anordnung dieser Maßregel zu der Be­
deutung der zu erwartenden Straftaten in keinem Verhältnis 
stehen 2) Die die Anordnung der Führungsaufsicht auslösen­
de Tat muß schließlich für die befürchteten künftigen Straf­
taten auch symptomatisch sein 3) 

Darüberhinaus hat die Geltung des Verhältnismäßigkeitsgrund­
satzes (§ 62) zur Folge, daß auch die Anlaßtat nicht völlig 

unerheblich sein darf 4) . Zwar bedeutet die Formulierung in 
§ 62 nicht, daß eine Maßregel nur dann angeordnet werden 

darf, wenn sie zu der Bedeutung der begangenen Tat nicht 

1) LK-Hanack 1978, Vor§ 61 Rn. 46 und § 68 Rn. 9; S/S- Stree 
1980, § 68 Rn. 8; SK-Horn 1981, § 68 Rn. 12; Lackner""""f91i'T, 

§ 68, 2 c i.V. m. § 64-:---Td. 
2) Baumann 1977, 743; Frosch 1976, 173; LK-Hanack 1978, § 68 

Rn. 10; SK- Horn 1981, § 68 Rn. 12; a . A. i5re"iler-Tröndle 
1981, § 68 Rii':-5; S/S-Stree 1980, § 68 Rn. 8; Lackner 
1981, § 68, 2 c; die beiden letzteren wollen jedoch eben­
falls wegen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes die Ge­
fahr künftiger Bagatelldelikte als unerheblich ansehen, 
Dreher-Tröndle halten dies für eine Frage des Ermessens. 

3) LK-Hanack 1978 § 68 Rn. 7, 9; SK-Horn 1981, § 68 Rn. 12; 
Lackner 1981, § 68, 2 d. Der Grund hierfür ist darin zu 
sehen, daß der Anlaßtat für die Prognoseentscheidung eine 
gewisse Indizwirkung zukommt. Für§ 63 hat die Rspr . 
( BGHSt 5, 140, 143; 20, 230, 233; 24, 134, 136) entschie­
den, daß die Anlaßtat keine Symptomtat zu sein braucht. 
Dagegen Koffka 1971, 425. 

4) Die Frage nach der Schwere der Anlaßtat ist nicht nur im 
Rahmen des § 68 relevant, sondern bei der Anordnung aller 
Maßregeln, denn dem bisherigen kriminellen Verhalten des 
Täters kommt im Hinblick auf die Gefährlichkeitsprognose 
indizielle Bedeutung zu. 
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außer Verhältnis steht 1) . Da sich die Anordnung der Maßre­
gel im wesentlichen nach der von dem Täter ausgehenden künf­
tigen Gefahr richtet, ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
auch dann noch nicht verletzt, wenn die begangenen Taten für 
sich betrachtet weniger gewichtig erscheinen, für die Zu­
kunft aber Taten von erheblicher Schwere zu erwarten sind 2) 

Eine derartige Verlagerung des Blickwinkels darf jedoch kei­
ne "Aufwertung " der begangenen Taten in dem Sinne zur Folge 

haben, daß auch völli
f 

unerhebliche Taten zur Anordnung der 
Maßregel ausreichen 3 Straftaten im Bereich der kleinen 
Kriminalität, insbesondere Bagatellstraftaten im Bereich der 
Eigentums- und Vermögensdelikte, dürften deshalb als Anlaß­
taten für die Anordnung der Führungsaufsicht nicht ausrei­
chen 4) , denn die Führungsaufsicht ist mit erheblichen Ein­
griffen in die Handlungsfreiheit des Täters verbunden: man 
denke nur an die Strafvorschrift § 145 a .  

Für das Verhältnis von § 48 zu § 68 I Nr . 1 ergibt sich 

daraus die Schlußfolgerung, daß Führungsaufsicht regelmäßig 
nur dann angeordnet wird, wenn die der Verurteilung zugrun­
de liegende Tat ein mittelschweres Vergehen oder eine schwe­
rere Straftat ist . Handelt es sich um ein leichteres Ver-

1) So aber Koffka 1971, 425; Baumann 1977, 743; und die frü­
here Rspr . :  BGHSt 20, 232 (233), BGH, NJW 1970, 1242 
(beide zu § 42 b a . F . ) . 

2) BGH bei Dallinger, MDR 1970, 730; BGHSt 24, 134 (135) 
(beide zu § 42 b a . F . ) ;  SK- Horn 1981, § 62 Rn. 5; S/S­
Stree 1980, § 62 Rn . 2; diese Auslegung entspricht auch 
der Auffassung des Gesetzgebers, vgl. 1. Schriftl . Bericht 
des Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, BT­
Drucks . V/4094, 17 . 

3) LK-Hanack 1978, § 62 Rn . 15 , 
4) Dreher-Tröndle 1981, § 62 Rn . 2; dieses Ergebnis deckt 

sich auch mit der Ansicht des Gesetzgebers, der § 68 le­
diglich als Reaktion gegenüber "wirklich gefährlichen 
Tätern" einsetzen wollte; vgl . 2 .  Schriftl . Bericht des 
Sonderausschusses für die Strafrechtsreform, ET-Drucks . 
V/4095, 35 . Im übrigen dürften sich keine Unterschiede 
zu der oben (Fn . 1) dargestellten Ansicht von Baumann 
et al . ergeben . 
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gehen, so wird die Anordnung nur dann erfolgen, wenn im Ein­

zelfall mit Wahrscheinlichkeit künftige Straftaten von erheb­
licher Schwere zu erwarten sind . 

1 . 2 . 3. Das Verhältnis von§ 48 zu §§ 63, 64, 65 I 1 Nr. 21 

69 und 70. 

Die Gefährlichkeitsprognose ist die gemeinsame Voraussetzung 

aller Maßregeln (§ 61 ) ;  die Verhängung von Maßregeln ist nur 
zulässig, wenn zu erwarten ist, daß der Täter auch zukünftig 
rechtswidrige Taten begehen wird. Während die Anordnung der 
bisher dargestellten Maßregeln (§§ 65 I 1 Nr. 1 ,  II, 66, 68 ) 
in ihren formellen Voraussetzungen ausdrücklich an die Tat­
sache der Rückfälligkeit gebunden war, liegt es bei den nun 
zu erörternden Maßregeln anders: bei ihnen kommt der Rückfäl­
ligkeit des Straftäters lediglich insofern Bedeutung zu, als 
sie ein Indiz für seine künftige Gefährlichkeit ist. 

Die Gefährlichkeitsprognose erfolgt aufgrund einer Gesamtwür­
digung der Täter

)
ersönlichkeit und seines früheren kriminel­

len Verhaltens 1 . Dabei kann die Gefährlichkeitsprognose im 
Zusammenhang mit einer Verurteilung unter Anwendung von§ 48 

auf zweierlei Weise beeinflußt werden, nämlich unter dem Ge­
sichtspunkt der Schwere der Anlaßtat und unter dem Gesichts­
punkt der wiederholten Tatbegehung. 

Steht eine Straftat aus dem Bereich der Kleinkriminalität zur 

Verurteilung an, so dürfte sie als Faktor bei der Prognose­
entscheidung nicht in Betracht kommen, und zwar zum einen 

schon deshalb, weil sie keine verhältnismäßige Anlaßtat für 
die Verhängung von Maßregeln ist 2 ) , zum anderen deshalb, 

1 )  LK-Hanack, 1 978, Vor§ 61 Rn. 52. 
2 )  Siehe oben ( bei Fn. 4 )  S. 20 und (bei Fn. 1 - 4 )  S. 21 



- 23 -

weil die zu erwartenden Straftaten "erhebliche rechtswidrige 
Taten" (§§ 63, 64, 65 I 1 Nr. 2, 70) sein müssen. Welche 
Straftaten in diesem Sinne als "erhebliche" Straftaten anzu­
sehen sind, kann zwar nicht allgemein formuliert werden, son­
dern muß bei jeder Maßregel unter Anwendung des Verhältnis­
mäßigkeitsgrundsatzes neu festgelegt werden 1) . Bagatellde­
likte dürften diesen Anforderungen aber in keinem Fall genü-

2) gen 

Die Prognoseentscheidung über die künftige Gefährlichkeit 
des Täters kann auch unter dem Gesichtspunkt der wiederhol-
ten Tatbegehung ( " Serientäter") ergehen 3) _ Wenn nämlich aus 
dem vorangegangenen kriminellen Verhalten des Täters geschlos­
sen werden kann, daß er auch künftig eine Vielzahl von Straf­
taten begehen wird, so soll das nach einer verbreiteten An­
sicht 4) die "Erheblichkeit" der zu erwartenden Straftaten 
begründen können, und zwar auch dann, wenn die zu erwarten-

den Einzeltaten für sich genommen den Grad einer "erheblichen" 
Straftat nicht erreichen. Allerdings soll für eine positive 
Gefährlichkeitsprognose die Erwartung beliebig schwerer Ta­
ten, auch wenn sie serienmäßig begangen werden, nicht aus­

reichen. Vielmehr muß sich der Schweregrad der künftigen, im 
einzelnen nicht "erheblichen" Taten nach dem Grad der für die 

1) LK-Hanack 1978, Vor§ 61 Rn. 41 f. ; SK-Horn 1981, § 62 
Rn. 3. 

2) Vgl. auch die Entscheidung des OLG Hamburg, NJW 1970, 
1133 (1134) (zu§ 66) . 

3) Hier kann auf den statistisch gesicherten Grundsatz der 
Prognoseforschung zurückgegriffen werden, daß die Rück­
fallwahrscheinlichkeit mit wachsender Vorstrafenzahl 
größer wird; Schmidt 1974, 24; Göppinger 1980, 457. 

4) Diese Frage wird unter dem Stichwort "additive" oder 
"singuläre" Erheblichkeit diskutiert. Zu den Vertretern 
der "additiven" Ansicht, vgl. die Nachweise in den fol­
genden beiden Fn. Auf die "singuläre" Erheblichkeit stel­
len ab : Weihrauch 1970, 1898; Neu 1972, 918; SK-Horn 1981, 

§ 66 Rn. 19. Horstkotte 1970, 155 und Koffka 1971a, 428, 
wollen die "additive" Erheblichkeit nur dann zulassen, 
wenn die Einzeltaten einheitlich geplant sind. 
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einzelne Maßregel erforderlichen und unter Anwendung des Ver­

hältnismäßigkeitsgrundsatzes festzulegenden " Erheblichkeit" 
richten. So ist die für die Unterbringung in der Sicherungs­
verwahrung (§ 66 I Nr. 3) erforderliche Gefährlichkeitsprogno­
se schon dann erfüllt, wenn sich die zu erwartenden Einzel­
taten an der "oberen Grenze der mittleren Kriminalität"  bewe­
gen 1) , und die Unterbringung in einem psychiatrischen Kran­
kenhaus (§ 63 IJ kann schon dann angeordnet werden, wenn se­

rienmäßig Straftaten aus dem Bereich der mittleren Kriminali­
tät erwartet werden 2) . Aber auch von den Vertretern dieser 
Ansicht von der "additiven" Erheblichkeit wird nicht bestrit­
ten, daß die Erwartung von Straftaten aus dem Bereich der 
kleinen Kriminalität, mag künftig auch eine Vielzahl von ihnen 
begangen werden, für die erforderliche positive Gefährlich­
keitsprognose nicht ausreicht 3) . 

Für den Anwendungsbereich des § 48 ergibt sich daraus, daß 

er sich mit dem der§§ 63, 64, 65 I 1 Nr . 2, 70 nur teilwei­
se deckt. Wie schon bei der Anordnung der Führungsaufsicht 

(§ 68 I Nr. 1) kann davon ausgegangen werden, daß diese Maß­
regeln nur dann angeordnet werden, wenn die der Verurteilung 

1) 0LG Hamm, MDR 1971, 155; BGHSt 24, 153 (155) ; 0LG Celle, 
NJW 1971 , 1199 (1200) ; 0LG Köln, MDR 1971, 154 (nicht dif­
ferenzierend) ; LK-Hanack 1978, § 66, Rn. 1 15; S/ S-Stree 
1980, § 66 Rn. 40; Dreher- Tröndle 1981, § 66 Rn. 1� 
Greiser 1971, 790 f. , der auch die Summierung von Einzel­
taten aus dem Bereich der leichten Kriminalität ausrei­
chen läßt . 

2) BGH bei Dallinger, MDR 1975, 724; BGH, NJW 1976, 1949; 
BGHSt 27, 246 l 248) ( bei "zunehmender Vielfalt kriminel­
ler Verhaltensweisen" ) ;  Hanack 1977, 171; S/ S- Stree 1980, 

§ 63 Rn. 15; Dreher-Tröndle 1981, § 63 Rn. 8; Lackner 
1981, § 63, 2 c aa. 

3) Zu § 66: BGH bei Dallinger, MDR 1970, 560, 730; Hans0LG 
Hamburg, MDR 1970, 781; 0LG Karlsruhe, NJW 1971, 204 (205) . 
0LG Hamm, NJW 1971, 205 ( 206) ; Lackner 1981, § 66, 5 a bb 
( m. w. Nachw. ) 
Zu § 63 : RGSt 73, 303 ( 304) ; BGH, NJW 1955, 837 (838) ; 
BGHSt 20, 232 ( 233) ; S/S-Stree 1980, § 63 Rn. 15 ( m. w. N. ) ;  
anders BGH, NJW 1967, 297-.--
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zugrunde liegende Tat ein mittelschweres Vergehen oder eine 

schwerere Straftat ist. 

Für die Entziehung der Fahrerlaubnis gern. § 69 I gilt diese 
Einschränkung nicht, da die Verhängung dieser Maßregel al­
lein von der Feststellung der mangelnden Eignung des Täters 

zum Führen von Kraftfahrzeugen abhängig ist 1) . Die Entzie­
hung der Fahrerlaubnis kann daher regelmäßig neben der all­

gemeinen Rückfallvorschrift § 48 zur Anwendung kommen, wenn 
die weiteren Voraussetzungen der Anordnung dieser Maßregel 

erfüllt sind . Dazu gehört vor allem, daß es sich bei der 
Rückfalltat um eine Tat handeln muß , die im Zusammenhang 
mit dem Führen eines Kraftfahrzeugs oder unter Verletzung 
der Pflichten eines Kraftfahrzeugführers begangen worden 

ist. 

1. 3. Zusammenfassung 

Die hermeneutisch-systematische Auslegung hat ergeben, daß 
der Standort der allgemeinen Rückfallvorschrift innerhalb 
des strafrechtlichen Sanktionssystems als der einer beson­
deren Strafzumessungsvorschrift im Bereich der kleinen und 
mittleren Kriminalität be zeichnet werden kann. Mit ihrer 
zweiten Rechtsfolge, in der die allgemeine Rückfallvorschrift 
als Voraussetzung für die Anordnung von Führungsaufsicht 
dient, erfaßt sie den Bereich der mittleren und schweren Kri­

minalität. 

In beiden Fällen ist die praktische Relevanz von§ 48 als 
nicht sehr hoch zu veranschlagen. In seiner Funktion als 

1 )  Der Eignungsmangel ist abhängig von der Prognose, daß 
der Täter weitere Verletzungen seiner Pflichten als 
Kraftfahrer begehen wird (BGHSt 7, 165, 168; S/S-Stree 
1980, § 69 Rn. 29).  Insoweit braucht es sich jedoch 
nicht um erhebliche Pflichtverletzungen zu handeln , da 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gern. § 69 I 2 keine 
Anwendung findet . 
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besondere Strafzumessungsregel resultiert dies daraus, daß 

die Vorstrafen eines Straftäters schon gern. § 46 II ( " Vor­
leben des Täters " )  berücksichtigt werden können. Die Füh­
rungsaufsicht kann aber gerade im Bereich der Eigentums-

und Vermögensdelikte regelmäßig schon gern. § 68 I Nr. 2 an­
geordnet werden (§§ 245, 256, 262, 263 IV) ; auf§ 68 I Nr. 1 

braucht in diesen Fällen nur dann zurückgegriffen zu werden, 
wenn es zu einer Strafmilderung, und damit zu einer milderen 

Strafe als sechs Monate Freiheitsstrafe gekommen ist. 

2. Einzelne Aspekte der Problematik von§ 48 

Trotz ihrer beschränkten Bedeutung hat die allgemeine Rück­
fallvorschrift in den letzten Jahren immer wieder Anlaß zur 
Kritik gegeben. Die in der strafrechtlichen und kriminolo­
gischen Literatur an§ 48 geübte Kritik läßt sich im wesent­
lichen folgendermaßen zusammenfassen,  

Im Mittelpunkt der Kritik steht die materielle Rückfallvor­
aussetzung, durch die sichergestellt werden soll, daß nur 

derjenige Täter unter Anwendung von§ 48 bestraft wird, dem 

ein erhöhter Tatschuldvorwurf zu machen ist. Die Kritik hat 

hier eine doppelte Stoßrichtung. Zum einen richtet sie sich 
gegen die theoretische Konzeption der Tatschulderhöhung durch 

Mißachtung der von den früheren Verurteilungen ausgehenden 

Warnung. Es wird kritisiert, daß damit die moralische Wir­

kung des früheren Urteils überschätzt werde; der Täter könne 
vielleicht durch die Verbüßung der Strafe, nicht aber durch 
den Urteilsspruch gewarnt werden 1) . Fraglich sei auch, ob 
der Täter diese Warnung bewußt mißachtet habe; ohne daß 

daraus ihre Unzurechnungsfähigkeit folgen würde, seien näm­
lich viele Rückfalltäter aufgrund ihrer Persönlichkeits-

1) Bindokat 1959, 289 , 
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struktur nicht in der Lage, die von den früheren Verur­
teilungen ausgehenden Warnungen zu berücksichtigen 1) . 
Für sie sei keine Steigerung, sondern eine Schwächung der 
Hemmungsimpulse zur Begehung weiterer Straftaten anzuneh­
men, die konsequenterweise schuldmindernd zu veranschlagen 
seien 2) . Stratenwerth wirft die Frage auf, ob in den Fäl­
len, in denen aus den Vorstrafen eines Täters auf dessen 

"erhöhte kriminelle Energie" geschlossen werden könne, die­
se überhaupt mit erhöhter Schuld gleichgesetzt werden dür­
fe 3) . Aber auch wenn man der h . M. folgt, die diese Frage 
grundsätzlich bejaht 4) , stellt Hanack die weitere Frage, 
ob in§ 48 mit dem Rückfall nicht ein Moment der Tatschuld, 
das für sie noch nicht einmal das wesentliche und charakte­
ristische sei, überbewertet werde 5) . Verschiedentlich wird 
der Vorwurf erhoben, bei der Strafschärfung handele es sich 
in Wirklichkeit nicht um einen Ausgleich für gesteigerte 

Schuld , sondern um einen bloßen "Ungehorsamszuschlag" 6 l .  

Zum anderen richtet sich die Kritik gegen die Leistungsfähig­
keit der in der materiellen Rückfallklausel zur Verfügung 
gestellten Kriterien, anhand derer geprüft werden soll, ob 

1) Bindokat 1959, 287 f. ; Hanack 1968, 111 ; Stratenwerth 1972, 
16 ; Baumann 1970, 7 ;  ders. 1 977, 672 ; Frosch 1976, 100 ff. ; 
zur Persönlichkeitsstruktur aus kriminologischer Sicht : 
BMJ 1957, 152, 155 ; Geerds 1968, 45 ff. (asoziale und so­
zial hilflose Rückfalltäter) ; Witter 1968, 60 ff. ; Kaiser 
1979 , 70 f. , Rn. 22 ; ders. 1980, § 11 Rn. 6 ff. 

2) Andeutungsweise Bindokat 1959, 288 ; Stratenwerth 1972, 23 ; 
Mir Puig 1974, 202 ff. ; deutlich Baumann 1977, 672 ; Frosch 
1 976, 105 ; Schöch 1980, 167. 

3) Stratenwerth 1972, 17. 

4) Vgl. nur Hillenkamp 1974, 212 : "Rückfall kann die Tat­
schuld erhöhen. ". Zur Auseinandersetzung mit Stratenwerth 
vgl. Hillenkamp 1974, 215 ; Frosch 1976, 99 f. ; sowie 
Mir Puig 1974, 203 f. 

5) Hanack 1968, 110 f. ; ähnlich Frosch 1976, 154. 
6) AE-AT 1969, 117 ; Baumann 1970, 8 ;  ders. 1977, 672 ; Mir 

Puig 1974, 201 f. 
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gegenüber dem Täter ein gesteigerter Schuldvorwurf erhoben 
werden kann. So wird gesagt, die materielle Rückfallklausel 
sei zu abstrakt und allgemein gehalten, um eine gerechte und 
einheitliche Handhabung durch die Richter zu gewährleisten 1) 

Das zur Erläuterung der materiellen Rückfallklausel vom Ge­
setzgeber und der Praxis verwendete Kriterium des "inneren 
Zusammenhangs" sei ebenfalls ungenau und ungeeignet 2) . Die 
gesetzliche Voraussetzung der Mißachtung früherer Warnungen 

und das Kriterium des "inneren Zusammenhangs" bewegten sich 
überdies in einem circulus vitiosus, denn beide Vorausset­
zungen könnten zur Erklärung der j eweils anderen herangezo­
gen werden 3) . Der Praxis wird der Vorwurf gemacht, sie mes­
se dem Kriterium des "inneren Zusammenhangs" eine Indizwir­

kung zu; sei nämlich ein derartiger Zusammenhang zwischen 
den Taten erkennbar, so werde § 48 nur noch in Ausnahmefäl­
len nicht angewandt, obwohl das Gesetz auch hier grundsätz­
lich eine Prüfung des Einzelfalls vorsehe 4) . Schließlich 

wird darauf hingewiesen, daß die Allgemeinheit der materiel­
len Rückfallklausel die Gefahr richterlichen Moralisierens 

begünstige 5) , 

Im Hinblick auf die Rechtsfolge der allgemeinen Rückfallvor-

1 ) Maurach 1960, 33 · ("inhaltlich übersättigt") ; Baumann 1970, 
7 {"Ziehharmonika") ; Breidthardt 1971, 68 ("zu ungenau") ; 
Hillenkamp 1974, 212 {"abstrakte Farblosigkeit") ; Frosch 
1976, 115 ("Die der Klausel zugewiesene . . .  Aufgabe . . .  
geht offenbar über ihre Leistungsfähigkeit hinaus. ") ; 
Kürschner 1978, 105 ( "zu unbestimmt und damit ungeeignet 
. . .  , eine einheitliche Handhabung zu gewährleisten. ") . 

2 ) Bindokat 1959, 285 f. ; Maurach 1960, 34; Hanack 1968, 
108 f. ; Hillenkamp 1974, 271 f. ; Frosch 1�4 ff. ; vgl. 
auch die Kritik von Härtel 1973, 130 ff. und Frosch 1976, 
87 an dem Begriff "kriminologisch faßbarer Zusammenhang". 

3 )  Bindokat 1959, 286; Hanack 1968, 108; vgl. dazu Frosch 
1976, 77. 

4) Bereits Hanack 1968, 107 weist auf die Gefahr einer der­
artigen Praxis hin; besonders deutlich wird diese Kritik 
von Frosch 1976, 108 ff. vorgetragen; vgl. i. ü. auch 
Mir Puig 1974, 206 f. 

5 ) Hanack 1968, 107 f. ; AE-AT 1969, 213; Baumann 1970, 8; 
ders. 1977, 672. 
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schrift richtet sich die Kritik vor allem gegen die Einbe­
ziehung der unselbständigen Bagatelldelikte 1 ) in den Anwen­
dungsbereich des § 48; in diesen Fällen führe die Anwendung 
des § 48 zu nicht schuldangemessenen Strafhöhen 2) . Allge­
mein lasse sich sagen, daß sich§ 48 umso stärker und des­
halb unter Schuldgesichtspunkten auch umso �roblematischer 
auswirke, je leichter die Rückfalltat sei 3 ) . Bei der Ge­
samtstrafenbildung gern , § 53 verstärke sich diese Wirkungs­

weise des § 48 noch 4) . Auch die spezialpräventive Effekti­
vität der bloßen Strafdauerverlängerung wird von vielen Kri­
tikern angezweifelt 5) . 

Aus der Fülle der Probleme, die sich aus der Anwendung der 
allgemeinen Rückfallvorschrift ergeben haben, können hier 
nur einige wenige herausgegriffen werden. Die Auswahl er­

folgt dabei im wesentlichen unter der Fragestellung, ob der 
auf theoretischer Ebene als Problem erkannte Sachverhalt 

auch auf der empirischen Ebene festgestellt werden kann. 

2. 1. Die materielle Rückfallklausel 

Im Mittelpunkt der Kritik steht, wie bereits 
f

esagt wurde, 
die materielle Rückfallklausel. Stratenwerth ) nennt sie 

1) Vgl. zu diesem Begriff Wagner 1979, 44. In der Literatur 
wird zuweilen auch von "uneigentlichen" Bagatelldelikten 
gesprochen. Beispiele finden sich auf S. 46 

2) Blei 1972, 648; Härtel 1973, 161; Frosch 1976, 139 ff . ;  
Richter 1977, 1907 f. ; Forster 1978, 93; Wagner 1 979, 49; 
vgl. auch die Uberlegungen von Hanack 1968, 112, die Rück­
fallstrafe werde sich vor allem bei weniger schwerwiegen­
den Delikten auswirken, sowie die Kritik von Horn 1 977, 
566 f. 

--

3) Frosch 1976, 151 ff. ; vgl. in diesem Zusammenhang auch 
Recktenwald 1978, 91. 

4) Frosch 1976, 150 f. 
5) AE-AT 1969, 213; Baumann 1970, 8; ders. 1977, 672; Hillen­

kamp 1974, 271; Frosch 1976, 156 ff; SK-Horn 1 981, § 48 
Rn. 12. 

6) Stratenwerth 1972, 15. 
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"realitätsfern und doktrinär ". Baumann 1) bezeichnet sie als 
"Ziehharmonika, auf der der Richter nach Belieben Präven­
tions- oder Vergeltungsmusik machen" könne. Frosch 2) meint 
etwas vorsichtiger, die mit der materiellen Rückfallklausel 

verbundene Aufgabe gehe "offenbar über ihre Leistungsfähig­
keit hinaus". Kürschner 3) kommt schließlich zu der empirisch 
begründeten Feststellung, daß diese Voraussetzung "zu unbe­
stimmt, und damit ungeeignet ( sei) , eine einheitliche Handha­

bung zu gewährleisten". 

Sucht man nach dem Grund für die verbreitete Ablehnung der 
materiellen Rückfallklausel, so stößt man auf ein zusammen­
treffen von unterschiedlichen Zielen und Vorstellungen, die 
mit der Einführung der allgemeinen Rückfallvorschrift verbun­
den waren und die in der materiellen Voraussetzung ihren nur 
unvollkommenen Ausdruck gefunden haben. Zwei Hauptziele sind 
dabei zu unterscheiden. 

Zum einen sollten durch die Einführung von§ 48 (§ 17 a.F.) 
die zuvor geltenden besonderen Rückfallvorschriften (§§ 244, 
250 I Nr. 5, 261, 264 a.F.) abgelöst und durch eine allge­
meine, also für alle Delikte ( gleichartige und ungleichar­

tige) geltende Rückfallvorschrift ersetzt werden 4 > .  Mit 
der in der materiellen Rückfallklausel gewählten Formulie­
rung sollten dabei diejenigen Rückfalltäter erfaßt werden, 
die wegen ihrer erhöhten Schuld als besonders strafwürdig 

erschienen. Insoweit liegt das Dilemma der materiellen Rück­
fallklausel darin, daß sie für die Prüfung der erhöhten 
Schuld keine Kriterien zur Verfügung stellt; sie enthält 

1) Baumann 1970, 7. 
2) Frosch 1976, 115. 
3) Kürschner 1978, 105. 
4) E 62, 182. 
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keine Hinweise darauf, in welcher Weise die Abgrenzung zwi­
schen strafschärfend wirkenden Vorstrafen und strafzumes­
sungsneutralen Vorstrafen getroffen werden soll. Vielmehr 
läßt sich diese Frage nach der Ansicht der Rspr. und der ihr 
folgenden Literatur nur mit dem Rückgriff auf andere Krite­

rien beurteilen wie etwa die "kriminelle ( kriminologische) 
Kontinuität" 1 > ,  den "inneren Zusammenhang " 2) oder den 
"inneren, kriminologisch faßbaren Zusammenhang" 3 > .  Aber 

auch diese Formeln helfen letzlich nicht weiter, denn sie 
sind, wie Frosch 4) deutlich gemacht hat, schuldneutral und 
können die besondere Vorwerfbarkeit des Rückfalls im Einzel­
fall nicht begründen. Festzuhalten bleibt also zunächst, daß 
die materielle Rückfallklausel nur sagt, daß gegenüber dem 
Rückfalltäter ein besonderer Vorwurf erhoben können werden 
muß. Wann dieser Vorwurf erhoben werden kann, besagt sie 
nicht� 

Zum anderen wurden mit der Einführung von§ 48 spezialprä­
ventive Ziele verfolgt, die aber nicht offen dargelegt, son­
dern unter der in der materiellen Rückfallklausel enthalte­
nen Formel von der gesteigerten Schuld des Rückfalltäters 

1) BGH GA 1972, 78 ( 79) ; 0LG Hamburg, NJW 1972, 265 ( 267) ;  
Bay0bLG, NJW 1972, 1380; BGH GA 1978, 1 2  (13) ; BGH bei 
Dallinger, MDR 1975, 541, die beiden letzten Entscheidun­
gen stellen dabei ab auf die "kriminologische Kontinui­
tät; ; ferner Horstkotte 1970, 153. 

2) BGH bei Dallinger, MDR 1971, 16; BGH GA 1972 , 78 ( 79) ; 
0LG Hamm, NJW 1972, 1381 (1382) . 

3) BGH GA 1978, 12 (13) ; BGH, NJW 1974, 465; 0LG Hamburg, 
NJW 1972, 265 ( 267) ; Bay0bLG, NJW 1972, 1380; 0LG Koblenz, 
MDR 1972, 882; 0LG Koblenz, MDR 1973, 426; 0LG Hamm, NJW 
1975, 548 ( 549) ; ferner Geerds 1969, 341. 

4) Frosch 1976, 84, vgl. dazu auch schon oben S. 13 
5) Mir Puig 1974, 188; Frosch 1976, 85. 
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verborgen wurden. Nachdem an§ 61 E 62 von seiten des Alter­
nativ-Entwurfs 1) und der daran beteiligten Professoren 2) 

Kritik geübt worden war, wurde die allgemeine Rückfallvor­
schrift vor allem deshalb beibehalten, weil sie als obliga­
torische Rechtsfolge die Verhängung von mindestens sechs Mo­
naten Freiheitsstrafe vorsah. Ohne allgemeine Rückfallvor­
schrift, so sagte Horstkotte in den Beratungen des Sonder­
ausschusses für die Strafrechtsreform 3) , falle aus dem 

System der freiheitsentziehenden Sanktionen ein bestimmter 
Bereich der Rückfallkriminalität heraus, nämlich derjenige 
Täter, der immer wieder rückfällig werde, ohne aber aufgrund 
der Höhe der Schuld der einzelnen Tat eine Freiheitsstrafe 
von mehr als sechs Monaten zu verdienen; bei ihnen müsse man 
praktisch immer Geldstrafe verhängen. Und Dreher 4) ergänz­

te, wenn die Rückfallschärfung gestrichen würde, so hätte 
das vielfach zur Folge, daß bei den Tätern, denen gegenüber 
Maßregeln am Platze wären, entsprechende Vorverurteilungen 

überhaupt nicht zustande kämen. Trotz dieser in erster Linie 
spezialpräventiven Zielsetzung wurde jedoch im Sonderaus­

schuß weiter daran festgehalten, daß der Rückfall die Schuld 
des Täters erhöhe 5) . Dieser erhöhte Schuldvorwurf sollte 

durch die materielle Rückfallklausel zur Voraussetzung der 
Anwendung von§ 48 gemacht werden. Dabei kann nicht bestrit-

1) AE-AT 1969, 117, 212 f. 

2) Hanack 1968, 100 ff. ; Grünwald 1968, 98; vgl. auch Baumann 
1970, 7 f. 

3) Prot. V, 2186; ebenso 1. Schriftl. Bericht des Sonderaus­
schusses für die Strafrechtsreform, ET-Drucks. V/4094, 7. 

4) Prot. V, 2187. 

5) Dreher sagte, er sei der Meinung, der Grundsatz, daß Rück­
fall schulderhöhend und damit auch straferhöhend wirke, 
weil der Täter die Warnung der ersten Verurteilung in den 
Wind geschlagen habe, sei ein "gesunder Grundsatz ", den 
die Richter mit Recht seit altersher anwendeten; Prot. V, 
2187. 
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ten werden, daß es in Einzelfällen durchaus berechtigt sein 
kann, von erhöhter Schuld zu sprechen, wenn nämlich dem Rück­
falltäter die Mißachtung der von den Vorverurteilungen aus­

gehenden Warnungswirkung vorgeworfen werden kann 1 l .  Aus der 
letztlich spezialpräventiven Zielsetzung der allgemeinen 
Rückfallvorschrift folgt aber, daß in§ 48 eine Spannungs­
lage festgeschrieben ist, die bei der Anwendung dieser Vor­

schrift und insbesondere der materiellen Rückfallklausel zu 

Schwierigkeiten führen muß : es gibt Rückfalltäter, für die 
aus spezialpräventiven Gründen eine längere Freiheitsstrafe 
erforderlich erscheint, ohne daß ihnen der besondere Vor-
wurf i.S , d. § 48 gemacht werden kann; und es gibt umgekehrt 
Täter, gegenüber denen jener besondere Vorwurf erhoben wer­

den kann, bei denen aber ein Freiheitsentzug trotzdem nicht 
angezeigt ist 2) , 

Die materielle Rückfallklausel hat vor diesem Hintergrund 
eine doppelte Funktion 3) : sie soll einerseits beim gleich­
artigen und insbesondere beim ungleichartigen Rückfall die 

besonders strafwürdig erscheinenden Fälle von den übrigen 
abgrenzen; andererseits soll sie sicherstellen, daß nur der 
mit erhöhter Schuld handelnde Rückfalltäter unter Anwendung 
von§ 48 verurteilt wird. Diese doppelte Funktion dürfte es 
sein, die zu der Komplexität und dem hohen Abstraktionsgrad 4) 

der materiellen Rückfallklausel geführt hat, und in der letzt­
lich die Schwierigkeiten mit der Anwendung dieser materiel-

len Voraussetzung begründet liegen. 

1) Vgl. dazu schon oben S. 11 
2) Horstkotte 1970, 154; Stratenwerth 1972, 22 ff.; Härtel 

1973, 78; Frosch 1976, 117; Maurach-Zipf 1978, 491 f.; 
Sonnen 1979, 111; Lackner 1981, § 48, 3 a; vgl. auch 
Baumann 1977, 672. 

3) Hillenkamp 1974, 212 f. 
4) vgl. Maurach 1960, 33; Baumann 1970, 7; Hillenkamp 1974, 

212; Frosch 1976, 74. 
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In dieser Situation haben Rspr. und Teile der Literatur wohl 
in Anlehnung an die schon zuvor gängige Praxis der Berück­

sichtigung von Vorstrafen gern. § 46 1 )  eine Strategie ent­
wickelt, die die Anwendung der materiellen Rückfallklausel 
erleichtert. Dafür wird auf die Unterscheidung von gleich­
artigem und ungleichartigem Rückfall zurückgegriffen. Han-
delt es sich bei der abzuurteilenden Tat um eine solche, die mit 

den den Vorverurteilungen zugrundeliegenden Taten gleichar-

tig ist, so soll die materielle Voraussetzung des § 48 re­

gelmäßig erfüllt sein 2) . Bei ungleichartigem Rückfall soll 
die materielle Voraussetzung dann erfüllt sein, wenn der be­
reits erwähnte 3) "innere Zusammenhang" zwischen den Taten 
gegeben ist 4) . Der "innere Zusammenhang" soll durch objek-
tive und subjektive Kriterien gebildet werden können. Ge-
nannt werden beispielsweise 5) die Ähnlichkeit in strafrechts­
systematischer Hinsicht 6) , die Ähnlichkeit der Tatmittel 7) 

oder des Tatobjekts 3) , die Gleichartigkeit in der Motiva-

1) Vgl. dazu oben 1. 1. 2. Interessant ist, daß hier offen­
sichtlich ein Wechselwirkungsprozeß stattgefunden hat. 
In der grundlegenden Entscheidung zu der strafschärfen­
den Berücksichtigung auch nicht einschlägiger Vorstrafen 
verweist BGHSt 24, 198 (200) zur Begründung gerade auf 

§ 48 (§ 17) . 
2) Dieser regelmäßige Mechanismus wird von verschiedener Sei-

te angegriffen: auch beim Rückfall müsse der erhöhte Schuld­
vorwurf im Einzelfall festgestellt werden, S/S- Stree 1980, 
§ 48 Rn. 17; SK-Horn 1981, § 48 Rn. 37; Frosch T9'7'c, 109 
ff.; Hillenkamp 1974, 217; Horstkotte 1970, 153 , 

3) Vgl. dazu oben S. 31 
4) BGH GA 1972, 78 (79) ; BGH bei Dallinger, MDR 1971, 16; 

0LG Koblenz, GA 1975, 370; 0LG Koblenz, NJW 1978, 2043 
( 2044) ; 0LG Koblenz, MDR 1972, 882; Bay0bLG, NJW 1972, 
1380; 0LG Hamm, NJW 1972, 1381 (1382) ; Dreher- Tröndle 
1981, § 48 Rn. 10 f. ; LK- Hirsch 1979, § 48 Rn. 36; 
Maurach-Zipf 1978, 495 f. 

5) Einen tlberblick geben LK- Hirsch 1979, 48 Rn. 36 und 
Dreher-Tröndle 1981, § 48 Rn. 11. 

6) S/S-Stree 1980, § 48 Rn. 10; 0LG Koblenz, MDR 1973, 426. 
7) LK-Koffka 1974, § 17 Rn. 19; vgl. dazu auch BGH bei 

Dallinger, MDR 1975, 541 (542) . 

8) 0LG Koblenz, MDR 1973, 426. 
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tion des Rückfalltäters 1) oder die Feststellung, die Rück­
falltat offenbare dieselbe charakterliche Fehlhaltung wie 

die Vortaten 2). 

Dabei wird eine Begründung, warum gerade die gewählten Kri­

terien den zuvor gleichsam zu einer zusätzlichen Voraus­
setzung erhobenen "inneren Zusammenhang" herstellen können, 

nicht gegeben . .  Zwar dürfte es zutreffen, daß regelmäßig dann, 
wenn dem Rückfalltäter ein erhöhter Schuldvorwurf gemacht 
werden kann, zwischen den einzelnen Taten ein "innerer Zu­

sammenhang" besteht und auch eines der erwähnten Kriterien 
diesen Zusammenhang bezeichnet. Letztlich läuft diese Form 

der Anwendung der materiellen Rückfallklausel jedoch darauf 
hinaus, daß nicht nur bei gleichartigem, sondern auch bei un­
gleichartigem, aber innerlich zusammenhängendem Rückfall die 
Schulderhöhung immer angenommen 3) und nur in Ausnahmefällen 
verneint wird 4). Eine derartige "Beweisregel" widerspricht 

aber nicht nur den Intentionen des Gesetzgebers 5), sondern 
läuft auch dem Grundsatz zuwider, daß dem Täter seine Schuld 

1) BGH bei Holtz, MDR 1977, 808; BGH bei Dallinger, MDR 1975, 
541. 

2) 0LG Koblenz, GA 1975, 370; Bay0bLG, NJW 1972, 1380,  

3) Vgl. dazu auch das Ergebnis der Untersuchung von Kürschner 
(1978, 74). Er fand heraus, daß 79, 6% der von ihm befrag­
ten Richter die Erfahrung gemacht hatten, dem Täter sei 
bei Vorliegen der formellen Voraussetzungen des § 48 re­
gelmäßig (76, 7%) oder immer ( 2, 9%) ein erhöhter Schuldvor­
wurf zu machen. 

4) Vgl , dazu BGH bei Holtz, MDR 1977, 808. Nachdem der Tat­
richter einen Zusammenhang zwischen Betrug und Diebstahl 
abgelehnt hatte, hob der BGH das Urteil auf mit der Be­
gründung: "Angesichts dieser nahen Beziehung der zu ver­
gleichenden Taten als Ergebnisse einer in der Persönlich­
keit des A. angelegten Fehlhaltung hätte es der Darlegung 
besonderer Umstände bedurft, um gleichwohl den in§ 48 
StGB geforderten inneren Zusammenhang zu verneinen." 
Angemerkt sei an dieser Stelle nur, daß § 48 einen "inneren 
Zusammenhang" gerade nicht fordert und daß dies auch auf 
einer bewußten Entscheidung des Gesetzgebers beruht ( Prot. 
V, 378 - Schaffheutle). 

5) E 62, 182. 
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im Einzelfall nachgewiesen werden muß 1). 

Vor diesem Hintergrund dürfte dem Schuldgrundsatz, auf den 
in der materiellen Rückfallklausel Bezug genommen wird, nur 
dann Geltung zu verschaffen sein, wenn auf auswechselbare 
Kriterien verzichtet und vor allem die für den gleicharti­
gen und den innerlich zusammenhängenden ungleichartigen 
Rückfall aufgestellte Regelvermutung aufgegeben wird. Statt­

dessen sollte die Anwendung von § 48 allein davon abhängen, 
daß dem Täter die rückfallbedingte erhöhte Tatschuld zwei­
felsfrei 2) nachgewiesen werden kann 3). Daß dies gelegent­
lich mit Schwierigkeiten verbunden sein kann, sollte nicht 
davon abhalten, im Einzelfall die Gründe darzulegen, warum 
ein Rückfalltäter mit mehr Schuld gehandelt hat als ein 
vergleichbarer anderer Straftäter 4) 

Den dargestellten Schwierigkeiten mit der Handhabung der ma­

teriellen Rückfallklausel muß auch in dem empirischen Teil 

dieser Arbeit nachgegangen werden. Kürschner 5) hat in 
seiner Untersuchung herausgefunden, daß die materielle Rück­
fallklausel wegen ihrer unbestimmten Ausformulierung zu einer 

uneinheitlichen Anwendung durch die Strafrichter geführt hat. 
In der vorliegenden Arbeit soll weitergehend untersucht wer­
den, in welcher Weise die materielle Voraussetzung die An­
wendung von§ 48 beeinflußt. Dazu gehört zum einen die Fra­
ge, welche Bedeutung dem gleichartigen und dem ungleicharti­

gen Rückfall zukommt. Zum anderen gehört dazu die Frage, 

1) BVerfGE 50, 125 (137). 
2) LK- Hirsch 1979, § 48 Rn. 42. 

3) BVerfGE 50, 125 ( 137); Horstkotte 1970, 153; Hillenkamp 
1974, 217; Frosch 1976, 117; S/S- Stree 1980, § 48 Rn. 17; 
SK-Horn 1 9 81, § 48 Rn. 37 

--

4) Zu dem gleichen Ergebnis kommt auch Raffke 1981, 23, der 
hierin das Bemühen sieht, "legale Kriminalpolitik contra 
legem " zu betreiben. 

5) Kürschner. 1978, 105. 
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welche Bedeutung die strafrichterliche Praxis der Feststel­
lung des Vorliegens dieser materiellen Voraussetzung beimißt, 
welche anderen als schuldbezogenen Erwägungen hier also ein­
fließen und inwieweit die materielle Voraussetzung zur Be­

gründung für die Anwendung bzw. Nichtanwendung der allgemei­

nen Rückfallvorschrift genommen wird. 

2. 2. Der erhöhte Tatschuldvorwurf 

Nach Ansicht der Rspr. und der ihr folgenden Literatur ist 

beim gleichartigen und beim innerlich zusammenhängenden un­
gleichartigen Rückfall regelmäßig davon auszugehen, daß der 

Täter in der Lage war, die Warnungsfunktion früherer Verur­
teilungen zu beachten. Der darauf gestützte erhöhte Schuld­

vorwurf soll nur in besonderen Ausnahmefällen entfallen kön­
nen, etwa bei Affekttaten 1) , bei Triebtaten, bei denen die 

Stärke des Triebes die Warnfunktion der Vortaten überdeck-
te 2) , bei Taten, die der Rückfalltäter aufgrund seiner so­
zialen Hilflosigkeit begangen hat 3) oder bei Bagatellstraf­
taten, von denen festzustellen ist, daß sie im sozialen Um­

feld des Täters ohne Uberwindung besonderer Hemmungsschran­
ken häufig begangen werden 4) . Für die Anwendbarkeit von 

§ 48 soll es nicht darauf ankommen, ob es sich bei dem Tä­

ter um den Typ eines aktiven antisozialen oder eines passi­
ven asozialen Rückfalltäters handelt 5) . Zur Begründung 
führt das OLG Hamm 6) aus : "Das Strafgesetz geht davon aus, 
daß der strafrechtlich Verantwortliche durch Verurteilung 

1) BayObLG, NJW 1972, 1380; LG Bonn, NJW 1977, 1929 (1930) ; 
Koffka 1972a, 476 ;  LK-Hirsch 1979, § 48 Rn . 39 . 

2) OLG Stuttgart, MDR 1974, 685; Preisendanz 1978, § 48, 2 f. 
3) OLG Stuttgart, Justiz 1 971, 357 (358) ; OLG Köln, GA 1978, 

84 ( 85);  LK-Hirsch 1979, § 48 Rn. 40; Jescheck 1978, 718. 
4) OLG Köln, OLGSt 1, § 48 S. 13; Dreher-Tröndle 1981, § 48 

Rn. 12; Lackner 1981, § 48, 3b. 
5) OLG Hamm, NJW 1972, 1381 (1382) ; OLG Köln, GA 1978, 84 

( 85) ; vorsichtiger Dreher- Tröndle 1981, § 48 Rn. 9; OLG 
Köln, OLGSt 1, § 48 S. 13. 

6) OLG Hamm, NJW 1972, 1381 (1382) . Die· gleiche Begründung 
findet sich schon bei OLG Stuttgart, Justiz 1971, 357 ( 358) . 
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und Strafverbüßung sich in seinem zukünftigen Verhalten be­
einflussen läßt, daß ihn beides dazu bringt, künftigen kri­
minellen Verlockungen zu widerstehen . "  

Dieser allein unter strafrechtsdogmatischen Gesichtspunkten 
beschriebene Wirkungsmechanismus der Vorverurteilungen wird 
aus kriminologischer Blickrichtung als "theoretische Kon­
struktion " 1) abgetan. Die Kritik stützt sich dabei auf die 
Uberlegung, bei der Mehrzahl der Rückfalltäter könne von den 
früheren Verurteilungen deshalb keine zusätzliche hemmungs ­
bildende Wirkung ausgehen, weil sie aufgrund ihrer Persön­
lichkeitsstruktur nicht in der Lage seien, die Vor- und Nach­
teile ihres kriminellen Tuns abzuwägen und die Vorverurtei­
lungen in ihre Entscheidung mit einzubeziehen 2) . Gleichwohl 
wird auch von dieser Seite nicht geleugnet, daß in Einzelfäl­
len der gegenüber einem Rückfalltäter erhobene erhöhte Schuld­

vorwurf durchaus berechtigt sein kann 3) . Ihre Hauptkritik 

geht deshalb auch dahin, daß in§ 48 ein atypischer Fall nor­
miert worden sei 4) . 

In dieser Auseinandersetzung ist die Frage, ob die Anwendung 
von§ 48 und der dafür erforderliche erhöhte Schuldvorwurf 
bei dem Rückfalltäter eine bestimmte Persönlichkeitsstruktur 

1) Hanack 1968, 111, vgl. auch Mir Puig 1974, 204: "ein Bei­
spiel für (eine) abstrakte und idealistische Einstellung " .  

2) Bindokat 1959, 287; Hanack 1968, 111 ; Stratenwerth 1972, 
1 5 f . ;  Mir Pui

� 
1 974, 202 ff. ; Frosch 1 976, 94, 1 00 ff. ; 

Baumann 1977, 72; Kaiser 1 979 , 70 f .  Rn . 22. In der Be­
gründung etwas abweichend Schöch 1980, 167 f .  Aufgrund der 
Ergebnisse der empirischen Kriminologie meint Schöch, die 
Fähigkeit des Rückfalltäters zu normgerechtem Verhalten 
nehme mit jeder weiteren Verurteilung ab und vermindere 
damit die Schwere der Schuld, denn die Rückfallwahrschein­
lichkeit steige proportional mit der Zahl der Verurteilun­
gen . Vgl . dazu auch Göppinger 1980, 457; Geerds 1 968, 36 ff. 

3) Frosch 1976, 75, 99 f. ; Hanack 1 968, 111 ; Stratenwerth 1972, 
16 (die beiden letzteren beschränken ihre ablehnende Hal­
tung gegenüber der Tatschulderhöhung auf den "typischen 
Rückfalltäter ");  ähnlich Schmidt 1974, 1 88.  

4) Hierzu BVerfGE 50, 125 (1 36) . 
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voraussetzen, von zentraler Bedeutung. Für die Erörterung 
dieser Frage dürften vor allem zwei Persönlichkeitsmerk�a-
le des Rückfalltäters bedeutsam sein: die Steuerung und der 
Halt. Beide Begriffe sind im folgenden zunächst näher zu er­

läutern. 

Die Steuerung wirkt sich als Eigenschaft einer Persönlich­
keit aus, wenn es zu einer Konfrontation von vitalem An-
trieb ( " es-nahen" Geschehnissen im Sinne der Psychoanalyse) 
und regulierender Instanz ( "Ich") kommt. Die typische Si­
tuation, welche steuerndes Verhalten auslöst, ist das Auf­
treten einer von bestimmten Gesamteinstellungen, Normen und 
Vorsätzen des Subjekts her nicht gebilligten Regung 1). Ein 
hoher Grad von Selbstkontrolle in diesem Sinne liegt z. B. 
in folgenden Situationen vor: der Täter faßt Probleme rea­
listisch an, er ist gefühlsmäßig gefaßt, stetig, beharr-
lich, entschlossen, reif, verantwortlich, auf etwas beste­
hend, er überdenkt die Sachlage, bevor er handelt. Ein ge­
ringer Grad von Selbstkontrolle oder keine Selbstkontrolle 
liegt vor, wenn der Täter notwendige Entscheidungen vermei­
det, ausweicht, gefühlsmäßig impulsiv ist oder veränderlich, 
aufgebend, unbeständig, leichtfertig, unreif, nachlässig ist, 
wenn er der Eingebung des Augenblicks folgt ohne nachzuden­
ken oder Dinge sagt, die er später bereut 2). 

Mit Halt wird die Festigkeit des seelischen Gefüges bzw. mehr 
oder minder umfassender Ausschnitte desselben gegenüber dem 
Druck einer bestimmten Situation bezeichnet. Der Begriff des 
Haltes kennzeichnet also die Änderungsresistenz, die auf die 
Beibehaltung einer situationsangemessenen, d. h. auf weite 
Sicht hin für das Individuum im positiven Sinn bedeutsamen 
Haltung und Verhaltensweise abzielt 3 J .  Haltstärke ist dem­
nach gegeben, wenn der Täter widerstandsfähig gegenüber Ver­
suchungen und Verlockungen ist, wenn er eine gewisse Grund­
satztreue hat, selbstsicher und entschlossen ist oder auf 
etwas besteht. Haltlos ist der Täter, wenn er leicht an ihn 
herangetragenen Versuchungen erliegt, wenn er nirgends nein 
sagen kann, willensschwach ist, leicht beeinflußbar, labil, 

1) Thomae 1960, 322.  

2) Dieser Indikatorenkatalog wurde entwickelt im Anschluß 
an Cattell 1978, 72 ( Grundwesenszug C: Ich-Stärke vs. 
Emotionalität und Neurotizismus) und S. 90 ( Grundwesens­
zug G: positiver Überichcharakter vs. abhängiger Charak­
ter ) sowie Guilford 1974, 402 f. (Temperamentsfaktor Be­
dachtsamkeit vs. Impulsivität und Vorsorglichkeit vs. 
Sorglosigkeit). 

3) Thomae 1960, 3 12 f. 
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unbeständig,
)

leichtfertig, impulsiv ist und sich leicht über­
reden läßt 1 • 

Die Persönlichkeitsmerkmale der Steuerung und des Halts las­
sen sich unter dem Oberbegriff der psychischen Stabilität 
zusammenfassen, denn beide Persönlichkeitsmerkmale bezeich­
nen die Resistenzfähigkeit einer Person gegenüber verschie­
denen (internen bzw. externen) Stimuli. 

In welchem Verhältnis steht nun die Anwendung von§ 48 zu 
den Persönlichkeitsmerkmalen der Steuerung und des Halts? 
Diese Frage soll gesondert für psychisch instabile und 
psychisch stabile Täter beantwortet werden. 

2. 2. 1. Der erhöhte Tatschuldvorwurf bei psychisch instabi­
len Rückfalltätern 

Mit den Eigenschaften der Steuerung und des Halts werden die 

beiden Bereiche der Persönlichkeit erfaßt, die die Wider­
standsfähigkeit gegenüber (internen) Triebregungen oder ( ex­

ternen) verlockenden Situationen angeben. Hat die psychisch 
instabile Persönlichkeit in diesem Sinne nur eine geringe Wi­
derstandskraft, so kann ihr zwar die Begehung einer einzelnen 
Tat vorgeworfen werden. Dies gilt jedenfalls dann, wenn man 
die Einzeltatschuld mit dem empirisch-pragmatischen Schuldbe­
griff versteht als " Fehlgebrauch eines Könnens, das wir uns 
wechselseitig praktisch zuschreiben" 2) . Der für die Anwen­

dung des § 48 erforderliche erhöhte Tatschuldvorwurf kann ihr 
gegenüber aber nur dann erhoben werden, wenn man davon aus­
geht, daß durch die Vorverurteilungen Änderungen in diesen 

beiden Persönlichkeitsbereichen veranlaßt worden sind: die 

von der Strafrechtsdogmatik postulierten, von den Vorverur-

1) Im Anschluß an Thomae 1960, 312 f. und Cattell 1978, 90 
( Grundwesenszug G :  positiver Uberichcharakter vs. abhän­
giger Charakter) . Die Doppelverwertung des Grundwesenszugs 
G rechtfertigt sich aus dem engen Zusammenhang zwischen 
den Persönlichkeitseigenschaften " Halt" und " Steuerung ".  

2) Schreiber 1977, 245. 
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teilungen ausgehenden Hemmungsimpulse für die Begehung wei­
terer Straftaten müssen also zu einer Stabilisierung der Wi­
derstandsfähigkeit der Täterpersönlichkeit geführt haben. 

Es erscheint in der Tat möglich , daß es sich bei den Eigen­
schaften der Steuerung und des Halts nicht um zwei Konstanz­
bereiche der menschlichen Persönlichkeit handelt , sondern 
daß Strukturänderungen im Sinne einer Stabilisierung statt­
finden können 1). Ein derartiger Strukturwandel dürfte nach 
den Erkenntnissen der Persönlichkeitsforschung 2) dadurch 
ausgelöst werden , daß sich das Individuum aufgrund einer Um­

deutung der Situation , in der die betreffenden Persönlich­
keitsbereiche angesprochen werden , um die Herstellung einer 
neuen , sinnvollen Beziehung zwischen Situation und Persön­
lichkeit bemüht (was sowohl durch Änderung der Situation 
als auch durch Änderung/Anpassung der Persönlichkeit mög­
lich ist). Diese für den Strukturwandel notwendige Umdeu­

tung der Gesamtsituation kann von einer veränderten Motiva­

tionsstruktur des Individuums abhängig sein , wobei sicher­
lich auch die in der materiellen Rückfallklausel vorausge­
setzten Vorverurteilungen von Einfluß sein können. 

Die Motivationslage des Individuums wird jedoch nicht nur 
durch einen einzigen Umstand , etwa eine oder mehrere Vorver­

urteilungen , bestimmt , sondern sie ist von einer Vielzahl 
von Faktoren abhängig , unter denen sich auch solche mit einer 
entstabilisierenden Wirkung (z. B. Aufenthalt im Strafvollzug) 
befinden können 3). An dieser Tatsache kommt auch der Gesetz­
geber nicht vorbei , wenn er festlegt, die Stabilisierungs­
wirkung sei nur im Hinblick auf die Vorverurteilungen zu 

1) Einschränkend muß gesagt werden , daß diese Annahme nur 
solange gilt , als man die Persönlichkeit nicht als ein 
statisch-konstantes Bündel von Eigenschaften , Gewohnhei­
ten und Reflexen versteht , sondern einem "dynamischen" 
Ansatz folgt; vgl. dazu Thomae 1960 , 326 ff. 

2) Thomae 1960 , 336 , 339 f. , 347. 

3) Thomae 1960 , 336. 
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bestimmen 1) . Selbst wenn man die Vorverbüßung (§ 48 I Nr. 2) 
außer Betracht läßt 2) und allein auf die wenigstens erfor­
derlichen zwei Vorverurteilungen (§ 48 I Nr. 1) abstellt, 
ist es fraglich, ob sie die Veränderung der Motivations­
struktur und damit der hier relevanten Persönlichkeitsbe­
reiche bewirken können. Die Verurteilung eines Straftäters 
dürfte nämlich in ihren Auswirkungen ambivalent sein: zwar 
schärft sie die Verbotskenntnis des Täters und kann damit 

stabilisierend wirken, gleichzeitig geht aber von ihr auch 
ein Stigmatisierungseffekt aus, so daß sie entstabilisie-
rend und kriminogen wirken kann 3) . Die Verurteilung beein­
flußt daher die Motivationslage des Straftäters nicht nur 
in die Richtung, daß sie seine Widerstandsfähigkeit gegen­

über der Begehung von Straftaten festigt. Hinzu kommt, daß 
die Änderung von Persönlichkeitsbereichen ein sich lang hin­
ziehender Prozeß ist, der durch ein einziges Ereignis (z. B. 
ein Strafurteil) zwar ausgelöst, aber wahrscheinlich nicht 

ersetzt werden kann 4) . Es ist also zweifelhaft, ob bei 
psychisch labilen Persönlichkeiten von den Vorverurteilun-
gen die Wirkung ausgeht, die vom Gesetz vorausgesetzt wird: 
wenn die Widerstandsfähigkeit gegenüber der Begehung von 

Straftaten nicht gestärkt wird, kann sich der Rückfalltäter 
auch nicht über zusätzliche "Hemmungsimpulse" hinwegsetzen. 

1) Vgl. Horstkotte 1970, 153 Fn. 24; Hillenkamp 1974, 217, 
bezeichnet das als einen "Griff in die gesetzgeberische 
' Trickkiste ' " •  

2) Vgl. in diesem Zusammenhang zu der kriminogenen Wirkung 
des Strafvollzugs Hanack 19 68, 111; Stratenwerth 1972, 
16 f. , 21; Hillenkamp 1974, 217; Schmidt 1974, 186 f. 
und passim. ; Frosch 1976, 107 f ,  Anders Bindokat 1959, 
289, der meint, zwar könne nicht von der Verurteilung, 
wohl aber von der Verbüßung eine Warnungswirkung aus­
gehen. 

3) Vgl. Bindokat 1959, 289, der darauf hinweist, daß die 
•�oralische Wirkung des Urteils" nicht überschätzt werden 
dürfe. I. ü. ist dies der Ansatzpunkt für das soziologi­
sche Konzept der sekundären Devianz; siehe dazu unten 
3 ,  Kap. 1. Zur Bedeutung von Motivation und Lernen vgl. 
in diesem Zusammenhang Lemert 1974, 457 ff. 

4) Thomae 1960, 339; vgl. hierzu auch Geerds 1968, 37. 
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Hinzu kommt folgende Uberlegung. Selbst wenn die Vorverur­
teilungen die Wirkung hätten, daß sie die Täterpersönlichkeit 
stabilisieren könnten, wäre es immer noch zweifelhaft, ob dem 
Rückfalltäter auch vorgeworfen werden könnte, daß er sich bei 

der Begehung der neuen Tat hierüber hinweggesetzt hat 1) Die 
Notwendigkeit der Neuverurteilung bewiese nämlich nur die 
spezialpräventive Ineffektivität der früheren Verurteilun-

gen 2) : sie hätten gerade keine Änderung dieser Persönlich­
keitsbereiche bewirkt, der an

y
enommene Strukturwandel wäre 

nur ein scheinbarer gewesen 3 . Dieses Versagen des verur­

teilenden Gerichts und der Strafvollstreckungsorgane dürfte 
dem Rückfalltäter aber nicht erschwerend angelastet werden, 
wollte man den Vorwurf nicht mit einer Form von Lebensfüh­
rungs- oder Charakterschuld begründen 4) . Die Strafbarkeit 
eines Verhaltens richtet sich allein nach dem Tatschuldprin­
zip 5) . Gegenüber dem psychisch instabilen Rückfalltäter 
dürfte deshalb der für die Strafschärfung erforderliche er­

höhte Tatschuldvorwurf nicht erhoben werden können. 

1) Die Frage nach der Vorwerfbarkeit wurde - soweit ersicht­
lich - zuerst gestellt von Stratenwerth ( 1972, 1 7  f. ), der 
sie im Hinblick auf den dem Rückfalltäter verbleibenden 
Freiheitsspielraum problematisierte, während hier die Vor­
werfbarkeit im Hinblick auf die spezialpräventive Effekti­
vität der Vorstrafen in Frage gestellt wird. 

2) Frosch 1976, 108. 
3) Thomae 1960, 347 , 
4) Eine reine Lebensführungs- oder Charakterschuld wird heu­

te nicht mehr vertreten; vgl. etwa Stratenwerth 1972, 
5 ff.; Hillenkamp 1974, 213, 216; � 1976, 60 f; 
SK- Horn 1981, § 46 Rn. 39; eine ausführliche Auseinander­
setzung mit den Begriffen der Lebensführungs- oder Charak­
terschuld findet sich bei Bruns 1974, 543 ff. und Schmidt 
1974, 190 ff. 

--

SK- Horn ( 1981, § 48 Rn. 5 f. ) weist darauf hin, daß der Ge­
dankeder Lebensführungsschuld auch nicht in der Form her­
angezogen werden kann, daß dem Rückfalltäter vorgeworfen 
wird, er habe sich die früheren Verurteilungen nicht zur 
Warnung dienen lassen; eine derartige Rechtspflicht, sich 
um gewisser Warnungen willen normgemäß zu verhalten, gebe 
es nämlich nicht; damit fehle es aber an dem für jede 
Form von Schuld vorauszusetzenden Unrecht. 

5) Hierüber herrscht weitgehend Einigkeit, vgl. etwa LK-Hirsch 
1979, § 46 Rn. 6; Dreher- Tröndle 1981, § 46 Rn. 4; S/S-
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2. 2. 2. Der erhöhte Tatschuldvorwurf bei psychisch stabilen 

Rückfalltätern 

Es ist darüberhinaus aber auch der Frage nachzugehen, wel­
che Wirkungen von den Vorverurteilungen auf die psychisch 
stabilen Rückfalltäter ausgehen. Mit diesem Begriff werden 
haltstarke Persönlichkeiten bezeichnet, die einen hohen Grad 
von Selbstkontrolle aufweisen. Auch ihre Persönlichkeits­

eigenschaften können veränderlich sein, können also durch 
eine oder mehrere Verurteilungen beeinflußt werden, wobei 
von den Verurteilungen die gleichen ambivalenten Wirkungen 
ausgehen wie dies bereits für die psychisch instabilen Rück­
falltäter beschrieben wurde 1) . Die psychisch stabilen Per­
sönlichkeiten zeichnen sich j edoch durch ihre von vornher­
ein bestehende Widerstandsfähigkeit gegenüber Triebregungen 
oder verlockenden Tatsituationen aus, sie überdenken die 
Sachlage, bevor sie handeln. Aufgrund ihrer Persönlichke its­

struktur sind die psychisch stabilen Rückfalltäter daher in 
der Lage, auch die früheren Verurteilungen in ihre aktuelle 

Stree 1980, § 46 Rn. 8; Baumann 1977, 368 f. ; Maurach- Zipf 
1978, 430; Stratenwerth 1972, 7 f. 
Diese Auffassung wird grundsätzlich auch von denjenigen 
Vertretern im Schrifttum geteilt, die in gewissen Teilbe­
reichen den Gedanken der Lebensführungsschuld anerkennen 
wollen, z. B. Jescheck 1978, 342 f. , ders. 1968, 58; vgl. 
auch Härtel 1973, 69 ff. Diese Ansicht dürfte nämlich nur 
die Folge der Unsicherheit darüber sein, mit welchem In­
halt der Grundsatz der Einzeltatschuld auszufüllen ist : 
sollen für die Bestimmung der Schuld auch persönlichkeits­
bezogene Elemente eine Rolle spielen (so die wohl h. M. ; 
vgl. etwa S/S- Stree, 1980, § 46 Rn. 8; LK-Hirsch 1979, 
§ 46 Rn. 6; Bruns 1974a, 752 f.) oder sollen diese Ele­
mente nur unterPräventionsgesichtspunkten zu berücksich­
tigen sein ("bereinigter Tatschuldbegriff"; vgl. etwa 
Stratenwerth 1972, 29 ff. ; ähnlich Zipf 1969, 40; auch 
Schaffstein, 1973, 108 ff. ) 

1) Siehe oben S. 42; Thomae (1960, 347) hält allerdings 
eine echte Persönlichkeitsänderung in die Richtung einer 
Haltschwäche für ausgeschlossen. 
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Entscheidung, eine neue Straftat zu begehen, mit einzube­
ziehen. Für diese Tätergruppe gilt deshalb, daß zwar auch 

bei ihnen die Vorverurteilungen keine stabilisierende, ihre 
Widerstandsfähigkeit gegenüber der Begehung von Straftaten 

festigende Wirkung haben. Die Möglichkeit ist aber nicht aus­

geschlossen, daß bei ihnen von ihren psychischen Vorausset­
zungen her der erhöhte Schuldvorwurf im Einzelfall gerecht­
fertigt sein kann 1) . 

Zusammenfassend kann deshalb als das Ergebnis der vorstehen­
den Überlegungen gelten, daß die Anwendung von § 48 und der 

dafür erforderliche erhöhte Schuldvorwurf durchaus ein Ein­
gehen des Richters auf die Persönlichkeitsstruktur des Tä­
ters voraussetzen. Insoweit entspricht dieses Ergebnis der 
Auffassung des BVerfG, wonach der Richter für die Erhebung 

des erhöhten Schuldvorwurfs auch psychische Faktoren und 
charakterliche Eigenschaften des Täters berücksichtigen 

muß 2 ) .  Die allgemeine Rückfallvorschrift darf dabei an sich 
nur auf die Taten von psychisch stabilen, also haltstarken 
und steuerungsfähigen Rückfalltätern angewandt werden 3) . 

Für den empirischen Teil dieser Arbeit ergibt sich hieraus 
die Frage, ob und in welcher Weise die Gerichte in der Pra­
xis bei der Anwendung des § 48 die persönlichkeitsspezifi­

schen Bedingungen der Tatschulderhöhung berücksichtigen. 

1) Im Ergebnis ähnlich Bindokat 1 959, 288; Schmidt 1974, 188; 
Frosch 1976, 9 9. 

2) BVerfGE 50, 1 25 (136) ; vgl. auch Wagner 1979, 45. 
Zweifelnd Härtel 1973, 133 : ein Eingehen auf die Warnungs­
empfänglichkeit des Täters sehe das Gesetz nur in § §  20, 
21 vor. 

3) Im Ergebnis ähnlich 0LG Köln, MDR 1980, 510 und Strafver­
teidiger 1 982, 228; dort wird die Erhebung des erhöhten 
Schuldvorwurfs von den intellektuellen Fähigkeiten und 
der allgemeinen Motivierbarkeit des Tä+,ers abhängig ge­
macht. 
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2. 3. Die Anwendung auf unselbständige Bagatelldelikte 

Nach § 48 II ist die allgemeine Rückfallvorschrift nur dann 
nicht anwendbar, wenn das Höchstmaß der Freiheitsstrafe, die 
für die den Rückfall begründende Tat angedroht ist, weniger 
als ein Jahr beträgt. Indem der Wortlaut der in§ 48 II fest­
geschriebenen Ausnahmeregelu�g abstrakt auf die angedrohte 
Höchststrafe des betreffenden Tatbestands und nicht auf das 

Gewicht des im Einzelfall konkret verwirklichten Unrechts 
abstellt, unterliegen nach der Ansicht von Rspr. 1) und in 
der Literatur h. M. 2) auch die unselbständigen Bagatellde­
likte dem Anwendungsbereich des § 48. Mit dem Begriff der 
unselbständigen Bagatelldelikte werden dabei diejenigen Straf­

taten bezeichnet, deren angedrohte Höchststrafe zwar ein Jahr 
oder mehr beträgt, die jedoch von ihrem konkreten Unrechts-
und Schuldgehalt her gering zu werten sind, also etwa der 

Diebstahl geringwertiger Sachen (§§ 242, 248 a) 3) , die Be­
förderungserschleichung (§ 265 a) 4) oder der Hausfriedens­
bruch (§ 123) 5) . 

Diese Regelung wird von vielen Kritikern 6) wegen der bei 
Vorliegen aller Voraussetzungen obligatorisch zu verhängen-

1) 0LG Stuttgart, Justiz 1971, 357 (358) ; 0LG Hamm, NJW 1972, 
1381; Bay0bLG, JR 1977, 387; 0LG Köln, MDR 1977, 860 und 
0LGSt 1, § 48 S. 13; 0LG Koblenz, NJW 1978, 2043; BVerfGE 
50 , 125. 

2) Blei 1972, 647; Reiß 1974, 300; Frosch 1976, 140; LK­
'iITrsch 1979, § 48 Rn. 4, 32; Sturm 1979, 370; S/S- Stree 
1980, § 48 Rn. 19; Dreher-Trö�1981, § 48 Rn. 1-2-.--

3) Bay0bLG JR 1977, 387; 0LG Koblenz, NJW 1978, 2043. 
4) 0LG Hamm, NJW 1972, 1381. 

5) 0LG Köln, MDR 1977, 860 und 0LGSt 1, § 48 S. 13. 
6) Blei 1972; 648; Frosch 1976, 140 ff. ; Baumann 1977, 675 

�60; Richter 1977, 1907; Maurach•• Zipf 1978, 495; 
Forster 1978, 93 ff. ; Sonnen 1979, 1 11; S/S-Stree 1980, 
§ 48 Rn. 19. 

--
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den Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten für ver­
fehlt gehalten. Die Kritik richte t  sich zum einen gegen die 
in § 48 II festgelegte Grenzziehung. Durch sie werde eine 
Differenzierung zwischen selbständigen und unselbständigen 

Bagatelldelikten geschaffen, die wenig sachgerecht sei, da 
diese Delikte in ihrem konkreten Unrechts- und Schuldgehalt 
kaum Unterschiede in der Strafwürdigkeit aufwiesen 1). Zum 
anderen richtet sich die Kritik gegen das Mißverhältnis 
zwischen dem konkreten Unrechts- und Schuldgehalt des un­
selbständigen Bagatelldelikts, für dessen Bestimmung u.a. 

auch die Höhe des angerichteten Schadens bedeutsam ist 2) 

und der Höhe der obligatorischen Mindestfreiheitsstrafe von 
sechs Monaten 3) . Hier wird wieder deutlich, daß der Gesetz­
geber bei der Einführung der allgemeinen Rückfallvorschrift 
vor allem spezialpräventive Ziele verfolgt hat 4 ) . Ohne all­

gemeine Rückfallvorschrift würden nämlich gerade für unselb­
ständige Bagatelldelikte regelmäßig mildere Strafen verhängt 

werden, als dies in § 48 vorgesehen ist, weil, wie Blei 5) 

zu Recht ausführt, " es eben einfach nicht wahr ist, daß bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 17 (§ 48) der Schuldge­
halt immer bis in einen Bereich hinein angehoben wird, in 
dem derartige Strafmaße am Platze sind ". 

1) S/S-Stre e  1980, § 48 Rn. 19. 
2) Beispielsweise betrug der Schaden in dem Fall, der der 

Entscheidung OLG Hamm, NJW 1972, 1381 zugrunde lag, bei 
einer  vierfachen tatmehrheitlich begangenen Beförderungs­
erschleichung weniger als 5 , - - DM. 

3) Frosch 1976, 141; Richte r  1977, 1908; Forster 1978, 93; 
Härtel 1973, 161. 

4) Vgl. oben S. 32. 

5) Blei 1972, 648. 
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Diese unter dem Gesichtspunkt des Schuldgrundsatzes nicht 

unproblematische und deshalb so stark kritisierte Einbe­
ziehung der unselbständigen Bagatelldelikte in den Anwen­
dungsbereich des § 48 hat verschiedentlich dazu geführt, 

daß Vorschläge unterbreitet wurden, wie diese Regelung be­
reits de lege lata umgangen werden kann. 

2. 3. 1 .  Die extensive Auslegung von§ 48 II ( Richter ) 

Nach der Ansi�ht von Richter 1 ) ergeben die Entstehungsge­
schichte, die grammatikalische, die systematische und die 
teleologische Auslegung von§ 48 I und II, daß selbstän-
dige und unselbständige Bagatelldelikte gleichermaßen nicht 
geeignet sind, einen Täter unter den strafschärfenden Vor­
aussetzungen der allgemeinen Rückfallvorschrift zu verurtei­
len. Der methodische Weg, auf dem Richter zu diesem Ergeb­
nis gelangt, wird dabei nicht ganz deutlich 2 ) . Es lassen 

sich j edoch einige Anhaltspunkte dafür finden, daß Richter 
davon ausgeht, die in § 48 II  festgelegte Ausnahmeregelung 
sei mißverständlich und unvollständig, sie sei deshalb exten­
siv im Sinne seiner Ansicht auszulegen. 

Richter beruft sich zunächst auf die Entstehungsgeschichte 
von § 48. Bei den Beratungen im Sonderausschuß für die 
Strafrechtsreform war die den Rückfall auslösende Tat zu­
nächst als "erhebliche" Tat gekennzeichnet worden 3) . We­

der selbständige noch unselbständige Bagatelldelikte hätten 
unter diesen Begriff subsumiert werden können 4 ) . Von die­
ser Formulierung wurde im Laufe der Beratungen Abstand ge­
nommen, und es wurde stattdessen in Abs. II eine Ausnahmere-

1 )  Richter 1977, 1909. 

2) Gleiches gilt für Horstkotte (1970, 153 ) ,  der ohne weite­
re Begründung davon ausgeht, bei Bagatelltaten könne dem 
Rückfalltäter allgemein "im Hinblick auf Art und Umstän­
de" der Tat kein erhöhter Schuldvorwurf gemacht werden. 

3 )  Prot. V, 381 ff. ; 388 f. ; 2198. 

4) Vgl. Prot. V, 382 ( Horstkotte ) ,  384 ( Schaffheutle ),  388 
( Schaffheutle ) ,  389 ( Schaffheutle ).  
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gelung aufgenommen 1) . Es ergeben sich aus den Protokollen 
der Beratungen keine Hinweise darauf, daß dem Sonderausschuß 
bei dieser Änderung bewußt war, daß mit der neuen Regelung 
nur die heute noch selbständigen Bagatelltaten aus dem An­

wendungsbereich des § 48 ausgeschlossen wurden, während 
z.B. der Hausfriedensbruch (frühere Höchststrafe drei Mona­
te Freiheitsstrafe) und der Mundraub (§ 370 I Nr. 5 a. F. ; 
Ubertretung) durch ihre allgemeine gesetzliche "Aufwertung" 
von§ 48 erfaßt wurden. Die Entstehungsgeschichte der all­
gemeinen Rückfallvorschrift dürfte daher für die Ansicht von 
Richter sprechen, daß § 48 auf unselbständige Bagatelldelik­
te nicht anwendbar ist 2) 

Dieser aus der Entstehungsgeschichte erkennbare Wille des 
Gesetzgebers 3) , argumentiert Richter, habe in § 48 II sei­
nen - wenn auch unvollkommenen und mißverständlichen - Aus­

druck gefunden; bei der Interpretation der Ausnahmeregelung 

sei deshalb auch der Unrechtsgehalt der Rückfalltat zu be­
rücksichtigen. Die Auslegung einer rechtlichen Vorschrift 
nach den Regeln der Grammatik und Semantik wird jedoch durch 
die sprachlich mögliche Bedeutung der verwendeten Ausdrücke 

und Begriffe begrenzt 4) . Die in § 48 II festgelegte Ausnah­
meregelung verwendet den Begriff der für die neue Tat "ange­
drohten " Höchststrafe. Mit diesem Begriff wird allein auf 
die abstrakte Strafdrohung, nicht auf die im konkreten Fall 

"verwirkte" Strafe abgestellt. Von der Wortbedeutung her 
ist es daher ausgeschlossen, auch die unselbständigen Baga­

telldelikte unter die Ausnahmeregelung in§ 48 II zu subsu-

1) Prot. V, 2201 ff. 

2) Ähnlich Wagner 1979, 48, 50; Frosch 1976, 143; Forster 
1978, 92. 

3) Ein Indiz hierfür dürfte auch die Ansicht von Horstkotte ( S. 
48 Fn. 2) darstellen, der als Mitarbeiter der BMJ an den 
Beratungen des Sonderausschusses teilgenommen hatte. 

4) Larenz 1979, 309. 
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mieren 1) Der Ansicht von Richter dürfte deshalb in diesem 
Punkt zu widersprechen sein. Da die Wortbedeutung die Grenze 
nicht nur für die grammatikalische Auslegung, sondern gleich­
zeitig für sämtliche Auslegungskriterien bildet 2) , kann es 
auf die systematischen und teleologischen Argumente, die 
Richter zur Stützung seiner Ansicht aufführt, nicht ankom­
men. Es kann deshalb festgestellt werden, daß eine extensi-

ve Auslegung von§ 48 II mit dem Ziel, die unselbständigen 

Bagatelldelikte dem Anwendungsbereich des § 48 I zu entzie­

hen, nicht möglich ist. 

2 , 3. 2 ,  Die analoge Anwendung von § 243 II (Forster) 

Der Vorschlag von Forster 3) geht dahin, die in§ 243 II 
zum Ausdruck gekommene Wertentscheidung des Gesetzgebers, 
den Diebstahl geringwertiger Sachen zu privilegieren, in 
entsprechender Anwendung auf die allgemeine Rückfallvor­

schrift zu übertragen. Zur Begründung seines Vorschlags 
stützt sich Forster im wesentlichen 4) auf zwei Uberlegun­
gen, Aus der Systematik des Gesetzes (z. B. §§ 248 a, 243 II 
StGB, §§ 153, 153 a StPO) werde deutlich, daß Bagatellstraf­
taten vereinfacht verfolgt und der Bagatellstraftäter gün­
stiger als der sonstige Straftäter gestellt werden solle 5) . 
Und : " Wenn das Gesetz beim Diebstahl geringwertiger Sachen 

1) OLG Stuttgart, J�stiz 1971, 357 (358) ; OLG Hamm, NJW 1 972, 
1381 f. ; BayObLG, NJW 1977, 912 ; OLG Koblenz, NJW 1978, 
2043 ; Wagner 1979, 50 ; Frosch 1976, 140 ; Forster 1978, 
88 ff. 

2) Larenz 1979, 332 f. ; ähnlich OLG Koblenz, NJW 1978, 2043 
(2044). 

3) Forster 1978, 97 ff. Vor Forster hatte sich schon das 
BayObLG, NJW 1977, 912 mit diesem Vorschlag auseinander­
gesetzt. 

4) Zusätzlich weist Forster (1978, 94 f. ) auf die mißliche 
strafprozessuale Situation hin, daß oftmals bei den un­
selbständigen Bagatelldelikten wegen des Strafantragser­
fordernisses der Fortgang des Verfahrens mit der Verur­
teilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens sechs Mo­
naten allein in der Hand des Strafantragstellers liegt. 
Ebenso Richter 1977, 1909. 

5) Forster 1978, 83 f. 
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eine Mindeststrafe von drei Monaten als zu hoch ansieht, 
dann muß erst recht eine Mindeststrafe von sechs Monaten 
zu hoch und damit die Anwendbarkeit des § 48 ausgeschlos­
sen sein" 1) . 

Forster macht in seinem Vorschlag nicht deutlich, auf wel­
chem methodischen Weg er den Ausschluß der unselbständigen 
Bagatelldelikte aus dem Anwendungsbereich des § 48 I er­
reichen will. Seine Formulierung ("entsprechende Anwendung") 
legt jedoch nahe, daß er eine Analogie bilden will : die Aus­
nahmeregelung in§ 243 II  soll auf die Ausnahmeregelung in 

§ 48 II analog angewandt werden. 

Methodisch setzt die Analogie neben einer offenen Gesetzes­
lücke voraus, daß die beiden untersuchten Tatbestände (§ 48 
II und§ 243 II) in den für die rechtliche Bewertung maßgeb­
lichen Hinsichten übereinstimmen, so daß die Ausfüllung der 

Gesetzeslücke mit der Rückführung auf ein im Gesetz angeleg-
2 )  tes Prinzip begründet werden kann Ein derartiges Prinzip, 

daß die unselbständigen Bagatelldelikte aus dem Anwendungs­
bereich der erhöhten Mindeststrafe ausnimmt, ist aber auch 
aus § 243 II nicht ableitbar, Dort werden nur geringwerti-
ge Sachen aus dem Anwendungsbereich des § 243 I herausgenom­
men; dieser Begriff nimmt allein Bezug auf die nach§ 248 a 
zu behandelnden Eigentums- und Vermögensdelikte, nicht aber 
auf die nicht unter diesen Oberbegriff fallenden sonstigen 
unselbständigen Bagatelldelikte, z. B. § 123 I. Mit der Ana­
logie zu§ 243 II kann Forster daher nur einen Teil des ge­
wünschten Ergebnisses, nämlich bzgl. der Eigentums- und Ver­
mögensdelikte im Bagatellbereich, begründen. 

Aber auch gegen eine derartige eingeschränkte Analogie las-

1) Forster 1978, 97 f. 
2) Larenz 1979, 366. 
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sen sich Einwände erheben; Einwände, die bereits in dem Ur­
teil des BayübLG 1) zur Anwendung des § 48 auf einen Dieb­
stahl einer geringwertigen Sache geführt haben. Dort wurde 
argumentiert, die Strafschärfung nach § 243 I sei tatbezo­
gen, die Strafschärfung nach § 48 I persönlichkeitsbezogen. 
Grundlage dieses Arguments ist der Gedanke, daß sich die 
Rechtsfolgenbemessung gern . § §  242, 243 nach anderen Krite­
rien richtet als die gern. § 48. Der gern. § 243 I anzuwen­

dende Strafrahmen wird nur dann berücksichtigt, wenn im Ein­
zelfall das Gewicht von Unrecht und Schuld deutlich über dem 

Normalfall des einfachen Diebstahls gern. § 242 liegt. § 243 
nimmt damit auf den Unwertgehalt der konkreten Tat Bezug, 
wobei es gleichgültig ist, ob die berücksichtigten Momente 
im obj ektiven (z. B. Einbruchsdiebstahl) oder im subjekti-
ven ( z. B. gewerbsmäßiger Diebstahl 2) ) Bereich liegen. Als 
Folge dieser tatbezogenen Strafschärfung verschieben sich 
sowohl die Mindest- als auch die Höchststrafdrohung des von 

§ 242 vorgegebenen Strafrahmens. 

Anders liegt es bei der Strafschärfung gern. § 48 I. Als der 
Gesetzgeber die Mindeststrafe für Rückfalltäter auf sechs 

Monate Freiheitsstrafe festsetzte, wollte er damit nicht nur 
den Ausgleich für erhöhte Schuld schaffen, sondern zugleich 
wurden spezialpräventive Ziele verfolgt: da der neu einge­

führte § 47 für den Regelfall die Verhängung von unter sechs 
Monaten liegenden Freiheitsstrafen verbot, sollte die erfor­

derliche Strafe für Rückfalltäter über dieser Mindestgrenze 
liegen 3) . Das spezialpräventive Interesse des Gesetzgebers 
äußert sich auch darin, daß hier lediglich die Mindeststra-

1) BayObLG NJW 1977, 912. 
2) Zum Verhältnis § 243 I Nr. 3 zu § 48 vgl. LK-Heimann­

Trosien 1974, § 243 Rn . 28. 

3) Vgl. oben S. 32 
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fe, nicht auch die Höchststrafe angehoben ist 1) . Damit wird 
deutlich, daß die gern. § 48 I obligatorisch zu verhängende 
Strafschärfung nicht so sehr auf die Tat als auf die Person 
des Rückfalltäters bezogen ist. 

Diese mangelnde Ubereinstimmung zwischen den mit den Grund­
satzvorschriften (§ 48 I, § 243 I) verfolgten Interessen muß 
sich aber auch auf die Ausnahmeregelungen jeweils im zweiten 
Absatz auswirken. Wenn nämlich schon in den Grundsätzen kei­
ne Identität oder wenigstens Ähnlichkeit besteht, dann ist 
nicht einzusehen, warum sie gerade bei den Ausnahmeregelun­

gen bestehen soll. Da sich aber eine rechtlich begründbare 

Ubereinstimmung zwischen diesen beiden Vorschriften nicht 
nachweisen läßt, kann eine analoge Anwendung von§ 243 II 

auf§ 48 II nicht stattfinden. 

2. 3. 3. Die Schwere der Schuld als Auslegungsrichtlinie 

für§ 48 (Horn) 

.!:!.2l:ll 2) hat angeregt, die allgemeine Rückfallvorschrift nur 
in den Fällen anzuwenden, in denen die "Tatschuld auch ein 
Gewicht erreicht, welches die Verhängung von mindestens 
sechs Monaten Freiheitsstrafe als (noch) schuldangemessen 

erscheinen läßt". Erreiche die Tatschuld selbst unter Be­
rücksichtigung des Rückfalls die Sechs-Monatsgrenze nicht , 
so seien die materiellen Voraussetzungen des § 48 nicht er­
füllt. Bei einer derartigen Interpretation der allgemeinen 

Rückfallvorschrift dürften die unselbständigen Bagatellde­
likte in der Regel aus dem Anwendungsbereich des § 48 aus­
scheiden. Horn begründet seine Ansicht mit dem Argument, 

1) Zipf 1977, 389, 
2) SK-Horn 1981, § 48 Rn. 9, 13, 14 ff. Ähnlich auch Maurach 

1971,858, die Grundsätze der Strafzumessung gern , � 46 
gälten auch für die Frage, 11ob der Richter überhaupt den 
Schärfungsrahmen des § 48 anwenden soll. " 
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es sei nicht anzunehmen, daß der Gesetzgeber mit § 48 eine 

Durchbrechung des Schuldprinzips angeordnet und die Verhän­
gung von Uberschuldstrafe in Kauf genommen habe 1) ; eine 
nicht schuldangemessene Strafe dürfe aber auch nicht aus 
Gründen der Prävention verhängt werden 2) . 

Wie bereits dargestellt wurde, wird aus der Entstehungsge­
schichte der allgemeinen Rückfallvorschrift deutlich, daß 

der Gesetzgeber bei der Einführung von§ 48 vor allem spe­
zialpräventive Ziele verfolgt hat; die Harmonisierung mit 

dem Schuldprinzip sollte durch die materielle Rückfallklau­
sel gewährleistet werden. Die Folge davon ist, daß § 48 
dann, wenn seine Voraussetzungen erfüllt sind, eine schuld­
und strafbegründende Wirkung entfalten kann. Es dürfte des­
halb gegen Horn der Ansicht Froschs 3) zuzustimmen sein, 
daß der Gesetzgeber bei der Einführung von § 48 tatsächlich 
die Verhängung von Uberschuldstrafe in Kauf genommen hat. 

Gewichtiger erscheint Horns zweiter Einwand, die (noch) 
schuldangemessene Strafe bilde die Grenze für präventive 
Erwägungen. Die hiermit angesprochene Bindung an den Schuld­
gehalt der konkreten Tat gilt in erster Linie für den Rich­

ter. Aber auch der Gesetzgeber ist an das Verfassungsrang 
genießende 4) Schuldprinzip gebunden 5) . Er kann zwar bei 
der Festlegung der Unter- und Obergrenzen des Strafrahmens 
unterschiedliche Gewichtungen einzelner Momente vornehmen, 
die von ihrem Schuldgehalt her leichtesten und schwersten 
Fälle müssen sich j edoch in den Strafrahmen einordnen las-

1 ) 
2) 
3) 
4) 
5) 

SK-Horn 1981, 

SK-Horn 19 81, 
Frosch 1976, 

§ 48 Rn. 

§ 48 Rn. 

179. 

BVerfGE 20, 323 (331) ;  

9; ebenso Richter NJW 1977, 1909. 
11. 

45, 187 (228) ; 50, 125 (133) . 
Vgl. hierzu Wagner 1979, 55 Fn. 64 i. V.m. Zipf 1977, 389. 
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sen. Bei der praktischen Ausübung des legislativen Ermes-
sens können in Einzelfällen Widersprüche zum Schuldprinzip 
auftreten, wie es z. B. (hier allerdings offenbar unbewußt 1 ) ) 
bei den unselbständigen Bagatelldelikten der Rückfalltäter 

geschehen ist. Ein derartiger Widerspruch bedeutet nicht 
zwangsläufig, daß diese Norm auch verfassungswidrig ist 2) 

So hat das BVerfG J) festgestellt, daß die Anwendbarkeit 
von§ 48 auf unselbständige Bagatelldelikte mit dem Grund­
gesetz vereinbar ist, da ein Verstoß des Gesetzgebers gegen 
das Schuldprinzip nur dann verfassungswidrig sei, wenn die 
gesetzliche Regelung zu "schlechthin untragbaren Ergebnis­

sen" führen würde. 

Der Richter ist bei der Anwendung einer Vorschrift an die 
- verfassungsgemäße - Wertentscheidung des Gesetzgebers ge­
bunden ( Art. 97 I GG) . Er muß deshalb, sofern ihre Voraus­
setzungen erfüllt sind, auch die allgemeine Rückfallvor­

schrift anwenden, die bei Rückfall aus Gründen der erhöhten 
Schuld die sechsmonatige Mindeststrafe vorsieht 4) . Eine 
eigene richterliche Wertung des ( Mindest-) Schuldgehalts 
dieser Strafzumessungstatsache am Maßstab des § 46 wäre ge­
setzeswidrig und damit unzulässig. Horns Prämisse, eine 
nicht schuldangeroessene Strafe dürfe auch aus präventiven 

Gründen n icht verhängt werden, kann daher für den Sonder­
fall der unselbständigen Bagatelldelikte nicht zugestimmt 
werden. 

2. J. 4. Die Anwendung von Kollisionsregeln im Verhältnis 
von § 46 zu § 48 (Wagner) 

Wagner 5) vertritt die Auffassung, die allgemeine Rückfall-

1) Vgl . oben S. 49. 
2) So aber andeutungsweise .!i2.Dl 1 977, 566. 
3) BVerfGE 50, 1 25 ( 1 40) . 
4) LK-Hirsch 1979, § 48 Rn. 43; Maurach- Zipf 1 978, 49 5. 

5) Wagner 1 979, 56 f. 
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Vorschrift sei nicht anzuwenden, wenn die Rückfalltat vom 
Unrechts- und Schuldgehalt her nicht so schwer wiege, daß 

in Zusammenschau mit den Vortaten eine mindestens sechsmo­
natige Freiheitsstrafe als schuldangemessen anzusehen sei; 

stattdessen sei die Strafe nach der allgemeinen Strafzumes­
sungsregel des § 46 zu bemessen. Wagner kommt damit zu dem­

selben Ergebnis wie Horn, seine Begründung ist jedoch eine 
andere. Zum einen, sagt Wagner 1) , sei auf das Verhältnis 

von§ 48 zu§ 46 der Satz "lex specialis derogat legi 
generali" nicht anwendbar, denn zwischen den beiden Vor­
schriften bestehe auf der Rechtsfolgenseite kein unauflös­
barer Widerspruch. Vielmehr handele es sich bei§ 48 um 
eine den§ 46 ergänzende Vorschrift. Im Kollisionsfall sei 
der Widerspruch zwischen beiden Vorschriften zugunsten der 
allgemeinen Norm, § 46, zu lösen. Zum anderen 2 ) gelte ne­
ben der Forderung nach schuldangemessener Strafe auch der 
verfassungsrechtliche Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zwischen Schuld und Strafe. Bei der Anwendung des § 48 sei 

deshalb zusätzlich auch zu prüfen, ob die Verhängung der 
sechsmonatigen Mindestfreiheitsstrafe dem Verhältnismäßig­
keitsprinzip entspreche. Das sei bei Bagatelldelikten in 
der Regel nicht der Fall. 

Gegen Wagners erstes Argument läßt sich einwenden, daß es 
zweifelhaft erscheint, ob auf das Verhältnis von § 48 zu 

§ 46 der Satz "lex specialis derogat legi generali" nicht 

doch anzuwenden ist. Wagner begründet die Nichtanwendbar­
keit dieser Kollisionsregel mit der Feststellung, § 46 le­
ge keine Rechtsfolgen fest, also könne zwischen§ 46 und 

§ 48 auf der Rechtsfolgenseite kein unauflösbarer Wider­
spruch bestehen. Diese Behauptung dürfte aber zu bezwei­
feln sein. Auch die Grundlagenformel des § 46 I 1 läßt 

1) Wagner 1979, 53 ff. 

2) Wa
�

ner 1 979 , 56 f. , ähnlich : 0LG Köln, MDR 1 977, 860 
(8 1 ) ; S/S- Stree 1 980, § 48 Rn. 1 9; LK-Hirsch 1979, 

§ 48 Rn. 43; Lackner 1981 , § 48, 4. 
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sich nämlich in eine Tatbestands- und Rechtsfolgenseite zer­
legen: wer eine Straftat be

,
angen hat, wird auf der Grundla­

ge seiner Schuld bestraft 1 . Die aufgrund von§ 46 ausge­

sprochene Rechtsfolge kann im Einzelfall sehr wohl mit der 
in§ 48 angeordneten Rechtsfolge in Widerspruch geraten. 
Insbesondere in den Fällen, in denen ein unselbständiges 
Bagatelldelikt zur Verurteilung ansteht, kann die Strafzu­

messung nach§ 46 zu einer milderen Strafe als der gern. § 48 
obligatorisch zu verhängenden Mindestfreiheitsstrafe von 
sechs Monaten führen . Dieser Widerspruch zwischen den sich 

aus § 46 und § 48 ergebenden Rechtsfolgen dürfte aber nach 

dem Satz "lex specialis derogat legi generali "  zu lHsen 
sein, weil andernfalls der speziellen Norm (§ 48) überhaupt 
kein Anwendungsbereich bliebe 2). 

Für Wagners Ansicht, die Anwendbarkeit von§ 48 sei zusätz­

lich nach dem aus der Verfassung abgeleiteten Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit zu beurteilen , scheint die tlberlegung zu 
sprechen, daß alle staatlichen Eingriffe in die Rechtssphäre 
des Bürgers diesem Grundsatz unterliegen, also auch die Verhän­

gung von Strafen 3) und Maßregeln (§ 62) . Im Strafrecht bedeu­
tet die Geltung des Verhältnismäßigkeitsprinzips, daß der Zweck 
der staatlichen Deliktsreaktion ( Sanktion) zu der Beschränkung 

der Rechte des Betroffenen in einem angemessenen Verhältni s  

stehen muß 4). Dabei erhält das Verhältnismäßigkeitsprinzip 
seinen Inhalt erst bei Berücksichtigung des mit dem staat­
lichen Eingriff ( Strafe) verfolgten Zwecks. Dieser Zweck 

muß jedoch nicht nur im Schuldausgleich liegen, sondern die 

1) Eigentlich : wer Täter ist, . . . .  Vgl . dazu auch das von 
Larenz 1979, 233  f .  gewählte Beispiel zu § 536 BGB . 

2) Vgl. Larenz 1979, 251 f .  
3 )  Vgl. BVerfGE 2 3 ,  127 (133); S/S- Stree 1980, § 46, Rn . 74 . 
4) Vgl. S/S-Stree 1980, § 46 Rn. 74; Maurach-Zipf 1977, 92 . 
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Strafe kann auch aus Gründen der Prävention, Resozialisie­
rung, Sühne oder Vergeltung verhängt werden. Das bedeutet, 
daß eine strafrechtliche Sanktion, die dem Schuldgrundsatz 
widerspricht, gleichwohl bei Berücksichtigung anderer Zwecke 
eine verhältnismäßige staatliche Reaktion sein kann. Die ob­
ligatorische Verhängung der sechsmonatigen Mindestfreiheits­
strafe dürfte allein aus der Perspektive der Spezialpräven­
tion betrachtet auch bei im Rückfall begangenen unselbs tän­
digen Bagatelldelikten eine ( noch) angemessene staatliche 
Reaktion sein, da - jedenfalls bei einer sinnvollen Ausge­
staltung des Strafvollzugs - ein Resozialisierungseffekt 
erst bei dieser Mindestdauer eintreten dürfte 1) . Auch der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit dürfte deshalb nicht der 
geeignete Ansatzpunkt sein, um diese Delikte aus dem Anwen­
dungsbereich des § 48 auszuscheiden. 

2. 3. 5. Die restriktive Interpretation der materiellen Rück­
fallklausel 

Die Auseinandersetzung mit den in den letzten Jahren de lege 
lata vorgeschlagenen Möglichkeiten zur Lösung der Problema­
tik der im Rückfall begangenen Bagatellstraftaten hat ge­
zeigt, daß sie zwar das gewünschte Ergebnis zu begründen 
vermögen, daß aber gegen jeden der einzelnen Lösungswege 
Bedenken vorgebracht werden können. Die Kritik stützt sich 
dabei vor allem auf zwei Gesichtspunkte : zum einen wird 
teilweise verkannt, daß § 48 einen selbständigen, von § 46 

unabhängigen Anwendungsbereich hat, in dem der allgemeinen 
Rückfallvorschrift eine strafbegründende Wirkung zukommt 

( Horn, Wagner) . Zum anderen kann die Entwicklung einzelner 

Lösungswege aus methodischen Gründen nicht akzeptiert wer­
den ( Richter, Forster) . 

1 )  Ähnlich Sonnen 1979, 1 1 1 ;  Zipf 1977, 388. Vorsichtiger 
dagegen Göppinger 1980, 383 f. 
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Der richtige Ansatzpunkt für eine Lösung dieses Problemkrei­
ses dürfte deshalb weder in dem Verhältnis von§ 48 zu§ 46 
noch in der Ausnahmeregelung (§ 48 II), sondern in der Grund­
satzregelung der allgemeinen Rückfallvorschrift (§ 48 I) zu 

suchen sein. Hier ist vor allem die materielle Rückfallklau­
sel genauer zu untersuchen, denn aus ihr ergibt sich der er­

höhte Tatschuldvorwurf, dessen Berechtigung gerade bei im 
Rückfall begangenen Bagatellstraftaten bezweifelt wird 1) 

Die Mißachtung der von den Vorverurteilungen ausgehenden War­
nungswirkung ist eine Voraussetzung, deren Vorliegen dem 

Rückfalltäter im Einzelfall nachzuweisen ist 2). Der erhöh-
te Tatschuldvorwurf kann berechtigt sein, wenn von den frühe­
ren Verurteilungen Hemmungsimpulse ausgegangen sind, über die 
sich der Rückfalltäter bei Begehung der neuen Tat vorwerfbar 
hinweggesetzt hat. Bei psychischer Instabilität des Rückfall­

täters dürfte dieser Vorwurf in der Regel nicht erhoben wer­

den können J ) . Es sind darüberhinaus aber auch andere Umstän­
de denkbar, in denen dieser Vorwurf aufgrund der aktuellen 

besonderen psychischen Situation des Rückfalltäters nicht 
erhoben werden kann, z.B. bei Affekttaten, Triebtaten oder 
Alkoholeinfluß, aber auch bei nachträglichem Fortfall der 
Strafbarkeit der Vortaten oder sozialer Hilflosigkeit des 

Rückfalltäters 4 ) . Bei einer sorgfältigen Prüfung dieser ma­
teriellen Voraussetzung werden also bereits eine Vielzahl 
von Rückfalltätern aus dem Anwendungsbereich des § 48 ausge­
schieden. 

Besonderer Berücksichtigung bedarf aber auch die Art-und- Um­
stände- Formel innerhalb der materiellen Rückfallklausel (der 

1) Auf die Bedeutung der materiellen Rückfallklausel weisen 
in diesem Zusammenhang hin: BVerfGE 50, 125 (136); LG 
Bonn NJW 1977, 1929 ( 1930); Härtel 1973, 161; Zipf 1977, 
389; Maurach- Zipf 1978, 495; Sonnen 1979, 111; kritisch 
Forster 1978, 97. 

2) Vgl. oben S. 36 

3) Vgl . oben S. 45 

4) Vgl. oben S. 37 
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erhöhte Tatschuldvorwurf muß "im Hinblick auf Art und Um­
stände der Straftaten" zu machen sein) . Zwar ist zuzugeben, 

daß diese Formel komplex und global ist und daß sie sich 
auf dem ersten Blick auf einem derart hohen Abstraktions­
niveau bewegen mag, daß sie bereits als "eine kleine Selbst­
verständlichkeit" bezeichnet worden ist 1 l .  Aber selbst wenn 
diese Formel vom Gesetzgeber nicht bewußt gewählt worden 
ist 2) , so kann sie doch in der Weise ausgelegt werden, daß 
ihr heute rechtlich maßgeblicher, normativer Sinn ermittelt 
wird 3) 

Eine Auslegung der Art-und-Umstände-Formel kann nur auf der 
Grundlage des möglichen Wortsinns geschehen 4) . Mit dem Be­
griff des "Umstands" wird eine "besondere Einzelheit" be­
zeichnet, "die für ein Geschehen wichtig ist und es mit be­
stimmt" 5 l .  Der Begriff der "Umstände" nimmt also Bezug auf 
die Tatsituation, bzw. bestimmte Bedingungen der Tatbegehung, 

wozu auch die bereits erwähnte soziale Hilflosigkeit oder 
die nachträgliche Straflosigkeit von Vortaten gehört 6) . Zur 
Schwere der Tat läßt sich dieser Begriff nicht in Beziehung 
setzen. 

Der Begriff der "Art" hat in diesem Zusammenhang die Bedeu­
tung Eigenart, Wesen, Beschaffenheit, Natur 7 l ;  er ent-

1) Frosch 1976, 78. 

2) Zur Gesetzgebungsgeschichte Frosch 1976, 33. 

3) Zur objektiv-subjektiven Auslegungstheorie vgl. Larenz 
1979, 305. 

4) Larenz 1979, 309. 
5 )  Duden 1970, 683. 
6 )  

7 )  

Wagner 1979, 46. 
Duden 1970, 62; daß hier nicht die Bedeutung von Sorte, 
Gattung gemeint ist, dürfte daraus . hervorgehen, daß "Art" 
im vorliegenden Zusammenhang nur als Singularwort gebraucht 
ist. 
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wickelt also eine Beziehung zu bestimmten Delikten und De­
liktsformen 1) , die sich nicht nur als Hinweis auf unter­
schiedliche Deliktskategorien ( verkörpert in Straftatbe­
ständen) , sondern auch auf unterschiedliche Schweregrade 

interpretieren läßt 2) . Der Diebstahl einer geringwertigen 
Sache und der Bandendiebstahl eines wertvollen Kunstgegen­
stands sind in diesem Sinn Diebstähle verschiedener "Art" 3) 

Von der Wortbedeutung der Art-und- Umstände- Formel her dürf­
te es mithin nicht ausgeschlossen sein, hier den Ansatz-

punkt für den Versuch zu sehen, die unselbständigen Bagatell­

delikte aus dem Anwendungsbereich des § 48 I auszuscheiden. 
Dabei soll hier nicht die Auffassung vertreten werden, Baga­

telldelikte könnten 
'
enerell nicht dem Anwendungsbereich des 

§ 48 I unterfallen 4 . Vielmehr ist auch bei den unselbstän­
digen Bagatelldelikten die sorgfältige Prüfung der Voraus­
setzungen des § 48 I erforderlich. Nur dürfte es bei ihnen 

häufig so sein, daß angesichts der Art (im Sinne von Eigen­
art) der begangenen Rückfalltat die Vorverurteilungen keine 

Warnungswirkung entfalten konnten, wenn es sich bei der 

Rückfalltat im Gegensatz zu den Vortaten um ein äußerst ge­
ringfügiges Vergehen handelt. 

Aus der materiellen Voraussetzung, der Rückfalltäter müsse 
"im Hinblick auf Art und Umstände der Straftaten" mit erhöh­
ter Schuld gehandelt haben, könnte deshalb die Schlußfolge­
rung gezogen werden, daß es sich bei den einzelnen Strafta-

1 )  Vgl. Wagner 1979, 46. 
2) Ähnlich auch Härtel 1973, 162: der Begriff der "Art" 

der Straftaten habe nicht nur einen qualitativen, son­
dern auch einen quantitativen Sinn. 

3) So andeutungsweise auch Wagner 1979b, 31 3, der einen Zu­
sammenhang zwischen Ladendiebstahl und anderem Diebstahl 
verneint. 

4) So aber Horstkotte 1970, 153 f.; ähnlich Härtel 1973, 
161 ff. 
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ten um kriminologisch gleichartige Taten handeln muß. Die 
kriminologische Gleichartigkeit der Taten dürfte dabei aus­
geschlossen sein, wenn trotz der Erfüllung desselben Tatbe­
stands ein deutlicher Unterschied in dem Unrechtsgehalt der 
einzelnen Taten besteht. Andererseits könnte die kriminolo­
gische Gleichartigkeit beispielsweise dann angenommen wer­
den , wenn sich dieselbe kriminelle Motivation des Rückfall­
täters in der Verwirklichung unterschiedlicher Tatbestände 

ausdrückt. 

Für eine derartige Interpretation der materiellen Rückfall­
klausel spricht nicht nur das Argument, daß der Gesetzgeber 
den Anwendungsbereich des § 48 (§ 17 a.F. ) ohnehin nur auf 
"erhebliche" Taten beschränken wollte. Vielmehr dürfte sie 
auch dem Urteil des BVerfG 1) gerecht werden, das eine sche­

matische Berücksichtigung der Vorstrafen für unzulässig er­
klärt hat. Dabei ist die hier vorgeschlagene Interpretation 

sogar noch etwas präziser als die vom BVerfG entwickelten 
Grundsätze, als sie klarstellt, daß für die Erhebung des 
erhöhten Schuldvorwurfs nicht allein auf die strafrechts­
systematische, sondern auf die kriminologische Beziehung 
zwischen den Taten abzustellen ist. 

Eine Stützung erfährt die restriktive Interpretation der ma­
teriellen Rückfallklausel schließlich auch durch die inso­
weit parallel gelagerte Vorschrift§ 56 f. Nach§ 56 f I Nr. 
1 reicht es für den Widerruf der Strafaussetzung nicht aus, 

daß irgendeine Straftat begangen wird. Vielmehr muß der Ver­
urteilte durch die neue Straftat zeigen, " daß die Erwartung, 
die der Strafaussetzung zugrunde lag, sich nicht erfüllt 
hat ". Der Inhalt dieser " Erwartung" ist in§ 56 I 1 näher 

beschrieben. Danach wird die Strafe nur dann ausgesetzt, 
"wenn zu erwarten ist, daß der Verurteilte sich schon die 

1) BVerfGE 50, 125 (137) . 
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Verurteilung zur Warnung dienen lassen und künftig auch 

ohne die Einwirkung des Strafvollzugs keine Straftaten mehr 
begehen wird". Der Widerruf der Strafaussetzung knüpft da­
mit in der gleichen Weise an die Mißachtung der von einer 

Verurteilung ausgehenden Warnungswirkung an wie § 48. Für 
§ 56 f entspricht es aber einer verbreiteten Ansicht 1) , 

daß Bagatelldelikte der an die Strafaussetzung geknüpften 
Erwartung in der Regel nicht entgegenstehen. Der hierin zum 
Ausdru ck kommende Gedanke, auch im Rückfall solle bei völlig 

unerheblichen Taten nicht mit der vollen Schärfe des Geset­
zes vorgegangen werden, könnte bei der Auslegung der mate­
riellen Voraussetzung des § 48 mit herangezogen werden. 

Für den empirischen Teil dieser Arbeit stellt sich nach alle­

dem die Frage, ob und mit welcher Häufigkeit§ 48 auf unselb­
ständige Bagatelldelikte angewandt wird. Gleichzeitig wird zu 
ermitteln sein, ob die Ablehnung der Anwendung von§ 48 bei 

diesen Delikten signifikant häufiger als bei anderen er­
folgt, denn hieraus könnte auf eine Unzufriedenheit der Rich­
ter mit der allgemeinen Rückfallvorschrift im Bereich der Ba­
gatellkriminalität geschlossen werden. 

Wagner 2) hat in seiner empirischen Untersu chung von 1000 

Ladendiebstahlsverfahren, also von Verfahren, bei denen un­
selbständige Bagatelldelikte eine nicht unwesentliche Rolle 
spielen dürften, herausgefunden, daß in einem Drittel der 
42 Verfahren, in denen die formellen Rückfallvoraussetzun­
gen vorlagen, § 48 nicht angewandt wurde. Die Nichtanwen­
dung der allgemeinen Rückfallvorschrift gegenüber jedem 
dritten rü ckfälligen Ladendieb dürfte sich nur damit er­

klären lassen, daß die Richter in diesen Fällen § 48 re­

striktiv ausgelegt und Ladendiebstählen mit geringem Un­
rechts- und Schuldgehalt keine rückfallbegründende Wir-

1) S/S-Stree 1980, § 56 f Rn. 4; vorsichtiger dagegen 
Dreh�öndle 1981, § 56 f Rn. 3 ; LK-Ruß 1981, § 56 f 
Rn . 3 

2) Wagner 1979b, 303  ff.; 1979, 39. 
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kung zugeschrieben haben. Es wird zu ermitteln sein, ob 
sich derartige Tendenzen auch bei anderen Bagatelldelikten 
als geringfügigen Ladendiebstählen feststellen lassen. 

2. 4. Die unterschiedlichen Auswirkungen der Rechtsfolge 
von § 48 bei verschiedenen Delikten 

Die allgemeine Rückfallvorschrift ist anwendbar auf alle 
Vergehen, deren angedrohte Höchststrafe ein Jahr Freiheits­
strafe oder mehr beträgt (§ 48 II) und deren angedrohte Min­

deststrafe sich in dem Bereich unterhalb von sechs Monaten 
Freiheitsstrafe bewegt. Sind die Voraussetzungen der allge­
meinen Rückfallvorschrift erfüllt, so ist obligatorisch 
eine Strafe von mindestens sechs Monaten Freiheitsstrafe 
zu verhängen. Abgesehen von ihrer zweifelhaften spezialprä­
ventiven Effektivität 1) ist diese Rechtsfolge auch des-
halb nicht unproblematisch, weil sie die Mindeststrafe für 

das begangene Delikt heraufsetzt, ohne die Bedeutung des 
verletzten Rechtsguts in seinem Verhältnis zu anderen Rechts­
gütern zu berücksichtigen. Die Folge ist, daß sich die An­

wendung von§ 48 bei den einzelnen Delikten sehr unterschied­
lich auswirkt 2). Besteht nämlich z. B. ohne die Anwendung 
von § 48 ein Strafrahmen von einem Monat (§ 38 II) bis fünf 
Jahren Freiheitsstrafe, wie dies bei den meisten Eigentums­
oder Vermögensdelikten der Fall ist, so wird dieser Straf­
rahmen durch die allgemeine Rückfallvorschrift auf eine 

Spannweite von sechs Monaten bis fünf Jahren reduziert; das 
unterste Zehntel des Strafrahmens wird also abgeschnitten. 
Bei Delikten aber, die z. B. eine Höchststrafe von nur einem 
Jahr Freiheitsstrafe haben (etwa§§ 123, 185, 186, 265 a, 

1) AE-AT 1969 ,2 13; Hillenkamp 1974, 217; Frosch 1976, 1 56 ff. ; 
Baumann 1977, 67�; SK-Horn 1981, § 48 Rn. 12; vgl. auch 
Stratenwerth 1972, 21; Schmidt 1974, 327 f. 

2) Frosch 1976, 151 ff. ; Maurach- Zipf 1978, 497. 
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31 6 StGB, § 21 I StVG) , wird der Strafrahmen durch § 48 
auf die Spannweite von sechs b i s  zwölf Monaten reduziert; 
es wird also die gesamte untere Hälfte des Strafrahmens ab­
geschnitten. Ins Allgemeine gewendet läßt sich mit Frosch 1 )  

sagen : "je geringer die Deliktsbewertung durch den Gesetzge­
ber und je niedriger deshalb die Höchststrafdrohung, desto 
gravierender der Effekt der Rückfallbestimmung".  

Die obligator ische undifferenzierte Anhebung der Mindest­
strafe beim Rückfall kann in zweierlei Hins icht zu nur 

schwer erklärbaren Mißverhältni s sen führen. Zum einen kann 
die krirninalpolitische Fragwürdigkeit einer durch einen Tat­
bestand gezogenen Grenze zwi schen straffreiem und strafbarem 
Verhalten durch die Anwendung der allgemeinen Rückfallvor­
schrift besonders deutlich werden. So hat Recktenwald 2) 

darauf hingewiesen, daß bei " Bahnhofs streunern",  wo bei Zu­
widerhandeln gegen ein wirksam erteiltes " Bahnhofsverbot" 

begrifflich Hausfriedensbruch ( §  1 23) vorliegt 3) , und bei 
"Stadtstreichern" und ähnlichen gerneinlästigen Randgruppen, 
deren Verhalten nicht strafbar i st, vorn kriminologischen 
Gehalt her kaum Unterschiede bestehen. Trotz der kriminolo­

gi schen Gleichartigkeit des abweichenden Verhaltens muß 
aber nur gegenüber rückfälligen " Bahnhofs streunern " eine 

Freiheits strafe von mindestens sechs Monaten verhängt wer­
den. 

Zum anderen wird mit der Anhebung der Mindeststrafe das Ge­
wicht der konkreten Rechtsgutverletzung nicht genügend be­
rücks ichtigt, denn leichte und schwere Straftaten werden in 

1 )  Frosch 1 976, 1 52. 
2) Recktenwald 1978, 91 . 

3) OLG Köln, MDR 1 977, 860 und OLGSt 1 ,  § 48 S. 1 3. 
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der gleichen Weise sanktioniert 1) . Mit der erhöhten Schuld 
des Rückfalltäters allein dürften sich die ungleichen Aus­
wirkungen von§ 48 nur schwer begründen lassen. Es ist näm­
lich nicht ohne weiteres einzusehen, warum beispielsweise 
eine durchschnittliche Beförderungserschleichung im Rück­
fall und ein durchschnittler Diebstahl im Rückfall mit der 
gleichen Mindeststrafe von sechs Monaten Freiheitsstrafe 

sanktioniert werden müssen, obwohl der Unrechtsgehalt der 

einzelnen Tat, wie sich der unterschiedlichen Höchststraf­
drohung ablesen läßt, stark voneinander abweicht. An die-
sen ungleichen Auswirkungen von§ 48 dürfte deshalb wieder 
deutlich werden, daß der Gesetzgeber bei Einführung der all­
gemeinen Rückfallvorschrift spezialpräventive Ziele verfolgt 
hat, die sich jedoch in eine auf dem Schuldprinzip aufbauen­
de Strafzumessung nicht bruchlos einfügen lassen. 

Aus diesen Uberlegungen ergibt sich, daß in dem empirischen 

Teil dieser Arbeit nicht nur der Frage nachzugehen ist, wel­
che Anwendungshäufigkeit von § 48 bei den einzelnen Delikten 

besteht, in welchem Umfang also das dargestellte Problem 
überhaupt praktische Relevanz besitzt. Es wird vielmehr 
auch zu ermitteln sein, in welcher Weise sich der bei den 
einzelnen Delikten unterschiedlich reduzierte Strafrahmen 
bei Anwendung von§ 48 auf die Höhe der im Einzelfall ver­

hängten Strafe auswirkt. Allgemein formuliert stellt sich 
die Frage, in welcher Weise die Anwendung des § 48 die Straf­

höhe beeinflußt, wenn bestimmte weitere Umstände, wozu ins­
besondere auch weitere Strafzumessungsgründe zu rechnen sind, 
vorliegen. 

2. 5. Die Gesamtstrafenbildung 

Die obligatorißche Erhöhung der Mindeststrafe auf sechs Mo­
nate Freiheitsstrafi wirkt sich besonders mißlich bei der 

Gesamtstrafenbildung (§§ 53, 54) aus. Da in diesem Fall für 

1) Frosch 1976, 152 f. 
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jede der mehreren Straftaten wenigstens die Mindeststrafe 
von sechs Monaten verhängt werden muß und die Gesamtstrafe 
durch die Erhöhung der verwirkten höchsten Einzelstrafe ge­
bildet wird, liegt in diesem Fall die Mindeststrafe noch 

über sechs Monaten 1) . So wurde z.B. auch in dem Fall, der 
der Entscheidung des OLG Hamm 2) zugrunde lag, für vier Fäl­
le der Beförderungserschleichung jeweils im Rückfall mit 
einem Gesamtschaden von weniger als 5, -- DM eine Gesamtstra­
fe von neun Monaten Freiheitsstrafe verhängt. 

Die gegen die allgemeine Rückfallvorschrift und insbesondere 

gegen die unflexible Erhöhung der Mindeststrafe vorgebrachten 

Bedenken werden angesichts der Konsequenzen bei der Gesamt­
strafenbildung noch verstärkt. Da nämlich gerade bei den 
leichten Vergehen der Rückfall eines Straftäters unverhält­
nismäßig stärker berücksichtigt wird als bei den schwereren 

Delikten, erscheint es wenig sinnvoll, daß sich dieser Effekt 
bei der Gesamtstrafenbildung noch fortsetzt. 

Die Notwendigkeit, gegenüber mehreren Rückfalltaten mit ge­
ringem Unrechts- und Schuldgehalt eine Gesamtstrafe verhän­
gen zu müssen, die unangemessen hoch erscheint, kann auf 

zwei Wegen umgangen werden. Zum einen kann in verstärktem 

Maß von den Einstellungsmöglichkeiten gern. §§ 153 I I ,  154 
II StPO Gebrauch gemacht werden 3 ) . Zum anderen kann beson­
ders sorgfältig geprüft werden, ob zwischen den einzelnen 

Taten nicht Fortsetzungszusammenhang und damit Tateinheit 
(§ 52) gegeben ist. 

In der empirischen Untersuchung zur Anwendung des § 48 wird 
zu ermitteln sein, in welcher Weise sich die Tatmehrheit meh-

1) Frosch 1976, 150 f. 
2) OLG Hamm, NJW 1972, 1381. 
3) Zur Häufigkeit der Verfahrenseinstellung in der Stichprobe 

vgl. die Hinweise unten 2. Kap. 5., S.82. Wie die Unter­
suchung von Hertwig (1982, 203 ff.) gezeigt hat, sind ge­
richtliche Einstellungen auch dann erstaunlich häufig zu 
beobachten, wenn ein Täter vorbelastet ist. Dabei scheint 
der Einstellung nach§ 153 II StPO noch ein größeres Ge­
wicht als der Einstellung nach § 153a I I  StPO zuzukommen. 
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rerer Rückfalltaten auf die Höhe der Gesamtstrafe auswirkt. 
Darüberhinaus wird auch die Frage zu untersuchen sein , ob 
sich die Zahl der angeklagten Straftaten bei Anwendung von 

§ 48 deutlicher als bei seiner Nichtanwendung von der Zahl 
der verurteilten Straftaten unterscheidet. Ist die Zahl der 
verurteilten Straftaten bei Anwendung von§ 48 erkennbar ge­
ringer , so könnte dies als ein Zeichen dafür interpretiert 
werden , daß die Richter eine unerwünschte Gesamtstrafenbil­
dung durch Einstellung in der Hauptverhandlung oder die An­
nahme von Fortset zungszusammenhang zu umgehen versuchen. 

3. Zusammenfassung und Hypothesenbildung 

Die genauere Betrachtung einzelner Aspekte der allgemeinen 
Rückfallvorschrift hat gezeigt , daß die vielfältigen Schwie­
rigkeiten , die sich aus der Anwendung des § 48 ergeben , einen 
gemeinsamen Kern haben : sie resultieren aus dem Konflikt zwi­
schen der spezialpräventiv orientierten Rechtsfolge und der 
an das Schuldprinzip gebundenen materiellen Anwendungsvor­
aussetzung. Dieser Konflikt läßt sich dadurch etwas abmil­
dern , daß man in Ubereinstimmung mit der Entscheidung des 

BVerfG zur Verfassungsmäßigkeit des § 48 1) in jedem Einzel­
fall eine sorgfältige Prüfung der materiellen Anwendungsvor­
aussetzung durchführt und auf die Verwendung von Anwendungs­
kriterien , die eine schematisch verfahrende Praxis begünsti­
gen ("einschlägige Vorstrafen" , "innerer Zusammenhang") , 

weitgehend verzichtet. 

Sofern in den vorangegangenen Abschnitten auf die Praxis der 
Gerichte Bezug genommen wurde , geschah dies auf der Grundla­
ge der bisher veröffentlichten Entscheidungen , die in der 
überwiegenden Zahl der Fälle von den Rechtsmittelgerichten 
getroffen wurden. Für eine genauere Ermittlung der gericht­
lichen Praxis , insbesondere auch der Praxis der Instanzge-

1 )  BVerfGE 50 , 125. 
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richte, ist die Untersuchung in einer Stichprobe, die ein 
verkleinertes und möglichst repräsentatives Abbild der prak­
tischen Tätigkeit aller Gerichte darstellt, erforderlich. 
Die in den vorangegangenen Abschnitten angestellten Uberle­

gungen haben zunächst zu einer Reihe von allgemein gehalte­
nen Fragestellungen geführt, unter denen die Untersuchung 
der gerichtlichen Praxis in einer Stichprobe durchgeführt 
werden soll. Darüberhinaus ergibt sich aus den angestell-
ten Uberlegungen jedoch auch, daß bei der Anwendung des 

§ 48 drei Faktoren eine besondere Bedeutung entfalten: die 

Schwere der Rückfalltat, der Grad der sozialen Integration 
des Rückfalltäters und die Höhe seiner Vorstrafenbelastung . 
Der Einfluß dieser Faktoren auf die Anwendung des § 48 läßt 
sich in drei Hypothesen 1) zum Ausdruck bringen. 

3. 1 .  Die Schwere der Rückfalltat 

Die Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift ist in er­
ster Linie von der Schwere der gegenwärtig angeklagten Tat 

abhängig. Praktische Auswirkungen hat § 48 nur in den Fällen 
der leichten und mittleren Kriminalität. Je leichter dabei 

das zu verurteilende Delikt ist, desto stärker wirkt sich 
die strafkonstitutive Bedeutung des § 48 aus. Ausgehend von 
der Prämisse, daß es den Gerichten bei der Anwendung des 

§ 48 vor allem auf die spezialpräventiv ausgerichtete Rechts­

folge ankommt, müßte also die Anwendungshäufigkeit mit zu­
nehmender Leichtigkeit der Delikte ansteigen. Diese Uberle­
gung führt zur Formulierung folgender Hypothese : 

Hypothese 1 
Je leichter das Delikt ist, das von einem Rückfall­
täter b� gangen wird, desto häufiger wird§ 48 ange­
wandt. l 

1) Vgl. zur Bedeutung und Formulierung von Hypothesen im all­
gemeinen Friedrichs 1973, 103 ff. ; Hayntz et al. 1978, 30 f. 

2) Hypothese 1 bezieht sich nicht auf die allerleichtesten 
Straftaten die gern. § 48 II aus dem Anwendungsbereich der 
allgemeinen Rückfallvorschrift ausgeschlossen sind. 
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3. 2. Der Grad der sozialen Integrat ion 

Auch die zweite Hypothese ergibt sich aus der Uberlegung, 
daß die Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift vor al­
lem im Hinblick auf ihre spezialprävent ive Zielset zung er­
folgt . Der Strafzweck der Spezialprävention gliedert sich in 
drei Komponenten auf : die individualprävent ive Abschreckung, 
die Resozialisierung ( Besserung) und die Sicherung vor dem 

gefährlichen Täter 1) . Die für die Anwendung des § 48 be­
deutsamste Komponente dürfte die der Resozialisierung sein. 
Dabei set zt die Resozialisierung voraus, daß der Täter nicht 
voll sozial integriert ist. Je geringer der Grad der sozia­
len Integration eines Täters ist, desto größer wird die Not­
wendigkeit dafür, spezialpräventiv sinnvolle Maßnahmen zu 
ergreifen. Hieraus ergibt sich folgende Hypothese: 

Hypothese 2 

Je weniger sozial integriert ein Rückfalltäter 
im Zeitpunkt der Tatbegehung ist, desto häufi­
ger wird§ 48 angewandt. 

3.3. Die Höhe der Vorstrafenbelastung 

Neben den in den beiden ersten Hypothesen zum Ausdruck ge­

brachten Einflußfaktoren dürfte für die Gerichte bei der An­
wendung des § 48 vor allem die Vorstrafenbelastung des Tä­

ters bedeutsam sein . Je stärker ein Täter unbelastet ist, 
desto größer dürfte die Wahrscheinlichkeit dafür sein, daß 
der Täter die bereits mehrfach angesprochenen Anwendungs­
kriterien der Praxis ("einschlägige Vorstrafen", "innerer 
Zusammenhang") erfüllt. Diese Uberlegung führt zu folgen-

1 )  Vgl. nur Bruns 1974, 320 ff . ;  Maurach- Zipf 1978, 456 f. 
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der Hypothese: 

Hypothese 3: 

Je höher die Vorstrafenbelastung eines Rückfall­
täters ist, desto häufiger wird§ 48 angewandt. 

Auf die Formulierung weiterer Hypothesen zu den möglichen 
Einflußfaktoren für die Anwendung des § 48 sowie zu den Aus­
wirkungen der Anwendung auf die Strafhöhe soll verzichtet 
werden, da die Untersuchung in erster Linie einen explora­
tiven und beschreibenden Charakter tragen soll, der durch 

die vorherige Hypothesenbildung nicht unnötig eingeschränkt 
werden soll. 
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2. Kapitel 

Beschreibung der Erhebung 

1 . Die Methode 

Die Durchführung einer empirischen Untersuchung setzt zu­

nächst die Auswahl der für das Forschungsproblem geeignet­
sten Erhebungsmethode voraus. Mit dem Begriff der in einer 

empirischen Untersuchung verwendeten Methode wird das plan­
mäßige Verfahren bezeichnet, das für die systematische Er­
fassung von in der Realität vorhandenen Phänomenen ange­
wandt wird 1 ) . Für eine rechtstatsächliche Untersuchung der 
Anwendung des § 48 bieten sich aus der Vielzahl der Metho­
den empirischer Sozialforschung 2 )  zwei Verfahrensweisen 
an : die Inhaltsanalyse in der besonderen Form der Aktenana­
lyse und die Befragung von Richtern, Staatsanwälten oder 
Verurteilten. 

Gegen die Methode der Analyse von Strafverfahrensakten wer­
den dabei von verschiedener Seite 3 )  erhebliche Einwände gel­
tend gemacht. 

So wird eingewandt, die Akten seien von Praktikern der Straf­
rechtspflege für praktische Zwecke angelegt worden und könn­
ten deshalb �ur eine Scheinwirklichkeit (Aktenwirklichkeit ) 
vermitteln 4 J , Die individuell verschiedenen Ansichten der 
Praktiker gingen mit in die Akteninformation ein und könnten 
deshalb nur Informationen

)
enthalten, die im höchsten Maß 

subj ektiv gefärbt seien 5 . Die Gerichtsakten seien nicht 

1 )  Vgl. Friedrichs 1973, 189 , 
2 )  Einen Uberblick über die wichtigsten Methoden geben 

Friedrichs 1973, 189 ff; Mayntz et al, 1978, 87 ff. 
3 )  Schneider 1973, 574; Peters 1974, 265 f.; Gö

6
pinger 1980, 

1 14 ff. ; vgl. auch Blankenburg et al. 1978, 2 f. ; eine 
ausführliche Auseinandersetzung mit der Methode der Ak­
tenanalyse findet sich bei Müller 1980; vgl , auch Wagner 
1979b, 13 ff. ; Dolde 1978, 82 ff; Albrecht 1980, 53 ff. ; 
Momberg 1 982, 41tt. 

4 )  Schneider 1973, 574, 
5) Schneider 1973, 574; vgl. auch Göppinger 1980, 115. 
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immer vollständig und sie könnten nur e
1

in
. 

Bild von dem 
äußeren Verfahrenshergang wiedergeben J 

Die Einwände sind grundsätzlich berechtigt. Eine empirische 
Untersuchung der allgemeinen Rückfallvorschrift, die sich 
auf die Methode der Aktenanalyse beschränkt, leidet unter 

dem Mangel, daß viele für den Problemkreis des Rückfalltä­
ters relevante Daten nicht erhoben werden können, weil die 
Akten primär unter juristischen und nicht unter kriminolo­
gischen Gesichtspunkten geführt werden. Angaben zur Soziali­
sation, zur Persönlichkeitsstruktur und zur Motivation des 

einzelnen Rückfalltäters können deshalb nicht oder nur an­

satzweise erhoben werden 2) . Informationen, die auf die Be­
schreibung der Täterpersönlichkeit abzielen, sind, wenn sie 
in den Akten überhaupt enthalten sind, von der subjektiven 
Einschätzung des jeweiligen Strafrechtspraktikers beein­
flußt. Für den Fall, daß solche Daten erhoben werden kön­

nen, stellt sich die Frage, ob sie überhaupt objektiv wahr 
und ob sie repräsentativ sind, sich also verallgemeinern 
lassen. 

Stattdessen könnte für eine Untersuchung der Anwendung von 

§ 48 durch die Gerichte die Methode der Befragung angewandt 
werden. So hat sich Kürschner in seiner Untersuchung zur 

Handhabung der materiellen Rückfallklausel der Methode der 
schriftlichen Befragung von Strafrichtern bedient J). 

Kürschner entschied sich für diese Methode vorwiegend des­
halb, weil er die übrigen Forschungsformen, insbesondere 
auch die Methode der Aktenanalyse, für seine Zwecke für 

1) Peters 1974, 265 f.; Blankenburg et al. 1978, 62 f. 
2) Ähnliches gilt für die Ermittlung der Schichtzugehörig­

keit des einzelnen Rückfalltäters ; so auch Wagner 1979a, 
36 f; Albrecht 1980, 59. 

3 )  Zur Auseinandersetzung mit den verschiedenen möglichen 
Methoden vgl. Kürschner 1978, 48 ff. 
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nicht geeignet hielt 1). Sein Ziel war es, festzustellen, 
ob die Strafrichter die materielle Rückfallklausel des § 48 
gleichmäßig verstehen und deshalb auch gleichmäßig anwenden 2). 
Gegen die Methode der Aktenanalyse sprach dabei zum einen, 
daß die aufgrund einer Urteilsanalyse gewonnenen Ergebnis-
se für sein Untersuchungsziel (Ermittlung des Normverständ­
nisses) nur indirekt interpretierbar gewesen wären. Zum an­
deren war für ihn ausschlaggebend, daß sich aus den Akten 
Einstellungen und Haltungen der einzelnen Richter zu den 
verschiedenen Aspekten der materiellen Rückfallklausel nicht 
erheben lassen. Für die Methode der schriftlichen Befragung 
sprach dagegen, daß bei dieser Forschungsfor� das Kriterium 
der Validität (Gültigkeit der Meßoperation 3 J am besten zu 
gewährleisten und zu kontrollieren war. 

Die Entscheidung für eine Erhebungsmethode ist nach den Zie­
len zu treffen, die mit der empirischen Untersuchung ver­
folgt werden. Hierin unterscheidet sich die vorliegende Ar­
beit von Kürschners Untersuchung. Hier soll neben der Fra-
ge, welche Faktoren die Anwendung von§ 48 beeinflussen, auch 
untersucht werden, in welcher Weise die allgemeine Rückfall­

vorschrift auf den Strafzumessungsvorgang Einfluß nimmt. 
Würde mit dieser Zielrichtung eine schriftliche Befragung 
von Strafrichtern durchgeführt, so müßte gegenüber dieser 
Forschungsmethode der Einwand erhoben werden, daß sich das 
Entscheidungsverhalten der einzelnen Richter in hypotheti­
schen (d. h. durch die Frage vorgegebenen) und in realen 
Situationen unterscheiden kann 4). Die reale Situation, in 
der ein Richter über die Anwendung von§ 48 zu entscheiden 
hat, wird aber wesentlich durch den Inhalt der vorliegenden 

1) Kürschner (1978, 53) sagt zu Recht, daß zur Ermittlung va­
lider Ergebnisse eine Kombination der Methoden der Beob­
achtung, der Befragung und der Inhaltsanalyse optimal wäre. 

2) Kürschner 1978, 2. 
3) Zu den Begriffen der Validität und Reliabilität vgl. 

Mayntz et al. 1978, 22 f. ; Friedrichs 1973, 100 ff. 
4) Zum Zusammenhang von Antwort im Fragebogen und realer 

Handlung vgl. Friedrichs 1973, 223 f. ; speziell bei 
der Strafzumessung vgl. Schöch 1973, 49 f. 
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Akte geprägt (z. B. Auszug aus dem Bundeszentralregister, 
Fotokopien früherer Urteile) und findet auch in der Form 
des Urteils in der Akte ihren Niederschlag. Die Analyse von 
Strafverfahrensakten dürfte deshalb als die für das Unter­

suchungsziel geeignetere Methode den anderen Forschungsfor­

men vorzuziehen sein. 

Zugleich mit der Entscheidung für die Methode der Aktenana­
lyse muß jedoch auf die Grenzen hingewiesen werden, die die­

sem Erhebungsverfahren gesetzt sind. Hierbei dürfte es hilf­

reich sein, nach der Bedeutung zu unterscheiden, die einer 
bestimmten in die Erhebung einfließenden Information aus der 
Sicht der Praktiker der Strafjustiz zukommt. Wird von ihnen 
eine Information als rechtlich relevant angesehen, so dürf­
ten auch die in den Akten enthaltenen Angaben wahr und gül­

tig sein. Hierzu 
Y

ehören etwa die Angaben zum Ablauf des 
Strafverfahrens 1 , zur rechtlichen Würdigung der Tat, zur 
Vorstrafenbelastung des Angeklagten und zur verhängten Sank­
tion. Anders dürfte es hingegen bei Informationen sein, die 
sich auf die persönlichen Verhältnisse des Angeklagten be­
ziehen. Diese Informationen werden von den Gerichten, ob­
wohl sie bei der Strafzumessung durchaus bedeutsam sein kön­
nen, nicht mit der gleichen Genauigkeit festgestellt wie 

z. B. die Tatbestandsvoraussetzungen 2) . Auch brauchen manche 
Informationen, die beiläufig in die Akte aufgenommen worden 
sind, wie etwa Angaben zur Höhe der Schuldenbelastung des 
Angeklagten, nicht unbedingt der Richtigkeit zu entsprechen 3) 

Die Ermittlung von derartigen in ihrem Wahrheitsgehalt zwei­
felhaften und deshalb auch nicht repräsentativen Daten kann 

1) So auch Blankenburg et al. 1978, 63. 
2) Göppinger 1980, 115; Schneider 1973, 574; zur Ermittlung 

der strafzumessungsrelevanten Tatsachen ausführlich 
Albrecht 1980, 77 ff. 

3) Göppinger 1980, 115. 
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gleichwohl für die Verdeutlichung von Tendenzen nützlich 
sein. 

2. Der Erhebungsbogen 

Die Entscheidung für die Methode der Aktenanalyse führte zur 
Erarbeitung eines Erhebungsbogens, in dem die zu untersuchen­
den Variablen und, da es sich wegen der Arbeitserleichterung 
um einen voll standardisierten Erhebungsbogen handeln sollte, 
die einzelnen Kategorien ( Merkmalsausprägungen) dieser Va­
riablen aufgeführt wurden. In diesen Erhebungsbogen wurden 
auch Fragen aufgenommen, für die wegen der gewählten Metho-
de eine hohe Ausfallquote zu erwarten war. Ohne daß mit der 
vorliegenden Untersuchung beabsichtigt wäre, den Wahrheits­
gehalt i

1
gendeiner sozialwissenschaftlichen Kriminalitäts­

theorie 7 empirisch nachzuprüfen, erfolgte bei der Konstruk­
tion des Erhebungsbogens eine Anlehnung an die interaktioni­
stis�hen Modelle zur Erklärung der Entstehung von Kriminali­
tät J. Die Fragen zur Person des Rückfalltäters bezogen sich 
deshalb nicht nur auf seine Vorstrafenbelastung, sondern auch 
auf Auffälligkeiten im kriminellen " Vorfeld" wie Schwierig­
keiten im Leistungsbereich, Erziehungsschwierigkeiten und ab­
weichendes Verhalten in der Elternfamilie. Der für die vor­
liegende Untersuchung verwendete Erhebungsbogen ist im An­
hang abgedruckt. 
Die für die Computerauswertung erforderliche Ubertragung der 
erhobenen Daten auf Lochkarten setzt die vorherige Codierung 
der einzelnen Antwortkategorien voraus 3) . Die Zuordnung von 
Code-Symbolen wurde in der vorliegenden Untersuchung bereits 
in dem Erhebungsbogen vorgenommen, um hierdurch das Auswer­
tungsverfahren zu vereinfachen. 

1 )  Vgl. etwa die Frustrations-Aggressions-Hypothese, Dollard 
et al. 1972, 9 ff. ; die lernpsychologische Theorie, Selg 
1974, 29, 30 ff. ; die Theorie der differentiellen Assozia­
tion, Sutherland�Cressey 1960, 74 ff. ; die Anomietheorie, 
Merton, 1957, 1 3  ff. ; die Theorie der sekundären Abwei­
chung, Lemert 1951 , 75 ff. , 316 ff. ; ders. 1974; die Theo­
rie der kriminellen Karriere, Gibbons 1968, 223 ff. , oder 
das interaktionistische Karrieremodell von Quensel 1970, 
375 ff. ; ders. 1981, 347 ff. Einen Uberblick gibt Kerscher 
1978. 

2) Etwa Lemert, Gibbons, Quensel. 
3) Zur Code-Konstruktion vgl. Friedrichs 1973, 376 ff.; 

Mayntz et al. 1978, 189 ff. 
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3 .  Der Pretest 

Ein auf dem beschriebenen Weg konstruierter vorläufiger Er­
hebungsbogen muß tn einem Pretest einer Bewährungsprobe un­
terzogen werden 1) .  Der für die vorliegende Untersuchung zu­
nächst entwickelte Erhebungsbogen enthielt 205 Variablen. An 
ihm wurde im Frühjahr 1980 ein Pretest durchgeführt. Hierfür 
wurden 20 Urteile (6, 49 % der Stichprobe) aus dem Sample, 
das Garbes 2 ) Untersuchung zum Strafzumessungsrecht zugrunde 
lag, ausgewertet. 

Der Pretest ergab deutlich, daß die Aktenanalyse nicht die 
geeignete Methode zur Ermittlung von Einstellung und indi­
viduellen Anschauungen des Täters ist (z. B. Leistungsbereit­
schaft, Verhältnis zum Geld); auch enthalten die Gerichts­
akten in der Regel keine Angaben zu den Erziehungsverhält­
nissen in der Elternfamilie des Angeklagten oder etwa zu 
seiner Wohnungssituation oder zum Freizeitbereich. Fragen, 
die in diese Richtung zielten, wurden aus dem vorläufigen 
Erhebungsbogen herausgenommen. Neuaufgenommen wurden einzel­
ne Fragen im Bereich der Realkonkurrenz und zur Bewährung 
von § 48 in der Rechtsmittelinstanz. Ferner erfolgte im Be­
reich der Fragen zur Handhabung des § 48 eine Entzerrung und 
Präzisierung der "k. A. "-Kategorie . Nach dieser Uberarbeitung 
enthielt der in der Untersuchung verwendete Erhebungsbogen 
nur noch 193 Variablen. 

4. Die Stichprobe 

Für die Hauptuntersuchung wurde eine Zufallsstichprobe von 
308 Strafverfahrensakten aus drei verschiedenen Landgerichts­
bezirken ( Göttingen, Kassel, Bielefeld) festgelegt. Die 308 

Akten verteilten sich auf die drei Landgerichtsbezirke nach 
der Größe der jeweiligen Staatsanwaltschaft. Als Maßzahl für 
die Größe wurde die G�samt zahl de r am 31.12. 1 977 jeweils be­
schäftigten Staats- und Amtsanwälte zugrunde gelegt ( Göttin-

1) Zur Funktion eines Pretests vgl. Friedrichs 1973, 153 ff . ,  
331 f. 

2) Garbe 1981 
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gen 28, Kassel 46, Bielefeld 80) . Um auf die für die Stich­
probe erforderliche Größe von wenigstens 300 Verfahren zu 
kommen, wurde diese Zahl jeweils mit 2 multipliziert. In Göt­
tingen wurden somit 56, in Kassel 92 und in Bielefeld 160 Ak­
ten ausgewertet. 

Bei der Festlegung der Stichprobe war danach zu unterschei­
den, ob es sich um Strafrichterakten oder um die Akten an­
derer Spruchkörper ( Schöffengericht, Strafkammer) handelte. 
Das war erforderlich, um der örtlich unterschiedlichen Auf­
bewahrung dieser beiden Aktentypen Rechnung zu tragen. 
In allen drei Städten werden die Strafrichterakten auf den 
amtsanwaltschaftlichen Geschäftsstellen, die übrigen Straf­
akten auf den staatsanwaltschaftlichen Geschäftsstellen auf­
bewahrt. Dabei ist es jedoch nicht ausgeschlossen, daß in 
einigen wenigen Fällen auch Strafrichterakten auf sta�tsan­
waltschaftlichen Geschäftsstellen aufbewahrt werden 1 J .  In 
Kassel und in Bielefeld werden sämtliche Akten nicht nur 
während des Ermittlungs- und des Vollstreckungsverfahrens 
auf ein und derselben Geschäftsstelle aufbewahrt, diese Ak­
ten verbleiben auch nach Abschluß des Vollstreckungsverfah­
rens bei der Staatsanwaltschaft. Anders ist die behördliche 
Organisation in Göttingen. Hier bestehen für Verfahren vor 
dem Strafrichter eigene Vollstreckungsabteilungen und die 
Akten werden nach Abschluß des Vollstreckungsverfahrens an 
das Amtsgericht zur Aufbewahrung abgegeben , Die Abgabe an 
das Amtsgericht wurde bis zum 1.4.1979 durchgeführt. 
Für die somit erforderliche Aufteilung der Stichprobe in 
Strafrichterakten und Akten anderer Spruchkörper wurde eine 
Schichtung im Verhältnis 1 : 1  festgelegt. Zwar werden bei 
einer derartigen Schichtung die Verfahren vor den Schöffen­
gerichten und den Strafkammern überproportional stark be­
rücksichtigt, denn während die Strafrichter 88, 4 % aller 
erstinstanzlichen Verfahren erledigen, sind es bei den Schöf-

) fengerichten nur 10, 4 % und bei den Strafkammern nur 1, 2 % 2 
Für eine Schichtung der Stichprobe im Verhältnis 1 : 1  sprach 
jedoch die Uberlegung, daß die Taten von Rückfalltätern eher 
vor Schöffengerichten als vor Strafrichtern angeklagt wer­
den, weil wegen der obligatorischen Mindeststrafdrohung von 
sechs Monaten häufig eine höhere Strafe als Freiheitsstrafe 
von einem Jahr zu erwarten ist und die Strafgewalt des Straf­
richters in diesen Fällen gern. § 25 Nr. 3 GVG erschöpft ist. 

1) Auf den staatsanwaltschaftlichen Geschäftsstellen wurden 
in Göttingen keine, in Kassel 2 und in Bielefeld 6 Straf­
richterakten ausgewertet . 

2) Jeweils einschließlich Jugendrichter und Jugendschöffen­
gericht; vgl. Rieß 1981, 292. 
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Von den 308 Strafverfahrensakten wurden 209 (67,86 %) Akten 
unter dem Gesichtspunkt ausgewählt, daß in ihnen bereits in 
der Anklageschrift § 48 angesprochen wurde . Eine Vergleichs­
gruppe von 99 ( 32, 1 4  %) Akten wurde nach dem Kriterium ausge­
wählt, daß in ihnen der Angeklagte zwar die formellen Voraus­
setzungen des § 48 erfüllte (zwei Vorverurteilungen, eine Vor­
verbüßung, Rückfalltat vorsätzlich, keine Rückfallverj ährung) , 
daß aber gleichwohl in der Anklage 1 )  die allgemeine Rückfall­
vorschrift nicht angewandt worden war. Für die gesamte Stich­
probe gilt daher, daß § 48 in allen Fällen von seinen formel­

len Voraussetzungen her anwendbar gewesen wäre. Mit der Fest­
legung dieses übergeordneten Auswahlkriteriums (potentielle 
Anwendbarkeit von§ 48) sollte die Untersuchung der Frage, in 
welcher Weise die materielle Rückfallklausel die Anwendung 
des § 48 beeinflußt, vorbereitet werden. Sowohl in den ein­
zelnen Städten als auch bei der Auswahl von Strafrichterak-

ten einerseits und Schöffengerichts- und Strafkammerakten an­
dererseits wurde darauf geachtet, daß die Akten der Unter­

suchungsgruppe zu denen der Vergleichsgruppe in einem annä­
hernden Verhältnis von 2 : 1  standen. 

Ausgewertet wurden nur Strafakten, bei denen das Hauptverfah­
ren bereits zu einem Abschluß (Einstellung oder Urteil) gekom­

men war . Ferner wurden nur erstinstanzliche Strafverfahren, 
jedoch keine Jugendstrafverfahren, ausgewertet. In die Erhe­
bung wurden Akten der Jahrgänge 1975 bis 1980 einbezogen, wo­

bei das Schwergewicht auf den Jahrgängen 1 977 bis 1979 lag. 
Auf die einzelnen Jahrgänge entfallen danach folgende Häufig­

keiten : 1 975 : 17; 197 6 :  32; 1977 : 81; 1978:  1 1 1 ;  1979 : 66; 
1 980 : 1 .  

1 )  In einem Fall wurde auch eine Akte ausgewertet, in der 
keine Anklage, sondern ein Strafbefehl vorlag . Der Ange­
klagte hatte gegen den Strafbefehl Einspruch eingelegt 
(§ 41 1 StPO) . Da die Voraussetzungen der allgemeinen Rück­
fallvorschrift erfüllt waren, verurteilte ihn das Gericht 
unter Anwendung von§ 48. 
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5. Die Auswahl der Akten 

Die Hauptschwierigkeit der Erhebung bestand in dem Heraus­
finden der für die Untersuchung geeigneten Akten. Weder bei 
der Staatsanwaltschaft noch bei Gericht werden Register ge­
führt, die angeben, ob der Angeklagte/Verurteilte ein Rück­
falltäter ist bzw. ob die Strafzumessung unter Anwendung 
von§ 48 erfolgt ist. Es war deshalb erforderlich, zunächst 
jede einzelne Akte daraufhin durchzusehen, ob aus der An­
klageschrift (Untersuchungsgruppe) oder dem Auszug aus dem 
Bundeszentralregister (Vergleichsgruppe) hervorging, daß 
die betreffende Akte für die Auswertung geeignet war. 

Da dieses Verfahren bei den amtsanwaltschaftlichen Geschäfts­
stellen besonders zeitaufwendig, gleichzeitig aber wenig er­
giebig ist, erfolgte eine Beschränkung auf die bei jeder Ge­
schäftsstelle gesondert aufbewahrten auf "langer Frist " lie­
genden Akten. Als für die " lange Frist " geeignet werden auf 
den Geschäftsstellen in der Regel solche Akten angesehen, 
die dem zuständigen Amts- oder Staatsanwalt erst nach einer 
Mindestdauer von ca. 6 Monaten wieder vorgelegt werden müs­
sen. Bei der Beschränkung auf die "langen Fristen" wurde 
von folgender Uberlegung ausgegangen. Ist in der Anklage­
schrift§ 48 angewandt worden, so hat der Strafrichter im 
wesentlichen drei Möglichkeiten zu reagieren : entweder er 
stellt das Verfahren ein, oder er fällt ein Urteil und wen-
det § 48 an,oder er fällt ein Urteil und wendet§ 48 nicht 
an. Da es sich bei§ 48 um eine besondere Strafzumessungs­
vorschrift handelt, waren die nicht eingestellten, durch Ur­
teil abgeschlossenen Verfahren von größerem Interesse,  Bei 
Anwendung von§ 48 muß der Strafrichter eine Freiheitsstra-
fe von wenigstens sechs Monaten verhängen. Wendet er dage­
gen§ 48 nicht an, so ist es unwahrscheinlich, daß er gegen­
über dem Rückfalltäter eine Geldstrafe verhängt, vielmehr 
dürfte auch in diesen Fällen aus spezialpräventiven Erwä­
gungen eine Freiheitsstrafe verhängt werden ( vgl. § 47) . 
Die Freiheitsstrafe wird entweder zur Bewährung ausgesetzt 
( §  56) oder sie wird zu 2/3 verbüßt und der Strafrest zur 
Bewährung ausgesetzt (§ 57) oder sie wird voll verbüßt. In 
sämtlichen Fällen dürfte für die Akte eine Frist von wenig­
stens sechs Monaten bis zur Wiedervorlage bei dem zuständi­
gen Amts- bzw. Staatsanwalt bestehen. Bei sechs Monaten 
liegt aber in etwa die Grenze, die darüber entscheidet, ob 
eine Akte auf "lange Frist" gelegt wird oder nicht. 

Zusätzlich zur Erleichterung der Auswahl der untersuchten 
Akten gerade auf den amtsanwaltschaftlichen Geschäftsstel-
len hat die Beschränkung auf die " langen Fristen" zwei Vor­
teile, die auch für die staatsanwaltschaftlichen Geschäfts­
stellen gelten. Zum einen haben die dort aufbewahrten Akten 



- 8 1  -

in der Regel 1) abgeschlossene Verfahren zum Inhalt und sind 
damit für die Untersuchung der Anwendung von§ 48 besonders 
interessant. Zum anderen sind diese Akten während der Dauer 
der Auswertung verfügbar; sie brauchen also während dieser 
Zeit nicht dem Staatsanwalt/Amtsanwalt oder dem Rechtspfle­
ger vorgelegt oder in die Kanzlei abgegeben zu werden. 

Statt der Beschränkung auf die "langen Fristen" hätten auf 
den amtsanwaltschaftlichen Geschäftsstellen zwei weitere Mög­
lichkeiten bestanden, die Auswahl der Rückfalltäterakten zu 
erleichtern. So hätte etwa die bei jeder Staatsanwaltschaft 
geführte Zentrale Namenskartei weiterhelfen können. Sie er­
faßt jedoch nur die lokale Kriminalität und verzichtet auch 
häufig auf die Angabe der Art des begangenen Delikts. Besser 
wäre deshalb der Weg über das Vollstreckungsregister jeder 
Geschäftsstelle gewesen. Mit seiner Hilfe hätten beispiels­
weise alle diejenigen Verfahren herausgesucht werden können, 
die mit der Verhängung einer Freiheitsstrafe abgeschlossen 
wurden. Bei einer Erprobung dieser Möglichkeit stellte sich 
jedoch heraus, daß die so gefundenen Akten entweder auf "lan­
ger Frist" lagen oder, wenn dies nicht der Fall war, häufig 
nicht verfügbar waren 2 ) .  

Aus diesen Gründen bezieht sich die vorliegende Untersuchung 
nur auf Strafverfahren, für die die Akten auf den Geschäfts­
stellen auf "langer Frist" aufbewahrt werden. Diese Beschrän­
kung gilt nicht nur für die amtsanwaltschaftlichen Geschäfts­
stellen, sondern wegen der Einheitlichkeit der Erhebung auch 
für die staatsanwaltschaftlichen Geschäftsstellen. Auf die 
Verallgemeinerungsfähigkeit der Ergebnisse wirkt sich die Be­
schränkung in der Weise aus, daß sich Aussagen nur für dieje­
nigen Verfahren treffen lassen, bei denen es zu einem Urteil 
gekommen und bei denen eine Freiheitsstrafe verhängt worden 
ist. Sofern aber diese beiden Bedingungen erfüllt sind, dürf­
te die Beschränkung auf die "langen Fristen" nicht zu irgend­
welchen wesentlichen Verzerrungen in dem Datenmaterial ge­
führt haben. Uber andere Verfahrensabschlüsse als Urteile 
oder über Urteile, in denen eine Geldstrafe verhängt wurde, 
können dagegen in dieser Untersuchung keine verläßlichen Aus­
sagen getroffen werden. 

In Göttingen, wo der erste Teil der Erhebung durchgeführt 
wurde, erstreckte sich die Untersuchung der Strafrichterak-

1) Es ist allerdings auch möglich, daß bei den "langen Fri­
sten" Akten aufbewahrt werden, in denen z. B. das Verfah­
ren wegen Ermittlung des Aufenthalts des Beschuldigten 
ausgesetzt worden ist. 

2) Werden die Hauptakten z. B. als Beiakten versandt, so ver­
bleibt zwar regelmäßig die Handakte der Staatsanwaltschaft 
auf der Geschäftsstelle. Eine Auswertung der Handakten war 
jedoch ni cht beabsichtigt, da sie für die verfolgten Zwecke 
zu wenig Informationen enthalten. 
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ten nicht nur auf die noch in der Vollstreckung befindlichen 
(also auf w1anger Frist" liegenden ) Verfahren, sondern zu­
sätzlich auch auf die bei dem Amtsgericht aufbewahrten ab­
geschlossenen Verfahren. Im Zeitpunkt der Erhebung waren von 
den 1 979 vor dem Strafrichter anhängig gewordenen Verfahren 
ca. 500 (40 % )  bereits abgeschlossen, während sich noch ca. 
800 (60 % )  in der Vollstreckung befanden. Dieses Verhältnis 
von 40 : 60 wurde auch bei der Erhebung der Göttinger Straf­
richterakten zugrunde gelegt. Von den insgesamt zu erheben­
den 28  Akten wurden deshalb 18 Akten aus den Vollstreckungs­
abteilungen der Staatsanwaltschaft und 10 Akten aus den Ge­
schäftsstellen bei dem Amtsgericht untersucht. 

Von den 10 bereits abgeschlossenen Verfahren hatten 3 Verfah­
ren ihren Abschluß durch Einstellung gern. § 154 II StPO ge­
funden; die in der jeweiligen Sache zu erwartende Strafe 
sollte also, obwohl§ 48 in der Anklageschrift angewandt war, 
neben einer bereits verhängten oder zu erwartenden Strafe in 
anderer Sache nicht beträchtlich ins Gewicht fallen. Ein wei­
teres Verfahren war gern. § 153 II StPO eingestellt worden ; 
diesem Verfahren lag ein Vergehen gern. § 223 zugrunde. Ange­
sichts einer möglichen Provokation durch das Opfer war hier 
die Schuld des Täters als gering anzusehen. Wegen dieses re­
lativ hohen Anteils von Einstellungen an den bereits abge­
schlossenen Verfahren, wurden in Kassel und Bielefeld nur 
noch solche Verfahren untersucht, die sich in der Vollstrek­
kung befanden ; eine der wesentlichen Fragen der vorliegenden 
Untersuchung, in welcher Weise § 48 die Strafzumessung be­
einflußt, kann nämlich aus den Akten die Einstellungen be­
treffen, nicht beantwortet werden. 

Auch unter den in Göttingen untersuchten Verfahren, die vor 
dem Schöffengericht angeklagt waren, befanden sich zwei Ver­
fahren, die gern. § 153 II StPO, und eins, das gern. § 1 54 I I  
StPO vorläufig eingestellt worden war. Die die Grundlage der 
Untersuchung bildende Gesamtstichprobe von 308 Strafverfah­
ren enthält also insgesamt 7 Fälle (2, 27 % ) ,  die durch Ein­
stellung abgeschlossen worden sind. Da es sich hierbei wegen 
der zwischenzeitlich enger gefasstenAuswahlkriterien nicht um 
verallgemeinerungsfähige Angaben handelt, können Schlußfolge­
rungen hieraus nicht ge zogen werden. Es scheint jedoch so zu 
sein, daß bei Rückfalltätern eine Einstellung des Verfahrens 
meist nur gern. § 154 StPO in Betracht kommt. 

Die Gesamtstichprobe enthält darüberhinaus 3 Verfahren, die 
mit einem Freispruch geendet haben. In zwei dieser Fälle konn­
te der Rückfalltäter der angeklagten Tat nicht überführt wer­
den, in einem Fall mußte er aus rechtlichen Gründen freige­
sprochen werden. Der Täter hatte hier nach vorangegan genem 
Alkoholgenuß zwei Einbruchsdiebstähle begangen; gern. �§ 242, 
243 konnte er wegen§ 20 nicht bestraft werden und eine Straf­
barkeit wegen fahrlässigen Vollrauschs (§ 323 a )  schied des­
halb aus, weil sein Alkoholismus bereits Krankheitswert hat-
te und ein Fahrlässigkeitsvorwurf nicht erhoben werden konn­
te. 
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Schließlich sind in der Vergleichsgruppe auch zwei Siche­
rungsverfahren (§§ 413 ff. StPO ) enthalten. In dem einen 
Fall litt der Täter an einer Chorea Huntington; er beging 
innerhalb von ca. 4 Monaten gegenüber dem Pflegepersonal 
der ihn behandelnden Bethel 1 schen Anstalten 7 Körrerver­
letzungen (davon 3 gefährliche Körperverletzungen ) . In dem 
anderen Fall litt der Täter an einer Hebephrenie; er beging 
eine Rezeptfälschung, einen Medikamentendiebstahl und einen 
Betrug gegenüber einem Taxifahrer. Beide Täter hatten die 
formellen Mindestvoraussetzungen des § 48 erfüllt. Gegen­
über beiden ordnete das Gericht nach der Durchführung des 
Sicherungsverfahrens die Unterbringung in einem psychia­
trischen Krankenhaus (§ 63) an. 

Die Stichprobe enthält damit insgesamt 12 Verfahren ( 3 , 9  % ) , 
in denen eine Strafzumessung nicht stattgefunden hat. Bei 
Fragestellungen, die die Strafzumessung betreffen, verrin­
gert sich deshalb der Umfang der Stichprobe auf 296 Fälle. 

Eine weitere Schwierigkeit ergab sich bei der Untersuchung 
der Strafrichterakten in Bielefeld. Hier sollten 80 Straf­
richterakten ausgewertet werden, wobei 54 Akten nach den 
Kriterien der Untersuchungsgruppe und 26 Akten nach den 
Kriterien der Vergleichsgruppe ausgewählt werden sollten. 
Auf den amtsanwaltschaftlichen Geschäftsstellen konnten 
jedoch nur 31 Akten gefunden werden, in denen die Anklage­
schrift bereits auf § 48 hinwies. Die Gründe für dieses 
nicht erwartete Fehlen von auswertbaren Strafrichterakten 
konnten dabei nicht geklärt werden. Auffällig waren jedoch 
zwei Phänomene, die zur Erklärung beitragen könnten. Von 
den 26 Verfahren, die nach den Kriterien der Vergleichs­
gruppe ( Vorliegen aller formellen Voraussetzungen des § 48, 
aber keine Anwendung in der Anklageschrift) ausgewählt wur­
den, wurde die allgemeine Rückfallvorschrift in 16 (61, 54 %) 
Verfahren im Urteil angewandt. Diese Verschiebung des Zeit­
punkts, wann das Vorliegen von§ 48 erstmals festgestellt 
wird, könnte darauf zurückzuführen sein, daß die in Biele­
feld tätigen Amtsanwälte aus Gründen der Beschleunigung des 
Verfahrens mit der Erhebung der Anklage nicht warten woll­
ten, bis die für die Feststellung des Vorliegens der Vor­
aussetzungen von§ 48 erforderlichen Beiakten eingetroffen 
waren 1) . Ein Hinweis hierfür fand sich in folgender Ver­
fügung eines Amtsanwalts: "Vermerk: die Rückfallvoraus­
setzungen mögen in der Hauptverhandlung geprüft werden". 
Eine derartige Vermutung läßt sich jedoch nicht verallge­
meinern. Es war nämlich zu beobachten, daß die Feststel-
lung der Rückfallvoraussetzungen unter den einzelnen Amts­
anwälten nicht einheitlich war. Von den 14 amtsanwalt­
schaftlichen Geschäftsstellen fanden sich in 5 Geschäfts-

1) Vgl . dazu Nr. 73 RiStBV. 
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stellen aus schließlich Akten, in denen die Rückfallvoraus­
setzungen zum ersten Mal vom Gericht festgestellt wurden. 
In 4 Abteilungen waren aus schließlich Akten, in denen der 
Amts anwalt zuerst das Vorliegen von§ 48 festgestellt hat­
te. In 5 Abteilungen wurde die allgemeine Rückfallvorschrift 
entweder vom Amtsanwalt oder vorn Richter zuerst geprüft . 

Das nicht erwartete Fehlen von auswertbaren Strafrichter­
akten könnte sich aber auch daraus erklären, daß Rückfall­
täter in Bielefeld häufiger als in Göttingen oder Kassel 
eher vor Schöffengerichten als vor dem Strafrichter ange­
klagt werden. Die Zahl der insgesamt durchgesehenen Akten 
ist in den einzelnen Städten nicht festgestellt worden, des­
halb kann diese Vermutung auch nicht durch Verhältnis zahlen 
belegt werden. In Göttingen waren jedoch für die Erhebung 
von 20 Schöffengerichts- und Strafkammerakten der Unter­
suchungsgruppe 4 Ges �häftsstellen erforderlich, in Kas sel 
für die Erhebung von 3 1  Akten ebenfalls 4 Abteilungen und 
in Bielefeld für 71 Akten 6 Abteilungen. 

Die dargestellten Schwierigkeiten bei dem Auffinden der für 
die vorliegende Untersuchung benötigten Akten führten dazu, 
daß sich die Zahlen, die sich nach der Festlegung der Stich­
probe für die einzelnen Aktengruppen ergeben hatten 1 ) , ver­
schoben, So sind in der Untersuchung mehr Schöffengerichts­
und Strafkammerverfahren als Verfahren vor dem Strafrichter 
ausgewertet worden, obwohl hierfür ursprünglich ein Verhält­
nis von 1 : 1  vorgesehen war . Der Umfang der Stichprobe, wie 
er der vorliegenden Untersuchung zugrunde liegt, ergibt sich 
aus Tab. 4. 

6. Quotenvergleich 

Fraglich ist, ob die nach den dargestellten Kriterien gebil­
dete Stichprobe repräsentativ ist, ob sich also die auf ih­

rer Grundlage gewonnenen Ergebnisse auf die Gesamtheit aller 
(potentiellen) Anwendungsfälle von§ 48 verallgemeinern las­

sen 2) . Mit den drei Städten Göttingen, Kas sel und Bielefeld 
wurden eine Stadt mittlerer Größe (Einwohnerzahl der Stadt 
Göttingen: 1 24 982 3) , des LG-Bezirks: 484 883 4) jeweils am 

1 )  Vgl. dazu oben 4. 
2) Zum Begriff der Repräsentativität vgl. Mayntz et al. 

1 978, 69. 

3) Veröffentlichung des Nds. Landesverwaltungsamts Hannover 
1 978. 

4) Deutscher Richterbund 1 978, 1 21 .  
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Tab. 4 :  Umfang der Stichprobe ( Anwendung des § 48 auf der 
Ebene der Staatsanwaltschaft) 

Erhebungsort Strafrichter andere ( Strafk.) insges. 

Unters. - Vergl. - Unters.- Vergl. -
gruppe gruppe gruppe gruppe 

Göttingen 19 9 20 ( 3 )  8 (2) 56 

Kassel 31 1 5 31 ( 4) 1 5 92 

Bielefeld 37 26 71 ( 14) 26 (3) 160 

insgesamt 87 50 122 ( 21 ) 49 ( 5) 308 

31.12. 1977) , eine kleine Großstadt ( Stadt Kassel: 199 500 1) , 
LG-Bezirk : 819 753 2) ) und eine mittlere Großstadt ( Stadt 
Bielefeld : 313 200 3) , LG-Bezirk 1 115 585 4) ) ausgewählt. 
Jede dieser drei Städte liegt in einem anderen Bundesland 
( Niedersachsen , Hessen , Nordrhein-Westfalen) . 

Trotz dieser Mischung in bezug auf die Größe und die regio­
nale Verteilung der ausgewählten Städte ( bzw. Staatsanwalt­
schaften) ist die untersuchte Stichprobe nicht repräsenta­
tiv. Eine Stichprobe ist für eine Grundgesamtheit , deren 
Vollerhebung im Regelfall zu unökonomisch wäre , nur dann re­
präsentativ , wenn die Auswahl der untersuchten Elemente al­
lein nach dem Zufallsprinzip erfolgt. Das Zufallsprinzip ist 

aber nur dann gewahrt , wenn jedes Element der Grundgesamt­
heit die gleiche ( oder eine berechenbare) Chance hat , in die 

1 ) 
2) 
3) 

4) 

� 1 ,  
Deutscher 
StaBA 1,  

1.  2. 1.; 1977 , 
Richterbund 

1. 2. 1. ; 1977, 
Deutscher Richterbund 

Tab. 2. 
1978 , 106. 

Tab. 2. 

1978 , 1 56. 
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Stichprobe aufgenommen zu werden 1 ) . 

Bei rechtstatsächlichen Untersuchungen kann das Zufallsprin­
zip z. B. dadurch sichergestellt werden, daß aus dem Bundes­
zentralregister (Berlin ) oder dem Verkehrszentralregister 
( Flensburg) , wo die Grundgesamtheit aller Verfahren in der 
Form von Registerauszügen sv

j
mbolisch repräsentiert ist, eine 

Zufallsstichprobe gezogen 2 wird 3 ) .  Eine andere Möglich­
keit besteht darin, aus der Gesamtheit aller in der Bundes­
republik bestehenden Staatsanwaltschaften eine Zufallsstich­
probe zu ziehen und in einem zweiten Schritt aus den bei den 
gezogenen Staatsanwaltschaften aufbewahrten Strafverfahrens­
akten eine Wahrscheinlichkeitsauswahl zu treffen 4) . 

Aus forschungsökonomischen Gründen wurde für die vorliegen­
de Untersuchung auf eine Zufallsstichprobe verzichtet. Da 
mit der Beschränkung auf die Städte Göttingen, Kassel und 
Bielefeld nicht jedes Element der Grundgesamtheit (die durch 
alle Verfahren in der Bundesrepublik gebildet wird, in denen 

§ 48 potentiell anwendbar ist) die gleiche Chance hatte, in 

die untersuchte Stichprobe aufgenommen zu werden, sind die 
auf dieser Grundlage gewonnenen Ergebnisse nicht repräsenta­
tiv. Eine weitere Einschränkung der Repräsentativität ergibt 
sich daraus, daß in den drei Erhebungsorten nur solche Ver­
fahrensakten ausgewertet wurden, die auf "langer Frist" auf­
bewahrt wurden. 

Die nicht bestehende Repräsentativität hindert jedoch nicht 

daran, in einem nachträglichen Quotenvergleich einzelne Er­
gebnisse der Stichprobe den entsprechenden Daten der Grund­

gesamtheit gegenüberzustellen, um auf diesem Weg die Frage 
abzuklären, ob und inwieweit sich die Ergebnisse der vorlie­
genden Untersuchung dennoch verallgemeinern lassen. An die-

1 )  Bartel 1 972, 93 f. ; Friedrichs 1 973, 1 36 ;  Mayntz et al. 
1 978, 70 ; Clauß/Ebner 1 978, 1 80. 

2) Zu den verschiedenen Verfahren einer Wahrscheinlichkeits­
auswahl vgl. Mayntz et al. 1 978, 69 ff. ; Friedrichs 1 973, 
1 39 f. 

3) Ein derartiges Verfahren wandte z. B. Schöch 1 973, 73, 1 00 ff. 
an ; ähnlich auch Janssen 1 980, 88 ff. ; Momberg 1 982, 48 ff. 

4) Ein derartiges Verfahren, gemischt mit Elementen der Quo­
tenauswahl, wandten z. B. Hertwig 1 982, 29 ff. und Lehmann 
1 982 an. 
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sem Punkt besteht allerdings die zusätzliche Schwierigkeit, 
daß die Grundgesamtheit, von der die vorliegende Unter­
suchung ausgeht, in keiner Veröffentlichung des Statisti­
schen Bundesamtes beschrieben wird. Die Strafverfolgungs­

statistik enthält nur Angaben zu den Verfahren, in denen 
§ 48 im Urteil angewandt wurde. Verfahren, in denen§ 48 
potentiell anwendbar war, werden von der Strafverfolgungs­
statistik nicht gesondert ausgewiesen. Eine Gegenüberstel­
lung der (Teil-)Stichprobe der Anwendungsfälle und der 
Grundgesamtheit ist darüberhinaus nur in bezug auf die Merk­

male Geschlecht und Art der Rückfalltat möglich, denn nur zu 
diesen Merkmalen enthält die Strafverfolgungsstatistik die 
entsprechenden Angaben. 

Tab. 5 weist den Anteil der Frauen in der (Teil-)Stichpro­
be und in der Grundgesamtheit aus. Die prozentuale Vertei­
lung ergibt für die (Teil-)Stichprobe einen höheren Anteil 
an Frauen als es der Grundgesamtheit in den einzelnen Jahr­
gängen entspricht. Dieser Unterschied kann sich entweder 
aus Zufall ergeben haben oder er kann sich daraus ergeben 
haben, daß die hier erhobene ( T eil-)Stichprobe nicht aus 
der Grundgesamtheit stammt, deren Parameter ( hier die pro­
zentuale Verteilung) in der Veröffentlichung des Statisti­
schen Bundesamtes beschrieben sind 1 ) .  Zur Prüfung dieser 
Frage läßt sich folgende Hypothese formulieren: der Anteil 
der Frauen unter den Rückfalltätern ist in der Stichprobe 
und in der Grundgesamtheit nicht signifikant verschieden; 
zwischen ihnen bestehen keine " echten" Unterschiede. Diese 
"Nullhypothese " kann mit Hilfe eines statistischen Prüfver­
fahrens entweder bestätigt oder zurückgewie�en werden. Zur 
Prüfung wird hier ein Chi2-Test angewandt 2 J .  Um die er­
heblichen Größenunterschiede zwischen ( Teil-)Stichprobe und 

1) Die hier erhobene (Teil:-) Stichprobe würde dann aus einer 
anderen Grundgesamtheit stammen, z.B. aus der Gesamt­
heit aller Verfahren, in denen im Urteil § 48 angewandt 
wird und die auf den Geschäftsstellen auf "langer Frist" 
aufbewahrt werden. Damit wird deutlich, daß es bei dem 
hier erörterten nachträglichen  Quotenvergleich letzt­
lich darum geht zu überprüfen, ob die in Abschnitt 5. 
beschriebene Auswahl der untersuchten Akten in irgend­
einer Hinsicht zu systematischen Verzerrungen geführt 
hat. 

2) Zum Chi2-Test als Verfahren zur Repräsentativitätskon­
trolle ebenso Albrecht 1980, 62 ff. 
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Tab. 5: Anteil der Frauen an den gern. § 48 Verurteilten 

Jahr Gern. § 48 Männer Frauen Anteil der Sign. 
Verurteilte Frauen Niv. 

( %  von Sp. 2) 
1 2 3 4 5 6 

Eigene 21 1 202 9 4, 3 Unters. 

1 975 7 257 7 089 1 68 2, 3 n. s. 

1 976 1 0  0 1 7  9 7 81 236 2, 4 n. s. 

1 977 9 71 9 9 469 250 2, 6 n. s. 

1 978 1 0  203 9 930 273 2, 7 n. s. 

1 979 9 462 9 202 260 2, 8 n. s. 

1 980 9 051 8 786 265 2, 9 n. s. 

Quelle für die Zahlen zur Grundgesamtheit: 

StaBA 1 0, 3; j eweiliger Jahrgang, Tab. 8 

Grundgesamtheit etwas auszugleichen, wird zusätzlich die 
Yates-Korrektur angewandt. Das Prüfverfahren ergibt, daß 
zwischen ( Teil-)Stichprobe und Grundgesamtheit keine sig­
nifikanten Unterschiede bestehen und zwar ohne Rücksicht 
auf den Jahrgang, für den die Parameter der Grundgesamtheit 
vorliegen ( Tab. 5 Sp. 6) 1 J . Die prozentualen Unterschiede 
sind also nicht "echt", sondern sie sind nur durch den Zu­
fall bedingt. Die formulierte Hypothese kann danach als be­
stätigt angesehen werden. 

Entsprechende Hypothesen lassen sich für die Unterschiede 
zwischen ( Teil- J Stichprobe und Grundgesamtheit innerhalb der 
einzelnen Deliktsgruppen aufstellen (vgl. dazu Tab. 6). 

1 ). Bei dem hier erörterten nachträglichen Quotenvergleich 
kann sich ein "Fehler zweiter Art" ( Fälschliche Annahme 
der Nullhypothese; vgl. dazu Clauß/Ebner 1978, 1 90) be­
sonders verhängnisvoll auswirken. Es sei deshalb darauf 
hingewiesen, daß die Unterschiede zwischen Stichprobe und 
Grundgesamtheit in Tab. 5 noch nicht einmal auf den 1 0%­
Niveau signifikant sind. Vgl. auch Albrecht 1 980, 62. 
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Tab, 6 :  Verteilung der gern. 48 Verurteilten auf die 
Hauptdeliktsgruppen 

Hauptdeliktsgruppen Eigene Unters. Grundgesamtheit Sign. 

n % N % Niv. 

1 2 3 4 5 6 

1 . Gegen den Staat, 
die öff. Ordnung 0 - 162 1, 6 n. s. 
und im Amt 

2. Gegen die sex. 1 0, 5 96 0, 9 Selbstbestimmung n. s. 

3. Andere Strafta-
ten gg. d. Person 10 4, 7 652 6, 4 n . s. 
(außer Straßenverk. ) 

4 ,  Diebstahl und 131 62, 1 6 474 63, 5 n.s. Unterschlagung 

5. Raub und Erpres- 6 2 , 8  198 1, 9 n. s. sung, § 316 a 

6. Andere Vermögens- 32 15, 2  1 803 17, 7 n. s. delikte 

7. Gerneingefährl. 0 - 78 0, 8 n.s. Straftaten 

8. Straftaten im 30 14 , 2  586 5, 7 0, 001 Straßenverkehr 

9. Straftaten nach 
anderen Bundes- u. 1 0 , 5  154 1 , 5 n. s. 
Landesgesetzen 

Straftaten 211 100 , 0  10 203 100, 0 insgesamt 

Quelle für die Zahlen zur Grundgesamtheit: 

StaBA 10, 3; 1978, Tab. 8 
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Als Deliktsgruppen werden hier die vom Statistischen Bundes­
amt verwendeten und bereits aus Tab. 3 bekannten Gruppen zu­
grunde gelegt. Die " Nullhypothese" für die Deliktsgruppe Nr. 
lautet beispielsweise : für den Anteil der Taten aus der De­
liktsgruppe Nr. 1 an den Rückfalltaten insgesamt bestehen 
zwischen der (Teil- ) Stichprobe und der Grundgesamtheit kei-
ne signifikanten Unterschiede. Um hier einen Chi2-Test anwen­
den zu können , ist es erforderlich , die Anzahl der Verfahren 
in einer Deliktsgruppe und die Summe der Verfahren in den üb­
rigen Deliktsgruppen einander gegenüber zustellen. Führt man 
in dieser Art in allen Deliktsgruppen einen Chi2- Test mit 
Yates-Korrektur durch , so zeigen sich auch hier grun� �ätz­
lich keine signifikanten Unterschiede (Tab. 6 Sp. 6) J .  Le­
diglich in der Deliktsgruppe Nr. 8 (Straftaten im Straßenver­
kehr ) ist ein hochsignifikanter Unterschied feststellbar. Das 
bedeutet , daß in dieser Deliktsgruppe bei einer Irrtumswahr­
scheinlichkeit von weniger als 0 , 1 %  die (Teil- ) Stichprobe kein 
Element der Grundgesamtheit ist. 

Es stellt sich die Frage , worauf dieser Unterschied zurück­
zuführen ist. Zur Aufklärung dieses Sachverhalts erscheint 
es sinnvoll , den Vergleich von (Teil- ) Stichprobe und Grund­
gesamtheit nicht auf die Hauptdeliktsgruppen zu beschränken , 
sondern zu fragen, welche Unterschiede sich bei den einzel­
nen Straftatbeständen zeigen (vgl. da zu Tab. 7 ) .  

Tab. 7 ist in der gleichen Weise aufgebaut wie Tab. 6 ,  aller­
dings wurde hier wegen der oftmals nur geringen Besetzungs­
zahlen auf die Durchführung von Signifikanztests ver zichtet. 
Aber auch der bloß optische Vergleich der Prozentzahlen (Sp. 3 
und 5 )  macht bereits deutlich , daß das überproportional häu­
fige Auftreten von Straftaten im Straßenverkehr 2 ) in der 
(Teil- ) Stichprobe (Tab. 6 Nr. 8) im wesentlichen allein durch 
die Straftaten nach dem StVG bedingt ist. Bei den in Tab. 7 
angegebenen Ve rfahren handelt es sich sowohl in der (Teil- ) 
Stichprobe als auch in der Grundgesamtheit ausschließlich um 
Taten gern. § 2 1  StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis ) .  Für die 
übrigen Straftaten im Straßenverkehr ( § § 1 42 ,  3 15 c ,  3 1 6  
StGB ) sind zwischen der (Teil- ) Stichprobe und der Grundge-

1 )  Die Signifikanzprüfungen erfo�gten hier ebenfalls auf den 
1 0% - Niveau (vgl. dazu S. 88 Fn. 1 )  

2 )  Hierzu gehören § §  1 42 ,  3 1 5  c, 3 1 6  StGB und die Straftaten 
nach dem StVG. Für die Grundgesamtheit kommen noch hinzu 
§ §  222 , 230 und 330 a StGB , j eweils i. V. m. einem Verkehrs­
unfall. Angesichts der Tatsache , daß § 48 nur auf vorsätz­
liche Rückfalltaten angewandt werden kann , dürfte es sich 
bei den von der Strafverfolgungsstatistik ausgewiesenen 
Verfahren gern. § §  222 ,  230 (n = 22 ) um Fälle handeln, in 
denen § 48 auf konkurrierende Taten angewandt wurde , die 
in der Statistik nicht gesondert ausgewiesen sind. 
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Tab . 7: Verteilung der �em . § 48 Verurteilten auf die ein­
zelnen Straftatbestände 

Straftat Eigene Unters.  Grundgesamtheit  

n 1 N 

1 2 3 4 5 

§ 1 1 3  0 - 1 7  0 , 2  

§ 1 2 3  - - 1 28 1 , 3  

§ 1 42 - - 56 0 , 5  

§ 1 64 0 - 3 0 , 0  

§ 1 70 b 4 1 , 9  304 3 , 0  

§ 1 76 - - 46 o ,  5 

§ 1 77 1 0, 5 1 6  0 , 2  

§ 1 8 5  0 - 1 2  0 ,  1 

§ 223 4 1 , 9  1 4 1  1 , 4 

§ 223 a 1 0, 5 1 5 8  1 ,  5 

§ 240 0 - 1 8  0 , 2  

§ 241  1 0 , 5  2 0 , 0  

§ 242 64 30 , 3 2 785 2 7 , 3  

§ 243 58 27,  5 3 369 3 3 , 0  

§ 244 - - 72 0 , 7  

§ 246 8 3 , 8  2 1 2  2 ,  1 

§ 248 b - - 30 0 , 3  

§ 248 C 1 0 , 5  6 0, 1 

§ 249 4 1 , 9 79 o, 8 

§ 250 0 - 31 0 , 3  

§ 252 1 0 , 5  24 0 , 2  

§ 255  1 0, 5 46 0 , 5  

§ § 2 5 9 ,  260 2 0, 9 1 3 1  1 , 3 

§ 263 26 1 2 , 3  1 1 75 1 1 ,  5 

§ 265 a 2 0 , 9 77 o, 8 

§ 266 1 0 ,  5 22 0 , 2  

§ 267 1 0, 5 352 3 , 4  

§ 303 0 - 23 0 , 2  

§ 3 1 5 C 1 0 , 5  29 0 , 3  

§ 3 1 6  4 1 ,  9 1 64 1 , 6 

§ 3 1 7  0 - 1 o, 0 

§ 33 0 a 0 - 77 0 , 8  

StVG 2 5 1 1 , 8 308 3 , 0  

WaffG 0 - 3 o , o  

BtMG 1 0, 5 1 3 1 1 , 3  

sonstige - - 1 55 1 ,  5 

insgesamt 21 1 1 00, 0 1 0  203 1 00 , 0  

Quelle:  StaBA 1 0 ,  J ;  1 9 7 8 ,  Tab. 8 ( a u s führli che Ergebnisse ) 
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samtheit keine bedeutsamen Unters c hiede festzustellen. 

Tab. 7 macht darüberhinaus deutlich , daß nicht nur die Straf­
taten nach dem StVG , s ondern auch der einfache Diebstahl 
( §  242) und die Unters chlagung ( §  246) überproportional häu­
fig in der ( Teil-) Stichprobe vertreten sind. Diese Abweichung 
konnte anhand von Tab. 6 deshalb nicht festgestellt werden , 
weil der s c hwere Diebstahl ( §  243) in der ( Teil-) Stichprobe 
deutlich unterrepräsentiert ist und sich diese beiden Ab­
weichungen in der Deliktsgruppe Nr. 4 gegen seitig aufheben. 
Anhand von Tab. 7 läßt sich ferner beobachten , daß außer dem 
schweren Diebstahl auch die S}taftaten gern. § 267 und die 
Gruppe der " s on stigen Taten" J in der l Teil-) Stichprobe un­
terrepräsentiert sind. Hin sichtlich der Art der Rückfalltat 
bestehen also zwis chen der ( Teil-) Stichprobe und der Grund­
gesamtheit zahlreiche weitere Unters chiede 2) . Diese Unter­
schiede fallen allerdings bei den späteren Berechnungen des ­
halb nicht in s Gewicht , weil die Straftatbestände in der Re­
gel zu Gruppen zusammengefaßt werden und sich die Unters chie­
de dann regelmäßig , wie in der Deliktsgruppe Nr. 4, ausglei­
chen . Lediglich  die Uberrepräsentierung der Straftaten nach 
dem StVG s chlägt auf die gesamte Deliktsgruppe der Strafta­
ten im Straßenverkehr ( Tab. 6 Nr. 8) durch . 

Spaltet man die Straftaten nach dem StVG nach den Orten auf , 
in denen diese Verfahren ausgewertet wurden , so  zeigt sic h ,  
daß sie zwar i n  sämtlichen Orten überproportional häufig er­
hoben wurden , daß hier aber Kas sel mit 12 Verfahren ( 20 , 3  % 
der Teilstichprobe) eine Spitzenposition einnimmt ( Tab. 8) . 
Auf welche Gründe diese Spitzenposition Kas sels zurückzufüh­
ren ist,  läßt sich nicht feststellen. Die Uberrepräsentierung 
der Straftaten nach dem StVG in der ( Teil-) Stichprobe kann 
daher letztlich  nur als eine in sämtlichen drei Erhebungsor­
ten , insbes ondere aber in Kas sel,  auftretende Auffälligkeit 
erklärt werden . Bei den späteren Berechnungen wird diese Er­
scheinung zu berücksichtigen sein. 

Die im übrigen nahezu vollständige Uberein stimmung der Er­
gebnisse der ( Teil-) Stichprobe der Anwendungs fälle mit den 
aus der Strafverfolgungs statistik bekannten Parametern der 
Grundgesamtheit ( Tab. 5 und 6) legt die Schlußfolgerung nahe , 
daß die Untersuchungsergebnis se von den entsprechenden Wer­
ten der Grundgesamtheit , die nicht bekannt sind,  nicht we-

1) Hierzu �ehören im wesentlichen § 183 ( n  = 19) , § 253 
(n = 1 4 ) , § 230 (n = 10 ; hier ohne Verkehrsunfall , vgl. 
dazu S .  90 Fn. 2) , sowie Verstöße gegen das AuslG ( n  = 13) .  

2) Führt man in der bei Tab. 6 beschriebenen Art Signifikan z­
tests durch ,  so  sind lediglich die Unters chiede bei § 267 
und bei den Straftaten nach dem StVG signifikant. 
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Tab. 8: Straftaten nach dem StVG und Anwendung des § 48 
in den einzelnen Erhebungsorten 

Erhebungsort 

Göttingen 
(n=33 ) 

Kassel 

(n= 59)  

Bielefeld 
(n= 119 )  

Stichprobe 
insgesamt 
(n=211 )  

Grundgesamtheit 
( n= 10 203 ) 

StVG-Taten 

6 ,  1 

20, J 

9, 2 

1 1  , 8 

3 , 0  

Quelle für die Zahlen zur Grundgesamtheit: 

andere Taten 

93 , 9  

79 , 7  

90, 8 

8 8 , 2  

97, 0 

StaBA 10 , 3 ;  197 8 , Tab. 8 (ausführliche Ergebnisse ) 
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sentlich  abwei chen . Die dieser Untersuchung zugrunde lie­
gende Stichprobe kann daher al s annähernd reprä sentativ 
bezeichnet werden , 

Die Tatsa che , daß die vorliegende Untersuchung in Wirklich­
keit nicht repräsentativ ist ,  wirkt sich  ni cht nur auf die 

Interpretation der erhobenen Daten , sondern auch auf die An­
wendbarkeit stati stis cher Prüfverfahren aus. Stati stis che 
Prüfverfahren dienen , wie bereits demonstriert wurde , dem 
Zweck , stati sti s che Kennwerte miteinander zu vergleichen und 
festzustellen , ob s ie s i ch voneinander s ignifikant ( überzu­
fällig)  unters cheiden 1 ) . Die in diesem Zusammenhang rele­
vant werdende Berechnung von Vertrauensintervallen setzt 
grundsätzlich  voraus , daß die Elemente der Sti chprobe na ch 
dem Zufall sprinzip bestimmt worden sind 2 ) . Da dies in der 
vorliegenden Sti chprobe ni cht ges chehen ist ,  würde an sich 
der Schluß nahe liegen , daß  auf die Durchführung stati sti ­

s cher Prüfverfahren verzichtet wird 3 ) . 

Glei chwohl sollen im  folgenden Kapitel die üblichen Signi ­

fikanztests zur Prüfung von Unterschieden zwis chen zwei 

Stichproben durchgeführt werden. Für diese Ents cheidung ist 
vor allem die Uberlegung auss c hlaggebend , daß die Gegenüber­
stellung von Sti chprobe und Grundgesamtheit bezüglich  der 
Merkmale Ges chlecht und Deliktsgruppe eine weitgehende Uber­

einstimmung gezeigt hat . Aus dieser Ubereinstimmung konnte 
die Schlußfolgerung gez ogen werden , daß die gewählte Stich­
probe annähernd die gleichen Ergebni sse  gebra cht hat wie 
sie eine Zufalls sti chprobe gebracht hätte . Vor diesem Hin­

tergrund dürfte auch die Anwendung statistis cher Prüfverfah-

1 )  Clauß/Ebner 1978 , 1 62 .  
2 )  Bartel 1972 , 93 ; Kellerer 1 960 , 143 f. 
3 )  Ins oweit konsequent Haferkamp 1975 , 67 ff. ; Wagner 1 979b , 

29 f .  
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ren vertretbar erscheinen 1) . Die von ihnen gelieferten Wer­
te können dabei j edoch immer nur als Annäherungswerte ver­

standen werden. 

7. Die Durchführung der Erhebung 

Zunächst wurden die Justizminister der betreffenden Bundes­
länder angeschrieben und um die Genehmigung der Durchführung 
der Untersuchung bei den einzelnen Staatsanwaltschaften ge­
beten. Nachdem diese Genehmigung erteilt worden war, wurden 
die Leitenden Oberstaatsanwälte und der Direktor des Amtsge­
richts Göttingen angeschrieben und um die Gewährung des Ak­
teneinsichtsrechts sowie die Bereitstellung eines behelfs­
mäßigen Arbeitsplatzes gebeten. 

Die Auswertung der 308 Strafverfahrensakten wurde im Sommer 
1980 vorgenommen. Die Prinzipien einer Zu fallsauswahl wur-
den wenigstens ansatzweise dadurch gewährleistet, daß auf 
den einzelnen Geschäftsstellen entweder sämtliche der nach 
den dargestellten Kriterien ausgewählten Akten oder die 
ersten n-Akten bis zum Erreichen der festgelegten Stich­
probengröße ausgewertet wurden. Geschäftsstellen , auf denen 
besondere Erscheinungsformen der Kriminalität ( z. B. Wirt­
schaftskriminalität, politisch motivierte Kriminalität ) be­
arbeitet werden , wurden bei der Auswahl nicht berücksichtigt. 

In den einzelnen Akten wurden in der Regel folgende Teile 
ausgewertet : Auszug aus dem Bundeszentralregister, Personal­
bogen , polizeiliches Vernehmungsprotokoll , eventuell erstell­
te Gutachten , Anklageschrift, Hauptverhandlungsprotokoll , Ur­
teil , Bewährungsbeschluß , Berichte des Bewährungshelfers , Be­
schluß zur Aussetzung des Strafrests. 

Die statistische Analyse der in dieser Form erhQbenen Daten 
erfolgte mit Hilfe des Programmsystems SPSS 8 2 ) .  

1 )  Ebenso Schöch 1973 , 5 1  mit weiteren Gründen. 
2) Hierzu Beutel et al. 1 980. 
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3. Kapitel 

Die Ergebnisse der rechtstatsächlichen Untersuchung 

Das Verständnis des empirischen Teils dieser Arbeit setzt 
die Kenntnis einiger statistischer Maßzahlen sowie der sta­
tistischen Verfahren zur Berechnung von zusammenhängen zwi­
schen zwei oder mehr Variablen voraus. Als Maßzahlen der 
deskriptiven Statistik werden in diesem Abschnitt folgende 
Kennwerte verwandt : 

das arithmetische Mittel ( x) ,  das aus der Summe der Meßwer­
te , geteilt durch ihre Anzahl gebildet wird und das den 
Durchschnitt einer Verteilung angibt ; 

der Median ( Z )  als derj enige Wert in der nach ihrer Größe 
geordneten Rangreihe , der die Reihe halbiert ; 
der Modalwert ( D) , also der in einer Verteilung am häufig­
sten vorkommende Meßwert ; 

die Variationsweite ( v) , die die Differen z zwischen dem 
größten und dem kleinsten Meßwert einer Verteilung bezeich­
net ; 

und die Standardabweichung (s ) , die die mittlere quadrati­
sche Abweichung aller Meßwerte einer Verteilung von ihrem 
arithmetischen Mittel angibt und die bei normalverteilten 
Meßwerten Aussagen über den Bereich erlaubt , in dem ein be­
stimmter A�teil aller Meßwerte liegt ( z. B. befinden sich im 
Bereich x - s ca. 68% aller Meßwerte ) .  

Für die Darstellung und Uberprüfung von zusammenhängen zwi­
schen zwei oder mehr Variablen ist die Berechnung zweier 
weiterer Maßzahlen erforderlich. 

Zum einen handelt es sich dabei um den Korrelationskoeffi­
zienten. Er gibt Auskunft über die Stärke eines Zusammen ­
hangs . Sein Wertebereich bewegt sich zwischen -1 und +1,  wo­
bei +1 eine vollständige funktionale Abhängigkeit zwischen 
zwei Variablen und -1 einen der geprüften Hypothese entge­
gengesetzten Zusammenhang angibt ,  während bei O ein Zusam­
menhang zwischen ihnen nicht besteht. 

Bei der anderen Maßzahl handelt es sich um das Signifikan z­
niveau ( p ) . Es beschreibt die Sicherheit , mit der ein Zu­
sammenhang besteht. Die Anwendung eines Signifikan ztests 
geht dabei von der "Nullhypothese" aus , die Unterschiede 
zwischen zwei Stichproben seien rein zufälliger Natur , bei­
de Stichproben entstammten also ein und derselben Grundge­
samtheit. Ein Signifikanzniveau von p <  0 , 05 bedeutet danach, 
daß die Wahrscheinlichkeit dafür , daß ein festgestellter Zu­
sammenhang zufällig ist (Irrtumswahrscheinlichkeit) , weniger 
als 5 %  beträgt ; die "Nullhypothese" kann folglich mit einer 
mehr als 95 �prozentigen Sicherheit zurückgewiesen werden. 

Für die Berechnung des Korrelationskoeffizienten und des 
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Signifikanz�iveaus stehen j eweils mehrere Verfahren zur 
Verfügung 1 J .  Die Auswahl des für die Lösung des ein zelnen 
Problems richtigen Verfahrens ist dabei von verschiedenen 
Faktoren abhängig wie z. B. dem Skalenniveau der untersuch­
ten Variablen, der Verteilung ihrer Meßwerte, der Größe 
der Stichproben oder auch der Frage, ob verschiedene Meß­
werte eines Falles miteinander verglichen werden (abhängi­
ge Stichproben) oder gleiche Meßwerte verschiedener Fälle 
( unabhängige Stichproben) . Zu�)

weiteren Information sei auf 
die statistischen Lehrbücher verwiesen. 

1 .  Taten, Täter und Sanktionspraxis bei Rückfalltätern 

Im folgenden wird zunächst in einem eher deskriptiv orien ­
tierten Abschnitt der Hauptteil der in der vorliegenden Un­

tersuchung gesammelten Einzelergebnisse dargestellt. Mit 
dieser Darstellung werden im wesentlichen zwei Zwecke ver­
folgt. Zum einen soll ein Beitrag zur empirischen Krimino­
logie geleistet werden, indem die für die hier untersuchte 
Tätergruppe der wiederholt Straffälligen 3) wichtigsten 
Merkmale wiedergegeben werden. In diesem Zusammenhang soll 
neben den allein die Persönlichkeit und den So zialbereich 
der Wiederholungstäter beschreibenden Merkmalen auch auf 
die von ihm begangenen Taten und die gegen sie verhängten 

Sanktionen eingegangen werden. Gleichzeitig können die hier 

erhobenen Daten, indem sie in Ein zelfällen mit den ent­
sprechenden Ergebnissen anderer empirisch-kriminologischer 

1) Tabellarische Ubersichten zu den Korrelationskoeffizien­
ten enthalten : Clauß/Ebner 1978, 115 ; Bartel 1974, 107 ; 
Mayntz et al. 1978, 197 ; zu den Signifikanztests : Clauß/ 
Ebner 1978, 450 ff. ; Bartel 1972, 124, 152 ;  Mayntz et al. 
� 178 ; Beutel et al. 1980, 177. 

2)  Clauß/Ebner 1978 ;  Bartel 1972, 197 4 ;  Mayntz et al. 1978, 
177 ff. , 192 ff. ; Friedrichs 1973, 123 ff. ; für multi­
variate Verfahren : Marinell 1977, Gaensslen/Schubö 1976 ;  
Moosbrugger 1978. 

3) In diesem eher deskriptiv orientierten Abschnitt bleibt 
§ 48 zunächst weitgehend außer Betracht. Die Ergebnisse 
beziehen sich daher sowohl auf die sog. Untersuchungs­
gruppe als auch auf die sog. Vergleichsgruppe, die sich 
voneinander in der Anwendung des § 48 auf der Ebene der 
Staatsanwaltschaften unterscheiden. 
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Untersuchungen 1) oder auch den entsprechenden Daten des 
Statistischen Bundesamts verglichen werden , in einen größe­
ren kriminologischen Zusammenhang gestellt werden. Die bis­

her vorliegenden Erkenntnisse der Kriminologie sollen bei 
der Interpretation der hier gewonnenen Einzelergebnisse be­
rücksichtigt werden. 

Zum anderen soll mit dem eher deskriptiven Abschnitt ein 
Beitrag zur Methodenkritik geleistet werden , indem anhand 
der Einzelergebnisse dieser Untersuchung gezeigt wird , was 
die gewählte Methode der Aktenanalyse leisten kann und wo 

ihre Grenzen liegen 2) . Auf die hier erhobenen Merkmale , 
bei denen wegen der Untersuchungsmethode Zweifel an der Gül­
tigkeit der Ergebnisse bestehen , wird deshalb besonders hin­
gewiesen. Hierdurch können die Grundlagen für die in dem 

zweiten Abschnitt folgende Analyse der Anwendungspraxis von 
§ 48 deutlich gemacht werden. Merkmale , deren Ergebnisse 
aus methodenspezifischen Gründen nicht als gültig angese-
hen werden können , bleiben in dem nachfolgenden zweiten Ab­
schnitt unberücksichtigt. Das gleiche gilt für solche Merk­
male , bei denen die Ausfallquote , d. h. der Anteil der für 

dieses Merkmal nicht auswertbaren Fälle , so hoch ist , daß 

1 )  Bei dem Vergleich werden vor allem die Ergebnisse der 
Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung berücksichtigt , 
weil die dort gezogene Zufallsauswahl von 200 männlichen 
Häftlingen ( "polytrope Rezidivisten mit dominierender 
Eigentums- und Vermögensdelinquenz" , Dolde 1 978 , 76) zu 
der hier verwendeten Stichprobe deutliche Parallelen auf­
weist. Vgl. dazu Göppinger 1980 , 168 ; Schöch 1 971 , 1861 ; 
Dolde 1978 , 72 ff. ; Sehmehl 1980 , 18 ff. ; Wittmann 1980 , 
204 ; Kofler 1980 , 18 ff. 

2) Vgl. hierzu auch Albrecht 1980 , 79 , der für die wichtig­
sten für die Strafzumessung relevanten Tatsachen angibt , 
wie häufig sie in den ausgewerteten Strafakten enthalten 
sind. 
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Berechnungen von Zusammenhängen mit ihnen sinnvoll nicht 
mehr durchgeführt werden können . 

In diesem eher kriminologisch als rechtstatsächlich orien­
tierten Abschnitt wird sich an mehreren Punkten die Frage 
stellen , ob und ggf. in welcher Weise bestimmte zu beob­
achtende Erscheinungen zu der Tatsache der wiederholten 
Straffälligkeit der hier untersuchten Tätergruppe in Be­
ziehung zu setzen sind. Damit ist letztlich der kriminali­
tätstheoretische Ansatz dieser Untersuchung angesprochen. 

Im Hinblick auf die Orientierung an einer bestimmten Krimi­
nalitätstheorie erweist sich diese Untersuchung j edoch als 
relativ offen. Der Grund dafür ist darin zu sehen , daß es 
hier in erster Linie um eine Analyse der Anwendungspraxis 
des § 48 geht und weniger um eine Untersuchung zur Rückfall­
kriminalität , die ohne j eden Bezug auf einen bestimmten kri­
minalitätstheoretischen Ansatz weitgehend unergiebig wäre. 
Gleichwohl sei an dieser Stelle auf folgendes hingewiesen. 

Die Erklärung der Kriminalität der wiederholt Straffälligen 
dürfte am ehesten durch ein interaktionistisches Verlaufs­
modell geleistet werden können , das die delinquente Ent­
wicklung als einen Prozeß versteht , an dem sowohl der Straf­
täter selbst als auch seine soziale Umwelt - hier insbeson­
dere dte Träger der formellen Sozialkontrolle - beteiligt 
sind 1 ; ,  Dieser Prozeß läßt sich als kriminelle Karriere 
bezeichnen , wodurch der dynamische Charakter dieser Ent­
wicklung ("Laufbahn") unterstrichen werden soll 2) . 

Das Konzept der kriminellen Karriere stammt ursprünglich 
aus der nordamerikanischen Kriminologie , hat aber in der 
letzten Zeit auch in der deutschsprachigen Kriminologie 
Eingang gefunden. Der Begriff d�r kriminellen Karriere 
tritt in zwei Bedeutungen auf 3 ) .  Zum einen bezeichnet er 
einen eigenen , interaktionistisch orientierten kriminali-

1) Ein derartiger Erklärungsansatz wird vertreten von Lemert 
195 1 ,  73 ff. , 281 ff. ; ders. 1974 , 433 ff „ insbes. 456 
ff. ; Gibbons 1968 , 223 ff. ; Quensel 1970 , 3 7 5  ff. ; ders. 
1981 , 347 ff. ; ähnlich auch Haferkamp 1975 , 41 ff. , insbes. 
46 ff. Zur Kritik an diesem Ansatz vgl. Göppinger 1980 , 48. 

2) Zur Etymologie und Bedeutung des Begriffs der kriminellen 
Karriere Wulf 1979,  30 ff. ; kritisch dagegen Lemert 1974 , 
452 f. 

--

3) Ähnlich Wulf 1979 ,  3 2 ,  3 5 ; er sieht den zweiten Begriffs­
inhalt auseiner etwas anderen Perspektive als Bildung 
von Delinquententypologien , bei denen man sich um eine 
Integration von Tat- und Tätermerkmalen bemühe. 
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tätstheoretischen Ansatz l ) _ Zum anderen bildet er die 
Grundlage für eine empirisch ausgerichtete Forschung , die 
sich unter verschiedenen Aspekten der Beschreibung der 
Entwicklung des abweichenden Verhaltens von wiederholt auf-

) fälligen Probanden bis zum Untersuchungs zeitpunkt widmet 2 ,  
ohne dabei j edoch ausdrücklich au

3 )
das entsprechende theo­

retische Konzept Bezug zu nehmen . Wesentlicher Inhalt 
des theoretischen Ansatzes ist da s Prinzip der sekundären 
Devianz .  In seiner auf E.M . Lemert 4 1 zurückgehenden Form 
besagt es , daß die Entstehung einer kriminellen Karriere 
mit einer Änderung des Selbstkonzepts des j enigen verbun-
den ist , der sich abweichend verhält. Wenn ein Proband auf­
grund einer gesellschaftlichen Reaktion ,  die sein Verhalten 
als kriminell definiert, die ihm zuges chriebene Rolle eines 
Kriminellen ak zeptiert und in sein Selbstkonzept übernimmt, 
wird er weitere kriminelle Handlungen beg�hen, um sich die­
ser Rolle entsprechend zu verhalten. Die Anderung des 
Selbstkonzepts beruht dabei auf einem zwischen Individuum 
und Gesellschaft ablaufenden Interaktionsprozeß. 

In idealtypischer Form läßt sich dieser Interaktionsprozeß 
in e;,em Verlaufsmodell etwa der folgenden Art beschrei-
ben . Der Proband , ein Jugendlicher ,  begeht eine Straf­
tat , um ein für ihn bedeutsames Problem , z.B. akuten Geld­
mangel 6 ) , zu lö sen (primäre Abweichung ) .  Die Wahl dieser 
speziellen Problemlö sungsstrategie kann dabei auf So ziali­
sationsdefiziten, s o zio- ökonomischen Bedingungen, pers ön­
lichkeits spezifischen Einstellungen oder anderen Merkmalen 
beruhen, die ansatzweise auch in der vorliegenden Unter­
suchung festzustellen sind . Auf die primäre Abweichung 
folgt eine Reaktion der so zialen Umwelt. Diese Reaktion 
kann entweder in einer Hilfestellung bei der Problemlö-
sung oder in einer Sanktionierung des abweichenden Verhal­
tens bestehen. Die Alternative der Sanktionierung ist, ins ­
bes ondere , wenn sie von den Trägern der formellen Sozial­
kontrolle ausgeübt wird , mit einer Stigmatisierung des 
Probanden verbunden. Als Folge der Stigmatisierung ändert 
sich des sen Selbstkonzept (als Schlagwort formuliert : "Ist 

1) Vgl. hierzu S.  99 Fn . 1 ) . 
2 )  Greenwood 1979;  Schneider 1977 ; Dolde 1978;  � 1979; 

vgl. auch Haferkamp 197 5 .  

3 )  Das ist bes onders deutlich bei Haferkamp (197 5 )  der Fall , 
der einem s o ziologisch-handlungstheoretischen Ansatz 
folgt ( S. 41) ; anders dagegen Schneider 197 7 ,  20 f. 

4 )  � 1951, 7 5  ff., 316 ff. ; ders . 1974. 
5 )  Quensel 1970 ,  377  ff. ; ders. 1981, 348 ff . ; Lemert 1951, 77. 
6 )  Aus welcher Situation heraus sich die Normverletzung er ­

gibt, ist in diesem Zusammenhang nicht relevant. Lemert 
0 951, 7 7 )  nennt in seinem Beispiel j ugendlichen Ubermut 
(exces sive energy ).  
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der Ruf erst ruiniert , lebt man völlig ungeniert" 1 > . )  Um 
dem veränderten Selbstkonzept zu entsprechen, begeht der 
Proband daraufhin eine weitere Straftat (sekundäre Abwei­
chung) , die wiederum eine Reaktion der sozialen Umwelt 
nach sich zieht, welche schärfer als die erste Sanktion 
ausfällt und den Probanden in seinem neuen Rollenverständ­
nis bestätigt. Die Entwicklung einer kriminellen Karriere 
läßt sich danach als "Folge eines fehlgeschlagenen ,  sieb 
wechselseitig hochschaukelnden Interaktionsprozesses" 2 ) 
zwischen dem Probanden und seiner sozialen Umwelt inter­
pretieren. 

Die Anlage der vorliegenden Untersuchung erlaubt es nicht , 
dieses Verlaufsmodell einer empirischen Uberprüfung zu un­
terziehen. Da die Strafakten selbst nur auf die j eweils 
letzte Straftat Bezug nehmen, können lediglich den beilie­
genden Auszügen aus dem Bundeszentralregister Hinweise auf 
den äußeren Verlauf der kriminellen Karriere entnommen wer­
den. Die zwischen den Strafverfolgungsorganen und dem Tä-
ter abgelaufenen Interaktionen lassen sich aus ihnen nicht 
rekonstruieren. Insbesondere ist es aber auch mit der Metho­
de der Aktenanalyse nicht möglich, die subj ektive Seite des 
Interaktionsprozesses , also das Selbstkonzept des Täters 
sowie etwaige Veränderungen , zu erfassen. 

Wie bereits gesagt wurde , ist eine Uberprüfung des inter­
aktionistischen Ansatzes hier nicht beabsichtigt. Gleich­
wohl kann das beschriebene Verlaufsmodell einer kriminel­
len Karriere dazu dienen, die Ergebnisse , die in dieser 
Untersuchung zur strafrechtlichen Vorbelastung der Wieder­
holungstäter festgestellt werden, zu interpretieren. 

1. 1. Die Tat 

Das in einem Straftatbestand definierte Delikt bildet den 

Ausgangspunkt kriminologischer Forschung 3) . Die Unter­

suchung des Deliktbereichs ist dabei mit der Schwierig­

keit konfrontiert, daß in vielen Fällen nicht nur ein ein­
ziges , sondern mehrere tatbestandlich definierte Delikte 

begangen werden. Um dieser Schwierigkeit aus dem Weg zu 
gehen, bietet es sich in einer empirischen Untersuchung 

1) Vgl. Geerds 1968, 37. 
2) Quensel 1 970 , 380. 
3) Vgl. Göppinger 1980 , 574. 
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zum Strafzumessungsrecht an , die an dem Begriff der "Hand­
lung" o rientierte strafrechtliche Unterscheidung zwischen 
Tateinheit ( §  52)  und Tatmehrheit ( §  53 ) aufzugreifen. 

Auf diese Unterscheidung wurde auch in der vorliegenden Un­
tersuchung Bezug genommen . Standen mehrere Delikte zuein ­
ander in dem Verhältnis der Tateinheit ( §  5 2 ) , so wurde 
dies als ein Delikt gewertet ; bei Tatmehrheit ( §  53 ) wur-
de die entsprechende An zahl an Delikten angenommen. 

Legt man zur Ermittlung des Umfangs des kriminellen Ver­
haltens die Zahl der angeklagten Taten zugrunde , so hatten 

die Probanden der hier untersuchten Stichprobe durchschnitt­

lich x = 2 , 20 Delikte begangen. Ein Delikt lag dem Straf­
verfahren in 164 Fällen ( 5 3 , 2  % )  zugrunde , 2 Delikte in 78 
Fällen ( 25 , 3  % ) ,  3 Delikte in 25 Fällen ( 8 , 1  % ) ,  4 Delikte 
in 1 6  Fällen ( 5 , 2  % )  und 5 oder mehr Delikte in 25 Fällen 
( 8 , 1  % ) .  Die höchste An zahl an angeklagten Delikten betrug 
dabei 24. 

Ein ähnliches Bild zeigt sich , wenn man die Zahl der vorn 
Gericht verurteilten Taten betrachtet. Die Probanden wur­
den durchschnittlich wegen x = 1 , 79 Delikten verurteilt. 

Ein Delikt lag dem Urteil und damit der Sanktion in 178 

Fällen ( 59 , 7  % )  zugrunde , 2 Delikte in 74 Fällen ( 24, 8 % ) ,  
3 Delikte in 1 9  Fällen ( 6 , 4  % ) ,  4 Delikte in 15 Fällen 
( 5 , 0  % )  und 5 oder mehr Delikte in 12 Fällen ( 3 , 9  % ) .  Die 

höchste Anzahl an verurteilten Delikten betrug 12. 

Die An zahl der verurteilten Delikte ist mit durchschnitt­
lich x = 1 , 79 Delikten deutlich niedriger als die An zahl 

der angeklagten Delikte , die x = 2 , 20 Delikte beträgt . Zwi­

schen den beiden Mittelwerten besteht ein hochsignifikan­
ter Unterschied 1 ) . Die Gründe hierfür können entweder in 

1 )  Wilcoxon-Test ; vgl. Clauß/Ebner 1 978 , 245 ff . 
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einer Einstellung mancher Delikte bis zum Ende der Haupt­
verhandlung (vgl. §§ 153 II, 1 54 II StPO) oder in der An­
nahme von Fortsetzungszusammenhang anstelle von Tatmehr­
heit liegen. 

Die Auswahl des untersuchten Straftatbestands, die im wei­
teren Verlauf der Arbeit z. B. für die Bestimmung der De­
liktschwere, aber auch für andere Merkmale relevant wird, 
richtete sich, wenn mehrere Delikte begangen worden waren, 
für Tateinheit und Tatmehrheit einheitlich nach folgenden 
Kriterien. Zunächst wurde geprüft, auf welches der Delik­
te§ 48 angewandt wurde (Untersuchungsgruppe) bzw. hätte 
am ehesten angewandt werden können (Vergleichsgruppe) . Von 
mehreren in dieser Hinsicht gleichrangigen Delikten wurde 
das schwerste, von mehreren gleich schweren Delikten wur­
de das zeitlich zuerst begangene ausgewählt. 

Im folgenden sollen die Ergebnisse zum Deliktbereich näher 

betrachtet werden. 

1 . 1. 1. Hauptdeliktsgruppen 

Wie sich aus Tab. 9 ergibt, sind 70, 1 % der Taten dem Be­

reich  der Eigentums- und Vermögenskriminalität (Nr. 1 bis 
6) oder, wie die Urkundsdelikte ( Nr. 7) , einem ihr nahe­

stehenden Bereich zuzuordnen; 15, 9  % der Taten spielen im 
Bereich der Verkehrskriminalität (Nr. 8, 9) , und bei 13, 9 % 
handelt es sich um andere Straftaten. 

Die Gruppe der Verkehrsdelikte , die nicht unter dem Ein­
fluß von Rauschmitteln begangen wurden (Nr. 9) , wird aus­
schließlich durch Verfahren gebildet, denen ein Verstoß 

gegen§ 21 StVG (Fahren ohne Fahrerlaubnis) zugrunde lag. 
Die Häufigkeit des Auftretens dieses Delikts entspricht 
der aus der Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung be­
kannten Feststellung, daß die kriminellen Karrieren von 

Wiederholungstätern in den meisten Fällen auch Verurtei­
lungen wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis einschließen 1) . 

1) Vgl. Scha ch 1971, 1862 ; Göppinger 1980, 685 ; danach wa­
ren 55 % der H-Probanden wenigstens einmal wegen einer 
Tat gern. § 21 StVG vorbestraft. 
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Tab. 9 :  Hauptdeliktsgruppen und ausgewählte Einzeldelikte 

Deliktsgruppe 

1 . Diebstahl und Unterschlagung 
geringwertiger Sachen 

2 .  Diebstahl und Unterschlagung 
in sonstigen Fällen - - - - - - - - - - - -

davon § 243 

3. Raub und Erpressung 

- - - -

4 .  Betru
1 

mit einem geringen 
S�he.den § a) 248 

5 .  Betrug in sonstigen Fällen 

6. Sonstige Eigentums- und 
Vermögensdelikte 

7 .  Urkundsdelikte 

8 .  Verkehrsdelikte mit Einfluß 
von Rauschmitteln 

9 .  Verkehrsdelikte ohne Einfluß 
von Rauschmitteln ( § 21 StVG) 

1 0. Sexualdelikte 

1 1 .  Andere Straftaten gegen die 
Person 

1 2 . Sonstige Straftaten 

- - -

- - - - - - - - - - - - - - - - - -
davon § 1 70 b 

insgesamt 

n % 

27 8 , 8  

13 0 42 , 2  - - - - - - - - - -
71 23 , 1  

1 0  3 , 2  

9 2 , 9  

3 1  1 0 ,  1 

6 1 ,  9 

3 1 ,  0 

9 2 , 9  

40 1 3 , 0  

2 0 , 6  

1 0  3 , 2  

3 1  1 0 ,  1 - - - - - - - - - -
21 6 , 8  

308 1 00 , 0  
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Verurteilungen wegen dieses Delikts dürften dabei zum 

einen darauf zurückzuführen sein, daß die Gruppe der wie­
derholt straffälligen Probanden einem überdurchschnitt­

lich hohen Entdeckungsrisiko ausgesetzt ist , weil gegen 
sie häufig auch Ermittlungsverfahren wegen anderer Straf­

taten durchgeführt werden 1) . Zum anderen dürfte hierfür 
auch der oft zu beobachtende circulus vitiosus : Delikt -
Sperrfrist (§ 69 a) - Delikt eine Rolle spielen 2) . Der 

Umstand , daß § 21 StVG in der Stichprobe mit immerhin 40 
Fällen (13 , 0  %) vertreten ist, dürfte im übrigen damit 

zusammenhängen , daß die Verstöße gegen das StVG in dieser 
Untersuchung überrepräsentiert sind , so daß der hier für 
die Verkehrsdelinquenz ermittelte Anteil von 13 , 0  % an der 
Kriminalität der Wiederholungstäter in Wirklichkeit erheb­
lich niedriger liegen müßte 3) . 

Neben den zahlreichen Vergehen gern. § 21 StVG ist auch die 
Häufigkeit von Verfahren wegen Verletzung der Unterhalts­
pflicht (§ 170 b) auffällig. In der Deliktsgruppe der 
"sonstigen Straftaten" (Nr . 12) ist § 170 b das am häu­
figsten auftretende Einzeldelikt . Bei der Unterhalts­

pflichtverletzung handelt es sich um ein Vergehen, das 
oft mit einer Störung der sozialen Bezüge des Täters , vor 

allem in seinem familiären Bereich oder in seiner beruf­
lichen Integration, verbunden sein dürfte 4) . Im Zusammen­

hang mit wiederholter Straffälligkeit dürfte diesem De -

1) Vgl . Schöch 1971, 1862 ; er ermittelte, daß 5 8 , 7  % der 
Verstösse gegen§ 21 StVG in Verbindung mit anderen 
Straftaten einschl .  sonstigen Verkehrsvergehen ent­
deckt wurden . 

2) Göppinger 1980 , 685 ; vgl . aber auch Schöch 1971, 1862. 
3) In der Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung war 

die letzte Tat der Probanden nur in 2 % der Fälle ein 
Straßenverkehrsdelikt . Dagegen sind die Sittlichkeits­
delikte dort mit 10 % ,  hier aber nur mit 0 , 6  % ver­
treten . Dolde 1978,  74. 

4) Vgl . auch Göppinger 1980 , 3 1 8 , 540 ; Wittmann 1980 , 206. 
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likt j edoch nur eine untergeordnete Bedeutung zukommen , da 
der Täter zur Absicherung seiner finanziellen Lage typi­
scherweise andere Straftaten , etwa in dem Bereich der Eigen­
tums- und Vermögensdelinquenz , begehen dürfte. Der hier für 
dieses Delikt ermittelte AnteiL von 6 , 8  % kann daher in 

Wirklichkeit ebenfalls etwas zu hoch liegen. 

zusammenfassend läßt sich danach sagen , daß in der hier 
untersuchten Stichprobe neben der Eigentums- und Vermögens­
delinquenz das Fahren ohne Fahrerlaubnis ( §  21 StVG ) und 

die Unterhaltspflichtverletzung ( §  170 b )  besonders häufig 
auftreten , zusammengenommen sind diese Deliktsbereiche in 
89 , 9  % der Verfahren vertreten. 

1. 1. 2. Deliktsschwere 

Die Schwere einer Straftat kann auf zweierlei Weise angege­
ben werden , nämlich entweder durch einen von Schöch ent­
wickelten dreidimensionalen Schwereindex mit einem Werte­
bereich von 1 bis 6 1 )  oder durch einen erstmals von 
Momberg verwandten Schwereindex , der sich an der Höchst­
strafe des gesetzlichen Straftatbestands orientiert und 
der einen Wertebereich von 1 bis 1 5  hat 2 ) . Die nach die­
sen beiden Indizes bestimmte Schwere der Taten , die von 

den Probanden begangen wurden , läßt sich Abb ,  1 entnehmen. 

Der Modalwert des Schwereindexes von Schöch liegt bei 3 ,  
Hierbei handelt es sich um eine Folge davon, daß der ein­
fache Diebstahl ( §  242 ) und der Betrug (§ 263 ) mit diesem 
Indexwert belegt sind. Doch mit dem Modalwert allein kann 
diese Kurve nicht erschöpfend beschrieben werden. 296 Fäl­
le (96 , 1  % )  liegen nämlich in dem Bereich zwischen 1 und 
4 ,  wobei sich die Zahl der Fälle nahezu gleichmäßig auf 
diese 4 Werte verteilt. Bei den 1 2  Fällen (3 , 9  % ) , die die 
Werte 5 und

3 � haben , handelt es sich ausschließlich um 
Verbrechen . Die annähernde Gleichverteilung in dem 

1) Schöch 1975 , 110 ; ders. 1976 ,  226, Fn. 27 ; vgl. auch 
Dölling 19 78 , 112 Fn. 1. Der Index ist abgedruckt im 
Anhang Nr. 4 . 

2)  Vgl. Momberg 1982, 63 ff. , sowie Anhang Nr. 5 ,  
3 )  § 249 ( n  = 5 ) , § §  250 ,  25 5 ,  177 (j e n = 2 ) , § 252 (n 1 ) .  
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Abb . 1 :  Deliktsschwere 
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Bereich zwis chen 1 und 4 läß t  weitere differen z ierende 
Aus sagen über die Schwere der begangenen Delikte nicht zu. 

Etwa s deutlicher wird das Bild dagegen , wenn man den an 
die Höchst strafdrohung angelehnten Schwereindex betra chtet. 
Hier liegt der Modalwert bei 5 ,  was damit überein stimmt , 
daß fas t  alle Grundtatbestände der Eigentums - und Vermö­
gensdelikte eine angedrohte Höchs t strafe von 5 Jahren 
Freiheit s strafe haben. In dem Berei ch unterhalb des In­
dexwertes 5 i s t  erkennbar, daß zunächst sehr viele gan z 
lei chte Delikte auftreten (§§ 1 85 ,  241, 265 a ,  316 StGB;  

§ 21 I StVG ) , dann fällt die Kurve zu den weniger zahl­
rei chen leichten Delikten ab (Indexwert 2 :  §§ 113 , 303 , 
315 c und Eigentums - und Vermögen sdelikte an geringwer­
ti gen Sachen (§ 248 a ) i  Indexwert 3 :  §§ 1 70 b, 223 , 240 , 
246 ) , ehe sie zu den am häufigsten vertretenen Eigentums­
und Vermögen sdelikten (Indexwert 5 )  aufs teigt. Die Index­
werte 7 und 11 resultieren aus den verschiedenen Straf­
milderungsmöglichkeiten für die Delikte mit den Index­
werten 1 0  und 15. Werden die Häufigkeiten der Werte 7 
und 11 bei dem Kurvenverlauf nicht berücksichtigt , so 
zeigt die Kurve des Höchs t s trafen-Schwereindexes von dem 
Indexwert 5 an ein allmähliches Abfallen. 

Ein in dieser Form modifizierter Höch s t s trafen - Schwerein­
dex erwei st  s i ch gegenüber dem von Schöch entwickelten 
Schwereindex darin überlegen , daß er im Bereich der leich­
ten Kriminalität (Ind�xwerte 1 bis 3 )  differen z iertere 
Aus sagen ermöglicht 1 J .  Die späteren Berechnungen zur De­
likts s c hwere werden deshalb grundsät zlich mit diesem In­
strument durchgeführt ; ergeben s i ch aus dem Schwereindex 
nach Schöch abwei chende Resultate, so wird darauf beson­
ders hingewiesen. 

Insgesamt gesehen läßt sich  über die Delikt s s chwere der 
von den Probanden begangenen Straftaten sagen , daß sie 
s i ch zum überwiegenden Teil in dem Berei ch der mi ttel­
s chweren Vergehen bewegt. Die Verteilung der zur Delikts­
s chwere ermittelten Werte folgt n icht einer J-förmigen , 
sondern eher einer glockenförmigen Kurve. Berücks icht igt 
man , daß in der untersuchten Sti chprobe Straftaten aus 
dem Berei ch der Verkehrskriminalität überreprä sentiert 
sind, daß also die gan z leichten Delikte (§ 21 StVG hat 

1 )  Zur weiteren Auseinanderset zung mit dem Schwereindex 
von Schöch vgl , Momberg 1982 , 64, 



- 1 09 -

nach beiden verwendeten Indi zes nur den Wert 1) eigentlich 
sehr viel seltener auftreten müßten, dann wird die sich 
einer Normalverteilung annähernde glockenförmige Vertei ­
lung der ermittelten Werte noch etwas deutlicher. Hieraus 
läßt sich folgern, daß für die Probanden von den Gesetzen 
offenbar nicht der gleiche Konformitätsdruck ausgeht wie 
für die Normalpopulation 1) . 

1.1.3. Bagatelldelikte 

Betrachtet man die gegen- fremdes Eigentum oder Vermögen 
gerichteten Straftaten (Tab. 9 Nr. 1 bis 7) unter d�rn Ge­

sichtspunkt, welchen Wert das Tatobj ekt gehabt hat, so er­
gibt sich folgendes Bild: in 36 Fällen (1 6, 7  % )  war das 

Tatobj ekt eine geringwertige Sache (§ 248 a) , in 180 Fäl­
len (83, 3 % )  war es eine höherwertige Sache. Ungefähr j ede 
sechste in dem Bereich der Eigentums- und Vermögenskrimi­
nalität begangene Straftat ist danach ein Bagatelldelikt. 

Ähnliche Feststellungen können getroffen werden, wenn man 

die Höhe des Schadens betrachtet, der bei der Tatbegehung 
angerichtet wurde (Tab. 1 0) 2 > .  Läßt man für die Prozent­

berechnung in Tab. 10 diej enigen Fälle außer Betracht, in 
denen ein materieller Schaden nicht angerichtet wurde, so 

bewegt sich der Schaden in 39 Fällen (1 7, 6 % )  in der Klas­
se unter 50 DM, in 1 82 Fällen (82, 4 %) liegt er darüber. 

Hieraus dürfte die Schlußfolgerung gezogen werden können, 
daß bei den Taten der wiederholt Straffälligen die Baga­
telldelikte mit einem Anteil von ca. 15 - 20 % vertreten 
sind. 

1) Zur "J-Kurven-Hypothese" und deren Interpretation vgl . 
Kaiser 1980, § 12 Rn. 1 9. 

2) Die in Tab. 9 und 1 0  enthaltenen Angaben sind nicht ganz 
deckungsgleich. Zum einen liegt das daran, daß für man­
che Verfahren (n = 13) keine Angaben gemacht werden 
konnten. Zum anderen ist die Feststellung eines Scha­
dens aber auch nicht an ein Eigentums- oder Vermögens­
delikt gebunden, sondern kann z. B. auch bei Vergehen 
gern. § 170 b erfolgen. 
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Tab. 1 0: Schadenshöhe 

Schadenshöhe in DM n % 

kein materieller Schaden 74 25 , 1  

weniger als 1 0 , - 1 4  4 , 7  

1 o .  - bis 50 , - 25 8 , 5  

50 , - bis 1 00 , - 25 8 , 5  

1 00 , - bis 500 , - 69 23 , 4  

500 , - bis 1 000 , - 1 8  6 , 1 

1 000 , - bis 5 000 , - 43 1 4, 6 

5 000 , - bis 1 0  000 , - 1 1  3 , 7  

mehr als 1 0  000 , - 1 6  5 , 4  

insgesamt 295 1 00 , 0 

1 . 1 . 4. Weitere tatbezogene Merkmale 

Die Probanden handelten in 263 Fällen ( 85 , 4  %) als Allein ­
täter ; in 45 Fällen ( 1 4 , 6  %) waren mehrere Personen an der 

Tat beteiligt , und zwar 2 Personen in 34 Fällen , 3 Perso­
nen in 1 0  Fällen und 4 Personen in einem Fall. Die Betei­
ligung mehrerer Personen an einer Tat wird gewöhnlich für 
gefährlicher gehalten als die Alleintäterschaft 1 ) . Für die 
Beurteilung der Gefährlichkeit der mehreren Tatbeteiligten 
dürfte es allerdings weniger auf die Zahl als auf die Art 
des Zustandekommens und die Rollenstruktur dieser Gruppe 

ankommen 2) . Auf die Ermittlung derartiger Merkmale mußte 
in einer Aktenuntersuchun g j edoch verzichtet werden. 

1 )  Göppinger 1 98 0 ,  5 86 f ,  

2) Vgl. Göppinger 1980 ,  5 87. 



- 11 1 -

Die Akten wurden daraufhin ausgewertet , ob und in welcher 

Weise ein Proband bei der Tat Gewalt angewandt hatte. In 
210 Fällen (68, 2 %) hatten die Probanden keine Gewalt an­

gewandt bzw. war dies schon von der Struktur des Delikts 
her ausgeschlossen. Gewalt gegen eine oder mehrere Perso­

nen wurde in 23 Fällen (7 , 5 % ) , Gewalt gegen Sachen in 73 
Fällen (23 , 7  % )  und Gewalt gegen Personen und Sachen in 2 
Fällen (0 , 6  % )  ausgeübt. 

137 Probanden (44 , 5 % )  begingen die Tat , nachdem sie zuvor 
Alkohol getrunken oder Medikamente eingenommen hatten ; bei 

171 Probanden ( 5 5 , 5  % )  konnte ein derartiger Einfluß nicht 

festgestellt werden 1) . 

Der Anteil der unter Alkoholeinfluß handelnden Probanden 
dürfte dabei in Wirklichke.it noch höher liegen, denn die 
Frage , ob im Einzelfall die Feststellung des vorangegange­
nen Alkoholkonsums in die Strafverfahrensakten Eingang fin­
det , dürfte von der Art des begangenen Delikts sowie von 
entsprechenden Vermutungen der ermittelnden Polizeibeamten 
abhängig sein. Damit haftet den in diese Richtung zielen­
den Ergebnissen einer mit der Methode der Aktenanalyse 
durchgeführten Untersuchung ein gewisses Maß an Zufällig­
keit an 2 ) . Diese Unsicherheit äußert sich hier auch darin, 
daß die Akten in 67 Fällen (21 , 8  % )  zwar Hinweise darauf 
enthielten, daß ein Alkoholeinfluß vorlag , die genaue Höhe 
des Blutalkoholgehalts oder auch nur die Angabe der Trink­
menge als Grundlage einer eigenen Schät zung waren den Ak­
ten j edoch nicht zu entnehmen. 

In noch deutlicherer Weise scheint die Methode der Akten­
analyse ungeeignet zu sein, um genauere Angaben zu dem für 
die Tatbegehung wichtigsten Motiv zu erhalten 3) . In die- . 

ser Hinsicht waren nur 84 Strafakten (27 , 3  % )  auswertbar. 
Danach lagen der Tat in 17 Fällen (20 , 2  % )  egoistische Mo-

1) Zu den entsprechenden Ergebnissen anderer empirischer 
Untersuchungen vgl. Göppinger 1980 , Tab. 2 ,  S. 226. 

2) Göppinger 1980 , 225. 
3) Vgl. Göppinger 1980 , 115 ;  Wagner 1979a , 85 . 
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tive wie Gewinnsucht oder sonstige Formen von Selbstsüch­
tigkeit zugrunde. In 30 Fällen (35 , 7  %) hatte die Tat wirt­
schaftliche Beweggründe ,  sie entsprang meist einer finan­
ziellen Notlage. Eine günstige Tatsituation oder auch eine 
Verführung durch Tatbeteiligte spielte in 15 Fällen ( 1 7, 9  % )  

eine Rolle. Andere Gründe wie psychische Zwangssituationen , 

Reaktionen nach Schwierigkeiten in einer partnerschaftlichen 
Beziehung oder ein aus der konkreten Situation heraus ent­
standenes spontanes Handeln konnten in 22 Fällen ( 26 , 2 % )  

festgestellt werden. 

Das Tatmotiv wird in den Strafakten in der Regel nicht aus­
führlich erörtert, sondern oftmals nur angedeutet , was 
u. a. auch darauf zurückzuführen sein dürfte , daß der Be­
weggrund des Täters für die Begehung <ler Straftat von den 
Strafverfolgungsorganen nicht ermittelt wird, Die Angaben 
zum Tatmotiv sind daher bloße "Zufallsfunde". Hinzu kommt , 
daß sich das Tatmotiv oftmals nicht auf einen einzigen Be­
weggrund reduzieren läßt, sondern daß ein ganzes Motivbün­
del wirksam ist. Vor diesem Hintergrund können die in die­
ser Untersuchung zum Tatmotiv erhobenen Angaben nicht als 
verallgemeinerungsfähige Ergebnisse angesehen werden. 

1. 1. 5. Zusammenfassung 

Die Mehrzahl der Taten entstammt dem Bereich der Eigentums­
und Vermögensdelinquenz , insbesondere den beiden Delikts­
gruppen Diebstahl und Unterschlagung (51 , 0 % )  und Betrug 
(13 , 0  % ) .  Daneben treten als Einzeldelikte besonders häu­
fig§ 170 b StGB (6 , 8  %) und§ 21 StVG ( 1 3 , 0  % )  auf. Wäh­

rend das Merkmal der Schwere der begangenen Taten normaler­
weise einer J-förmigen Verteilung folgt, die den vom Ge­

setz ausgehenden Konformitätsdruck reflektiert, kann in der 
hier untersuchten Stichprobe eine glockenförmige Vertei ­

lung beobachtet werden , deren Schwerpunkt i m  Bereich der 
mittelschweren Vergehen liegt. Von Bagatelldelikten kann 
in ca. 15 - 20 % der Fälle gesprochen werden. Die Taten 

werden in der Regel nur von einem Täter begangen ; Gewalt 
wird in der Mehrzahl der Fälle nicht angewandt. 
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Der Alkoholeinfluß und das Tatmotiv lassen sich mit der 
Methode der Aktenanalyse nicht zuverlässig feststellen; 

i.ü. hat sich diese Methode j edoch zur Erhebung tatbezo­
gener Merkmale als geeignet erwiesen. 

1 . 2. Der Täter und sein Sozialbereich 

Bei den Merkmalen , die den Täter und seinen Sozialbereich 

betreffen , werden schnell die methodenspezifischen Grenzen 
der Aktenanalyse deutlich. Diese Merkmale kennzeichnen 
einen Bereich , der zwar für die Strafzumessung im Einzel­
fall bedeutsam ist ( vgl. § 46 I I ,  "persönliche und wirt­
schaftliche Verhältnisse") , bei dem aber die dafür erfor­
derliche Tatsachenfeststellung mit Schwierigkeiten verbun­
den ist. Den Strafverfolgungsbehörden , und hier insbeson­
dere den Gerichten , stehen oftmals nicht die Zeit und die 

Mittel zur Verfügung, die für eine umfassende Persönlich­
keitserforschung erforderlich wären. In dieser Situation 
behelfen sich die Gerichte häufig damit , daß sie sich für 

die Strafzumessung unter Verzicht auf eine umfassende Auf­
klärung des Täterbereichs auf einige wenige, aber zuverläs­

sig feststellbare Merkmale wie etwa den Familienstand und 
vor allem die Vorstrafenbelastung konzentrieren. 

Eine derartige Praxis muß sich auch auf den Umfang und die 

Aussagekraft der Ergebnisse einer empirisch-kriminologi­
schen Untersuchung auswirken , deren Erhebungsmethode die 
Aktenanalyse ist. Für zahlreiche Merkmale, die zwar aus 

kriminologischer , nicht aber aus strafrechtlicher Perspek­
tive relevant sind , wie etwa Angaben zur Sozialisation 
oder zur Persönlichkeit des Täters, ist deshalb von vorn­
herein eine hohe Ausfallquote zu erwarten. 

Zunächst sei schon an dieser Stelle auf zwei Merkmalsver­

teilungen hingewiesen. Unter den hier untersuchten 308 
Wiederholungstätern befanden sich 298 Männer ( 96 , 8  % )  und 

1 0  Frauen ( 3 , 2  % ) . Sie waren durchschnittlich 32, 86 Jahre 
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alt (32 Jahre , 10 Monate , 2 Wochen) . Der Median der Alters­
struktur liegt bei Z � 3 0 , 24 Jahre ( 3 0  Jahre , 2 Monate , 4 
Wochen) . Die Probanden gehören also mehrheitlich der mittle­
ren Altersgruppe an. 

1. 2. 1 .  Der familiäre Bereich 

1 . 2. 1.1. Die Herkunftsfamilie 

Die bislang durchgeführten empirischen Untersuchungen , die 
• sich mit dem Zusammenhang zwischen einzelnen Bereichen der 

Herkunftsfamilie und später folgender Kriminalität des Kin­
des beschäftigt haben , bestätigen die Annahme , daß es in­

nerhalb einer Familie Konstellationen gibt , die bei manchen 
Kindern sozial auffälliges Verhalten und Straffälligkeit 
fördern 1) . Eine besondere Rolle dürften in dieser Hinsicht 
die "Multiproblemfamilien" spielen , also Familien , die un­
ter mehr als nur einem Aspekt die Entwicklung des Kindes un­
günstig beeinflussen , etwa indem in ihnen ständig konflikt­
beladene Beziehungen unter den Eltern oder zwischen Eltern 
und Kindern ( "gestörtes Fam ilienklima") mit abweichendem 
Verhalten eines Elternteils oder von Geschwistern zusammen­

treffen 2) . 

Angesichts der Relevanz , die die Verhältnisse in der Her­
kunftsfamilie für die spätere Kriminalität entfalten kön­
nen , wurde auch in dieser Untersuchung versucht , die in 
den Strafakten enthaltenen Informationen zur Herkunftsfa­
milie des Probanden auszuwerten. Allerdings konnten diese 
Informa tionen in vielen Fällen lediglich den psychiatri­
schen oder psychologischen Gutachten entnommen werden , die 

1) Göppineer 1 '.) 8 0 ,  27 2 f. ; Dolde 197 3 , 361 ff. ; vgl. auch 
Kaiser 1 97 8  , 160 ff. 

2) G0ppin0er 19 8 0 ,  2 6 9 ; Dol�e 1 97 8 ,  3 1 4  ff. 
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in manchen Strafakten enthalten waren. Die Angaben können 
deshalb systematische Verzerrungen (z.B. vorwiegend Proban­

den , an deren Schuldfähigkeit Zweifel bestehen) enthal­
ten , die ihre Verallgemeinerungsfähigkeit einschränken. 

1 . 2. 1. 1. 1. Strukturelle (Un-) Vollständigkeit 

Als strukturell unvollständig wird eine Familie dann be­
zeichnet , wenn z. B. aufgrund von Tod , Scheidung oder Tren­
nung zumindest eine Position im Rahmen des konventionellen 
Rollenverbands nicht besetzt ist 1) . Nach den bislang vor­
liegenden kriminologischen Erkenntnissen dürfte die struk­

turelle Unvollständigkeit einer Familie allein kein kri­
minogener Faktor sein , also kein Umstand , der , statistisch 
gesehen , die spätere Straffälligkeit des Kindes begünstigt. 

Der Grund hierfür dürfte darin zu sehen sein , daß in der 
strukturell unvollständigen Familie in der Regel eine Reor­

ganisation der konventionellen Rollenverteilung stattfin­
det , mit deren Hilfe der "Ausfall" eines Familienmitglieds 
kompensiert wird 2) . 

Die Ergebnisse der vorliegenden Untersuchung zur struktu­
rellen (Un-) Vollständigkeit der Elternfamilie des Proban­
den vtir dessen 14. Lebensj ahr sind in Tab. 11 zusammenge­

faßt. Danach stammte der Proband in etwas mehr als einem 
Drittel aller Fälle aus einer strukturell unvollständigen 
Familie. 

Berücksichtigt man die Tatsache , daß ca. zwei Drittel der 
Probanden zur Tatzeit zwischen 21 und 3 5  Jahre alt waren , 
also zwischen 1940 und 1955 geboren wurden , kann - wenn 

auch nur mit der nötigen Vorsicht - ein Vergleich mit den 

1) Göppinger 1980 , 258 f. 
2) Vgl. Dolde 1978 , 234 ff. mit dem Hinweis darauf (S. 23 7) , 

daß die Begleitumstände (die Gründe und die Art ihrer Be­
wältigung) kriminologisch bedeutsamer sind als die struk­
turelle Unvollständigkeit selbst ; zusammenfassend zur for­
malen Familienstruktur S. 358 ff. ; vgl. auch Göppinger 
1980 , 259. 
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Tab. 11: Strukturelle Unvollständigkeit der Herkunfts­
familie 

Kriterien 

Familie vollständig 

( Familie unvollständig) - - - - - - - - - - - - -
davon: Nichtehelichkeit 

Tod eines Elternteils 

Scheidung oder Trennung 
der Eltern 

Sonstige Gründe 

insgesamt 

- -

n 

55 

( 32) 

9 

9 

1 3  

87 

% 

63, 2 

( 36, 8) 
- - - - - - -

1 o ,  3 

1 o ,  3 

14, 9 

1, 2 

100, 0 

entsprechenden Zahlen der Gesamtbevölkerung stattfinden. 
Dana ch besteht eine gewisse Ubereinstimmung bei den nicht­
ehelich Geborenen ( Gesamtbevölkerung ca. 8 - 16 % ,  j e  nach 

Jahrgang 1) i während die Probanden aus geschiedenen Ehen 
deutlich überrepräsentiert ( Gesamtbevölkerung ca. 3 - 5 % 2) ) 
und die verwaisten Probanden unterre

)
räsentiert sind ( Ge­

samtbevölkerung 1955 ca. 21 - 24 % 3 ). Die Beoba chtung, daß 
Probanden aus geschiedenen Ehen in der Stichprobe überre­
präsentiert sind, könnte damit zu erklären sein, daß über­

proportional viele Probanden aus Problemfamilien stammen, 
bii denen die Scheidung bzw. Trennung der Eltern das äußere 

Zeichen für zerrüttete Familienverhältnisse ist. 

1) Vgl. Göppinger 1980 Tab. 9, S. 260. 
2 )  Vgl. Göppinger 1980 Tab. 10, S. 263 und Tab. 11, S. 264. 
3) Göppinger 1 980, 261. 
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1.2. 1.1. 2. Aufenthaltsbereiche 

Für die Sozialisation des Kindes spielen die verschiedenen 
Aufenthaltsbereiche, in denen es aufwächst, eine wichtige 
Rolle ; die Aufenthaltsbereiche reflektieren dabei die un­
terschiedlichen Einflüsse, denen das Kind im Laufe seiner 

Entwicklung ausgesetzt ist 1) . Dies dürfte sich an dem Bei­

spiel des nicht nur kurzfristigen Heimaufenthalts verdeut­
lichen lassen. Das in der Heimerziehung häufig anzutreffen­

de ungünstige Verhältnis von Kinderzahl pro Pflegeperson 
führt zu einem weniger emotionalen und weniger auf die In­
dividualität des Kindes eingehenden Erziehungsverhalten als 

dies z. B. in der familiären Erziehung möglich ist. Durch 

eine derartige defizitäre Ersatzerziehung kann die Persön­
lichkeitsentwicklung des Kindes entscheidend beeinflußt wer­
den. 

Die in der vorliegenden Untersuchung gewonnenen Ergebnisse 
zu den vorwiegenden Aufenthaltsbereichen des Probanden wäh­
rend seiner Kindheit und Jugend gehen aus Tab. 12 hervor. 
Der Anteil der Probanden, die in der vollständigen Eltern­
familie leben, sinkt dabei kontinuierlich von 73, 2 % in der 
Altersgruppe bis zu 6 Jahre auf 24, 1 % in der Altersgruppe 
der 17 - und 18-Jährigen. Glei chzeitig wächst der Anteil der 
Probanden, die in einem Erziehungsheim untergebracht sind, 
von 3 , 6  % in der Altersgruppe bis zu 6 Jahre auf 46, 3 % in 
der Altersgruppe bis zu 18 Jahre. Auffällig ist hier das 
sprunghafte Ansteigen der in einem Erziehungsheim Unterge­
brachten zwischen dem 10. und 14, Lebensj ahr von 8, 8 % auf 
36, 7 % .  Die Zeit, die der Proband im Jugendstrafvollzug ver­
brachte, wurde in der Untersuchung nicht berücksichtigt, da 
die Strafregisterauszüge in der Regel keine genauen Angaben 
zum Beginn und Ende der Verbüßungszeit enthalten. 

Trotz des hohen Anteils an Probanden, die vor ihrem 18. Le­

bensj ahr für einige Zeit in einem Erziehungsheim unterge­

bracht wurden, kann von einer kriminogenen Wirkung der Heim­
unterbringung an sich nicht gesprochen werden. Die Untersu-

1) Göppinger 1980, 274 ;  Kaiser 1978 , 164 , 
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Tab , 1 2 :  Vorwiegende Aufenthaltsorte der Probanden bis 
zum 1 8. Lebensjahr 

Aufenthaltsort bis 6 , J. bis 1 0  J. bis 1 4  J. bis 1 6  J. bis 1 8  J. 
(n = 56)  (n = 57 ) (n = 60 ) (n = 58)  (n = 54) 

vollständige 73 , 2  59 , 6  45 , 0  37 , 9 24 , 1  Elternfamilie 

ein Elternteil , 5 , 4 8 , 8  6 , 7 5 , 2  7 , 4  der allein lebt 

ein Elternteil , 
der mit einem 3 , 6  1 0 ,5 8 , 3  8 , 6  5 , 6  anderen Partner 
zusammenlebt 

Großeltern 1 2 , 5  8 , 8  3 , 3  1 ,  7 -

Pflegefamilie 1 ,  8 3 , 5  - - -

Er ziehungsheim 3 , 6  8 , 8  36, 7  44 , 8  46 , 3  

andere Aufent- 1 ,  7 1 6 , 7 haltsorte 
- - -

chung von Dolde 1 )  hat vielmehr gezeigt, daß nach der Alters­

stufe des Probanden , in der die Heimunterbringung erfolgt, 
zu differen zieren ist. Erfolgt sie im Kindesalter , so kann 
sie den Sozialisationsprozeß des Kindes als einer von meh­
reren Faktoren belasten . Die Einweisung in der Altersstufe 

zwischen 1 4  und 1 8  Jahren erfolgt j edoch in der Regel nur 
deshalb , weil die Träger der sozialen Kontrollinstan zen bei 

dem Jugendlichen bereits sozial auffälliges Verhalten regi­
striert haben . Die Heimeinweisung ist in dieser Altersstufe 
also häufig die Folge und nicht die Ursache für abweichen-
des Verhalten. 

1 . 2. 1 . 1 .3. Abweichendes Verhalten der Eltern 

Für einen Probanden , der aus einer "Multiproblemfamilie" 
stammt, erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, daß er bereits 

1 )  Dolde 1 978 ,  247 ff., insbes. 250 ;  Göppinger 1 980 , 275. 
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im Jugendalter als delinquent auffällig wird 1) . Die vor­
liegende Untersuchung sollte sich deshalb auch auf abwei­

chendes Verhalten in der Elternfamilie als einer von meh­
reren Teildimensionen der "Multiproblemfamilie" 2) bezie­
hen . Die An zahl der in dieser Hinsicht ausgewerteten Fäl­
le ist j edoch zu gering (n = 13) , als daß zwischen diesem 

und anderen Merkmalen statistische zusammenhänge unter­
sucht werden könnten , um , etwa mit Hilfe einer Konfigura­
tionsfrequen zanalyse , die Häufigkeit des Auftretens von 
"Multiproblemfamilien " in der Stichprobe zu ermitteln . Das 
ist insofern bedauerlich,  als Dolde 3) in ihrer Sekundär­
analyse der Daten der Tübinger Jungtäter-Vergleichsunter­

suchung festgestellt hat , daß immerhin 21 % der Probanden 

der Häftlingsgruppe aus einer "Multiproblemfamilie" stamm­
ten . 

1 . 2 . 1. 1 . 4 .  Zusammenfassung 

Die Herkunftsfamilie der Probanden ist in mehr als einem 
Drittel der Fälle strukturell unvollständig , wobei der 

häufigste Grund für die Unvollständigkeit die Scheidung 
bzw. Trennung der Eltern ist . Die strukturelle Unvollstän­

digkeit kann als ein An zeichen für funktionale Störungen 
in de� Familienverband angesehen werden 4) ; hier dürfte al­

lerdings nach den verschiedenen Gründen für die Unvollstän­
digkeit zu differen zieren sein . Der Problemcharakter eines 
erheblichen Teils der Herkunftsfamilien äußert sich auch 
darin , daß knapp die Hälfte aller Probanden bis zu ihrem 

1) � 1978,  314 ;  Göppinger 1980 , 269 . 
2) D�lde (1978,  311 f . )  nennt als weitere Teildimen sionen 

einen niedrigen sozioökonomischen Status und familiale 
Sozialisationsdefizite. Zu der hier erhobenen Teildimen ­
sion , die sich auf das abweichende Verhalten der Erzie­
hungspersonen bezieht , vgl. � 1978, 174 ff.  

3) Dolde 1978,  312 .  

4) Kaiser 1978 , 160 . 
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1 8. Leben s j ahr irgendwann in einem Erziehungsheim unte rge­
bracht ist.  

Die Me rkmale, die zur He rkunftsfamilie der Probanden erho­
ben we rden sollten, konnten auch im günstigsten Fall nur 
in wenige r als 30 % der Fälle fe stge stellt werden. Die ho­
he Ausfallquote macht e s  unmöglich, multivariate statisti­

sche Ve rfahren zur Feststellung von "Multiproblemfamilien" 
anzuwende n .  Sie hat darüberhinaus zur Konsequenz, daß die­
se Me rkmale in den späteren Berechnungen nicht be rücksich­

tigt werden, da die wenigen vorhandenen Angaben eine syste­
matisch verzerrte Auswahl (sie beruhen vorwiegend auf Ver­
fahren mit psychologischen oder psychiatrischen Fachgut­

achten) darstellen können. 

1 . 2. 1. 2. Die eigene Familie 

Obwohl die Strafrechtspraxis bei Entscheidungen gern. § 56 
oder § 5 7  für die prognostische Beurteilung des Ve rurteil­

ten häufig auf den Bereich s einer eigenen Familie Bezug 
nimmt, liegen empirisch abge sicherte kriminologische Er­
kenntnis s e  hie rzu bislang nur in geringem Umfang vor 1) . 
Die kriminologische Unte rsuchung de r eigenen Familie des 
Probanden bereitet dabei in soweit Schwie rigkeiten, als es 

hie r nicht so sehr auf formale Me rkmale wie den Familien­
stand, sonde rn vielmehr auf die individuelle Ausgestaltung 
der einzelnen Partnerschaft ankommt 2) . Die Be rechtigung, 

etwa der Ehe ein e s  Probanden eine prognostisch günstige 
Wirkung zuzuschreiben, dürfte also von dem Verhalten de s 
Probanden vor und während der Ehe abhängig sein . Setzt sich 
das zuvor gezeigte auffällige Sozialverhalte� de s Probanden 

1 )  Vgl. da zu Wittmann 1980, 204 ff. ; Göppinger 1980, 305 ff. , 
sowie die bei Schmidt 1 974, 114 ff. angeführten Unter­
suchungen .  

2 )  Göppinger 1 980, 306. 
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während der Ehe bzw. festen Partnerschaft fort , so dürfte 
der ehelichen bzw. partnerschaftlichen Beziehung eine sta­
bilisierende Wirkung nicht zukommen 1 ) . 

Die Erhebung von Merkmalen , die sich auf das Verhalten eines 
Probanden in dem Bereich seiner eigenen Familie beziehen , 
ist mit der Methode der Aktenanalyse nur beschränkt mög­
lich, weil es sich hierbei um Fragen handelt , die auch von 
den Gerichten ohne Inanspruchnahme der Gerichtshilfe (§ 160 
III 2 StPO) nicht zuverlässig festzustellen sind. Gleich­
wohl wurde hier versucht , neben rein formalen Merkmalen 
wie dem Familienstand oder der Kinderzahl des Probanden , 
die sich in der Regel bereits aus dem Personalbogen erge­
ben , auch die vorhandenen Informationen zu solchen Umstän­
den auszuwerten , die sich auf inhaltliche Aspekte der Pro­
kr,eationsfamilie des Probanden beziehen. Die Erhebung die­
ser Merkmale war hier zuweilen mit einer subj ektiven Ein­
schätzung des Bearbeiters verbunden. Sie sind daher ledig­
lich als ein Hinweis auf Tendenzen zu verstehen und erhe-
ben nicht den Anspruch auf Allgemeingültigkeit. 

1. 2. 1. 2. 1. Familienstand und persönliche Bindungen 

Tab . 13 enthält einen Uberblick über den Familienstand der 
Probanden. Auffällig ist der im Vergleich zur Gesamtbevöl­

kerung des Jahres 1978 niedrige Anteil an Verheirateten und 
der hohe Anteil an Geschiedenen. 

Insgesamt waren zum Untersuchungszeitpunkt 158 Probanden 
( 51 , 3 % )  verheiratet oder verheiratet gewesen , davon waren 
90 Probanden ( 57 , 0  % )  bis zum Zeitpunkt der Untersuchung 
wieder geschieden. In der Tübinger Jungtäter-Vergleichsun­
tersuchung ergaben sich für die Gruppe der Häftlingsproban­
den hierfür Prozentsätze von 23 % bzw. 63 % 2) . Während 
sich also die Anteile der bereits wieder Geschiedenen in 
etwa entsprechen , liegt der Anteil der Verheirateten bzw. 
verheiratet Gewesenen in der eigenen Untersuchung deutlich 
höher. Der Unterschied dürfte darauf zurückzuführen sein , 
daß in der eigenen Untersuchung nicht nur " Jungtäter" ( 20 
bis 30 Jahre) ,  sondern auch ältere Probanden vertreten 
sind. 

1) Göppinger 1980 , 310 ; Wittmann 1980 , 207. 

2) Wittmann 1980 , 205 ; Göppinger 1980 , 306. 
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Tab. 13 : Familienstand zur Tatzeit 

Familienstand n % N ( in 1000 ) % 

ledig 147 47, 7  24 124 , 6  39, 4 

verlobt,  3 1 , 0  - -
feste Verbindung 

verheiratet 67 21, 8  3 0  253 , 2  49, 3  

ges chieden , 90 29, 2  1 539, 5 2, 5 dauernd getrennt 

verwitwet 1 0 , 3  5 404 , 4  8 , 8  

ins gesamt 308 1 00 , 0  61 321 , 7  1 00 , 0 

Quelle : StaBA 1 ,  1. 3. ; 1978 , Tab. 3. 1 .  

Der im Vergleich zur Gesamtbevölkerung hohe Anteil an Ge­
s chiedenen läßt erste Rücks chlüsse auf erhebliche Störun­

gen in den Prokreationsfamilien der Probanden zu. 

Um über die Ausgestaltung  des familiären Bereichs der Pro­
banden weiteren Aufs chluß zu erhalten , wurde hier versucht, 

neben dem rein formalen Kriterium des Familienstands auch 

die tatsächlich vorhandenen Bindungen zu erheben , die ein 
Proband zum Zeitpunkt der Tat hatte. Sofern die Strafakten 
hierzu keine Angaben enthielten , wurde als Indikator die 
Wohnsituation des Probanden genommen. Je nachdem , ob er 

zur Tatzeit mit einem festen andersges chlechtlichen Part­
ner ( oder für den Fall, daß altersbedingt noch  keine Ablö­

sung vom Elternhaus stattgefunden hatte , auch mit seinen 
Eltern ) ständig zusammenlebte oder nicht , wurden feste fa­
miliäre oder familienähnliche Bindungen angenommen. 

Bei der Wohnsituation kann es sich zwar nur um einen sehr 
groben Indikator für die Intensität der persönlichen Bin ­
dungen eines Probanden handeln , weil die Ents cheidung darü­
ber , ob ein Proband mit einer anderen Person eine gemein ­
same Wohnung bezieht ,  auch von anderen Umständen als der 
Qualität ihrer Beziehung zueinander abhängen kann (z. B. 
Wohnungsmarkt ) .  Gleichwohl erschien die Wohnsituation im 
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Zusammenhang mit einer Aktenanalyse als der einzig mögliche 
Indikator zur Bestimmung der persönlichen Bindungen eines 
Probanden. 

Wie sich aus Tab. 14 ergibt, leben nur ca. 40 % der Pro­
banden in einer festen familiären oder familienähnlichen 
Beziehung. Ca. die Hälfte der Probanden lebt ständig al­
lein. 

Ein Vergleich der Ergebnisse aus Tab. 13 und 14 zeigt, daß 
sich der im Vergleich zur Gesamtbevölkerung sehr niedrige 
Anteil an Verheirateten erhöht, wenn man statt auf den Fa­
milienstand auf ein mehr inhaltliches Kriterium abstellt 1) . 
Es läßt sich schätzen, daß der Anteil der in einer festen 
Zweierbeziehung stehenden Probanden zwischen 3 0  und 35 % 
betragen dürfte. Andererseits muß von knapp 60 % der Pro­
banden gesagt werden, daß sie über keine stabilen famili­
ären oder familienähnlichen Bindungen verfügen. Die Gründe 
hierfür lassen sich im einzelnen nicht feststellen. Es 
liegt j edoch nahe anzunehmen, daß nichtexistente oder ge­
störte ( "zerrüttete" )  ehelic� bzw. partnerschaftliche Be­
ziehungen ein Symptom des allgemein ��ffälligen, unbestän­
digen Verhaltens der Probanden sind . 

1. 2. 1. 2. 2. Kinder 

Für die Charakterisierung des eigenen Familienbereichs der 
Probanden dürfte auch die Zahl der Kinder von Interesse 
sein. 

Von den Probanden hatten 154 ( 5 1, 3  %) keine Kinder, 68 
( 22, 7 · % )  hatten ein Kind, 42 ( 14, 0 % )  zwei Kinder und 36 
( 11, 9 % )  drei oder mehr Kinder. 8 Fälle enthielten hierzu 
keine Angaben. 

Bei der Untersuchung wurden zwischen ehelichen
)

und nicht­
ehelichen Kindern keine Unterschiede gemacht 3 . Die un­
differenzierte Variable der Kinderzahl kann deshalb nicht 
als ein Indikator für die Qualität des Familienverhaltens 
der Probanden angesehen werden. 

1) Nach Zusammenfassung der mit nur geringen Fallzahlen be­
setzten Kategorien besteht zwischen den beiden Merkmalen 
ein Zusammenhang von CCcorr = 0, 47;  p < 0, 001. 

2) Vgl. auch Wittmann 1980, 206. 
3) In der Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung waren 

5 0  Kinder ( 89, 3 % )  der Häftlingsprobanden nichtehelich 
bzw. außerehelich ;  vgl. Göppinger 1980, 306. 
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Tab . 14 : Persönliche Bindungen zur Tatzeit 

Art der Bindungen n % 

ständiges Zusammenleben 
mit einem festen Partner 108 40 , 1 
oder mit den Eltern 

das Zusammenleben ist auf-
grund äußerer Umstände 9 3 , 3 
nicht ständig möglich 

lockere Bindungen zu 
einem oder mehreren 22 8 , 2  
Partnern 

der Proband lebt 130 48, 3 allein 

insgesamt 269 1 00 , 0  

1 . 2 . 1 . 2 . 3 .  Beständigkeit des Wohnsitzes 

Der Bereich der eigenen Familie dürfte dann gestört sein , 

wenn der Proband nicht über einen festen Wohnsitz verfügt . 
Es wurde daher im Rahmen der vorliegenden Untersuchung ver­

sucht, als einen weiteren Indikator für die Au sgestaltung 
des familiären Bereichs die Beständigkeit des Wohn sitzes 

der Probanden zu ermitteln . 

In den Fällen , in denen die Strafakten hierzu keine ab­
weichenden Angaben enthielten , wurde angenommen , daß ein 
Proband über einen festen Wohnsitz verfügte . Umgekehrt wur­
de allerdings das Fehlen eines festen Wohn sitzes nicht im­
mer nur dann angenommen , wenn in den Akten das Kürzel " ofW" 
auftauchte . Vielmehr wurde s oweit wie möglich versu cht , 
sich bei der Auswertung der Akten im Hinblick auf dieses 
Merkmal weniger an dem melderechtlich relevanten Krite-
rium des Wohnsitzes als an einer tatsächlich vorhandenen 
eigenen Wohnung im Sinne eines Lebensmittelpunktes zu 
orientieren . Da sich diese Frage aus den Akten nur in 
Ein zelfällen beantworten ließ, können d i e  hier ermittelten 
Ergebnis se allerdings nur als Annäherungswerte verstanden 
werden . 

Wie aus Tab. 15 ersichtlich ist ,  verfügen nur ca . drei 

Viertel der Probanden im Zeitpunkt der Tat über eine eige-
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Tab. 15 : Beständigkeit des Wohnsitzes 

Kriterium für die 
Beständigkeit 

eigene Wohnung 

vorübergehend ohne 
Wohnung 

seit kurzem ohne 
Wohnung (bis 6 Mon. ) 

seit län
r

erer Zeit ohne 
Wohnung mehr als 6 Mon. ) 

Strafvollzug oder sonstige 
geschlossene Anstalt 

insgesamt 

n 

221 

14 

39 

18 

14 

306 

% 

72, 2 

4, 6 

12, 7 

5 , 9  

4, 6 

100, 0 

ne Wohnung. Für das verbleibende Viertel der Probanden 
dürften sich also Störungen in ihrer Prokreationsfamilie 

(bzw. das vollständige Fehlen einer solchen) bereits aus 
ihren unstabilen Wohnverhältnissen ergeben. 

1. 2. 1. 2. 4. Zusammenfassung 

Von einem eigenen familiären Bereich (Prokreationsfami­

lie ) kann bei den hier untersuchten Wiederholungstätern 
nur in ca. einem Drittel der Fälle gesprochen werden. Ca. 
60 % der Täter haben keine stabilen familiären oder fami­

lienähnliche Bindungen. Ca. ein Viertel der Täter hat zum 
Zeitpunkt der Tat keinen festen Wohnsitz, womit sich in 
diesen Fällen das Fehlen stabiler persönlicher Bindungen 

erklären lassen dürfte. 

Die Merkmale zum eigenen familiären Bereich lassen sich 
mit der Methode der Aktenanalyse nicht ganz zuverlässig 
erheben ; die ermittelten Werte stellen deshalb nur einen 

ersten Anhaltspunkt dar. Eine Ausnahme bilden in dieser 

Hinsicht lediglich die leicht feststellbaren Merkmale des 
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Familienstands und der Kinderzahl. 

1 , 2. 2. Der so zioökonomische Bereich 

Nach den Ergebnissen der bisherigen empirisch-kriminolo­
gischen Untersuchungen besteht zwischen dem Verhalten im 
Leistungsbereich ( Schule , Ausbildung , Beruf ) und Straf­
fälligkeit ein Wahrscheinlichkeitszusammenhang 1 ) . Auffäl­
ligkeiten im Leistungsbereich wie Schuleschwänzen , Sitzen­
bleiben oder Lehrabbruch ,  verbunden mit einer geringen be­
ruflichen Qualifikation oder häufigem Wechsel des Arbeits­
platzes, werden dabei in der Regel als prognostisch rele­
vante Ursachen späteren kriminellen Verhaltens interpre­

tiert 2 ) . Der statistische Zusammenhang zwischen einzel-
nen Merkmalen , wie z. B. häufiger Arbeitsplatzwechsel , und 
Kriminalität dürfte sich j edoch nicht nur als Ursache, son­

dern auch als eine durch die formelle Sanktion und das da ­
mit verbundene Stigma bedingte Folgewirkung der Straftat 
deuten lassen 3 ) . Allgemein wird man sagen können , daß das 
beobachtbare gemeinsame Auftreten von Auffälligkeiten im 
Leistungsbereich und Kriminalität auf ein "umfassend gela­

gertes Fehlanpassungssyndrom"  4 )  hinweisen. 

1 .2. 2. 1 .  Ausbildungsstand und Leistungsverhalten 

In der vorliegenden Untersuchung wurden als Indikatoren 
für das Ausbildungsniveau der Probanden sowohl der allge­
meinbildende Schulabschluß als auch der berufsbildende 
b zw. Hochschulabschluß festgestellt. 

1 )  Göppinger 1 980 , 278 ff. , zusammenfassend S. 289 ; Sehmehl 
1 980 , 232 ff. 

2) Sehmehl 1 980 , 236 ff. ; vgl. auch Schöch 1 974,  296 f. 
3 )  Vgl. etwa Schellhoss 1 974,  57. 

4) Kaiser 1 978 , 1 66 ;  ähnlich Sehmehl 1 980 , 232 f. 
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Bei der Erhebung dieser Merkmale traten wieder methoden­
spezifische Schwierigkeiten auf. Sie ergaben sich daraus , 
daß in den Strafakten oft keine Hinweise auf den schuli ­
schen oder beruflichen Ausbildungsgang des Probanden ent­
halten waren 1) . Bei der Erhebung mußte deshalb in der 
Form verfahren werden, daß aus der Berufsangabe eines Pro­
banden auf den damit üblicherweise verbundenen schulischen 
oder berufli chen Ausbildungsabschluß geschlossen wurde. 
Nur dann, wenn die Strafakten abweichende Angaben enthiel­
ten, wurden diese zugrunde gelegt. Diese Erhebungstechnik 
dürfte zur Folge haben, daß die Ergebnisse ein höheres Aus­
bildungsniveau der Probanden vermitteln, als es der Wirk­
lichkeit entspricht ,  denn die Schul- oder Lehrabbrüche der 
Probanden wurden in den Akten in der Regel nicht ange­
sprochen. 

Das Ausbildungsniveau der Probanden ergibt sich aus Tab. 
16 und 17. Der Vergleich mit der Gesamtheit aller Erwerbs­

tätigen zeigt, daß die Probanden mit einem niedrigen all­
gemeinbildenden Schulabschluß deutlich überrepräsentiert 
sind (Tab. 16) . Dabei dürfte der Anteil der Probanden, die 

die Hauptschule ohne Abschluß verlassen haben, in Wirklich­
keit noch erheblich höher liegen. 

Das zeigt auch ein Vergleich mit den Ergebnissen der Tübin­
ger Jungtäter-Verglei chsuntersuchung. Während si ch der Pro­
zentsatz der Häftlingsprobanden, die die Grundschule be­
sucht haben ( 89 % ) ,  in etwa mit dem in der eigenen Unter­
suchung ermittelten Prozentsatz deckt , wurde dort festge­
stellt , daß nur 44 % der Häftlingsprobanden di� Grundschu­
le mit einem Abgangszeugnis absolviert haben 2 J .  

Da in den Strafakten ein Abbruch der berufli chen Ausbil­

dung des Täters in der Regel nicht vermerkt wird , dürfte 
auch der hier ermittelte Anteil an Probanden ohne j egliche 

Berufsausbildung in Wirkli chkeit noch sehr viel höher lie­
gen ( Tab. 17) . 

In der Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung hatten 
nur 36 % der Häftlinsprobanden eine abgeschlossene Ausbil­
dung , während 23 % eine Ausbildung gar ni cht erst angefan-

1) Vgl. dazu auch Wagner 1979a, 36 ;  Ahrens 1978, 185 ; 
Albrecht 1980 , 59,  81. 

2) Sehmehl 1980 , 29 ff. ; vgl. auch Göppinger 1980 , Tab. 15 , 
s .  281. 
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Tab. 1 6 :  Allgemeinbildender Schulabschluß 

Abschluß n % N ( i n  1 000 ) 

Sonderschule oder 
1 73 1 )  Hauptschule ohne 3 1  1 1 ,  2 

Abschluß 

Hauptschule oder ab-
gebro chene weiterfüh- 232 83 , 8  1 8  803 
rende Schule 

Mittlere Reife 
oder abgebro chene 1 3  4 , 7  4 596 
weiterf. Schule 

Abitur oder gleich- 1 0 , 4  2 449 wertiger Abschluß 

keine Angaben 3 1  - -

insgesamt 308  1 00 , 0  26 021  

1 )  Aus den fehlenden Angaben selbst berechnet. 
Quelle : StaBA 1 ,  4. 1 . 2. ; 1 97 8 ,  Tab. 2. 

Tab. 1 7 :  Berufsbildender oder Hochschulabschluß 

Abschluß n % N ( in 1 000 ) 

keine Berufs- 85  29, 7  8 453 1 )  
ausbildung 

Anlernberuf 1 7  5 , 9  
1 3  908 

Lehrabschluß 1 7 8 62 , 2  

Meisterprüfun g 3 1 , 1 
676 

Fachschulabschluß 2 0 , 7  

Hochschulabschluß 1 0 , 3  1 984 2) 

keine Angaben 22 - -

insgesamt 308  1 00 , 0  26  02 1  

1 )  Aus den fehlenden Angaben selbst berechnet. 
2 )  Fachhochschul- und Ho chschulabschluß 

Quelle : StaBA 1 ,  4. 1 . 2. ; 1 97 8 ,  Tab. 2. 

% 

0 , 7  

72 , 3  

1 7 ,  7 

9 , 4  

-

1 00 , 0  

% 

32 , 4  

53 , 5  

6 , 4  

7 , 6  

-

1 00 , 0  
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{:� �)� 40 % eine angefangene Ausbildung abgebrochen hat-

1.2.2.2. Der ausgeübte Beruf 

Auch die Erhebung der beruflichen Stellung eines Probanden 
ist in einer Aktenanalyse nur besc-hränkt möglich. Zwar wird 
in den Strafakten in der Regel der Beruf des Beschuldigten 
angegeben , sein Beruf gilt neben Name, Adresse und Fami­
lienstand gleichsam als ein weiteres Identifizierungsmerk­
mal. Doch sind die in den Akten enthaltenen Angaben oft un­
genau , Zum einen beruht das darauf ,  daß oft die letzte Be­
schäftigung eines Probanden als "Beruf" gewertet wird , auch 
wenn es sich hierbei lediglich um eine aushilfsweis�)

Tätig­
keit in dem betreffenden Berufskreis gehandelt hat . Zum 
anderen richtet sich die Berufsbezeichnung eines Beschul­
digten in der Regel nach dessen eigenen Angaben , wobei eine 
Tendenz zur Angabe einer besseren b�ruflichen Position als 
der tatsächlichen bestehen dürfte 3 ) .  

I n  der vorliegenden Untersuchung wurde bei der Erhebung der 
beruflichen Stellung in der Weise verfahren , daß die Merk­
malsausprägung "Facharbeiter" dann angenommen wurde , wenn 
es sich typischerweise um einen Facharbeiterberuf handel-
te und die Akten keine Hinweise auf einen Anlernberuf oder 
eine nur aushilfsweise Beschäftigung in dieser Berufsspar­
te enthielten. Diese Erhebungstechnik dürfte dazu geführt 
haben, daß eine größere Anzahl von Probanden als "Fachar­
beiter" eingestuft worden ist, als es der Wirklichkeit ent­
spricht. 

Wie sich aus Tab. 18 ergibt, sind in der Stichprobe die 
manualen Berufskreise (Hilfsarbeiter und Facharbeiter , zu­
sammen 85 , 4  %) im Vergleich zu der Gesamtheit der Erwerbs­
tätigen deutlich überrepräsentiert. Die weitere in Tab. 18 
angegebene Unterscheidung in Facharbeiter und Hilfsarbei­
ter ist wegen der angedeuteten methodischen Schwierigkei­

ten nicht valide. zusammengenommen entspricht der Anteil 

der Gruppe der manualen Berufspositionen j edoch den Ergeb-

1) Sehmehl 1980 , 150 f. ; vgl. auch Tab. 42, S. 167 und 
Göppinger 1980 , Tab. 19 , S. 286. 

2) Vgl. hierzu auch Kofler 1980 , 27. 

3) Vgl. Kofler 1980 , 185 f. 
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Tab. 18 : Stellung im Beruf 

Stellung n % N ( in 1000 ) % 

Hilfsarbeiter 118 41, 8 
11 016 42, 3 

Facharbeiter 123 43, 6 

Angestellter 30 1 o ,  6 9 3 96 36, 1 

Beamter - - 2 269 8, 7 

selbständiger 8 2, 8 Unternehmer 
2 291 8, 8 

freiberuflich 3 1, 0 Tätiger 

mithelfende - - 1 049 4, 0 Familienangeh. 

nicht erwerbs- 26 - - -
tätig und k. A. 

insgesamt 308 100, 0 26 021 100, 0 

Quelle : StaBA 1 ,  4. 1. 2. ; 1978, Tab. 3. 

nissen anderer Untersuchungen 1 ) . 

Für die Zusammenhänge zwischen Beruf und Kriminalität scheint 
es weniger auf die berufliche Stellung als auf eine gewisse 

Stetigkeit im Arbeitsbereich anzukommen 2) . Um über das Ar­
beitsverhalten der Probanden einigen weiteren Aufschluß zu  
erhalten, wurde deshalb versucht, aus den Strafakten Infor­
mationen zur Dauer einer etwaigen Arbeitslosigkeit und zur 

Häufigkeit des Stellenwechsels zu  gewinnen. 

Die Ergebnisse zu der Frage, ob und ggf. wie lange ein Pro-

1) Bei entsprechender Zusammenfassung (Dolde 1978, Tab. 18, 
S. 203 ) ergibt sich für die Häftlingsprobanden der Tübin ­
ger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung ein Anteil von 87, 5 % .  
Vgl. auch die wesentlich differenzierteren Angaben von 
Kofler 1980, 27 ff. 

2) Kofler 1980, 91 ff. ; Göppinger 1980, 287 f. ; Schmidt 1974, 
112 ff. 
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band zum Zeitpunkt der Tat beschäftigungslos war , gehen 
aus Tab, 19 hervor . Tab. 1 9  macht deutlich , daß bei knapp 
der Hälfte der Probanden (45 , 8  % )  die Tat in die Zeit der 
Arbeitslosigkeit fällt. Nur etwa ein Drittel der Probanden 
(34 , 0  % )  stand zur Tatzeit in einem festen Arbeitsverhält­

nis 1) . 

Dieser hohe Anteil an Arbeitslosen legt es an sich nahe , 
einen Bedingungszusammenhang zwischen Beschäftigungslosig­

keit und Kriminalität zu vermuten. Gleichwohl dürfte es 
sich hierbei weniger um einen z.B . durch den anomietheore­
tischen Ansatz erklärbaren einfachen Kausalzusammenhang als 
vielmehr um eine Erscheinung handeln , die erst im Zusammen­

hang mit den hier und auch in anderen Untersuchungen fest­
gestellten Sozialisations- und Ausbildungsdefiziten der 
Probanden kriminalitätsfördernd wirken kann 2) Dabei ist 
es denkbar , daß die hohe Arbeitslosigkeit nicht nur die 
Folge des niedrigen Ausbildungsstands der meisten Proban­
den ist , sondern daß gerade in der untersuchten Stichprobe , 
deren eines Auswahlkriterium eine mindestens dreimonatige 

Vorverbüßung von Freiheits strafe war , das Stigma der Straf­
entlas sung die Beschäftigungslosigkeit mit bewirkt hat . 

In der vorliegenden Untersuchung sollte als Indikator für 
das Arbeitsverhalten neben der Frage der Arbeitslosigkeit 
auch die Anzahl der Beschäftigungsverhältnis se erhoben wer­
den , in denen der einzelne Proband während der letzten 
drei vor der Tat in Freiheit verbrachten Jahre gestanden 
hatte. Die Erhebung dieses Merkmals war nur mit Einschrän­
kungen möglich , da in den Strafakten regelmäßig nur dann 
eine genauere Feststellung der einzelnen Beschäftigungs ­
verhältnis se enthalten war , wenn ihnen ein Verfahren wegen 
Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 170 b) zugrunde lag. 
In den anderen Fällen war nur eine grobe Schätzung möglich . 
Das Merkmal konnte in ins gesamt 176 Fällen (57 ,1 �) erho­
ben werden . In 42 Fällen ( 23 , 9  % )  war der Proband in den 
letzten drei Jahren nur ein Beschäftigungsverhältnis ein­
gegangen. In 28 Fällen (15 , 9  %) waren es zwei oder mehr 

1) Vgl. hierzu auch die (allerdings nicht vergleichbaren) 
Ergebnisse  bei Kofler 1980 , 106 ff. 

2) Zum Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Jugend­
kriminalität vgl . Kaiser 1978 , 167 ff. 
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Tab . 19 : Beschäftigung zur Tatzeit 

Beschäftigung n % 

voll berufstätig 101 34 , 0  

gelegentlich 45 15 , 2  arbeitend 

seit kurzem arbeits- 80 26 , 9  los ( bis 6 Mon . ) 

seit längerer Zeit 
arbeitslos ( über 6 M . ) 56  18 , 9  

in der Ausbildung 2 0 , 7  

im Haushalt tätig 4 1 ,  3 

Rentner 9 3 , 0  

insgesamt 297 100 , 0  

Arbeitsverhältnisse . In 106 Fällen ( 60 , 2  % )  war lediglich 
festzustellen , daß in den letzten drei Jahren verschiede­
ne Beschäftigungsverhältnisse bestanden hatten , ohne daß 
j edoch deren genaue Zahl angebbar wäre. 

Diese Ergebnisse sind sicherlich nicht verallgemeinerungs­
fähig 1J .  Als Tendenz läßt sich ihnen j edoch entnehmen , 
daß ca. drei Viertel der Probanden in ihrem Arbeitsverhal­
ten eine gewisse Unbeständigkeit zeigen , 

1 . 2 . 2 . 3 ,  Finanzielle Lage 

Der niedrige Ausbildungsstand der Probanden und ihre Unbe­

ständigkeit im Arbeitsbereich schlagen sich in ihrer schlech­
ten finan ziellen Situation nieder . Die Höhe des monatlichen 

Einkommens ergibt sich aus Tab . 20 2 ) . Aufgrund der unter­

schiedlichen Einteilung in Einkommensklassen sind hier die 
Ergebnisse der Stichprobe mit den entsprechenden Daten des 

1 )  Vgl . stattdessen etwa Kofler 1980 ,  91 ff . , zu den Grün­
den für den Arbeitsstellenwechsel S, 103 ff . 

2 )  Zu den Schwierigkeiten mit der Erhebung der wirtschaft­
lichen Situation eines Beschuldigten aus den Strafakten 
vgl. Albrecht 1980 , 80 ;  Wagner 1 979a , 37 ,  
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Tab. 20 : Monatliches Nettoeinkommen 

Einkommensklassen in DM n % N (in 1000 ) % 

kein Einkommen 56  20 , 9  oder bis unter 200 , -
3 033 12 , 9  

200 , - bis 600 , - 40 14 , 9  

600 , - bis 1 000 , - 60 22 , 3  3 266 13 , 7 

1000 , - bis 1500 , - 82 30 , 6  
12 813 54 , 5  

1500 , - bis 2000 , - 26 9 , 7  

mehr als 2000 , - 4 1 ,  5 4 448 18 , 9  

insgesamt 268 100 , 0  23 560 100 , 0 

Quelle : StaBA 1 ,  4.1.2.; 1978,  Tab . 2. 

Statistischen Bundesamts 1 )  nur eingeschränkt vergleich­
bar. Tab. 20 macht j edoch deutlich , daß mehr als die Hälf­
te der Probanden (58 , 1  % )  nur über ein monatliches Netto­
einkommen bis 1000 DM verfügt , während der entsprechende 
Anteil unter den Erwerbstätigen der Gesamtbevölkerung le­

diglich 26 , 6  % beträgt. 

Die Gründe für diesen hohen Anteil an Probanden mit nie­

drigem Einkommen werden deutlicher , wenn man die Herkunft 
ihres Einkommens betrachtet. 46 Probanden (17 , 0  % )  verfüg­

ten im Zeitpunkt der Tatbegehung über kein Einkommen , sie 
waren also vollständig mittellos. 142 Probanden (52 , 6  % )  
bezogen Lohn bzw. Gehalt ; dieser Anteil deckt sich in et­
wa mit dem in Tab. 19 ermittelten Anteil vori 1 46 Probanden 

(49 , 2  % )  die ständig oder wenigstens gelegentlich in einem 

1 )  Die Vergleichszahlen beziehen sich nur auf die Erwerbs­
tätigen. Hieraus läßt sich der vergleichsweise geringe 
Anteil der niedrigsten Einkommensklasse , die hier auch 
die Personen ohne Einkommen einschließt , erklären. 
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Beschäftigungsverhältnis standen. In 60 Fällen (22 , 3  % )  
bezogen die Probanden Arbeitslosengeld , Arbeitslosenhilfe 
oder So zialhilfe . Bei einem Vergleich mit den entsprechen­
den Werten in Tab. 19 wird deutlich , daß weniger als die 

Hälfte der Probanden, die als arbeitslos eingestuft wur­
den ,  die Unterstützung des Arbeitsamts (b zw. Sozialamts) 
in Anspruch nahmen. In 22 Fällen (8 , 2  % )  bezogen die Pro­

banden andere Formen von Einkommen wie z. B. Entlohnung im 
Strafvollzug ( 8  Fälle , 3 , 0  % ;  vgl. § 43 StVollzG) oder ir­
gendeine Form von Rente (9  Fälle , 3, 3 % ) . 

1. 2. 2. 4. Schichtzugehörigkeit 

Die bislang dargestellten Daten zu den wichtigsten sozio­
ökonomischen Merkmalen der Wiederholungstäter würden es an 
sich erlauben , thre Schichtzugehörigkeit nach der von 
Scheuch/Daheim J vorgeschlagenen Methode zu berechnen. 
Danach wird die Schichtzugehörigkeit durch einen Index be­
stimmt , der sich aus den drei Teildimensionen schulische 
und berufliche Ausbildung , Beruf und EinkommeQ des Proban­
den ( bzw. des Haupternährers) zusammensetzt 2 ) .  Die sich 
nach dem Scheuch-Index ergebende Schichtzugehörigkeit der 
Wiederholungstäter kann aus Tab. 21 entnommen werden. 

Die Verwendung des Scheuch-Indexes als Instrument zur Be­
stimmung der Schichtzugehörigkeit stößt j edoch in der vor­
liegenden Untersuchung auf Bedenken. Wie bereits erwähnt 
wurde , enthalten die Strafakten häufig keine Angaben zum 
allgemeinbildenden und beruflichen Ausbildungsabschluß des 
Probanden. Dieses Informationsdefizit schlägt sich einer­
seits in einer hohen Ausfallquote bei der Berechnung der 
Schichtzugehörigkeit nieder ; andererseits sind die in die 
Berechnung des Schichtindexes tatsächlich einfließenden An­
gaben nicht unbedingt valide , weil etwaige Schul- oder Lehr­
abbrüche nicht zuverlässig erfaßt werden konnten. Darüber­
hinaus muß angenommen werden , daß sowohl di� in den Straf­
akten wiedergegebenen Berufsbezeichnungen 3) als auch die 

1 )  Scheuch/Daheim 1974 , 1 02 f. 
2) Zu der etwas differenzierteren und an die Lohn-/ Preisent­

wicklung der letzten Jahre leicht angepaßten Fassung des 
Indexes vgl. Anhang Nr. 2. Vgl. i. ü. auch Dölling 1978,  
109 , Fn. 2 ;  Ahrens 197 8 ,  184 Fn. 4 ;  Janssen 1 980 , 111. 

3) Dieser Einwand spricht im übrigen auch gegen die Verwen­
dung des von Kleining/Moore (1 968) vorgeschlagenen In­
struments zur Messung sozialer Schichten im Zusammenhang 
mit der Methode der Analyse von Strafprozeßakten ;  a. A. 
offenbar Janssen 1980 , 1 11 ,  Fn. 3 
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Tab. 21 : Schichtzugehörigkeit nach dem Scheuch-Index 

Schicht n % Verteilu1! nach 

Scheuch in % 

untere Unterschicht 1 25 40 , 6  1 6  

obere Unterschicht 1 02 3 3 , 1  30  

untere Mittelschicht 1 6  5 , 2  17 

mittlere Mittelsch . 3 1 ,  0 1 2  

obere Mittelschicht - - 5 

Oberschicht - - 2 

nicht einzuordnen 62 20 , 1 1 8  

insgesamt 308 1 00 , 0  1 00 

1 )  Scheuch/ Daheim 1 974 , 1 03 .  

dort angegebene Höhe des monatlichen Nettoeinkommens nicht 
in j edem Fall mit der Wirklichkeit übereinstimmen. Die Ver­
wendung des Scheuch-Indexes als Grundlage der weiteren Be­
rechnungen erscheint vor diesem Hintergrund nicht gerecht­
fertigt. 

Stattdessen soll in der vorliegenden Untersuchung auf die 
zwar · weniger aussagekräftigei )

aber in ihrer Validität und 
Reliabilität überzeugendere Dichotomisierung manual -
non manual zurückgegriffen werden. Bei diesem Verfahren , 
das auch in anderen Untersuchungen angewandt wurde 2) , 
richtet sich die Einordnung der Probanden in die Katego­
rien Unterschicht und Mittelschicht nach ihrer Zugehörig­
keit zu manuellen bzw. nichtmanuellen Berufen. Die beiden 
Extremgruppen " Sozial Verachtete" und " Oberschichtangehö-

1 )  Bedenken bei Ahrens 1 978 , 1 84. 

2) Schumann/Winter 1 973 ,  1 80 ;  Stein et al. 1 973 , 114 ;  
Blankenburg et al. 1 978 , 1 6s"""T."'; zur Ersetzung des Merk­
mals der Schichtzugehörigkeit durch die berufliche Posi­
tion des Beschuldigten in einer etwas differenzierteren 
Form (4 Berufsgruppen ) ,  vgl . Albrecht 1 980 , 1 68 ;  ähnlich 
Rolinski 1 968 , 45 ff. , der die Berufe der Angeklagten 
in die Gruppen "angesehen " - " nicht angesehen " einteilte. 
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rige" werden bei diesem Verfahren nicht gesondert ausge­
wiesen , sondern der Unterschicht bzw. Mittelschicht zuge­
ordnet. Da sich die Schichtzugehörigkeit bei diesem Ver­
fahren allein nach der im Zeitpunkt der Tat ausgeübten 
Berufstätigkeit richtet, kann auf die in Tab. 18 enthal ­
tenen Angaben zurückgegriffen werden. Bei entsprechender 
Zusammenfassung der einzelnen Kategorien ergibt sich die 
in Tab. 22 enthaltene Schichtverteilung. Sie zeigt sich 
der Schichtverteilung nach dem Scheuch-Index ( Tab. 21) 
auch insoweit überlegen, als bei ihr die Anzahl der nicht 
einzuordnenden Fälle erheblich geringer ist. 

Die Schichtverteilung nach Tab. 22 (noch deutlicher ist 
das bei der Verwendung des Scheuch-Indexes) weist einen 
sehr hohen Anteil an Probanden auf , die der Unterschicht 
angehören. Ähnlich ist das Ergebnis, das in der Tübinger 
Jungtäter-Vergleichsuntersuchung für die Gruppe der Häft­
lingsprobanden ermittelt wurde ; dort waren 1 91 Probanden 
(96 , 0  %) der Unterschicht zuzurechnen ( Einstufung nach der 

SSE- Skala) 1) . 

Die Interpretation dieses hohen Anteils an Unterschicht­
angehörigen unter den wiederholt Straffälligen ist von dem 
gewählten kriminalitätstheoretischen Ansatz abhängig. In 

der theoretisch geführten Diskussion wird die Schichtzuge­

hörigkeit in der Regel als ein Bedingungsfaktor für die 
(offiziell registrierte) Kriminalität verstanden. So ist 

die deutliche Uberrepräsentierung von Probanden aus der 
Unterschicht aus der Sicht des labeling approach 2) als 

das Ergebnis der seJEktierenden Tätigkeit der Instanzen der 
formellen Sozialkontrolle zu interpretieren , die zur Siche­
rung und Festigung der gesellschaftlichen Herrschaftsstruk­
tur nur bestimmte gesellschaftliche Gruppen sanktionieren. 
Aber auch aus der Perspektive anderer , weniger radikaler 

1 )  Dolde 1978, 199. 

2) Sack 1972 , 23 ; ders. 1974 , 287 ff. ;  vgl. auch Sonnen 1978, 
139 .  
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Tab. 22 : Schichtzugehörigkeit nach der Stellung im Beruf 

Schicht n 

manual 241 ( Unterschicht )  

non-manual 41 ( Mittelschicht) 

nicht ein zuordnen 26 

insgesamt 308 

% ( alle 
Pbn. ) 

78 , 3  

13 , 3  

8 , 4  

100 , 0  

% ( einstuf­
bare Pbn. ) 

85 , 5  

14 , 5  

100 , 0  

theoretischer Positionen ist die Schichtzugehörigkeit als 
die Ursache kriminellen Verhaltens zu verstehen , weil sie 
dem Probanden die Chancenstruktur vermittelt, die wiederum 

sein ( abweichendes ) Verhalten determiniert. So wird ange­
nommen , ein niedriger sozio-ökonomischer Status bedinge de­
fizitäre familiäre Interaktionsformen , die wiederum die 

Wahrscheinlichkeit einer kriminellen Entwicklung erhöhten 1)  

Angesichts der  nicht nur  in dieser , sondern auch in  ande­
ren empirischen Untersuchungen festgestellten vielfältigen 

Auffälligkeiten der wiederholt Straffälligen dürfte mit 
derartigen Interpretationen die Schichtzugehörigkeit der 

Probanden überbewertet werden. Plausibler als die bei­

spielsweise vom labeling approach vertretene These der 
schichtspezifischen Selektion erscheint die Annahme , daß 
sich die Instanzen der formellen Sozialkontrolle an dem 

nach außen wirkenden ( "auffälligen " )  Verhalten der Proban -

den orientieren 2 ) , etwa ihrer Bindungslosigkeit, dem 

1) Moser 1970 , 23 7 ff. ; eine derartige Kausalkette konnte 
in der Untersuchung von Dolde 1978, 305  f. nicht bestä­
tigt werden , stattdessen ergab sich ein multikausaler 
Zusammenhang. 

2 )  So auch  Dolde 1978, 227 f. 
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Fehlen eines festen Wohn sitzes oder der Unbeständigkeit im 
Arbeitsverhalten. Die Straffälligkeit dürfte bei der Mehr­
zahl dieser Probanden nur eine Er scheinungsform eines all­
gemein auffälligen Verhaltens darstellen. Die in dieser Hin ­
sicht "in Erscheinung tretenden " Probanden dürften nicht nur 

in der Mittels chicht , sondern auch in der Unterschicht eine 
Minderheit bilden 1 ) . 

Hinzu kommt, daß es sich bei der Zugehörigkeit eines Pro­
banden zur Unterschicht auch um die Folgewirkung "eines 
ständigen Abgleitens in sozial auffällige Verhaltenswei-

sen und Kriminalität" 2) handeln kann. Zu denken ist hier 
insbesondere an die Konsequen zen vorangegangener , stigmati­

sierend wirkender Sanktionen durch die Träger der formel­
len Sozialkontrolle , die mit Schwierigkeiten des Probanden 

in seinem sozialen Umfeld und letztlich auch mit seinem so­
zialen Abstieg verbunden sein können. So konnte etwa in der 
Tübinger Jungtäter-Vergleichsuntersuchung gezeigt werden , 

daß die Häftlingsprobanden signifikant häufiger als die 
Vergleichsprobanden im Vergleich zu dem sozio-ökonomischen 

Status ihrer Herkunftsfamilie sozial abgestiegen waren 3 ) _ 
Uber die Intergenerationenmob�lität der Probanden kann in 
der vorliegenden Untersuchung keine Aus s age getroffen wer­
den. Insgesamt gesehen dürfte j edoch aus den bisherigen 

Ausführungen deutlich werden , daß dem Merkmal der Schicht­
zugehörigkeit, zumal in der hier verwendeten , wenig dif­
ferenzierten Form ( Tab. 22 ) ,  keine allzu große Bedeutung 
zukommt 4 )  

1 )  Dolde ( 1 978 ,  1 09 ,  228 ) schätzt den Anteil dieser Minder­
heit auf 6 - 7 % in der Unterschicht und auf unter 2 % 
in der Mittelschicht ; Schöch ( 1 976,  221 ) schätzt ihren 
Anteil auf ca. 2 % in der Unterschicht. 

2 )  Göppinger 1 980 , 267. 

3 )  Göppinger 1 980 , 266 ; vgl. auch Dolde 1 978 , 1 97 ff,  und 
Kofler 1 980 , 75 ff. 

4 )  Zum Zusammenhang von Schichtzugehörigkeit und Kriminali­
tät vgl. auch Kaiser 1 978 , 1 52 ff . 
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1.2.2.5. Zusammenfassung 

Die Probanden haben in der Regel einen niedrigen Ausbil­
dungsstand und zeigen ein unstabiles Arbeitsverhalten. Die­
ses äußert sich in einem häufigen Wechsel der Beschäfti­

gungsverhältnisse und in langen Zeiten der Arbeitslosig­
keit. Die beruflichen Positionen dieser Tätergruppe setzen 

meist keine oder nur geringe Qualifikationen voraus. Als 
Folge hiervon ergibt sich bei vielen Tätern eine schlechte 
finanzielle Situation. Mehr als drei Viertel der Täter sind 

der Unterschi cht zuzurechnen. 

Die Erhebung von Merkmalen aus dem sozio -ökonomischen Be­
rei ch ist mit der Methode der Aktenanalyse ni cht immer zu­
verlässig durchführbar , weil viele Merkmale in den Akten 

entweder gar ni cht oder nur in den Fällen, in denen sie in 
irgendeiner Hinsi cht problematisch sind, angespro chen wer­
den. Lediglich der Beruf und das Nettoeinkommen werden in 

nahezu allen Fällen angegeben. In den späteren Berechnun­
gen wird aus dem sozio-ökonomischen Berei ch des Probanden 
allein die Schichtvariable ( manual - non manual) berücksi ch­

tigt. 

1.2 , 3 :  Persönli chkeitsmerkmale 

Die in der Kriminologie geführte Diskussion zur wiederhol­

ten Straffälligkeit nimmt bei der Auseinandersetzung mit 
diesem Problem häufig auf die Persönli chkeitsstruktur des 
Wiederholungstäters Bezug. So sieht Witter 1 )  die wesent­
lichen Kennzei chen dieser Tätergruppe darin,  daß sie i m  

Gefühlsberei ch " flach und undifferenziert" seien und eine 
"egozentrisch-egoistische Grundhaltung" hätten ; allgemein 
lasse sich sagen , ihre Persönli chkeitsstruktur sei durch 

1) Witter 1968 , 60 f. 
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einen " Mangel an Gemüt in Ve rbindung mit intellektueller 
Minderbegabung11 geprägt . Auch Geerds 1 )  trifft innerhalb 
der von ihm vorgeschlagenen Tätertypologie die Unterschei­
dung einzelner Tätertypen u . a .  anhand von persönlichkeits­
bezogenen Kriterien . So kennzeichnet er den Typ des anti­

sozialen Rückfalltäters als "durchaus willensstark" , er 

habe j edoch " keinerlei oder ausgespro chen wenig Gefühle 
für ( seine) Mitmenschen" . Bei dem Typ des asozialen Rück­

falltäters handele es sich vielfach um "labile, willens­
schwache Menschen" .  Der Typ des asozial hilflosen Rückfall­

täters sei schließlich durch  einen "partiellen Defekt oder 
eine begrenzte Sozialtauglichkeit" gekennzeichnet , wozu 
Geerds z . B .  auch eine "geringe Widerstandskraft" rechnet . 

Die Reihe der kriminologischen Beiträge zur Rückfallkri­
minalität, die sich an der Persönlichkeitsstruktur des Tä­

ters orientieren, ließe sich noch fortsetzen 2 > .  

Zwischen einzelnen Persönlichkeitsmerkmalen und wiederhol­
ter Straffälligkeit scheint also ein Zusammenhang zu be­
stehen, den sich teilweise auch die Prognoseforschung zu­
nutze gemacht hat 3) . Inwieweit die Prägung von Persönlich­
keitsstrukturen dabei wiederum von anderen Merkmalen wie 
Sozialisation, sozio-ökonomischen Bedingungen oder auch  

formellen und informellen Sanktionen auf ein nicht normen­

konformes Verhalten abhängig ist, ist j edoch , soweit er­
sichtlich , bislang in der Kriminologie noch nicht genauer 

1 )  Geerds 1 968 , 43 ff. 
2) Neben Witter 1 968 und Geerds 1 968 vgl. auch Bresser 1 968 ; 

Müller-Dietz 1 968 , 1 39 ;  BMJ 1 957 ,  1 52 .  
3 )  S o  meint Leferenz 1 972 , 1 374, die Persönlichkeitsstruk­

tur des Täters sei die sicherste prognostische Grundla­
ge. Dem von ihm vorgeschlagenen Prognoseverfahren liegt 
j edoch eine psychologisch-psychiatrische Untersuchung 
von 50 Probanden zugrunde, die in ihrem methodischen An­
satz nicht unproblematisch ist ( zu geringe Fallzahl ,  will­
kürliche Auswahl der schwersten Fälle , keine Vergleichs­
untersuchung) . 
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untersucht worden 1 ) . 

Da die Persönlichkeits struktur von Wiederholungstätern mit­
hin eine gewis se kriminologische Relevanz besitzt und auch 

um die persönlichkeitsbezogenen Anwendungsbedingungen von 
§ 48 zu ermitteln, sollten in der vorliegenden Untersu­

chung einige zentrale Per,sönlichkeitsmerkmale erhoben wer­
den. Die Untersuchung beschränkte sich dabei auf die vier 

Merkmale Steuerung, Haltstärke, Gemüt und Selbstsicherheit. 

Die Begriffe Steuerung ( Selbstkontrolle ) und Haltstärke 
( Änderungs res tstenz ) sind bereits an anderer Stelle erläu­
tert worden 2 J .  

Gemüt als Teilbereich der allgemeinen Gefühlsansprechbar ­
keit bezeichnet die Mitschwingungsfähigkeit und Bindungs­
fähigkeit einer Person ; dabei ist unter dem Begriff der 
Mitschwingungsfähigkeit die spezielle Ansprechbarkeit für 
mitmenschliche Gefühle und für Werte zu verstehen 3 J .  Eine 
Persönlichkeit ist dann gemütvoll, wenn sie aufmerksam ge­
genüber ihren Mitmenschen ist,  weichherzig, vertrauen svoll, 
emotional ausdrucksbereit, mitfühlend oder eindrucksfähig 
in bezug auf persönliche und gefühlsmäßige Einwirkungen. 
Eine gemütlose  Per sönlichkeit ist kühl, distanziert, hart, 
pedantisch, mißtrauisch, habgierig, nicht einfühlsam, sie 
macht sich nichts daraus, andere aus der Bahn zu werfen, 
wenn es sein m�ß, sie hat eine egozentrisch-egoistische 
Grundhaltung 4 J .  

Mit dem Begriff der Selbstsicherheit wird die Uberzeugung 
von d�m eigenen Selbst als einem positiven Wert bezeichnet 
( Selbstwertgefühl ) .  Sie tritt in zwei Formen auf, nämlich 
dem Gefühl, den gestellten Anforderungen gewachsen zu sein �

) und dem Gefühl, von anderen Menschen akzeptiert zu werden J . 

1 )  Zu den bislang vorliegenden Beiträgen der Psychologie zu 
kriminologischen Fragestellungen, vgl. Göppinger 1980, 
242 ff. , hier in sbes. S. 25 1 f. 

2 )  Vgl. oben 1. Kap. 2. 2. 

3 )  Thomae 1960, 309. 

4 )  Im An schluß an Cattell 1978, 66 
Affektothymie vs. Sizothymie ) .  

5 )  Vgl. Thomae 1960, 321. 

( Grundwesenszug A :  
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Die selbstsichere Persönlichkeit ist selbstbewußt,  zuver­
sichtlich, prahlerisch, energisch ,  kraftvoll , sie wird 
nicht so leicht verlegen, sie ist durchsetzungsfähig. 
Selbstunsicher ist sie dann, wenn sie bescheiden, zurück­
haltend , still , ängstlich, gehemmt , befangen, schüchtern 
ist , unter Insuffizienzgefühlen oder einem Drang zum Per­
fektionismus leidet oder in egozentrisc��r Weise die Äuße­
rungen anderer auf sich selbst bezieht I ;  auch übertrie­
bene G�ltungssucht kann ein Zeichen von Selbstunsicherheit 
sein 2 J .  

Die Entwicklung eines Indikatorenkatalogs für j edes der ge­

nannten vier Merkmale diente dem Zweck , das Vorliegen bzw. 

Nichtvorliegen, ggf. auch den Grad der Ausprägung j edes 
Merkmals aus den Akten zu erheben. Es stellte sich j edoch 

heraus , daß dieses Verfahren nicht praktikabel war. Statt 
der intendierten ( von ihrer Methodik her sicherlich zwei­
felhaften) Primäranalyse des in den Strafakten beschriebe­

nen Verhaltens der Probanden konnten nur die in den Akten 

enthaltenen Berichte und Stellungnahmen zu seinem Verhal­
ten ausgewertet werden (Sekundäranalyse ) .  Besonders ergie­
big waren in dieser Hinsicht naturgemäß die bei manchen 
Strafakten befindlichen psychiatrischen oder psychologi­
schen Fachgutachten. 

Die auf diese Weise ermittelten Angaben können Tab. 23 
entnommen werden. Mögen auch die Erhebungstechnik und die 
geringe Anzahl der in dieser Hinsicht auswertbaren Fälle 
zu Bedenken Anlaß geben, so machen die in Tab. 23 enthal­

tenen Werte doch deutlich, daß die untersuchten Persön­
lichkeitsmerkmale in hohem Maß nur schwach ausgeprägt sind. 
Soweit man die Ergebnisse verallgemeinern darf, lassen 

1 )  Im Anschluß an Cattell 1978, 86 ( Grundwesenszug E :  
Dominanz vs. Unterwürfigkeit ) und Guilford 1974 , 400 f. 
( Temperamentsfaktor : Selbstvertrauen vs. Minderwertig­
keitsgefühle) ,  S. 408 (Selbstsicherheit vs. Befangen­
heit ) , S. 409 ( Durchsetzung vs. Schüchternheit ) .  

2 )  Hehlmann 1965 , 180. 
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Tab. 23 : Persönlichkeitsmerkmale 

Merkmal Ausprägung insges. 

stark mittel schwach 

Selbstkontrolle 2 - 18 20 

Haltstärke - - 24 24 

Gemüt 1 - 4 5 

Selbstsicherheit 3 - 1 )  16 19 

1) Diese Merkmalsausprägung wurde nicht erhoben. 

sich die Probanden durch folgende Merkmalsausprägungen kenn­
zeichnen : sie haben einen geringen Grad von Selbstkontrolle, 

sie sind haltlos, gemütsarm und selbstunsicher. 

Die Merkmale der Steuerung und der Haltstärke lassen sich 
zu einem einzigen Merkmal zusammenfassen, das die psychi ­
sche Stabilität eines Probanden gegenüber internen und ex­
ternen Stimuli angibt, indem den Ausprägungen der beiden 
Einzelmerkmale verschiedene Werte zugewiesen werden und 
der durch Addition dieser Werte gebildete Index als Grad 
der psychischen Stabilität interpretiert wird. Der Grad der 
psychischen Stabilität eines Probanden läßt sich danach auf 
einer Skala von 0 (schwach) bis 4 (stark) einordnen 1) . 
Dieser Index zeigt für die vorliegende Untersuchung folgen­
de Verteilung: 0 : 12 Fälle, 1 : 18, 2 : 276, 3 : 2, 4 : 0. 

Der mit 276 Fällen sehr große Mittelber�ich resultiert aus 
der hohen Anzahl von fehlenden Angaben, die als "durch­
schnittlich" gewertet wurden. Die Verteilung der Werte 
dieses Indexes spiegelt i. ü. ebenfalls die geringe psychi ­
sche Stabilität der Probanden wider. 

Der hohe Anteil an gemütsarmen Tätern deckt sich mit der 
entsprechenden Beobachtung, die Witter 2) in seinen Unter­

suchungen gemacht hat. Das gehäufte Auftreten von psychisch 

instabilen Tätern legt den Schluß nahe, daß in der Stich-

1) Siehe Anhang Nr. 7. 
2) Witter 1968, 60 f. 
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probe vorwiegend aso ziale und so zial hilflo se Tä tertypen 
im Sinne der Typologie von Geerds 1 )  enthalten sind. Die­
ses Ergebnis dürfte inso fern überras chen , als Geerds 2 )  

selbst den anti so zialen Rü ckfalltäter für den am häufig­
sten auftretenden Tätertyp hält. Daß in der vorliegenden 

Untersuchung willensstarke (anti so ziale ) Persönli chkeiten 

fast gar ni cht festgestellt wurden, könnte j edoch mit der 
Methode der Aktenanalyse im Zusammenhang stehen, denn es 
ist anzunehmen, daß bei psychi s ch ni cht in besonderer Wei­

se auffälligen Probanden keine psychiatri schen oder psycho­
logi s chen Fachgutachten angefordert werden. 

Die hier zu den Persönlichkeits merkmalen der Probanden er­
mittelten Verteilungen können daher eine systemati s ch ver­
zerrte Auswahl darstellen. Dies und die hohe Quote an feh­

lenden Angaben führen dazu , daß die Persönli chkeitsmerkmale 
der Probanden in den späteren Abs chnitten ni cht weiter be­
rü cksi chtigt werden. 

1. 2. 4. Kriminelle Karriere 

1. 2. 4. 1. Erziehungss chwierigkeiten 

Am Beginn einer kriminellen Karriere können Auffälligkei -

ten des Probanden im strafrechtli chen Vorfeld stehen. Hier­

zu ist z. B. zu rechnen, daß der Proband häufig von zu Hau-
se wegläuft , daß er s i ch herumtreibt oder in der Schule 

durch ein ausgeprägt anti so ziales Verhalten auffällt. Hier­
zu werden aber auch lei chtere Straftaten zu rechnen sein, 
die er no ch im  strafunmündigen Alter begeht wie etwa Dieb­
stähle von Fahrrädern, Ladendiebstähle oder Sachbes chädi ­

gungen 3 )  Diese Auffälligkeiten, die sich unter dem Oberbe-

1 )  Geerds 1 968, 45 ff. 
2 )  Geerds 1968, 44. 

3 )  Zur Kinderkriminalität Kaiser 1978 , 136 ff. ; ders. 
1980 , § 22 Rn. 16 ff. 
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griff Erziehungsschwierigkeiten zusammenfassen lassen , kön­
nen dazu führen , daß die Träger der staatlichen Sozialkon­

trollinstanzen (z.B. Schule , Jugendamt ) auf den Probanden 

aufmerksam werden. Hierdurch kann der eingangs beschriebe­
ne Interaktionsprozeß in Gang gesetzt werden , der zu einer 

kriminellen Karriere führt. 

In der vorliegenden Untersuchung wurde versucht , mittels 
einer Grobeinschätzung des Bearbeiters die Frage zu beant­
worten , ob der Angeklagte bereits durch Erziehungsschwierig­
keiten aufgefallen war. Eine derartige Grobeinschätzung 
konnte in 34 Fällen (11 , 0  % )  erfolgen. Davon konnte in 13 
Fällen (38 , 2  % )  festgestellt werden , daß Erziehungsschwie­
rigkeiten nicht aufgetreten waren oder zumindest nicht 
offiziell registriert worden waren. Andererseits waren in 
21 Fällen (61 , 8  % )  Erziehungsschwierigkeiten zu verzeich­
nen. Die meisten dieser Fälle führten dazu , daß Freiwilli-
ge Erziehungshilfe (§ 62 JWG )  oder Fürsorgeerziehung (§ 64 
JWG )  angeordnet wurde. 

Der Zusammenhang zwischen der Feststellung von Erziehungs­
schwierigkeiten und der Anordnung von staatlichen Erzie­
hungsmaßnahmen legt die Annahme nahe , daß in den Straf­
akten Erziehungsschwierigkeiten nur deshalb festgestellt 
wurden , weil aus ihrem Anlaß staatliche Maßnahmen angeord­
net wurden. Ein derartiger Zusammenhang schränkt aber die 
Verallgemeinerungsfähigkeit der ermittelten Werte in er­
heblichem Maße ein , denn die Fälle , in denen mittels der 
Grobeinschätzung Erziehungsschwierigkeiten festgestellt 
wurden , stellen dann nur eine "negative Auswahl" aus einer 
größeren Anzahl von Fällen dar , in denen ebenfalls Schwie­
rigkeiten oder in denen umgekehrt gar keine Schwierigkei­
ten aufgetreten waren. Auf dieses Merkmal soll daher in 
den folgenden Abschnitten nicht weiter eingegangen werden. 

1. 2. 4. 2. Das Alter zur Zeit der ersten Sanktion 

Für die Entwicklung der kriminellen Karriere eines Straf­

täters ist es besonders bedeutsam , in welchem Alter die 

erste offiziell registrierte und sanktionierte Straftat 

begangen wurde , da , statistisch gesehen , die Rückfallwahr­
scheinlichkeit umso größer ist , j e  früher die erste Straf­

fälligkeit auftritt 1 ) . Dieser prognostisch relevante Zu-

1 )  Kaiser 1 980 , § 11 Rn. 32 ; Schmidt 1974 , 20 ; vgl. auch 
Geerds 1968 , 37. 
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sammenhang besteht j edenfalls dann ,  wenn Frühkriminalität 
mit einer besonderen Intensität der Delinquenz zusammen­
trifft 1 ) . In der vorliegenden Untersuchung wurde aller­
dings lediglich das Alter des Angeklagten im Zeitpunkt der 
ersten strafrechtlichen Sanktion und nicht auch die Art des 
ersten begangenen Delikts erhoben, so daß dieser Zusammen­
hang hier nicht weiter nachgeprüft werden kann. 

In der Untersuchung konnte folgende Altersstruktur festge­

stellt werden. 108 Probanden ( 35 , 0  % )  begingen ihre erste 
Straftat als Jugendliche , also im Alter von 14 bis 17 Jah­

ren. 72 Probanden ( 23 , 4  % )  waren Heranwa chsende im Alter 
von 18 bis 20 Jahren. Bei 57  Probanden ( 18 , 5  % )  handelte 
es sich  um Jungerwachsene, die zur Zeit der ersten Sanktion 
21 bis 24 Jahre alt waren. Der Gruppe der Vollerwachsenen 

waren schließlich 71 Probanden ( 23 , 0  % )  zuzurechnen. Durch ­
schnittlich waren die Probanden am Beginn ihrer kriminellen 
Karriere x = 21 , 49 Jahre alt. 

Die ermittelte Verteilung dürfte für die erste Sanktion 
eine etwas ältere Altersstruktur wiedergeben , als es der 

Wirklichkeit entspricht 2 )  

Das ist auf zwei Gründe zurückzuführen. Zum einen waren in 
der Stichprobe 12 Strafakten enthalten , denen kein Auszug 
aus dem Bundeszentralregister beigefügt war. Die Angaben 
zur kriminellen Karriere eines Probanden mußten deshalb 
den Urteilen entnommen werden, die sich im Rahmen der Straf­
zumessung mit der Vorstrafenbelastung des Verurteilten aus­
einandersetzten. Es ist j edoch zu vermuten, daß die Gerich­
te hier aus arbeitsökonomischen Gründen nicht die gesamte 
Vorstrafenbelastung des Probanden darstellten, sondern sich 

1 )  Göppinger 1980 , 456, 471. 

2 )  Das wird bei einem Vergleich mit der Altersstruktur der 
Häftlingsprobanden der Tübinger Jungtäter-Vergleichsun­
tersuchung deutlich. Während in der eigenen Untersuchung 
der Anteil derj enigen Probanden, die vor Vollendung des 
18. Lebensj ahres strafrechtlich sanktioniert wurden 
35 , 0  % beträgt, liegt dort der entsprechende Anteil bei 
56, 5 % ;  vgl. Dolde 1 978 , 1 51. 
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nur auf die zeitlich letzten Vorstrafen bezogen. Zum ande­
ren wird die Verhängung von Erziehungsmaßregeln, Zuchtmit­
teln und weiteren richterlichen Entscheidungen nicht im 
Strafregister, sondern im Erziehungsregister (§ § 55  ff. 
BZRG) vermerkt 1) , Ein Auszug aus dem Erziehungsregister 
wird aber von den Staatsanwaltschaften nicht in allen Fäl­
len angefordert. 

Beide Gründe führen dazu , daß in der Untersuchung für einen 
Teil der Probanden die am Beginn ihrer kriminellen Karriere 
stehenden strafrechtlichen Sanktionen nicht berücksichtigt 
werden konnten. Gleichwohl wurde bei der Erhebung in der 
Weise verfahren, daß grundsätzlich sämtliche erreichbaren 
Informationen über einen Probanden ,  also  ggf. auch das 
Erziehungsregister, ausgewertet wurden, um einen annähernd 
vollständigen Uberblick über die kriminelle Belastung zu 
erhalten. Das beschriebene Informationsdefizit, das aus 
dem gelegentlichen Fehlen von Auszügen aus dem Straf- oder 
Erziehungsregister resultiert, hat zur Folge , daß manche 
der in dieser Untersuchung verwendeten Merkmale letztlich 
nicht valide sind , sondern nur als Annäherungswerte im 
Sinne von Mindestangaben verstanden werden können. 

Das Informationsdefizit wirkt sich i. ü. bei sämtlichen Merk­
malen aus , die sich auf die bis zur Rückfalltat gegenüber 
den Probanden verhängten Sanktionen beziehen 2) , Hierauf 
wird j eweils bes onders hingewiesen werden. Andererseits 
wirkt sich das Informationsdefizit dann nicht mehr aus , 
wenn sich die Ergebnisse allein auf die reinen Vorstrafen 
eines Probanden beziehen, wozu auch etwaige Jugendstrafen 
zählen, die nicht in das Erziehungsregister, sondern in 
das Strafregister aufgenommen werden (§ 4 Nr. 1 BZRG) . Für 
die Berechnung des Merkmals der reinen Vorstrafen eines 
Probanden wurden nämlich die 12 Fälle ausgeschieden, in de­
nen k�in Auszug aus dem Bundeszentralregister zur Verfügung 
stand. In den verbleibenden 296 Fällen ist die kriminelle 
Karriere eines Probanden als o ,  j edenfalls in bezug auf die 
Vorstrafen, vollständig erfaßt. 

1) Zur Bedeutung des Erziehungsregisters vgl. Schaffstein 
1980 , 185 f. ; Kaiser 1977, 5 7. Die Entfernung von Ein­
tragungen aus dem Erziehungsregister (§ 58 I BZRG) dürf­
te bei Wiederholungstätern wegen§ 58 II BZRG keine 
große Bedeutung haben. 

2) Hierzu gehören folgende Merkmale : Alter zur Zeit der 
ersten Sanktion, Zahl der bisherigen Sanktionen, Art und 
Häufigkeit der bisherigen Delinquenz (Tab, 25 ) ,  Zahl der 
Sanktionen wegen einschlägiger Delikte, Rückfallgeschwin­
digkeitsquotient, s owie , wenngleich es hier auch nicht 
praktisch relevant sein dürfte , der Delinquenzbelastungs­
index. 
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1. 2. 4. 3.  Art und Häufigkeit der bisherigen Sanktionen 

Der Unterschied zwi schen den bis zur Rückfalltat verhängten 
Sanktionen und den Vorstrafen ist auch in der folgenden Dar­
stellung der Ergebnis se zur strafrechtlichen Vorbelastung 
der Probanden zu beachten. 

Die Probanden wiesen zum Untersuchungs zeitpunkt durch schnitt­

lich x = 8 , 39 Sanktionen auf, die gegen sie verhängt worden 
waren, ehe sie die Rückfalltat begangen hatten. Die Varia­
tionsbreite reichte dabei von 2 bis 28 Sanktionen. Die er­
mittelten Werte folgen einer bimodalen Verteilung ; die bei ­
den Modalwerte liegen bei D = 5 und 9 Sanktionen. Der Me-

dian beträgt Z = 7 , 5  Sanktionen, die Standardabweichung 
s = 4 , 68. 

Der Mittelwert der reinen Vorstrafen (Jugendstrafe, Geld­
strafe, Freiheitsstrafe ) liegt mit x = 7 , 51 knapp unter dem 
Mittelwert für sämtli che Sanktionen. Der Unters chied ist 

hochsignifikant 1) . Die Anzahl der reinen Vorstrafen folgt 
einer unimodalen, leicht linksschiefen und glockenförmigen 
Kurve. Der Modalwert liegt hier bei D = 4 Vorstrafen , der 
Median bei Z = 6 , 29 Vorstrafen und die Standardabweichung 
beträgt s = 4 , 72. 

Der zwar hochsignifikante, zahlenmäßig aber nur geringe 
Unterschied könnte zunächst auf das beschriebene Informa­
tionsdefi zit bei dem Merkmal der bisher verhängten straf­
rechtlichen Sanktionen zurückzuführen sein. Möglich er­
scheint aber auch , daß die Erziehungsmaßregeln und Zucht­
mittel , die in erster Linie den Unterschied zwi schen der 

Anzahl der Sanktionen und der der Strafe verursachen, für 

1 )  Der Signifikanztest (t- Test für abhängi ge Stichproben) 
konnte nur für die 296 Fälle durchgeführt werden, für die 
das Merkmal der Vorstrafen ermittelt worden war. Für die­
se Fälle steigt der Mittelwert der bisher verhängten 
Sanktionen auf x = 8 , 57 bei einer gleichbleibenden Stan­
dardabweichung von s = 4 , 68. 
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die Entwicklung der kriminellen Karriere eines Mehrfach­
täters insgesamt gesehen nur eine untergeordnete Bedeu­

tung haben , weil die Gerichte ihnen gegenüber schnell zu 
härteren Sanktionen , insbesondere der Jugendstrafe , grei­
fen. 

Die Art der einzelnen Sanktionen und die Häufigkeit ihrer 
Verhängung ergeben sich aus Tab. 24 1 ) . Es zeigt sich,  daß 
die häufigsten vor der Rückfalltat verhängten Sanktionen 
die Geldstrafe und die Freiheitsstrafe sind, wobei der er­

ste Rangplatz von der nicht zur Bewährung ausgesetzten Frei­
heitsstrafe belegt wird. Insgesamt wurde gegenüber 239 Pro­
banden (78 , 6  %) im Verlauf ihrer kriminellen Karriere we­
nigstens einmal eine derartige Sanktion verhängt. 

Diese Feststellung ist in erster Linie durch das Auswahl­

kriterium der untersuchten Stichprobe bedingt, wonach eine 
mindestens dreimonatige Vorverbüßung von Freiheitsstrafe 
vorausgesetzt war 2) . Darüberhinaus läßt sie sich aber auch 

als ein Zeichen für das begrenzte Sanktionsrepertoire in­
terpretieren , das der Strafrechtspraxis gegenüber den wie­

derholt Straffälligen zur Verfügung steht. So läßt sich an 
der Entwicklung vieler krimineller Karrieren beobachten , 

daß ab einer bestimmten An zahl von früheren Verurteilungen 
gegen den Wiederholungstäter nur noch die Freiheitsstrafe 
verhängt wird. In Ubereinstimmung mit der Erkenntnis der 
Prognoseforschung,  daß die Rückfallwahrscheinlichkeit mit 

1 )  Unter den Begriff der " sonstigen strafrechtlichen Sank­
tion " fiel in der vorliegenden Untersuchung nur der 
Strafarrest ( §  1 2  WStG) , der i . ü. als formelle Voraus­
setzung für die Anwendung von § 48 ausreicht, vgl. 
Dreher- Tröndle 1 981 , § 48 Rn. 4. 

2) Diese Voraussetzung konnte auch durch die Verbüßung nach 
Widerruf der Strafaussetzung zur Bewährung oder die Ver­
büßung von Jugendstrafe erfüllt werden ; vgl . dazu Dreher­
Tröndle 1 981 , � 48 Rn. 4 ;  SK-Horn 1 981 , § 48 Rn. 32 .  
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Tab . 24 : Art und Häufigkeit der  vor der Rü ckfalltat verhäng­
ten formellen Sanktionen 

Art der Sanktion Häufigkeit  der Sankt ion 
davon : 

in s ge s. 1 2 3 4 oder mehr 

Ju gendri chte rl . 48  3 1  1 2  3 2 Ermahnung ,  § 4 5  I JGG 

Erziehungsmaßre geln 1 0  1 0  - - -
.µ ( außer  Fürs orge erziehung )  
..c: 
g Fürs orge erz iehung 
H 

23  22  1 - -

1\-i 
a:! Zuchtmittel 47  3 4  1 2  1 H ( ohne Jugendarrest ) 

-
.µ 
t/l 

'Ö 
8 8  s::: Jugendarre s t  

Q) 
47  3 1  5 5 

tl.O 
::s Jugendstrafe gern . § 27 JGG 9 9 - - -

Jugendstrafe gern. § 2 1  JGG 82 67 1 3  2 -

Jugendstrafe ohne Bewährung 97 57  3 3  6 1 

Verwarnung mit Strafvorbe- - - - - -
hal t ,  § 5 9  StGB 

.µ Geldstrafe 2 1 6  75 5 6  3 0  5 5  ..c: 
() 
Q) Freiheitsstrafe mit H 21 6 1 1 0  62 29 1 5  1\-i Bewährung ,  § 56  StGB a:! 
H 

.µ Freiheit s s trafe ohne Ci) 239  62  47  26  1 04 
. B ewährung 

tl.O 
.--1 Maßre geln , § §  63  ff .  .--1 StGB 6 6 .; - -
< 

Sonstige  s trafre chtliche 3 3 - - -
Sanktionen 
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der Zahl der Vorstrafen zunimmt 1 ) , wird die Freiheitsstra­
fe häufig auch nicht mehr zur Bewährung ausgesetzt. 

Der hohe Anteil an nicht ausgesetzten Freiheitsstrafen 
spiegelt sich auch in der Dauer der vor der Rückfalltat 

insgesamt verbüßten Freiheitsstrafe wider. Ihr Mittelwert 
liegt bei x = 45 , 56 Monaten mit einer Variationsbreite von 
3 bis 342 Monaten 2) . Dieser relativ hohe Mittelwert 3) 

wird j edoch allein durch einige wenige besonders hohe Vor­
verbüßungszeiten geprägt 4) . Legt man statt des arithme­
tischen Mittels den Median zugrunde, so liegt dieser bei 
Z = 27, 67 Monaten, der Modalwert nur bei D = 9 Monaten. 

1 . 2. 4. 4. Art und Häufigkeit der bisherigen Delikte 

Bei der Erhebung der Art der vor der Rückfalltat begange­
nen Delikte und der Häufigkeit ihrer Begehung wurde in der 
folgenden Weise verfahren. Hatten einer früheren Verurtei­
lung mehrere idealkonkurrierende Gesetzesverletzungen zu­
grunde gelegen, so bezog sich die Erhebung allein auf den­
j enigen Straftatbestand, der im Urteil für die Begründung 
der Anwendung des § 48 herangezogen wurde oder am ehesten 
hätte herangezogen werden können. Hatten dagegen einer 
früheren Verurteilung mehrere realkonkurrierende Strafta­
ten zugrunde gelegen, so wurden bei der Erhebung sämtliche 
Einzeltaten berücksichtigt , sofern es sich bei ihnen um 
ungleichartige Delikte handelte. Die Frage, ob zwei Delik­
te glei chartig oder ungleichartig waren, richtete sich nach 
ihrer Zuordnung gemäß dem tn dieser Untersuchung verwende­
ten Deliktsgruppenschema 5 J .  Diese Erhebungstechnik hat zur 

1) Göppinger 1980 , 45 7 ;  Schmidt 1 974, 24 ; ;  Geerds 1 968 , 38. 
2) In zwei Fällen hatten die Probanden bislang noch keine 

Freiheitsstrafe verbüßt. In dem einen Fall hatte die 
Täterin stattdessen mehr als drei Monate in U-Haft ver­
bra cht. In dem anderen Fall hatte der anklagende Staats­
anwalt nur angenommen , daß der Täter schon wenigstens ein­
mal drei Monate Freiheitsstrafe verbüßt hatte , während die­
se formelle Voraussetzung in der Hauptverhandlung nicht 
festgestellt werden konnte. 

3 )  Vgl. auch die bei Schmidt 1974 , 28 f. mitgeteilten Ergeb­
nisse anderer empirischer Untersuchungen. 

4) Es liegen nur 22 Fälle (7, 1 %) über der Grenze von 10 Jah­
ren Dauer. 

5) Anhang Nr. 1 ( Erhebungsbogen) , Fragen Nr. 20 und 86 bis 
11 o .  
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Konsequenz, daß sich die Aus sagen dieser Untersuchung zur 
Art der bisherigen Delinquen z allein auf die ungleicharti­
gen Vortaten eines Probanden beziehen. Die Beschränkung 
auf die ungleichartigen Vortaten geschah im Zusammenhang 
mit dem Gegenstand dieser Untersuchung. Für die Analyse 
des Anwendungsbereichs des § 48 kommt es weniger auf die 
Anzahl der Einzeltaten an, die einer früheren Verurteilung 
zugrunde liegen, als auf die Art des Delikts, wegen des-
sen eine Verurteilung ergangen ist.  Es mag zwar unter kri­
minologischen Aspekten sinnvoll sein fes t zus tellen, wegen 
wie vieler und welcher Taten ein Proband im Verlauf seiner 
kriminellen Karriere verurteilt wurde. Im Zusammenhang mit 
der Anwendung des § 48 interessiert dagegen allein die Fra­
ge, ob der Täter bislang schon einmal t oder häufiger ) wegen 
einer Tat verurteilt wurde, die dem gleichen Tatbes tand bzw. 
der gleichen Deliktsgruppe zuzuordnen ist wie die Rückfall­
tat. 

Bereit s an dieser Stelle ist auf eine Ungenauigkeit hinzu­
weisen, die im Zusammenhang mit der beschriebenen Erhe­
bungstechnik steht. Die Dars tellung der Art und Häufig-
keit der vor der Rückfalltat begangenen Delikte ergibt 
sich aus der Häufigkeit einer Sanktion, die wegen eines 
derartigen Delikts verhängt wurde. Die Häufigkeit einer 
Sanktion ist aber ein Umstand, der, wie bereit s gesagt wur­
de , hier nicht zuverläs sig erhoben werden konnte ; die hier­
zu ermittelten Angaben sind lediglich als Mindestangaben 
zu vers tehen. Andererseit s erlaubt es die Anlage der Unter­
suchung nicht, die Art der bisherigen Delinquenz auf die 
Häufigkeit einer Bestrafung wegen eines bes timmten Delikts 
zu reduzieren, wodurch valide Aus sagen ermöglicht würden. 
Da nämlich in d�n Erhebungsbogen zwische� der Art der frü­
heren Delikte 1 J und der Sanktions form 2 ) unterschieden 
wurde und da sich diese beiden Datensätze nachträglich 
nicht wieder zuordnen lassen, ist eine derartige Beschrän­
kung nicht möglich. Sofern also  bei der in den späteren Ab­
schnitten behandelten Analyse der Anwendungspraxis des § 48 
auf die Art der bisherigen Delinquenz Bezug genommen wird, 
muß von der Anzahl der bisherigen Sanktionen wegen eines 
gleichen oder gleichartigen Delikts und nicht von der An­
zahl der bisherigen Verurteilungen " zu Strafe" ( §  48 I 1 
Nr. 1 )  ausgegangen werden. 

Die vor diesem Hintergrund nur etngeschränkt aus s agefähige 
Art der bisherigen Delinquenz der Probanden ergibt sich aus 

Tab. 25.  Es zeigt sich, daß die häufigsten Verurteilungen 

1 )  Anhang Nr. 
2 )  Anhang Nr. 

( Erhebungsbogen ) ,  Fragen 86 bis 110. 
( Erhebungsbogen ) ,  Fragen 11 4 bis 140. 
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Tab. 2 5 :  Art und Häufigkeit der vor der Rückfalltat began­
genen Delikte 

Art des Delikts Häufigkeit des Delikts 1 ) 

davon: 
insges. 1 2 3 4 oder 

1 .  Diebstahl und Unterschla- 31 2 1  7 2 1 gung geringwertiger Sachen 

2. Diebstahl und Unterschla- 272 2 1  42 5 1  158 gung in sonstigen Fällen 

3. Raub und Erpressung, 40 28 10 2 -
§ 316 a 

4. Betrug mit einem 
'

erin-
gen Schaden (§ 248 a 10 8 1 1 -

5. Betrug in sonstigen 149 66 29 18 36 Fällen 

6. Sonstige Eigentums- und 108 81 2 1  3 3 Vermögensdelikte 

7. Urkundsdelikte 49 38 6 4 1 

8. Verkehrsdelikte mit Ein- 94 63 20 9 2 fluß von Rauschmitteln 

9. Verkehrsdelikte ohne Ein- 142 53  26  20 43 fluß von Rauschmit teln 

10. Sexualdelikte 23 18 5 - -

11 . Andere Straftaten gegen 93 59 22  9 3 die Person 

12. Sonstige Straftaten 196 88 57 22 29 

1) Anzahl der Sanktionen wegen eines derartigen Delikts 

mehr 
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wegen Straftaten aus der Deliktsgruppe " Diebstahl und Un ­

terschlagung an nicht geringwertigen Sachen " erfolgt sind. 
Insgesamt wurden 272 Probanden (88, 3 %) irgendwann einmal 
im Verlauf ihrer kriminellen Karriere wegen eines derarti­
gen Delikts formell sanktioniert. 

An Tab. 25 fällt auf, daß die Verteilung der Häufigkeiten 
in den ein zelnen Deliktsgruppen zwar grundsätzlich einer 

linksschiefen , J-förmigen Kurve folgt und damit der Erwar­
tung entspricht, daß die Häufigkeit der Äußerung von Ver­

haltensweisen in dem Maße abnimmt, in dem sie den sozialen 
Normen ( hier dem Strafgesetzbuch ) widersprechen 1) . Einzig 
die Verteilung in der Deliktsgruppe " Diebstahl und Unter­
schlagung an nicht geringwertigen Sachen " folgt nicht einer 
J-förmigen Kurve , sondern einer unimodalen , linksschiefen 

und glockenförmigen Kurve, deren Modalwert bei D = 3 und 
deren Median bei Z = 3 , 59 Sanktionen wegen dieser Delikte 
liegt 2 ) . Im Bereich der Eigentumsdelinquenz läßt sich al­
so für die hier untersuchte Täterpopulation der wiederholt 
Straffälligen ein Konformitätsdruck graphisch nicht nach­

weisen , wodurch die Bedeutung ,  die diesem Delinquenzbereich 
zukommt,  noch unterstrichen werden dürfte. 

Die Beziehungen zwischen den bisherigen Delinquen zbereichen 
und der Rückfalltat werden deutlicher , wenn man die Häufig­

keit der Verhängung strafrechtlicher Sanktionen wegen ein ­
schlägiger Delikte betrachtet. Zwar läßt sich mit dem vor­

liegenden Datenmaterial eine Einschlägigkeit der Vortaten 
im strengen Wortsinn ( Erfüllung des gleichen Straftatbe­
stands wie die Rückfalltat einschließlich Privilegierungen 
und Qualifizierungen) grundsätzlich nicht feststellen. Es 

1) Zur " J-Kurven-Hypothese " vgl. Kaiser 1980 , § 12 Rn. 19 f .  
2 )  Das arithmetische Mittel ( x) kann hier deshalb nicht be­

rechnet werden , weil 8 oder mehr Sanktionen in der Kate­
gorie "8"  zusammengefaßt wurden. 
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ist aber möglich zu ermitteln, ob die Vortaten der glei­

chen Deliktsgruppe zuzuordnen sind wie die Rückfalltat. Der 
Begriff der Einschlägigkeit ist daher hier im Sinne einer 
gruppenbezogenen Einschlägigkeit zu verstehen. Danach waren 

insgesamt 256 Probanden (83 , 1  % )  im Verlauf ihrer kriminel­
len Karriere wegen einschlägiger Delikte strafrechtlich 
sanktioniert worden, und zwar 79 Probanden (30 , 9  % )  ein­
oder zweimal , 84 Probanden (32 , 8  % )  drei- oder viermal und 

93 Probanden (36 , 3  % )  fünfmal oder häufiger. 

Die Schwere der Vorstrafenbelastung eines Wiederholungstä­
ters kann durch einen Delinquenzbelastungsindex ausgedrückt 
werden. Ein derartiger Index wurde in der vorliegenden Unter­

suchung in der Weise berechnet , daß der von Schöch ent­
wickelte Schwereindex sowie der an der gesetzlichen Höchst­
strafe orientierte Schwereindex für die fünf schwersten 

Taten (einschließlich der Rückfalltat) ermittelt wurden und 
diese Indexwerte anschließend j eweils zu einem Gesamtindex 
addiert wurden 1). Die Beschränkung des Gesamtindexes auf 

die fünf schwersten Taten diente dem Zweck , den Einfluß der 
Anzahl der bisherigen Sanktionen auf die Höhe des Indexes 

möglichst gering zu halten. 

Der Delinquenzbelastungsindex , der auf dem Schwerein�ex von 
Schöch aufbaute , führt hier zu einem Mittelwert von x = 
16 , 04 bei einer tatsächlichen Variationsbreite von 6 bis 26 
und einer möglichen Variationsbreite von 3 bis 3 0. Die Stan­
dardabweichung beträgt s = 3 , 6. Der Höchststrafen- Schwerein­
dex führt_für den Delinquenzbelastungsindex zu einem Mittel­
wert von x = 3 2 , 3 ;  hier reicht die tatsächliche Variations­
breite von 6 bis 60 ,  die mögliche Variationsbreite 3 bis 
7 5. Die Standardabweichung beträgt s = 11, 83. 

Beide Indizes bringen zum Ausdruck , daß die fünf schwer­
sten Taten, die von den Probanden im Verlauf ihrer krimi­

nellen Karriere begangen wurden, sich, insgesamt gesehen, in 
dem Bereich oberhalb der mittelschweren Vergehen (etwa des 

1) Siehe Anhang Nr. 8 .  
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einfachen Diebstahls oder Betrugs) bewegen. Die Mittelwer­
te allein sind allerdings nicht sehr aussagekräftig. Die 
Bedeutung des Indexes ergibt sich vielmehr erst im Zusam­
menhang mit weiteren Merkmalen, etwa indem die bisherige 
Delinquenzbelastung eines Probanden zu bestimmten Aspekten 
der Rückfalltat in Beziehung gesetzt wird . 

Aus Tab. 26 läßt sich der Zusammenhang zwischen der Schwe­
re der Vorstrafenbelastung eines Probanden und der Schwere 

der Rückfalltat (beide Merkmale gemessen mit dem Höchst­

strafen- Schwereindex) entnehmen. Die Prozentzahlen machen 
deutlich, daß sich dieser Zusammenhang in der folgenden 
Weise beschreiben läßt: j e  schwerer die Vorstrafenbelastung 
eines Probanden ist , desto schwerer ist auch die Rückfall­

tat. Probanden , deren bisherige Delinquenz dem Bereich der 

leichten oder mittelschweren Vergehen zuzurechnen ist (bis 
zu 3 0  Indexpunkte) , begehen in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle eine gleiche schwere Rückfalltat. Probanden mit 
einer hohen Delinquenzbelastung (mehr als 40 Indexpunkte) 

begehen als Rückfalltat mehrheitlich ein schweres Vergehen 
oder Verbrechen . Im Regelfall entspricht also die Schwere 
der Rückfalltat dem üblichen Delinquenzniveau eines Pro­
banden . Verwendet man zur Prüfung dieses Zusammenhangs an­

stelle des an der gesetzlichen Höchststrafe orientierten 
Schwereindexes den von Schöch vorgeschlagenen Schwereindex, 
so läßt sich zwischen den beiden Merkmalen dieselbe Be­
ziehung feststellen 1) . 

1 . 2. 4. 5. Rückfallgeschwindigkeit 

Die Rückfallgeschwindigkeit eines Probanden wird durch sein 

Rückfallintervall angegeben . Unter dem Begriff des Rückfall­
intervalls  wird gewöhnlich entweder die Zeitspanne zwischen 
zwei Straftaten oder die Zeitspanne zwischen 

1 ) c ccorr = 0 , 49 ;  p < 0 , 001. 
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Tab. 26 : Delinguenzbelastung und Schwere der Rückfalltat 

Delinquenzbelastung 1) Schwere der Rückfalltat 1) 

1 - 3 5 7 - 15 

bis 20 Pkte . 68 , 1  27, 7 4 , 3 (n 47) 

21 - 3 0  Pkte . 52, 2 3 7 , 2  10 , 6  (n = 113) 

31 - 40 Pkte. 33 , 3  34 , 8  31, 8  (n = 66) 

mehr als 40 Pkte. 20 , 7  20 , 7  58, 5 (n = 82) 

1) Verwendet wurde der an der gesetzlichen Höchststrafe 
orientierte Schwereindex. CCcorr= 0 , 55 ;  p < 0 , 001.  

einer Verurteilung und der nächsten Verurteilung verstan­

den 1 l . Die vorangegangenen empirisch-kriminologischen Un­
tersuchungen haben gezeigt , daß die Rückfallintervalle mit 
wachsender Vorstrafenzahl kürzer werden 2) . Damit kommt 
der Feststellung des Rückfallintervalls ebenso wie der Zahl 

der Vorstrafen eine gewisse prognostische Relevanz zu : j e  

kürzer es ist , desto höher ist die Wahrscheinlichkeit wei­
terer Straffälligkeit .  

Da die Auszüge aus dem Bundeszentralregister zuweilen kei ­
ne Angaben zum Datum der der letzten Verurtßilung zugrunde 
liegenden Tat enthalten 3 ) , wurde das Rückfallintervall in 
der vorliegenden Untersuchung abweichend von dem gewöhn­
lichen Begriffsverständnis bestimmt . Zum einen wurde der 
Abstand von dem Datum der letzten Verurteilung bis zu dem 
Datum der gegenwärtig angeklagten Tat berechnet (Verur­
teilungsintervall) . Dies geschah im  Hinblick auf die Fest­
stellung der Frage , wie lange die gern . § 48 I vorauszu-

1) Göppinger 1980 , 458 ;  Geerds 1968, 3 8 .  

2) Schmidt 1974 , 31 ;  Geerds 1968, 38 .  
3) Zu  den Schwierigkeiten bei der Berechnung des Rückfall­

intervalls vgl . auch Göppinger 1980 , 113 . 
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setzende , von der früheren Verurteilung ausgehende Warnungs­
wirkung anhält. Zum anderen wurde die Zeitspanne von dem Da­
tum der letzten Entlassung aus dem Strafvollzug bis zu dem 
Datum der gegenwärtig angeklagten Tat berechnet ( Entlassungs­
intervall ) .  

Die in der Untersuchung ermittelten Rückfallintervalle kön­
nen Tab. 27 und Abb. 2 e ntnommen werden. Sowohl das Verur­
teilungs- als auch das Entlassungsintervall zeigen einen 
sehr geringen Anteil an Rückfälligen in der Zeitspanne von 

4 bis 6 Monaten nach der Verurteilung bzw. Entlassung an. 
In dieser Phase scheint demnach eins gewisse Stabilisierung 

stattzufinden. Für die Frage , in welcher Phase die Wahr­
scheinlichkeit der Begehung weiterer Straftaten am höchsten 
ist, wird dagegen zwischen den beiden Rückfallintervallen zu 
differenzieren sein. Das Entlassungsintervall macht deutlich , 

daß die meisten neuen Straftaten unmittelbar im Anschluß an 
die Entlassung aus dem Strafvollzug begangen werden. Legt 

man stattdessen das Verurteilungsintervall zugrunde , so 
scheint hier die kritische Phase in der Zeitspanne von 7 
bis 9 Monaten nach der letzten Verurteilung zu liegen. Die ­
ser auffällige Unterschied könnte darauf zurückzuführen sein , 
daß ein Großteil der Probanden für die letzte Straftat vor 
der Rückfalltat zu einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung ver­

urteilt wurde ( vgl. dazu Tab. 24) , so daß sie im Anschluß an 

die letzte Verurteilung zunächst erst einige Zeit im Straf­
vollzug verbringen mußten. 

Um ein weiteres Maß für die Rückfallgeschwindigkeit der 
Wiederholungstäter zu erhalten , wurde neben den beiden Rück­

fallintervallen ein Quotient berechnet, der den durchschnitt­

lichen zeitlichen Abstand zwischen den einzelnen bisher ver­
hängten strafrechtlichen Sanktionen angibt. Dieser Rückfall­

geschwindigkeitsquotient be zieht sich auf die in Freiheit 
verbrachte Zeit zwischen der ersten strafrechtlichen Sank-
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Tab. 27 : Rückfallintervalle 

Abstand in Monaten Letzte Verurteilung Letzte Entlassung 
- Rückfalltat - Rückfalltat 

n % n % 

bis 3 3 7  12 , 0 76 26 , 7  

4 bis 6 23 7 , 5  1 6  5 , 6  

7 bis 12 65 21 , 1 45 1 5 , 8  

13 bis 18 43 1 4 ,  0 39  13 , 7  

19 bis 24 40 13 , 0  25 8 , 8  

25 bis 3 6  55  17 , 9  33 11 , 6 

3 7  und mehr 45 14 , 6  51 17 , 9  

insgesamt 308 100 , 1 285 100 ? 1 

x 20 , 03 Mon. 
s = 15 , 93 
Z 16 , 3 3  Mon. 

-
x 19 , 27 Mon. 
s = 19 , 85 
Z 13 , 64 Mon. 

tion und der gegenwärtig angeklagten Tat 1 ) . Der Durch­
schnittswert beträgt hier x = 0 , 84 Jahre , d.h. die Proban­

den wurden durchschnittlich alle 10 Monate und 7 Tage ein­
mal strafrechtlich sanktioniert bzw. begingen in diesem Ab­

stand die gegenwärtig angeklagte Tat , wobei die Zeit , die 
sie zwischendurch im Strafvollzug verbrachten , rechnerisch 
unberücksichtigt bleibt. Die Standardabweichung beträgt 
s = 0 , 41. 

1 )  Der Berechnung lag folgende Formel zugrunde : 
( Alter zur Tatzeit - Alter zur Zeit der ersten straf­
rechtlichen Sanktion - ( Dauer der bislang verbüßten Frei­
heits strafe in Monaten : 12 ) )  : ( Anzahl der bisherigen 
Sanktionen + 1 ) .  
Nach dieser Formel wurde für j eden Fall der Rückfallge­
schwindigkeitsquotient ausgerechnet. Ein vergleichbarer 
Quotient wird in der Untersuchung von Wulf 1979 , 173 ver-
wendet ( " Tatendichteindex" ) .  

--
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Abb. 2: Rückfallintervalle 
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Das arithmetische Mittel des Rückfallgeschwindigkeitsquo­
tienten liegt damit deutlich unter dem insofern vergleich­
baren Mittelwert des Entlassungsintervalls. Dieser Unter­
schied dürfte sich damit erklären lassen, daß für die Be­
rechnung des Rückfallgeschwindigkeitsquotienten unterschieds­

los sämtliche im Verlauf der kriminellen Karriere verhäng-
ten Sanktionen berücksichtigt wurden ; dabei konnten oft-
mals, gerade wenn es sich um j ugendstrafrechtliche Sank­

tionen handelte, zahlreiche sehr kurze Rückfallintervalle 

beobachtet werden, die den Rückfallgeschwindigkeitsquotien­
ten entsprechend verringerten. 

1 . 2 . 4. 6. Zusammenfassung 

Die Probanden wurden im Verlauf ihrer kriminellen Karriere 
durchschnittlich x = 8, 39 mal strafrechtlich sanktioniert, 
ehe sie die Rückfalltat begingen. Unter diesen Sanktionen 
befinden sich x = 7, 51 Vorstrafen. Die am häufigsten gegen­
über den Probanden verhängte Strafart ist die nicht zur Be­
währung ausgesetzte Freiheitsstrafe (sie wurde gegenüber 

78, 6 % der Probanden wenigstens einmal verhängt) , es folgen 
die Geldstrafe (72, 2 % )  und die zur Bewährung ausgesetzte 

Freiheitsstrafe (71, 3 % ) .  Der Schwerpunkt der bisherigen De­
linquenz der Probanden liegt im Bereich der Eigentums- und 
Vermögensdelikte. Die größte Bedeutung kommt dabei der De­
liktsgruppe " Diebstahl und Unterschlagung an nicht gering­

wertigen Sachen" zu ; 88, 3 % der Probanden weisen wenigstens 
eine frühere Verurteilung in dieser Deliktsgruppe auf. Mehr 

als vier Fünftel der Probanden (83, 1 % )  sind im Verlauf 
ihrer kriminellen Karriere schon einmal oder häufiger wegen 

einer Straftat verurteilt worden, die der gleichen Delikts­
gruppe zuzurechnen ist wie die Rückfalltat. Mit der Schwere 
der Taten, die die Probanden im Verlauf ihrer kriminellen 

Karriere begangen haben, wächst die Wahrscheinlichkeit da­
für, daß es sich auch bei der Rü ckfalltat um ein schweres 
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Delikt handelt , denn die Schwere der Rückfalltat entspricht 
weitgehend dem üblichen Delinquenzniveau eines Probanden. 
Die Probanden begingen die Rückfalltat in der Regel 16 , 3 
Monate nach der letzten Verurteilung und 1 3 , 6 Monate nach 
der letzten Entlassung aus dem Strafvollzug (j eweils Median­
werte ) .  Die Wahrscheinlichkeit der Begehung der Rückfalltat 
ist am größten 7 bis 9 Monate nach der letzten Verurteilung 

und unmittelbar im Anschluß (0 bis 3 Monate) an die letzte 
Entlassung aus dem Strafvollzug. 

Nahezu alle Merkmale zur kriminellen Karriere eines Wieder­
holungstäters lassen sich mit der Methode der Aktenanalyse 

gut erheben , da die wichtigsten Informationen in den fast 
allen Akten beiliegenden Auszügen aus dem Bundeszentralre­
gister enthalten sind. Eine Ausnahme bilden insoweit ledig­

lich Merkmale , die rechtlich nicht gleichermaßen relevant 

sind , wie etwa Auffälligkeiten im strafrechtlichen Vorfeld. 

1 . 3. Die Sanktion 

Nach den Ergebnissen zum Täter und zu der von ihm began­
genen Tat sollen in den folgenden Abschnitten die zu der 

von den Gerichten verhängten Sanktion ermittelten Ergeb­

nisse dargestellt werden. Zwar liegt es an sich nahe, we­
gen des inhaltlichen Zusammenhangs von § 48 als einer be­
sonderen Strafzumessungsvorschrift mit der Art und Schwere 
einer bestimmten Sanktion bereits an dieser Stelle auf die 

allgemeine Rückfallvorschrift einzugehen. Gleichwohl soll 
§ 48 hier zunächst weitgehend unberücksichtigt bleiben , 

um in dem folgenden zweiten Hauptabschnitt eine geschlosse­
ne Erörterung sämtlicher im Zusammenhang mit § 48 stehen ­
der Fragen zu ermöglichen. 

In den Fällen , in denen ein Proband wegen der Begehung 
mehrerer Delikte verurteilt wurde, wurde bei der Erhebung 
der auf die Schwere der verhängten Sanktion bezogenen Merk­
male grundsätzlich die Gesamtstrafe zugrunde gelegt. Dies 
geschah sowohl in den Fällen , in denen das Gericht eine Ge-
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samtstrafe gern. § 54 bildete , als auch in den Fällen , in 
denen ein früheres Urteil gern. § 5 5  in das in dieser Unter­
suchung ausgewertete Urteil einbezogen und die Höhe der j e­
weiligen Einzelstrafen nicht angegeben wurde. 

Die Erhebung der Gesamtstrafe anstelle der Einzelstrafen 
(diese wurden nur für diej enigen Delikte erhoben , auf die 
das Gericht bei der Strafzumessung § 48 angewandt hatte) 
erfolgte deshalb , weil nur dann , wenn die Gesamtstrafe be­
kannt ist , auch die Wahl einer bestimmten Strafart durch 
das Gericht erklärbar ist , etwa seine Entscheidung in der 
Frage der Aussetzung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung 
(vgl. § 58 I) . Darüberhinaus bietet die Feststellung der 
Gesamtstrafe den Vorteil , daß mit ihr auch der nach der Be­
stimmung der Höhe der Einzelstrafen folgende zweite Straf­
zumessungsakt erfaßt wird , in dem eine zusammenfassende 
Würdigung der Person des Täters und der einzelnen Strafta­
ten erfolgt (§ 54 I 2) . Hierbei muß dann allerdings die 
Anzahl der verurteilten Delikte als ein eige�ständiger 
Strafzumessungsgrund berücksichtigt werden 1 J .  

1.3.1. Art und Schwere der Sanktion 

Die dieser Untersuchung zugrunde liegende Stichprobe ist 
nicht repräsentativ ; die zur Art und Schwere der verhäng­
ten Sanktion festgestellten Ergebnisse können deshalb nicht 
als die Sanktionspraxis bundesdeutscher Gerichte gegenüber 
Wiederholungstätern verallgemeinert werden , sondern sie be­
schreiben lediglich eine bestimmte Sanktionspraxis in den 
drei Erhebungsorten. Darüberhinaus ergibt sich eine weite­
re Einschränkung der Aussagekraft der Ergebnisse daraus ,  
daß sich das Datenmaterial in allen drei Erhebungsorten 
auf die auf "langer Frist" liegenden Akten bezieht. Das hat 
zur Folge , daß sich verläßliche Aussagen nur für diej enigen 
Verfahren treffen lassen , bei denen es zu einem Urteil ,�­
kommen ist , in dem eine Freiheitsstrafe verhängt wurde J .  
Gleichwohl soll hier j eweils auch kurz auf die zur Verhän-

1) RGSt 44 , 302 (306) nennt folgende Strafzumessungstat­
sachen , die zu berücksichtigen seien: Zahl und Schwere 
der Straftaten , ihr Verhältnis zueinander , ihre größe-
re oder geringere Selbständigkeit ,  sowie das gesamte in 
den Straftaten hervortretende Verschulden des Täters. 
Vgl. dazu auch LK-Vogler 1978 , § 54 Rn. 7 ff. ; S/ S- Stree 
1980 , § 54 Rn. 14 ff. ; Dreher- Tröndle 1 981 , § 5 4  Rn:---;-:-

2 )  Vgl. dazu oben 2. Kap. 5 .  
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gun g von Geldstrafe und Maßregeln ermittelten Ergebnisse 
hingewiesen werden. 

1. 3. 1. 1. Strafen 

1. 3. 1. 1. 1 .  Strafart 

Betrachtet man zunächst allein die von den Gerichten ver­
hängten Strafen , so ergibt sich in bezug auf die Wahl der 

Strafart folgendes Bild. Von den insgesamt 308 in dieser 
Untersuchung ausgewerteten Fällen fand eine Strafzumessung 
nur in 296 Fällen statt 1) . Hierunter befanden sich 288 
Verfahren (97 , 3  % ) , in denen eine Freiheitsstrafe , und 8 
Verfahren (2 , 7  % ) ,  in denen eine Geldstrafe verhängt wur­
de. 

Die von den Gerichten verhängten Freiheitsstrafen wurden 
insgesamt in 145 Fällen (5 0 , 3  % )  gern. § 56 zur Bewährung 
ausgesetzt ;  in 143 Fällen (49 , 7  % )  erfolgte keine Strafaus­
setzung zur Bewährung. 

Im Bundesdurchschnitt lag im Jahr 1978 der Anteil der Frei­
heitsstrafen , die zur Bewährung ausgesetzt wurden , erheb­

lich höher (64 , 3  % )  2) . Der demnach vergleichsweise niedri­

ge, in der Stichprobe zu beobachtende Anteil an Strafaus­
setzungen dürfte in erster Linie auf die erhebliche Vorstra­
fenbelastung der Probanden (x = 7 , 51 Vorstrafen) zurückzu­
führen sein. Angesichts der in den vorangegangenen Abschnit­
ten festgestellten vielfältigen Auffälligkeiten der Proban­

den im Sozialbereich wie etwa Bindungslosigkeit, Fehlen 
eines festen Wohnsitzes oder Unbeständigkeit im Arbeitsver­
halten dürfte j edoch ein Anteil von ca. 5 0  % eine für die 
Probanden immer noch außerordentlich günstige Sanktionspra­

xis widerspiegeln. 

1) Zu den übrigen 12 Verfahren vgl. oben 2. Kap. 5. 

2) � 10 , 3 ;  1978 Tab. 6;  vgl. auch Kaiser 1980 , Tab. 6 ,  
s .  289. 



- 165 -

Allerdings läßt sich diese Sanktionspraxis nicht in allen 

drei Erhebungsorten feststellen. Wie Tab. 28 deutlich macht , 
bestehen in der Frage der Strafaussetzung signifikante re­

gionale Unterschiede. Während in Göttingen und Kassel nur 
ca. 40 % der Freiheitsstrafen ausgesetzt und ca. QÜ % nicht 

ausgesetzt werden , ist das prozentuale Verhältnis zwischen 
diesen beiden Strafarten in Bielefeld nahezu umgekehrt. 

Daraus dürfte zu folgern sein , daß in Bielefeld die an eine 
günstige Sozialprognose gestellten Anforderungen etwas ge­
ringer als in Göttingen und Kassel sind. In den folgenden 

Abschnitten wird zu prüfen sein , ob diese Beobachtung symp­

tomatisch für eine in Bielefeld allgemein etwas großzügige­
re Sanktionspraxis ist. 

1. 3 .1. 1. 2. Strafhöhe 

Als Freiheitsstrafe wurde durchschnittlich eine Strafe in 
Höhe von x = 11 , 97 Monaten (11 Monate , 29 Tage) verhängt. 

Die Variationsbreite reichte hier von 2 bis 67 Monaten. 
Die Standardabweichung beträgt s = 9 , 90. Die Verteilung der 

Häufigkeiten auf die vollen Monate (vgl. § 39) folgt einer 
unimodalen , glockenförmigen und linksschiefen Kurve. Die 
Höhe des arithmetischen Mittels (x) ist also durch einige 
wenige , aber sehr hohe Freiheitsstrafen bedingt. So lagen 

insgesamt nur 19 Fälle (6 , 6  % )  über der Grenze von 24 Mona­

ten 1) und nur 10 Fälle (3 , 5  % )  über der Grenze von 3 6  Mo­

naten Freiheitsstrafe 2) . Dementsprechend sind die anderen 
Mittelwerte zur Beschreibung der Verteilung deutlich niedri­
ger: der Median liegt bei Z 9 , 28 Monaten (9 Monate , 8 Ta­
ge) und der Modalwert bei D = 6 Monaten. 

1 )  Ohne diese Verfahren beträgt x 
2 )  Ohne diese Verfahren beträgt X 

9, 84 ;  s = 4 , 95. 

10 , 48 ;  s = 6 , 02. 
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Tab . 28 :  Strafart und regionale Verteilung 

Erhebungsort Freiheitsstrafe 
mit Bew . ohne Bew . 

Göttingen 
( n  = 42 ) 42, 9 57, 1 

Kassel 41, 1 58, 9 (n  = 9 0 )  

Bielefeld 57, 7 42, 3  ( n  = 1 56 )  

insgesamt 
( n  = 288 )  50, 3 49, 7 

CC 0, 22 ; p < 0, 05 corr 

Wie ein Vergleich der Strafmaßgruppen ( Tab. 29 ) 1) und 
der Mittelwerte der verhängten Freiheitsstrafen ( Tab. 30 ) 
ergibt, lassen sich zwischen den drei Erhebungsorten kei­
ne regionalen Unterschiede in der Höhe der Freiheitsstra­

fen feststellen . 

Da die Probanden hier wenigstens zwei, im Regelfall j edoch 
erheblich mehr Vorstrafen aufwiesen, dürfte diese Nicht­

feststellbarkeit regionaler Unterschiede im Zusammenhang 
mit dem Ergebnis der Untersuchung von Schiel 2 )  zu sehen 
sein, daß die regionalen Unterschiede in der Strafzumes­

sungspraxis geringer werden, wenn die Vorstrafenbelastung 
schwerer wird . Tab . 29 und Tab. 30 machen i. ü .  deutlich, 
daß in bezug auf die Höhe der verhängten Freiheitsstrafen 
in Bielefeld noch nicht einmal eine Tendenz für eine gegen ­
über den beiden anderen Erhebungsorten großzügigere Sank-

1 )  Ein in Tab. 29 unter Zusammenfassung der beiden rechten 
Spalten durchgeführter Signifikanztest ( chi2 ) ergibt 
CCcorr= 0, 2 0 ;  n . s . 

2 )  Schiel 1 968, 45 , 
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Tab. 29: Strafmaß und regionale Verteilung 

Erhebungsort Höhe der Freiheitsstrafe in Monaten 
1 - 6 7 - 9 10 - 12 13 - 18 19 - 24 über 24 

Göttingen 
( n  = 42) 28 , 6  33 , 3  21, 4  7 ,  1 0 , 0  9 , 5  

Kassel 34, 4 17 , 8 22 , 2  13 , 3  7 , 8  4 , 4  (n = 90) 

Bielefeld 23 , 1 26, 9  25 , 0  1 o ,  3 7 , 7  7 ,  1 ( n = 156) 

insgesamt 
(n = 288) 27 , 4  25 , 0  23 , 6  10 , 8  6 , 6 6, 6 

Tab. 3 0 :  Mittelwerte der Freiheitsstrafen und regionale 
Verteilung 

Lfde Nr. Erhebungsort n X s 

Göttingen 42 11, 14 1 o ,  01 

2 Kassel 90 10 , 90 8 , 68 

3 Bielefeld 156 12 , 81 1 o ,  49 

insgesamt 288 11, 97 9 , 90 

Sign. Niv.: 1/2 
1 /3 

2/3 

n.s.
} t-Test für homogene Varianzen 

n.s. 

n .  s . ; t- Test für heterogene Varianzen 

tionspraxis erkennbar ist ; die Freiheitsstrafen fallen dort 

umgekehrt tendenz iell eher höher aus als in Kassel oder Göt­
tingen. 

Es wurde bereits erwähnt , daß in den Fällen , in denen ein 
Proband wegen der Begehung mehrerer Delikte verurteilt wur­
de, für die Bestimmung des Merkmals der Schwere der ver­
hängten Strafe auf die Gesamtstrafe abgestellt wurde. Die­
se auf die Gesamtstrafe bezogene Erhebungstechnik erlaubt 
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es zunächst nicht, die Strafhöhe für einzelne Delikte oder 
Hauptdeliktsgruppen zu ermitteln , da die Gesamtstrafe bei 
mehreren Delikten durch die Erhöhung der verwirkten höch­
sten Einzelstrafe bestimmt wird und die Höhe der Gesamt­
strafe daher vor allem von der An zahl der begangenen De­
likte abhängig sein dürfte. Für die Analyse des Verhält­
nisses von Deliktsart und Strafhöhe ist es deshalb erfor­
derlich, daß nur diej enigen Fälle berücksichtigt werden , 
in denen lediglich ein ein ziges Delikt verurteilt wvrde 
(n = 178 Fälle ; davon Freiheitsstrafe :  171 Fälle) 1 J . 

Die Höhe der in den einzelnen Deliktsgruppen verhängten 
Freiheitsstrafen ergibt sich aus Tab. 31. In Tab, 31 sind 
für j ede Deliktsgruppe die An zahl der Fälle (n) , der Mittel­
wert der Freiheitsstrafe (x) und die Standardabweichung (s) , 

letztere zur Verdeutlichung der Streuung der Mittelwerte , 
angegeben. Eine eindeutige Rangfolge läßt sich für die 

durchschnittliche Strafhöhe in den Deliktsgruppen nicht 
festlegen. Den höchsten Mittelwert weist erwartungsgemäß 
die Gruppe auf (Nr. 3) , in der nur Verbrechen (§ 12 I) ver­
treten sind,  nämlich Raub (§§ 249 ff. ) und räuberische Er­
pressung (§ 255) . Den niedrigsten Mittelwert weist die 
Gruppe der sonstigen Eigentums- und Vermögensdelikte (Nr. 6) 

auf ; hierzu gehören die Hehlerei (§ 259) und die Urkunden­
fälschung (§ 267) . 

Im übrigen ist an Tab. 31 auffällig, daß der Mittelwert für 
Betrug mit einem geringen Schaden (§ 248 a) (Nr. 4) über 
dem Mittelwert für Betrug in sonstigen Fällen (Nr. 5) liegt. 
Diese Auffälligkeit ist auf einen ein zigen Fall zurückzu­
führen. Hier hatte der Täter einen Betrug gegenüber einem 
Taxifahrer begangen , wobei ein Schaden von 20 , 10 DM ent­
standen war. Das Gericht erkannte auf eine Freiheitsstrafe 
von 20 Monaten. Zur Begründung führte das Gericht aus , der 
Angeklagte sei erst 1 1  Tage vor der Tat wegen der letzten 

1 )  Zwar berücksichtigt dieses Verfahren nur die Gesamtstra ­
fenbildung gern. § 54 und schaltet nicht auch diej enigen 
Fälle aus ,  in denen eine nachträgliche Gesamtstrafenbil­
dung gern. § 5 5  stattgefunden hat und in denen die Einzel­
strafen nicht angegeben wurden. Hierdurch kann eine Er­
höhung der durchschnittlichen Strafhöhen verursacht wer­
den . Da eine nachträgliche Gesamtstrafenbildung aber 
allein von zufälligen Kriterien abhängig sein dürfte, 
kann dieser Faktor hier außer Betracht gelassen werden. 
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Tab . 3 1 :  Höhe der Freiheitsstrafe in den Hauptdeliktsgruupen 
(arithmet. Mittel in Monaten) 

Deliktsgruppe 

1 .  Diebstahl und Unterschla-
gung geringwertiger Sachen 

2.  Diebstahl und Unterschla-
gung in sonstigen Fällen 
- - - - - - - - - - - - - - - -

davon § 243 

3 .  Raub und Erpressung, 
§ 316 a 

4 .  Betru
z 

mit einem 
Schaden § 248 a) 

geringen 

5 .  Betrug in sonstigen 
Fällen 

6.  Sonstige Eigentums- und 
Vermögensdelikte, 
einschl . Urkundsdelikte 

7 .  Verkehrsdelikte mit Ein-
fluß von Rauschmitteln 

8 .  Verkehrsdelikte ohne Ein-
fluß von Rauschmitteln 

9 .  Straftaten gegen die Person 
(ohne Sexualdelikte) 

10. Sonstige 
- - - - -

davon 

insgesamt 

-
§ 

Straftaten 
- - - - - -
170 b 

- - - -

n 

17 

68 
- - - - - -

29 

4 

6 

15 

4 

6 

26 

5 

20 
1-- - - - - -

16 

171 

-
X 

6, 76 

8, 79 
- - - -

9, 86 
-

s 

1, 92 

3, 71 
- - -
4, 60 

44, 50 17, 29 

-

9, 33 

8, 20 

4, 25 

6, 50 

7, 92 

6, 80 

8, 20 
- - - -
8, 7 5  

8, 95 

5, 43 

3, 80 

2, 06 

1, 52 

2, 58 

2, 77 

4, 12 
- - -
4, 27 

6, 91 

Verurteilung aus der Haft entlassen worden . Im Hinblick 
auf den Arbeitsplatz des Probanden, der vom Arbeitsamt nur 
schwer vermittelbar war, wurde die Freiheitsstrafe zur Be­
währung ausgesetzt,  Wegen der insgesamt gesehen nur gerin­
gen Besetzungszahlen in dieser Deliktsgruppe wirkt sich die 
in diesem Fall verhängte 20-monatige Freiheitsstrafe bei 
der Berechnung des arithmetischen Mittels besonders deut­
lich aus . Läßt man diesen einen Fall unberücksichtigt, so 
ergibt sich in der Deliktsgruppe Nr . 4 ein Mittelwert von 
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nur x 7 , 2 Monaten. Dieser Wert liegt erwartungsgemäß un­
ter dem Mittelwert der Strafhöhe in der Deliktsgruppe Nr. 5. 

1.3.1.1.3. Sanktionsschwere 

In den beiden vorangegangenen Abschnitten wurden die vom 
Gericht gewählte Strafart und die Höhe der j eweiligen Stra­
fen getrennt dargestellt. Diese beiden Dimensionen der vom 

Gericht verhängten Sanktion lassen sich j edoch auch in einem 
Index zusammenfassen, der die Schwere der Rechtsfolge an­
gibt. 

Dieser Sanktionsschwereindex , der erstmals in der Untersu­
chung von Dolling zur Zweiteilung der Hauptverhandlung er­
probt wurde 1 ) , versucht , sich an dem " j uristischen Gewicht" 
einer Sanktion zu orientieren , indem er die im JGG , im StGB 
und in der StPO zum Ausdruck kommenden Wertungen berücksich­
tigt. Für das hier interessierende Erwachsenenstrafrecht hat 
dieser Index einen Wertebereich von 5 bis 130 Punkten 2). 

Das arithmetische Mittel der verhängten Sanktion beträgt 
nach diesem Index x = 5 8 , 7 8 bei einer Standardabweichung 
von s = 16 , 92. In den einzelnen Erhebungsorten wurden fol­

gende Mittelwerte erzielt: Göttingen x = 57 , 62 ,  s = 18 , 9 8 ;  
Kassel x = 61 , 05 ,  s = 16 , 72 ;  Bielefeld x = 5 7 , 81 ,  s = 16 , 3 7. 
Zwischen diesen Mittelwerten besteht kein signifikanter Un­
terschied 3) , obwohl der für Kassel erzielte Wert etwas über 
den Werten von Göttingen und Bielefeld liegt. 

Die Voraussetzungen, unter denen eine Freiheitsstrafe zur 
Bewährung ausgesetzt werden kann, sind j e  nach der Höhe der 
Freiheitsstrafe unterschiedlich. Nach§ 5 6  gibt es drei Klas­

sen von Freiheitsst�afen , deren Grenzen bei 6, 12 und 24 Mo­

naten liegen. Je niedriger eine Klasse ist , der eine Frei­

heitsstrafe zugeordnet werden kann , desto geringer sind die 

1 )  Dölling 197 8 ,  201 ff. 
2) Vgl. Anhang Nr. 9. 

3 )  t- Test für homogene Varianzen. 
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Anforderungen , die das Gesetz an die Aussetzung stellt. Bei 
einer Freiheitsstrafe , die 24 Monate übersteigt , ist eine 
Strafaussetzung zur Bewährung ausgeschlossen. 

In Tab. 32 ist auf diese gesetzliche Regelung Bezug genom­
men worden. Tab. 32 gibt die Häufigkeit der Aussetzung einer 

Freiheitsstrafe in den einzelnen Klassen an. Es wird deut­
lich , daß die Häufigkeit der Aussetzung in dem Maß abnimmt , 
in dem die verhängte Freiheitsstrafe schwerer wird. Bei 

Freiheitsstrafen unter 6 Monaten ist die Aussetzung vom Ge­
setz allein an die Voraussetzung gebunden , daß dem Täter 
eine positive Sozialprognose gestellt werden kann (§ 56 I ,  

III ) .  Wie sich aus Tab. 3 2  ergibt , sahen die Gerichte diese 

Voraussetzung in mehr als vier Fünftel der Fälle (84 , 2  % )  

als erfüllt an , obwohl auch hier die Probanden wenigstens 

zwei Vorstrafen aufwiesen. 

Unterscheidet man zwischen den einzelnen Erhebungsorten, so 
läßt sich zwar in allen drei Klassen bis zu 24 Monaten fest­

stellen , daß in Bielefeld häufiger als in Kassel und in Göt­
tingen eine Strafaussetzung zur Bewährung erfolgt. Besonders 

deutlich ist das aber in der Klasse der Freiheitsstrafen von 
1 3  bis 24 Monaten. Hier wurden weder in Kassel noch in Göt­
tingen ; sondern allein in Bielefeld einige Freiheitsstrafen 
(n = 8 )  zur Bewährung ausgesetzt . In diesen Verfahren müssen 
daher zusätzlich zu der günstigen Sozialprognose "besondere 

Umstände in der Tat und in der Persönlichkeit des Verurteil­
ten" (§ 56 II ) angenommen worden sein. 

1. 3.1.2. Maßregeln 

Von den 298 Verfahren , in denen eine Sanktion verhängt wur­

de, wurde in 296 Verfahren (99 , 3  % )  eine Strafe ausge­

sprochen und in 2 Fällen (0 , 7  % )  ein Sicherungsverfahren 

gern. §§ 413 ff. StPO durchgeführt. Diese beiden Sicherungs­
verfahren wurden mit der Anordnung der Unterbringung in 
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Tab. 32: Höhe der Freiheitsstrafe und Häufigkeit der Aus­
setzung zur Bewährung 

Höhe der Freiheitsstrafe 

Weni
r
er als 6 Mon . 
n = 38) 

6 bis 12 Mon . 
(n 181 ) 

13 bis 24 Mon . 
(n 50) 

Mehr als 24 Mon. 
(n = 19) 

insgesamt 
(n = 288) 

§ 5 6 + § 5 6 -

84 , 2  15 , 8  

5 8 , 0  42 , 0  

16 , 0 84 , 0  

0 , 0 100 , 0  

50 , 3  49 , 7  

cccorr= 0 , 61 ;  p < 0 , 001 

§ 56 + 
§ 56 -

die Strafe wurde zur Bewährung ausgesetzt 
die Strafe wurde nicht zur Bewährung ausgesetzt 

einem psychiatrischen Krankenhaus (§ 63) abgeschlossen 1) . 

Uber diese Verfahren , in denen als Sanktion ausschließlich 
eine Maß regel verhängt wurde , können in dieser Untersuchung 
wegen der Beschränkung des Datenmaterials auf die "langen 

Fristen" keine verläßlichen Aussagen getroffen werden . 

Es ist j edoch möglich , kurz auf diej enigen Maßregeln hinzu­
weisen , die gegenüber den Probanden zusätzlich zu einer 
Strafe verhängt wurden . Von den 288 Fällen , in denen eine 

Freiheitsstrafe verhängt wurde , erfolgte die Verhängung 
einer Maßregel in 62 Fällen (21 , 5  % ) ,  die Verhängung einer 
Nebenstrafe (§ 44) in einem Fall (0 , 3  % )  und die Verhängung 
einer Maßregel und einer Nebenstrafe ebenfalls in einem Fall 2) 

1 )  Vgl. dazu oben 2. Kap. 5. 

2) Die Nebenstrafe wurde wegen Taten gern. § 316 StGB und 
§ 21 StVG verhängt . 
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In den 8 Verfahren, die mit einer Geldstrafe endeten, wurde 
in einem Fall (12, 5 % )  eine Maßregel (§ 69) verhängt. 

Die Art der Maßregeln und die regionale Verteilung dieser 

Sanktionen können Tab . 33 entnommen werden. Tab . 33 bezieht 
sich auf sämtliche gegenüber den Probanden verhängten Maß­

regeln, also auch auf die beiden Sicherungsverfahren gern . 
§§ 413 ff . StPO. Es zeigt sich, daß der überwiegende Teil 

der Maßregeln (81, 8 % )  auf die Entziehung der Fahrerlaubnis 
gern . § 69 entfällt. Diese Beobachtung kann teilweise damit 

im Zusammenhang stehen, daß die Verkehrsdelikte in der Stich­
probe überrepräsentiert sind (vgl. Tab. 7) . Allerdings han­
delt es sich bei der Entziehung der Fahrerlaubnis um die auch 
im Bundesgebiet am weitaus häufigsten (97, 4 % )  verhängte Maß­
regel. Regionale Unterschiede lassen sich wegen der geringen 

Häufigkeiten bei den Maßregeln gern . §§ 63, 64 und 68 stati­
stisch nicht feststellen . 

1.3 . 1.3. Zusammenfassung 

Die Stichprobe enthält 288 Verfahren, in denen gegenüber 

den Probanden eine Freiheitsstrafe verhängt wurde. In 145 
Verfahren (50, 3 % )  wurde die Freiheitsstrafe gern. § 56 zur 

Bewährung ausgesetzt . Die Höhe der verhängten Freiheitsstra­
fe läßt sich mit einer unimodalen, glockenförmigen und links­
schiefen Kurve graphisch darstellen. Das arithmetische Mit­

tel der Freiheits (gesamt- } strafen beträgt x = 11, 97 Mona­
te, der Median Z = 9, 28 Monate und der Modalwert D = 6 Mo­

nate . Der Sanktionsschwereindex, der sowohl die Strafart 

als auch die Strafhöhe berücksichtigt, führt zu einem Mit­
telwert von x = 58, 78.  Die am häufigsten (81, 8 % )  neben 
einer Freiheitsstrafe verhängte Maßregel ist die Entziehung 
der Fahrerlaubnis gern. § 69. 

Zwischen den Erhebungsorten lassen sich in bezug auf die 
Strafhöhe und die Sanktionsschwere keine signifikanten Un­

terschiede feststellen . Die einzigen regionalen Un-
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Tab , 33: Art der Maßregel und regionale Verteilung 

Erhebungsort § 63 § 64 § 68 § 69 insges. 

Stichprobe n 2 3 7 54 66 
insgesamt 

% 3 , 0  4 , 5 1 o ,  6 81, 8 100 , 0  

Bundesgebiet N 3 5 6  470 488 188 166 193 234 

% 0 , 2  0 , 2  0 , 3  97, 4 100 , 0  

Quelle : StaBA 10 , 3 ;19 78 ,  Tab. 2 ;  
die Zahlen für die einzelnen Maßregeln beziehen sich nur auf 
Heranwachsende und Erwachsene ; die verhängten Maßregeln sind 
nicht voll ständig aufgeführt. 

ters chiede sind in der Frage der Strafaussetzung zur Bewäh­

rung zu beobachten ; hier zeigt sich in sbesondere bei den 
Freiheits strafen von 13 bis 24 Monaten (§ 5 6  II ) in Biele­
feld eine großzügigere Aus setzungs praxis als in Göttingen 
und Kas sel. 

1 .3.2. Die Strafzumes sungsgründe 

Die Ermittlung der bei der Strafzumes sung berücksichtigten 

Umstände dürfte einen der wichtigsten Berührungspunkte von 
Strafrechtsdogmatik und Rechtstatsachenfors chung bilden , 
denn die empirische Analyse der Grundlagen einer Strafzu­
mes sungsentscheidung kann wesentlich zu einer rationaleren , 

und zwar sowohl dogmatis ch befriedigenden als  auch krimino­
logisch sinnvollen Ausgestaltung der Sanktionsfindung bei­

tragen. Zu Teilas )ekten der Strafzumes sung liegen im deuts ch­

sprachigen Raum 1 bereits vers chiedene empiris che Untersu­
chungen vor. Hierzu gehören die Auswertung der Reichskrimi-

1 )  Zu den entsprechenden Untersuchungen in den USA vgl. un­
ten 5. Kap. 1.4. , 1.5. und 1.6. 
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nalstatistik der Jahre 1925 bis 1927 durch Exner 1 ) , die 
von Schiel 2) vorgelegte Untersuchung über regionale Unter­
schiede bei der Strafzumessung ,  die auf der Analyse von 

3 145 Strafakten aus Koblenz ,  Frankfurt und München beruht , 
sowie die Arbeit von Stoecklin 3) , der für 130 Verfahren 

wegen sexuellen Mißbrauchs von Kindern (Art. 191 Schweiz. 
StGB) den Einfluß der von den Gerichten in den Urteilen ge­

nannten Strafzumessungsgründe auf die Schwere der verhäng-
ten Sanktion ermittelte. Diese Arbeiten sind rein deskrip-

tiv und beschränken sich auf die Wiedergabe und Interpreta­
tion prozentualer Verteilungen . Mit einem größeren statisti­

schen Aufwand , der die Berechnung von Korrelationen und Sig­
nifikanzen einschließt, sind die Untersuchungen von Rolinski4 )  

zur Bevorzugung bzw. Benachteiligung bestimmter Strafhöhen , 

von Schöch 5)  zur Strafzumessungspraxis bei Trunkenheit im 

Straßenverkehr (§§ 3 15 c ,  316) und von Albrecht 6) zur 

Strafzumessung und Vollstreckung bei Geldstrafen durchge-
führt worden. Zu dieser Gruppe ist auch die bereits erwähn-
te Arbeit von Kürschner 7) zu zählen , der im Wege der Be­

fragung die Handhabung der materiellen Rückfallklausel des 
§ 48 durch die Strafrichter in Baden-Württemberg untersuch­

te. Multivariate statistische Verfahren wurden im Zusammen­
hang mit der Strafzumessungsforschung erstmals von Lewrenz 
et al. 3) eingesetzt ; allerdings trägt diese Untersuchung 

1 ) Exner 193 1. 
2) Schiel 1968. 
3 ) Stoecklin 1971;  ähnlich die Arbeiten von Peters 1972 ,  

56 ff. und Wagner 1979b, 3 3 2  ff. 
4 ) Rolinski 1968. 
5 ) Schöch 1973.  

6 ) Albrecht 1980. 
7 ) Kürschner 1978. 
8) Lewrenz et al. 1968 (Faktorenanalyse) ; auch Albrecht 1980 , 

1 85 (schrittweise Regressionsanalyse ) . 
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eher zur Verdeutlichung typis cher i Erscheinungsformen von 
Verkehrsdelikten als  zu einer Kenntlichmachung der Straf­
zumes sungspraxis der Gerichte bei. 

In Ergän zung zu den bereits vorliegenden Untersuchungen 
sollen auch für die hier ausgewerteten Verfahren gegen wie­
derholt Straffällige zunächst die Strafzumes sungsgründe im 
allgemeinen herausgearbeitet werden , ehe im Rahmen des nach­
folgenden zweiten Hauptab s chnitts speziell auf § 48 als  

Strafzumes sungsgrund eingegangen wird . 

1 . 3 . 2 . 1 .  Die Vorgehensweise bei der Ermittlung der Strafzu­
mes sungsgründe 

Gern . § 267 I I I  1 StPO müs sen die Urteil sgründe " die Umstän-
de anführen , die für die Zumes sung der Strafe bestimmend ge­

wesen sind " .  Für die Ermittlung der Bedeutung dieser Vor­

s chrift ist zwis chen der Wahrheit , der Richtigkeit und der 
Vollständigkeit der Strafzumes sungsgründe zu unters cheiden 1 )  

Der in § 267 I I I  1 StPO angeordnete Begründungs zwang bezieht 

sich allein auf die Wahrheit der Urteil sgründe , in der Straf­

zumes sungsbegründung müs sen also die Umstände angeführt wer ­
den , die das  Gericht tatsä chlich berücksichtigt hat 2 ) . Die 
Richtigkeit der Urteil sgründe , al s o  die Frage, ob die im Ur­
teil mitgeteilte Strafzumes sungs begründung sachlich gerecht­

fertigt ist ,  ist allein nach dem materiellen Recht, ins be­
s ondere nach den § §  46 ff. , zu beurteilen 3 )  

In einer rechtstatsä chlichen Untersuchung zum Strafzumes ­

sungsrecht besteht das zentrale Problem weder in der Wahr­
heit noch in der Richtigkeit, s ondern in dem dritten der 

1 )  Bruns 1 97 4 ,  1 22 ,  1 23 ff.  
2) Brun s 1 974 ,  1 24 ff. ; L-R-Gollwitzer 1 978,  § 267 Rn. 68.  
3)  Vgl . dazu etwa � 1 974 , 3 57 ff. 
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angesprochenen Sachberei che: der Vollständigkeit der im 
Urteil ausgeführten Strafzurnessungsgründe. In vielen rechts­

tatsächli chen Untersuchungen zum Strafzurnessungsrecht mußte 
festgestellt werden, "daß die geschriebenen Strafzurnessungs­

gründe ni cht vollständig die tatsächli ch maßgebenden Gesi chts­

punkte enthielten" 1 l . 

An die Vollständigkeit der Strafzumessungsgründe werden vorn 

Gesetz nur geringe Anforderungen gestellt. Der prozessuale 

Begründungszwang gern. § 267 III 1 StPO bezieht sic h  nur auf 
die "bestimmenden" Straf zurnessungsgründe, also auf die Um­
stände, die für die Strafzumessung " hauptsächli ch  maßgebend" 
gewesen sind 2) . Ähnli ches gilt für die materiell-rechtliche 
Begründungslast: sie dient der Uberprüfbarkeit der Strafzu­

rnessungsbegründung durch das Revisionsgeri cht 3) ; dement­
sprechend erschöpft sie sich in dem Zwang zur Angabe " hin­

rei chender",  d. h. eine Uberprüfung des Urteils ermögli chen­
der Strafzurnessungsgründe 4 > .  Noch geringer sind die Anfor­

derungen an die Vollständigkeit der Strafzurnessungsgründe 
bei abgekürzten Urteilen (§ 267 IV StPO) ; hier kann das Ge­

richt den Inhalt der Urteilsgründe "unter Berücksi chtigung 

der Umstände des Einzelfalls nach seinem Ermessen" bestim­
men , Bei abgekürzten Urteilen kann daher die Mitteilung von 
Strafzurnessungsgründen allenfalls dann erwartet werden , wenn 
schwere Sanktionen verhängt werden 5) 

Eine rechtstatsächli che Untersuchung zum Strafzurnessungs­

recht sieht si ch daher mit dem Problem konfrontiert , daß 

1) Schöch 1973, 121 ; Exner 1931, 8 f. ; Schiel 1968, 67 ; 
Rolinski 1968, 44 ; vgl. auch Kürschner 1 978, 49 ; Wagner 
1979b, 309 f. und 342 ff. 

2) Bruns 1974, 140. 

3) Bruns 1974, 128 ff. 

4) Bruns 1974, 130 ;  auch hier zieht Bruns (1974, 143) die 
Grenze bei den "bestimmend" geweseri'enUmständen. 

5) Vgl. L-R-Gollwitzer 1978, § 267 Rn. 109. 
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sie in irgendeiner Form auch diej enigen Umstände berück­

sichtigen muß , die zwar den ri chterli chen Strafzumessungs­
vorgang beeinflußt haben , die aber im Urteil nicht mitge­

teilt worden sind. Dabei können diese "ungeschriebenen " 
Strafzumessungsgründe zwei Ursachen haben: entweder beru­
hen sie auf einem bewußten Entschluß des Richters , seine 
Erwägungen zur Rechtsfolge nicht zu veröffentli chen , oder 
es handelt sich bei ihnen um irrationale Wertungen , die 

der Ri chter spra chli ch nicht artikulieren kann 1 l . Welche 
dieser beiden Ursachen im Ein zelfall wirkt , läßt sich mit 

der hier gewählten Methode der Aktenanalyse nicht feststel­
len. 

Das Problem der "ungeschriebenen " Strafzumessungsgründe 

kann zunächst , wie es schon in verschiedenen empirischen 
Untersuchungen geschehen ist 2) , in der Weise angegangen 

werden , daß der statistische Zusammenhang zwischen den ein ­
zelnen mögli chen Strafzumessungstatsachen und der Sanktions­
schwere untersucht wird . Wenn zwischen den Ausprägungen ein ­
zelner Strafzumessungstatsachen und der Schwere der verhäng­

ten Sanktion positive Korrelationen festgestellt werden kön­
nen , ist die Vermutung naheliegend ,  daß es sich hier um die­

j enigen Faktoren handelt , die das Gericht bei der Strafzu­
messung tatsächlich berücksichtigt hat. 

Glei chwohl dürfte sich mit diesem Verfahren das Problem der 
"ungeschriebenen " Strafzumessungsgründe ni cht gan z befrie­
digend lösen lassen . Das Gewi cht , ausgedrückt durch die 

Stärke des Korrelationskoeffizienten , das auf diesem Weg 
für ein zelne Strafzumessungstatsachen ermittelt wird , ist 

1 )  � 1 974 , 1 36. 
2) Schiel 1 968 , 23 ff . ; Stoecklin 1971,  1 7  ff. , 105 ff . 

( allerdings ohne die Berechnung von Korrelationen und 
Signifikan zen) ; Rolinski 1968 , 43 ff . ; Schöch 1973 , 
1 21 ff . ; Albrecht 1 9 8 0 ,  97 ff . 
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von der Bedeutung und dem Gewicht anderer Strafzumessungs­
tatsachen abhängig , die bei der Entscheidung des Gerichts 
ebenfalls wirksam sind. So kann z.B .  die Feststellung , das 
Geschlecht des/der Angeklagten übe keinen Einfluß auf die 

Schwere der verhängten Sanktion aus , von dem weiteren Merk­

mal der Deliktsschwere abhängig sein , etwa in dem Sinne , 
daß die Feststellung nur für die Sanktionierung leichter 
Straftaten zutrifft 1). Die Durchführung einer Korrela­

tionsanalyse zwischen verschiedenen möglichen Strafzumes-' 
sungstatsachen und der Sanktionsschwere führt deshalb le­
diglich zu einer verkürzenden eindimensionalen Betrach­
tungsweise des Problems der "ungeschriebenen" Strafzumes­
sungstatsachen 2) . 

Das Problem soll hier daher noch auf eine andere Weise , 
nämlich mit Hilfe einer multiplen linearen Regressions­

analyse , angegangen werden 3) . Mit diesem Verfahren kann 

der isolierte Beitrag einer speziellen Strafzumessungstat­
sache (unabhängige Variable) ermittelt werden, indem der 
Einfluß der übrigen Strafzumessungstatsachen (Störvariab­

len) durch deren Konstantsetzung ausgeschaltet wird 4) . 

Die multiple lineare Regressionsanalyse legt dabei eine 
lineare Modellgleichung zugrunde , in der die abhängige Va­
riable (Kriteriumsvariable ) als Summe der unterschiedlich 
gewichteten unabhängigen Variablen (Prädiktorvariablen) 
dargestellt wird: 

wobei Y den Wert der abhängigen Variablen darstellt , x 1 

1) Vgl. dazu etwa Schiel 1968, 46 ff. 
2) Rolinski 1968 , 43 ff. ; Lewrenz et al. 1968 , 47 ; ähnlich 

Stoecklin 1971 , 17 . 

3) So auch Albrecht 1980 ,  185 ff. 

4) Moosbrugger 1978,  57 ff . , 7 2  ff. ; Marine ll 1977 , 80 ff . ; 
Gaensslen/Schubö 197 6 ,  95 ff. 
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bis Xn die untersuchten unabhängigen Variablen repräsen­
tieren , B1 bis Bn Gewichtungsfaktoren (Regressionskoeffi­
zienten ) der j eweiligen unabhängigen Variablen sind und 
A eine Stö rgröße ist, die die Di fferen z zwischen dem tat­
sächlich zu beobachtenden Wert Y und dem mit Hilfe der 
Modellgleichung geschätzten Wert 1 angibt , Das Verfahren 
der multiplen Regressionsanalyse ermittelt für die unab­
hängigen Variablen diej enigen Gewichtungsfaktoren , bei de­
nen der Störfaktor 1 J am geringsten ist. Je  höher dabei ein 
ermittelter Gewichtungsfaktor ist, desto größer ist der Ein­
fluß , den die j eweilige unabhängige Variable auf

)
d ie abhän­

gige Variable ausübt 2 ) . Die standardisierten 3 Regres­
sionskoeffiz ienten geben also in dem vorliegenden Zusammen ­
hang das "echte" Gewicht der verschiedenen Strafzumessun gs­
tatsachen an. Es läßt sich ferner ein Bestimmtheitsmaß 4 J 
R2 berechnen , aus dem hervorgeht, wieviele Varian zprozente 
der abhängigen Variablen durch die untersuchten unabhängi­
gen Variablen erklärt werden. R2 kann damit als ein Maß 
für die Genauigkeit der Schätzung der abhängigen durch die 
unabhängigen Variablen interpretiert werden. 

Es wird in den folgenden Abschnitten zu prüfen sein , inwie­

weit das Verfahren der multiplen linearen Regressionsana­
lyse d ie mit Hilfe eines univariaten Verfahrens ermittelten 
Ergebnisse modifi ziert. 

1. 3. 2. 2. Die "geschriebenen" Strafzumessungsgründe 

Tab. 34 enthält in der Reihenfolge ihrer Bedeutung die wich­

tigsten Tatsachen , die von den Gerichten in den Urteilen zur 
Begründung der Strafzumessung angeführt werden. 

Tab. 34 ist dabei in zweierlei Hinsicht unvollständig. Zum 
einen enthält Tab. 34 nur diej enigen Strafzumessungstat­
sachen , die in mehr als 6 Urteilen (2 , 0  % )  ausdrücklich be-

1 )  Genau : die Summe der Abweichungsquadrate der Differen z 
zwischen allen tatsächlich beob�chteten Werten Yi und 
den j eweils geschätzten Werten Yi. 

2 )  Zur Interpretation der Regressionskoeffi z ienten Moosbrugger 
1978, 5 9  f. ; kritisch Gaensslen/Schubö 1976,  119 ff. 

3 )  Die Standardisierung der Regressionskoeffizienten ist er ­
forderlich , um sie miteinander vergleichen zu können. Die 
standardisierten Koeffi z ienten werden Beta-Gewichte genannt, 

4 )  Genau : das Quadrat des multiplen Korrelationskoeffi zien­
ten R .  
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Tab. 34: Häufigkeit und Bewertungsrichtung der in den Ur­

teilen genannten Strafzumessungstatsachen 

Lfde. Bewertgs . Strafzumessungs­
Nr. richtung tatsache 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

s 

s 

s 

m 

s 

s 

m 

s 

m 

m 

s 

Vorstrafen 
allgemein 

einschlägige 
Vorstrafen 

Rückfall (§ 48 ) 

Blutalkoholgehalt 

Entlassungs­
intervall 

Länge der bisher ver 
büßten Freiheits­
strafe 

Motiv, mildernd 

Verurteilungs­
intervall 

Haltstärke 

Selbstkontrolle 

Motiv ,  erschwerend 

m strafmildernd 
s strafschärfend 

Gesamt­
stichpr. 
(n = 296 ) 

n % 

258 87 , 2  

220 74 , 3  

209 7 0 , 6  

5 6  18 , 9  

44 14 , 9  

27 9 ,  1 

26 8 , 8  

1 3  4 , 4  

7 2 , 4  

6 2 , 0  

6 2 , 0  

nicht ab­
gekürzte 
Urteile 
(n = 148 ) 
n % 

133 89 , 9  

117 79 , 1  

106 7 1 , 6  

3 0  20 , 3  

36 24 , 3  

21 14 , 2 

17 11 , 5 

9 6 ,  1 

7 4 , 7  

6 4 ,  1 

4 2 , 7  

rücksichtigt wurden. Unterhalb dieser Grenze liegen bei­
spielsweise die Rückfallgeschwindi gkeit (n = 5 ) , das unste­
te Arbeitsverhalten des Probanden l n  = 3 )  oder die straf­
schärfende Berücksichtigung vorangegangenen Alkoholgenus­
ses (n = 4 ) ,  Insgesamt gesehen wurden diese Merkmale aber 
zu selten genannt , als daß hieraus verallgemeinerungsfähi­
ge Schlußfolgerungen gezogen werden könnten. 
Zum anderen konnten in Tab, 34 aufgrund eines Versehens 
bei der Konstruktion des Erhebungsbogens außer dem Blut-
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alkoholgehalt und dem Tatmotiv k�ine weiteren tatbezogenen 
Umstände berücksichtigt werden 1 ) .  Nach den eigenen Beob­
achtungen spielt j edoch das Merkmal der Höhe des angerich­
teten Schadens in den Strafzumessungsbegründungen eine 
nicht unwesentliche Rolle. Dieses Merkmal dürfte in ca. 15 -
20 % der Fälle angesprochen worden sein 2) . Sonstige tatbe­
zogene Umstände wurden in den Strafzumessungsbegründungen 
kaum angesprochen 3 ) .  

An der insoweit nur eingeschränkt aussagefähigen Tab. 34 
fällt auf, daß das "Vorleben des Täters" im Mittelpunkt der 

Strafzumessungsbegründungen steht. Das "Vorleben" wurde da­
bei überwiegend unter drei verschiedenen Gesichtspunkten an­
gesprochen. So wurde im Regelfall wenigstens darauf hinge­
wiesen, daß der Täter vorbestraft sei. Wies der Täter ein­
schlägige Vorstrafen auf, so wurde in den meisten Fällen 

auch dieser Umstand in den Strafzumessungsbegründungen ver­
merkt 4) . Die allgemeine Rückfallvorschrift (§ 48) wurde 
schließlich von den Gerichten in gut zwei Dritteln der Fäl­
le angewandt (n = 211) und dementsprechend grundsätzlich 5)  

auch in der Strafzumessungsbegründung als Strafschärfungs­
grund genannt. 

Die Häufigkeit des Eingehens derGerichte auf die straf­
rechtliche Vorbelastung dürfte in einem engen Zusammenhang 

1 )  Vgl. dazu Anhang Nr. 1 (Erhebungsbogen) , Frage Nr. 3 1, 
3 3 ,  ... 

2) Zum Vergleich sei auf die Untersuchung von Garbe (1981) 
verwiesen. Er stellte fest, daß der Schaden in 25, 4 % 
aller Urteilsbegründungen als Strafzumessungsgrund ge­
nannt wurde. Zu einem anderen Ergebnis kommt allerdings 
die Untersuchung von Albrecht (1980, 193) . Nach seinen 
Beobachtungen wurde die Höhe des Schadens "nur verein­
zelt" zur Begründung herangezogen. Vgl. auch Schach 
(1 973, 118) der für den "Drittschaden" einen Anteil von 
12, 0 % und für den "eigenen Sachschaden" einen Anteil 
von 3, 7 % ermittelte. 

3 )  Nach Garbe (1981) weist dagegen auch das Merkmal der Tat­
ausführung (rücksichtsloses planmäßiges Vorgehen) eine 
gewisse Bedeutung auf (10, 9 % aller Urteilsbegründungen) . 

4) In der Gesamtstichprobe (n = 296) befanden sich n = 247 
Täter mit einschlägigen Vortaten. In n = 220 Verfahren 
(89, 1 %) wurde auf diesen Umstand hingewiesen. 

5 )  In der Stichprobe sind allerdings zwei Fälle vertreten, 
in denen die Anwendung von§ 48 nur daraus geschlossen 
werden konnte, daß § 48 bei den "angewendeten Vorschrif­
ten" aufgezählt war. 
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damit stehen , daß nach den Auswahlkriterien für die hier 
untersuchte Stichprobe die Täter wenigstens zwei Vorstra­
fen aufweisen mußten , wobei die Vorstrafenbelastung der 

meisten Täter über diese Mindestvoraussetzungen noch weit 

hinausging. In anderen Untersuchungen zum Strafzumessungs­

recht ist dementsprechend für das "Vorleben des Täters" ein 
wesentlich niedrigerer Anteil unter den von den Gerichten 

ausdrücklich genannten Strafzumessungsgründen festgestellt 

worden 1 ) . 

Zwischen der Vorstrafenbelastung des Probanden und den 

weiteren in den Urteilen genannten Strafzumessungsgründen 
besteht ein erheblicher Abstand , der die Bedeutung der 

Vorstrafenbelastung noch unterstreicht. Teilweise sind 
auch unter den übrigen Strafzumessungsgründen noch Merk­

male vertreten , die sich auf die Vorstrafenbelastung des 
Probanden beziehen, etwa die Kürze des Abstands zwischen 
der letzten Verurteilung bzw. der letzten Strafentlassung 
und der Rückfalltat (Nr. 5 und 8) und die Länge der bis­
her verbüßten Freiheitsstrafe (Nr. 6 ) .  

Die in den Urteilen angeführten Strafzumessungsgründe sind 
in der überwiegenden Zahl der Fälle solche Merkmale , die 

sich von den Gerichten leicht und zuverlässig feststellen 
lassen 2 ) . Hierzu gehören die Vorstrafenbelastung , für de­
ren Ermittlung der Auszug aus dem Bundeszentralregister 

zur Verfügung steht , der Blutalkoholgehalt , der sich aus 

1) Albrecht (1980 , 193 ) unterschied in seiner Untersuchung 
zwischen den verschiedenen Strafarten. Wurde Freiheits­
strafe ohne Bewährung verhängt , so erwähnten die Gerich-
te die Vorstrafen des Täters in 87, 8  % der Fälle , bei 
Freiheitsstrafe mit Bewährung waren es 5 8 , 1  % ,  bei Geld­
strafe wenigstens 3 9 , 3  % .  In der Untersuchung von Garbe 
(1982) wurde für die "Vorstrafen insgesamt" ein Anteil von 
5 0 , 6  % ermittelt , in der Untersuchung von Schöch (1973 , 
118� die allerdings weniger vorbelastete Verkehrsdelin­
quenten umfaßte, ein Anteil von weniger als 22, 3  % .  

2 )  So auch Schöch 1973 , 117 ; Peters 1972, 5 7. 
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dem Gutachten des gerichtsmedizinis chen Instituts ergibt, 
aber auch die Merkmale Haltstärke und Selbstkontrolle , die 
häufig aus einem psychologis chen oder psychiatris chen Fa ch­
gutachten übernommen werden , sofern sich ein solches in den 
Akten befindet , Eine Ausnahme bildet in dieser Hinsicht le­
diglich die Berücksichtigung des Motivs bei der Strafzumes­
sung. Strafmildernd wurden hier vor allem die günstige Tat­

situation und die finanzielle Notlage des Täters berücksich­
tigt. Strafs chärfend wirkte es dagegen , wenn das Gericht 
feststellte, daß die Tat aus egoistis chen Motiven begangen 
worden war. 

Für die relative Häufigkeit der Nennung der einzelnen Straf­
zumessungsgründe ist es ohne Bedeutung , ob die Gesamtstich­
probe oder nur eine durch die nicht gern. § 267 IV StPO ab­
gekürzten Urteile gebildete Teilstichprobe zugrunde gelegt 
wird. Eine Ausnahme stellt insoweit allein das Merkmal des 
Abstands zwis chen der letzten Entlas sung aus dem Strafvoll­
zug und der Rückfalltat ( Nr. 5 )  dar. Es wird in den nicht 
abgekürzten Urteilen deutlich häufiger erwähnt als in der 
Gesamtstichprobe. 

1. J. 2 , 3 ,  Die Auswirkungen einzelner Strafzumes sungstats achen 
auf die Schwere der Sanktion 

In der statistis chen Analyse der Beziehung der verschiede­
nen in Betracht kommenden Strafzumes sungstatsachen und der 
Schwere der verhängten Sanktion dienen als unabhängige Va­
riablen diej enigen tat- und täterbezogenen Merkmale , die 
ohne methodis ch bedingte Zweifel an ihrer Gültigkeit erho­
ben werden konnten und die keine allzu hohe Ausfallquote 1)  
aufweisen. Insgesamt handelt es sich hierbei um  27 Merkma­
le , die sich teils auf die abgeurteilte Tat , teils auf den 
Täter und schließlich auch auf die Anwendung des § 48 be­
ziehen. Als abhängige Variable wird im Regelfall die Höhe 
des Mittelwerts aller verhängten Freiheits strafen genommen , 

Die Verwendung des arithmetis chen Mittels aller verhängten 
Freiheits strafen als abhängige Variable ist nicht ganz be­
denkenfrei, Die auf dem Mittelwert einer Stichprobe auf-

1 ) Der Anteil der fehlenden Werte beträgt bei den verwen­
deten Merkmalen in keinem Fall mehr als 15 , 6  % ( n  = 45 ) .  
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bauenden univariaten und multivariaten Signifikanztests 
setzen nämlich

)
voraus , daß das untersuchte Merkmal normal 

verteilt ist 1 . Die von den Gerichten verhängten Frei­
heitsstrafen sind j edoch nicht normal verteilt , sondern 
folgen , graphisch gesehen , einer unimodalen , glockenför­
migen und linksschiefen Kurve 2 J .  Ein zur Prüfung der Nor­
malverteilungshypothese durchgeführter Signifikanztest 3 J 
ergibt dementsprechend , daß sich die Verteilung der ver­
hängten Freiheitsstrafen hochsignifikant von einer Normal­
verteilung unterscheidet. 

Trotz dieser Bedenken soll in den nachfolgenden statisti­
schen Berechnungen als abhängige Variable das arithmetische 
Mittel aller verhängten Freiheitsstrafen zugrunde gelegt 
werden. Das geschieht im wesentlichen aus zwei Gründen. Zum 
einen folgt das Merkmal der Höhe der verhängten Freiheits­
strafen , selbst wenn es nicht normal verteilt ist , einer 
glockenförmigen und nicht etwa einer J-förmigen Kurve. Die 
Anwendung parametrischer Prüfverfahren dürfte daher auch 
aus statistischer Sicht vertretbar sein u�d entspricht 
einer durchaus üblichen Forschungspraxis 4 ) . Zum anderen 
besticht das arithmetische Mittel durch seine gegenüber dem 
Median und dem Modalwert größere Anschaulichkeit , denn es 
stellt einen echten Durchschnittswert der Strafzumessungs­
praxis gegenüber Wiederholungstätern dar 5) . Zur Kennzeich­
nung der Streuung der im einzelnen verhängten Strafen wird 
dabei neben dem arithmetischen Mittel grundsätzlich auch 
die Standardabweichung angegeben. 

1.3.2.3.1. Die Anwendung univariater Signifikanztests 

Zunächst soll für sämtliche unabhängigen Variablen einzeln 
geprüft werden , ob sich die durch ihre Ausprägungen verur­

sachten Unterschiede im Mittelwert der abhängigen Variablen 
signifikant voneinander unterscheiden. 

1) Für den t-Test: Clauß/Ebner 1 97 8 ,  204 ; für multivariate 
Verfahren: Marinell 1977 , 12. 

2) S.o. 1.3.1.1.2. 

3) Kolmogorov-Smirnov- Test für eine Stichprobe ; vgl. Beutel 
et al. 19 80 , 181. 

4) Vgl. etwa Schach 1973 , 139 ff. 
5) Schöch 1 973 , 137. 
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Dieses Verfahren sei zunäch st an einem Bei spiel dargestellt. 
Eine denkbare Hypothese lautet : j e  s chwerer das von dem Wie­
derholungstäter begangene Delikt ist ,  desto höher ist die 
verhängte Freiheits strafe, Die zur Prüfung dieser Hypothe-
se erforderlichen Zahlenwerte können Tab. 35 entnommen wer­
den. Die Schwere der Tat wird dabei durch den an der ge­
setzlichen Höchststrafe orientierten Schwereindex angege­
ben. Aus Tab , 35 geht hervor , daß mit der Schwere des De­
likts der Mittelwert der verhängten Freiheitsstrafen an­
steigt. Zur Bestimmung der Signifikanz der Mittelwertunter­
schiede wird zunächst auf die in der rechten Spalte von 
Tab , 3 5  angegebenen Standardabweichungen ein F-Test ange­
wandt. Nach dem Ergebnis  des F- Tests sind die Varianzen in 
dem Verhältni s  von allen drei Delikts schweregruppen zuein­
ander heterogen. Die Mittelwerte werden deshalb einem t-
Test für heterogene Varianzen unterzogen. Er führt zu dem 
Ergebnis , daß der Unter schied zwischen der 2. und der 3. 
Gruppe und dementsprechend auch ("erst recht" ) der Unter­
schied zwi schen der 1. und der 3. Gruppe hochs ignifikant 
ist. Der Unterschied zwi schen der 1. und der 2. Gruppe ist 
dagegen nicht s ignifikant bzw. nur auf dem 10%-Niveau s ig­
nifikant. Die Hypothese kann insgesamt als bestätigt ange­
sehen werden ; allerdings ist bei ihrer Interpretation zu 
berücksichtigen , daß zwischen der 1. und der 2. Gruppe ein 
signifikanter Unterschied nicht besteht. 

Tab. 3 6  enthält die Zusammenfa s sung derj enigen Stra fzumes­

sungstatsachen , deren Ausprägungen zu signifikanten Unter-
1 ) schieden in der Höhe der verhängten Freiheits strafe führen 

Sämtlichen Strafzumes sungstatsachen liegt dabei implizit eine 
Hypothese zugrunde , wie s ie in dem eben gezeigten Bei spiel 
aus formuliert wurde, In Sp. 9 kann abgelesen werden , auf 

welchem Signifikanzniveau diese Hypothese bestätigt werden 

kann. Sofern die Ausprägungen der einzelnen Merkmale dicho­
tomisch s ind, wurde zur Signifikanzprüfung ein t- Test ange­
wandt. Bei mehrdimen sionalen Merkmalen wurde insofern eine 

Vereinfachung vorgenommen , als nicht mehrere t-Test anein­

andergereiht , sondern eine einfaktorielle Varianzanalyse 2 )  

1 )  Folgende Merkmale wi rkten sich nicht signifikant a u f  die 
Strafhöhe aus : Alkoholeinfluß, Geschlecht,  Alter , Fami­
l ienstand , persönliche Bindungen , fester Wohns itz , Be­
schäftigungsverhältni s ,  soziale Integration , Schicht,  
Zahl bisheriger Sanktionen , Zahl der Vorstrafen , Zahl bis­
heriger Sanktionen wegen einschlägiger Delikte, Alter zur 
Zeit der ersten Sanktion , Verurteilungs intervall , Entlas­
sungs intervall. 

2 )  SPSS : 0NEWAY; Beutel et al. 1 980 , 190 ff. 



Tab. 35 :  Die 
der 

Lfde. Nr. 

2 

3 
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Auswirkungen der Deliktsschwere 
verhängten Freiheitsstrafe 

Delikts schwere n 
( Höchststrafe) 

bis 3 J. 1 21 

5 Jahre 87 

1 0 bis 15 J. 80 

insgesamt 288 

-
X 

8, 64 

10, 25 

18, 86 

11 , 97 

auf die Höhe 

s 

4, 35 

7, 83 

13, 86 

9, 90 

Sign. Niv. : 1/2 
1 /3 
2/3 

0, 001 
n . s. ( 0, 1 )

} t-Test für heterogene Varianzen 

0, 001  

durchgeführt wurde. 

In Tab. 36 ergibt sich die Rangfolge der verschiedenen Straf­
zumessungstatsachen aus der Größe der Differenz zwischen dem 
größten und dem kleinsten Mittelwert ( Sp. 8) . Die Rangfolge 
macht deutlich, daß zwei Gruppen von Merkmalen einen wesent­
lichen Einfluß auf die Höhe der Freiheitsstrafe ausüben: 
Merkmale, die sich auf die Rückfalltat beziehen ( Nr. 1, 3 
bis 6, 9) , und Merkmale, die sich auf die Vorstrafenbela­
stung des Täters beziehen ( Nr. 2, 7, 8, 10, 11 ) .  Dabei schei­
nen die auf die Tat bezogenen Merkmale den größeren Einfluß 
zu haben. Neben der Deliktsschwere spielt hier vor allem die 
Anzahl der Delikte eine Rolle ( Nr. 4 und 6) . Dies ist eine 
Folge daraus, daß für die abhängige Variable die Gesamtstra­
fe und nicht eine Einzelstrafe zugrunde gelegt wurde. Die 
täterbezogenen Merkmale führen mit Ausnahme der Vorbela­
stungsmerkmale grundsätzlich nicht zu signifikanten Unter­
sch ieden. Ledi glich das Merkmal der eigenen Kinder des Pro­
banden ( Nr. 12 ) scheint eine gewisse Relevanz zu besitzen. 

Zwischen den in den Urteilen ausdrücklich genannten Straf­

zumessungstatsachen ( Tab. 34) und den zu signifikanten Un­

terschieden in der Höhe der Freiheitsstrafe führenden Straf­
zumessungstatsachen ( Tab. 36) bestehen Parallelen nur bei 
den Merkmalen, die sich auf die Vorstrafenbelastung des Tä-



Lfd e .  
Nr.  

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

1 0  

1 1  

1 2  

- 1 8 8  -

Tab .  36 :  Die Auswirkungen einzelner Strafzumessungstatsachen auf 

die Höhe der verhängten Freiheitsstrafe 

Merkmal II Ausprägungen n x s Diff .  �i fn .  
ges .  Niv .  

2 l 5 6 7 8 Q 

Höch ststrafe 1 - 3  J .  1 2 1  8 , 64 4 , 3 5  
Delikts schwere 288 Höchsts trafe 5 J .  87 1 o , 2 5  7 , 83 1 0 , 22 0, 001 

Höchsts trafe 1 0- 1 5  J. 80 1 8 , 86 1 3 , 86 

bis zu 20 Pkte . 44 7 , 66 3 , 8 1 
Bisherige 2 1  bis  30  Pkte . 1 05 1 0 , 30 7 , 83 Delinquen z - 288  9 , 27 0 , 001 
belastung 31  bis  40 Pkte . 63 1 1 ,  76 8 , 95 

4 1  Pkte . oder mehr 76 1 6 , 9 3  1 3 , 2 4  

Gewalt- nein  1 96 9 , 46 6 , 1 1  
an\.lendung 2 88 ja 92 1 7 , 3 2  1 3 , 6 5  7 , 86 0 , 001 

A·n zahl verurteil- eins  1 7 1 8 , 9 5  6 ,  9 1  
t e  Delikte 288  zwei  oder mehr 1 1 7  1 6 , 3 8  1 1 , 80 7 , 43 0 , 001 

kein mat .  Schaden 66 9 , 62 6 , 88 
Schadenshöhe 276 Schaden bis 500 , - DM 1 27 1 0 ,  76 7 , 06 6 , 2 5  0 , 001 

höher als 500 , - DM 83 1 5 , 87 1 4 ,  1 0  

An z ahl eins 1 4 9  9 , 09 7 ,  1 5  ange- 288  5 , 96 0 , 001 klagte Delikte zwei oder mehr 1 39 1 5 , 0 5  1 1  , 42 

Dauer b islang bis zu 1 Jahr 73 9, 1 2  8 , 70 
verbüßte 288 bis zu 2 Jahre 65  1 1 ,  3 5  8 , 48 4 , 50 0, 01  
Freihe itss trafe mehr als 2 Jahre 1 50 1 3 , 62 1 0 , 69 

Rückfall !:le'.1r als 1 , 0 92· 1 0 , 84 1 0 , 2 2  
geschwindigk e i t s - 2 8 8  O ,  5 bis 1 ,  0 1 37 1 1 ,  50 9,  1 2  3 , 97 0 , 05 
quotient wenip,er als 0 ,  5 59 1 4 , 8 1 1 o, 72 

Bagatelldelikt ja 35  8 ,  7 1  4 , 72  
( §  248 a )  288  nein 253  1 2 , 42 1 0 ,  34  3 ,  7 1  0 , 05 

Rückfall ( §  4 8 )  nein 89 9 , 47 1 0 , 3 9  
in d e r  Anklage ;> R R  

J a  1 99 1 3 , 09 9 , 48 3 , 62 0 , 01 

Rückfall ( §  4 8 )  nein 77 9 , 79 1 1 ,  5 5  

im Urteil 28 8  j a  2 1 1  1 2 , 76 9 ,  1 2  2 , 97 0 , 05 

j a  1 37 1 0 , 6 5  9 ,  7 5  
Eigene  Kinder 281  nein 1 4 4 1 3  , 2 4  1 0 ,  03 2 , 59 0 , 0 5  
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ters beziehen. Das gilt allerdings nicht für die Einschlä­
gigkeit der Vortaten (Tab, 34 Nr. 2) , für die , j edenfalls 

soweit sie quantifizierend und nicht dichotomisch (Vorlie­
gen: j a/nein) erfaßt wurden, ein Einfluß auf die Höhe der 
Freiheitsstrafe nicht nachgewiesen werden konnte. Für den 
in den Urteilen häufig angesprochenen Blutalkoholgehalt des 

Täters ( Tab. 34 Nr. 4) sowie für das Entlassungs- und Ver­
urteilungsintervall (Tab. 34 Nr. 5 und 8) konnten ebenfalls 
keine Auswirkungen auf die Strafhöhe festgestellt werden. 
Das in den Urteilen zuweilen angesprochene Tatmotiv (Tab. 34 

Nr,  7 und 11) sowie die Persönlichkeitsmerkmale (Tab. 34 
Nr. 9, 10) wurden nicht auf ihren Einfluß auf die Strafhöhe 
hin untersucht , da mit der Methode der Aktenanalyse nicht 
zuverlässig festgestellt werden konnte, ob und in welcher 

Form diese Merkmale in der sozialen Realität vorliegen , Ihre 

Berücksichtigung hätte daher zu falschen Schlußfolgerungen 
verleiten können. 

Umgekehrt sind nach den Ergebnissen von Tab. 36 zahlreiche 

tatbezogene Umstände für die Höhe der Freiheitsstrafe rele­
vant (Tab. 36 Nr. 1, 3 bis 6 und 9) , die unter den "geschrie­

benen" Strafzumessungsgründen in Tab. 34 nicht vertreten 
sind. Der Grund hierfür dürfte allein darin liegen , daß die­
se Umstände aufgrund des bereits erwähnten Versehens bei der 

Konstruktion des Erhebungsbogens in Tab, 34 nicht berücksich­
tigt werden konnten. 

Die Ermittlung des Einflusses , den die auf die Vorstrafenbe­
lastung des Täters bezogenen Merkmale auf die Strafhöhe aus­

üben (Tab. 36) , ermöglicht eine Konkretisierung der in Tab. 
34 getroffenen Feststellung , daß "das Vorleben des Täters" 
(§ 46 II) die größte Bedeutung in den geschriebenen Straf­

zumessungsgründen hat. Es ist nicht die Zahl der bislang ge­

genüber dem Täter verhängten strafrechtlichen Sanktionen, 

auch nicht soweit sie wegen einschlägiger Taten erfolgt sind , 
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sondern es ist die Schwere der Delikte , die den früheren Ur­
teilen zugrunde lagen, die die Höhe der verhängten Freiheits­
strafe am meisten beeinflußt (Tab. 36 Nr. 2) . Je schwerer 

die Delikte sind , die der Täter bislang begangen hat , desto 
höher fällt die für die Rückfalltat verhängte Freiheits stra­
fe aus. Dieser Zusammenhang wird auch durch das Merkmal der 

Dauer der bislang verbüßten Freiheits strafe ausgedrückt (Tab. 

36 Nr. 7) . Für die Strafzumes sung erweist sich also nicht 
die quantitative , sondern die qualitative Komponente der 
Vorstrafenbelastung eines Täters als aus schlaggebend . 

Der Vergleich zwischen den in Tab. 36 und Tab. 34 enthalte­
nen Merkmalen macht ferner deutlich , daß der Rückfall des 
Täters , als o die Anwendung des § 48 , nicht nur eine Straf­
zumes sungstatsache ist ,  auf die von den Gerichten in der 
schriftlichen Begründung Bezug genommen wird (Tab. 34 Nr .  
3) , sondern daß es sich hier um einen Faktor handelt , des­
sen Berücksichtigung auch faktisch zu signifikanten Unter­
schieden in der Strafhöhe führt (Tab. 36 Nr. 11) : bei An­

wendung des § 48 fällt die Freiheits strafe durchs chnittlich 

höher aus al� wenn§ 48 nicht angewandt wird. In dem folgen­
den zweiten Hauptabschnitt werden die Au&wirkungen der all­

gemeinen Rückfallvorschrift noch genauer zu analysieren 

sein. 

In Tab. 36 sind zwei Merkmale aufgeführt , die sich zwar sig­
nifikant auf die Strafhöhe auswirken , die j edoch nicht als 
wirkliche Strafzumessungs faktoren angesehen werden können , 
nämlich die Anzahl der angeklagten Delikte (Nr . 6) und die 
Anwendung des § 48 in der Anklage (Nr .  10) . Ihre Aufnahme 
in den Kreis der zu untersuchenden Strafzumes sungstatsachen 
erfolgte deshalb, weil zu vermuten ist , daß sie mit dem j e­
weils unmittelbar relevanten Strafzumes sungsfaktor (Anzahl 
der verurteilten Delikte , Anwe�dung des § 48 im Urteil) in 
einer engen Beziehung stehen 1 J .  Die Feststellung , daß auch 
sie sich signifikant auf die Strafhöhe auswirken, kann da­
mit als eine Bestätigung des Einflus ses der j eweils unmit­
telbar relevanten Strafzumes sungs faktoren angesehen werden. 

1) Für die Rückfallanklage vgl. dazu Tab.53 Nr .  1. 
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Insgesamt gesehen läßt sich auch bei Tab. 36 feststellen , 

daß gerade für die Merkmale ein Einfluß auf die Strafhöhe 
nachgewiesen werden kann , deren Vorliegen oder Nichtvorlie­
gen von dem Gericht leicht und zuverlässig beurteilt werden 

kann . Für die auf die Tat bezogenen Merkmale ergibt sich 
das schon daraus , daß ihre Feststellung für den Schuld­

spruch erforderlich ist oder , wie z . B. die Feststellung 
der Schadenshöhe , mit ihm doch regelmäßig verbunden wird . 
Die Beurteilung der Vorstrafenbelastung ist dem Gericht 

entweder anhand des Auszugs aus dem Bundeszentralregister 

oder anhand der ihm vorliegenden Beiakten möglich. Demge­
genüber scheinen sich sonstige täterbezogene Merkmale , die 
von den Gerichten nicht so leicht festzustellen sind , bis 
auf das Merkmal der eigenen Kinder des Probanden (Tab. 36 
Nr . 12) bei der Strafzumessung nicht auszuwirken. 

1.3 .2.3 . 2. Die Anwendung einer multiplen linearen Regres­
sionsanalyse 

Im Anschluß an die Durchführung univariater Signifikanz­
tests wurde mit demselben Variablensatz ein multivariates 

Prüfverfahren , nämlich die multiple lineare Regressions­
analyse , durchgeführt. Als Kriteriumsvariable diente bei 
diesem Verfahren wieder die Höhe der von dem Gericht ver­

hängten Freiheitsstrafe 1) . Die Ergebnisse dieses Verfah­
rens können Tab .  37  entnommen werden. 

Die Rangfolge der einzelnen Merkmale ergibt sich hier aus 
der Größe des j eweiligen Beta-Gewichts , das anzeigt , wie 
stark der Einfluß einer Strafzvmessungstatsache auf die 
Höhe der Freiheitsstrafe ist 2 J .  Mit den in Tab. 37 wieder-

1) Zum Einfluß des Bkalenniveaus der verwendeten Variablen 
auf die Wahl des angewandten Prüfverfahrens vgl . Qp_p_/ 
Schmidt 197 6 ,  3 12 f .  

2) Genau: Die Veränderung einer unabhängigen Variablen X .  
um eine Maßeinheit von Xj bewirkt bei der abhängigen J 
Variablen Y eine Veränderung um den (nicht standardi­
sierten) Bj -ten Teil einer Maßeinheit von Y ;  Moosbrugger 
1978 ,  59 f. 
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Tab. 37 :  Die Ergebnisse der Regressionsanalyse 

R2 0 , 586 

n 161 

F 11, 918 ; p < 0 , 01 (df 17;  143) 

Lfde. Nr .  Unabhängige Variable Beta- erklärte 
(R2) 

Sign . 
Gewicht Varianz Niv . 

Zahl der 0 , 628 0 , 344 0 ,  01 verurteilten Delikte 

2 Delikts schwere 0 , 438 0,  105 0 , 01 

3 Gewaltanwendung 0 , 196 0 , 021 0 , 05 

4 bisherige 0 , 180 0 , 023 0 , 05 Delinquenzbelastung 

5 Familienstand 0 , 178 0 , 034 0 , 01 

6 Zahl früherer Sanktionen 0 , 162 0 , 007 0 , 05 wegen einschl. Delikte 

7 Rückfall ( § 48) 0 , 156 0 , 008 0 , 05 in der Anklage 

8 Soziale Integration o ,  146 0 , 003 n . s. 

9 Zahl der 0 , 145 0 , 006 n . s .  angeklagten Delikte 

10 Alkoholeinfluß 0 , 133 0 , 011 0 , 05 

11 Beschäftigungsverhältnis 0 ,  126 0 , 002 n. s .  

12 Entlassungsintervall 0 , 086 0 , 008 n. s. 

13 Anzahl der Vorstrafen 0 , 085 0 , 003 n. s .  

14 Alter z .  z .  der 1 . Sanktion 0 , 065 0 , 002 n . s .  

15 Persönliche Bindungen 0 , 062 0 , 001 n . s .  

16 Rückfallgeschwindigkeit 0 , 061 0 , 002 n.  s. 

17 Geschlecht 0 , 05 7  0 , 002 n. s .  
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gegebenen 17 Merkmalen können 58 , 6  % der Varianz der abhängi­
gen Variablen erklärt werden 1J .  Erhöht �an die Anzahl der 
unabhängigen Variablen auf 27 Merkmale 2 ) ,  so können zusätz­
lich lediglich 0 , 16 % der Varianz erklärt werden , wobei die 
Beta-Gewichte dieser weiteren Merkmale ihrer geringen Be­
deutung entsprechend j eweils kleiner als 0 , 05 sind. 

Da R2 > 0 ist , besteht in der Stichprobe zwischen der Ge­
samtheit aller insgesamt untersuchten 17 unabhängigen Va­
riablen und der abhängigen Variable ein relativ starker Zu­
sammenhang. Zur Prüfung der Frage , ob dieser Zusammenhang 
auf die Grundgesamtheit verallgemeinert werden kann 3)

l kann als Signifikanztest der F-Test angewandt werden 4 . 
Der F-Test führt hier zu dem Ergebnis , daß bei einer Irr­
tumswahrscheinlichkeit von weniger als 1 % der in der 
Stichprobe beobachtete Zusammenhang auch in der Grundge­
samtheit besteht (vgl . dazu den Kopf von Tab. 37) . 

Um zu prüfen , ob sich nicht nur das durch die 17 unabhän­
gigen Variablen gebildete lineare Erklärungsmodell , sondern 
auch die für die einzelnen Variablen ermittelten (nicht 
standardisierten) Regressionskoeffizienten auf die Grund­
gesamtheit übertrageg)

lassen , kann ebenfalls ein F- Test 
durchgeführt werden . Die Ergebnisse des zu diesem Zweck 
für j ede einzelne unabhängige Variable durchgeführten Sig­
nifikanztests können der rechten Spalte in Tab. 37 entnom­
men werden. Danach reduziert sich die Anzahl der für die 
Höhe der Freiheitsstrafe auch in der Grundgesamtheit rele­
vanten Merkmale auf insgesamt 8 Strafzumessungstatsachen , 
die sich - mit Ausnahme des Merkmals des Familienstands -
allein auf die begangene Tat ( Tab. 37 Nr . 1 ,  2 , 3 ,  10) oder 
die Vorstrafenbelastung des Probanden (Tab. 37 Nr. 4, 6 ,  7)  
beziehen. 

1) Rundungsfehler bewirken , daß sich die einzelnen R2-Wer­
te nicht zu 0 , 586 aufaddieren lassen. 

2) Zusätzlich wurden folgende Merkmale aufgenommen: Zahl 
bisheriger Sanktionen , Alter , Verurteilungsintervall ,  
Kinderzahl , Schicht , Anwendung des § 48 im Urteil , 
Schaden , Bagatelldelikt und fester Wohnsitz. 

3) S�he dazu oben 2. Kap. 6 ;  an dieser Stelle sei noch ein­
mal darauf hingewiesen , daß die Durchführung einer Re­
gressionsanalyse grundsätzlich eine Zufallsstichprobe 
voraussetzt (Moosbrugger 1978 ,  69) , die hier allerdings 
nicht gegeben ist. 

4) Moosbrugger 1978 ,  67 ff. ; Gaensslen/Schubö 1976 , 106 ff. 
5) Gaensslen/ Schubö 1976 , 109 ff. 
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Um die in Tab. 37 wiedergegebenen Ergebnisse noch weiter 
abzusichern , wurde die multiple lineare Regressionsanalyse 
noch zweimal wiederholt , wobei die untersuchten Variablen 
j eweils leicht modifiziert wurden. In der ersten Modifika­
tion wurde der Satz der Prädiktorvariablen um 3 prozessua­

le Merkmale erweitert , nämlich den Verhandlungsort , den 

Spruchkörper und die Anzahl der Angeklagten in der Haupt­

verhandlung , Insgesamt konnten damit 65 , 0  % der Varianz 
der Kriteriumsvariable erklärt werden ; j edoch war es allein 

das Merkmal des Spruchkörpers , das sich zusätzlich auf die 

Strafhöhe signifikant auswirkte , während das Merkmal der 

Anzahl früherer Sanktionen wegen einschlägiger Delikte 
( Tab. 37 Nr. 6) in diesem Verfahren keine Relevanz mehr 
besaß. 

In der zweiten Modifikation wurde die Kriteriumsvariable 

auf diej enigen Verfahren beschränkt , in denen das Gericht 
eine Freiheitsstrafe bis zu einschließlich 24 Monaten ver­

hängt hatte 1) . Als Prädiktorvariablen dienten wieder al­
lein die 27 Merkmale der ersten Regressionsanalyse ; die 
prozessualen Merkmale wurden also nicht berücksichtigt , 
In dieser Analyse wirkten sich überraschenderweise folgen­
de Merkmale signifikant aus : die Anzahl der verurteilten 

Delikte ( Beta-Gewicht: 0 , 479) , die soziale Integration 
( 0 , 310) , die Beständigkeit des Wohnsitzes ( 0 , 293) , die An­
wendung des § 48 im Urteil ( 0 , 1 84) und die eigenen Kinder 
des Probanden ( 0 , 151) . In diesem Verfahren konnten insge­

samt 5 0 , 4  % der Varianz der Kriteriumsvariablen erklärt 

werden , 

Aus den Ergebnissen dieser beiden Modifikationen und der 
ursprünglichen Regressionsanalyse dürfte sich folgendes 
schließen lassen . Stellt man für die Ermittlung der tat-

1) Die statistischen Kennwerte dieser Verteilung sind oben 
�.165 Fn. 1) angegeben. 
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sächlichen Strafzumessungsfaktoren nicht auf die Einzel­
strafen , sondern , wie hier geschehen , auf die Gesamtstra­
fe ab , so ist der wichtigste Faktor die Anzahl der verur­
teilten Delikte. Diesem Merkmal kam in j eder der hier 
durchgeführten Regressionsanalysen der erste Rangplatz zu. 

Im übrigen scheinen j e  nachderr. , ob man allein die leichte­
ren Freiheitsstrafen (bis zu 24 Monaten können sie gern. 

§ 56 zur Bewährung ausgesetzt werden) oder die Freiheits­
strafen insgesamt untersucht , unterschiedliche Faktoren 

wirksam zu sein. Die Freiheitsstrafen bis zu 24 Monaten 
werden neben der Anzahl der verurteilten Delikte ausschließ­

lich durch täterbezogene Merkmale beeinflußt und zwar so­
wohl durch Merkmale , die ein Licht auf die präventiven Er­

fordernisse des Probanden werfen , als auch durch den Um­
stand , daß § 48 im Urteil angewandt worden ist. Betrachtet 

man dagegen die Freiheitsstrafen insgesamt , so dominieren 
die Merkmale , die sich auf die begangene Tat und auf die 

Vorstrafenbelastung des Probanden beziehen. Die Höhe der 
Freiheitsstrafe wird darüberhinaus auch durch den Spruch­

körper beeinflußt ,  der die Strafe im Einzelfall verhängt ; 
hierbei handelt es sich j edoch allein um die Auswirkungen 
der unterschiedlichen Strafgewalt der verschiedenen Ge­

richte und nicht um einen "echten" Strafzumessungsfaktor. 

Vergleicht man nun die Ergebnisse der univariaten Signi­
fikanztests (Tab. 36) mit den Ergebnissen der multiplen 

linearen Regressionsanalyse (Tab. 37) , so läßt sich hier 
in der Tendenz eine gewisse Ubereinstimmung feststellen. 

Von den 12 signifikanten Merkmalen aus Tab. 36 treten 5 
Merkmale auch in der Regressionsanalyse (Tab. 37) auf ,  

nämlich die Zahl der verurteilten Delikte , die Delikts­

schwere , die Gewaltanwendung , die bisherige Delinquenzbe­
lastung und , mit einigem Abstand , die Anwendung des § 48 
in der Anklageschrift. Danach dürfte es sich bei diesen 

5 Merkmalen um die wichtigsten tatsächlich wirkenden Straf­

zumessungsfaktoren handeln. 
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In diesem Zusammenhang ist es auffällig, daß der Anwendung 
des § 48 in der Anklages chrift offenbar ein größeres Ge­
wicht zukommt als der Anwendung im Urteil. Wie die zweite 
Modifikation der Regression sanalyse zeigt, ist das j edoch 
nur dann der Fall, wenn man den Einfluß beider Merkmale 
auf sämtliche Freiheits strafen untersucht. Bei leichteren 
Freiheitsstrafen kommt der Anwendung des § 48 im Urteil 
das größere Gewicht zu. Hieraus läßt sich folgern, daß die 
Frage, ob ein Täter im Rückfall gehandelt hat, von den 
Staatsanwaltschaften und Gerichten nicht einheitlich beur­
teilt wird. Wie die genauere Untersuchung der im Hinblick 
auf die Anwendung des § 48 zwischen den Staatsanwaltschaf­
ten und Gerichten bestehenden Unterschiede noch zeigen 
wird, verzichten die Staatsanwaltschaften im Gegensatz zu 
den Gerichte�)

bei Bagatelldelikten oftmals auf eine Rück­
fallanklage . Dies hat zur Konsequenz, daß in den Ver­
fahren, in denen eine Rückfallanklage erfolgt, wegen der 
vergleichsweise s chwereren Delikte durchs chnittlich höhe­
re Freiheitsstrafen verhängt werden als in den Verfahren, 
in denen § 48 bei der Strafzumes sung angewandt wird. Die 
größere Bedeutung, die einer Rückfallanklage nach den Er­
gebnis sen aus Tab. 36 und 37 zuzukommen scheint, beruht 
also auf den unterschiedlichen Voraussetzungen, unter de­
nen § 48 von den Staatsanwalts chaften und Gerichten ange­
wandt wird. 

1 . 3 .  2. 4. Zusammenfas sung 

Sofern die Gerichte in den schriftlichen Urteilsgründen 
diej enigen Umstä_nde aufführen, die sie bei der Strafzumes­
sung strafschärfend oder - mildernd berücksichtigt haben, 
nennen sie in der überwiegenden Mehrzahl der Fälle (nahe­
zu 90 % )  die Vorstrafenbelastung des Täters. Die von den 

Gerichten berücksichtigten Strafzumessungstatsachen werden 
j edoch in der Regel in den schriftlichen Urteilsgründen 
nicht vollständig wiedergegeben. Um über die " unges chrie­
benen " Strafzumessungsgründe Aufschluß zu erhalten, ist 

deshalb die Durchführung statistis cher Prüfverfahren er­
forderlich. 

Die Anwendung univariater und multivariater Prüfverfahren 

führt zu dem Ergebnis, daß fünf Faktoren für die Strafzu-

1 )  Siehe unten 2.2. 
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messung gegenüber Wiederholungstätern bedeutsam sind: die 

Zahl der verurteilten Delikte , die Deliktsschwere, die 
Frage, ob bei der Tat Gewalt angewandt worden ist, die 

bisherige Delinquenzbelastung des Täters und schließlich 

der Umstand , daß in der Anklageschrift § 48 genannt wur-
de. Die Tatsache, daß § 48 im Urteil angewandt wurde , wirkt 
sich signifikant in erster Linie nur dann aus, wenn niedri­

ge Freiheitsstrafen (bis einschl. 24 Monaten) verhängt wer­

den. 

1. 3. 3. Die Strafvollstreckung 

Die Beschränkung der Untersuc�vng auf Strafverfahrensakten, 
die auf "langer Frist" lagen 1 J ,  macht sich bei den Ergeb­
nissen zur Strafvollstreckung bemerkbar. Die Strafvoll­
streckung war in diesen Fällen grundsätzlich noch nicht 
abgeschlossen 2) . Auf die Wiedergabe der zur Strafvoll­
streckung ermittelten Angaben soll daher verzichtet wer­
den. 

2. Die Anwendung des § 48 

In dem nachfolgenden zweiten Hauptabschnitt des empiri-

schen Teils dieser Arbeit werden die wichtigsten mit § 48 
in Zusammenhang stehenden Fragen untersucht. Neben der 

rein deskriptiven Darstellung von Ergebnissen, die sich  

sowohl auf die Häufigkeit als auch auf die Art und Weise 
der Anwendung des § 48 dur ch die Gerichte beziehen, ste-

hen dabei zwei Fragenkomplexe im Mittelpunkt der Untersu­

chung. Zum einen wird der Frage nachgegangen, welche Um­
stände für die Anwendung des § 48 bedeutsam sind. In die-
sem Zusammenhang werden die in dem ersten Teil dieser Ar­

beit aus theoretischen Erwägungen abgeleiteten Hypothesen 3) 

1 ) S. o. 2. Kap. 5.  
2) Ausnahme: die beim AG Göttingen ausgewerteten Akten ; 

s. o. 2. Kap. 5. 

3)  Vgl. oben 1. Kap. 3. 
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einer empirischen Prüfung unterzogen ; die Untersuchung be­

schränkt sich allerdings nicht allein auf die in den Hypo­
thesen formulierten wichtigsten Zusammenhänge, s ondern er­

streckt sich auch auf weitere denkbare Einflußfaktoren 
( 2.3., 2.4. ) .  Zum anderen wird der Frage nachgegangen, wie 
sich die Anwendung des § 48 bei der Strafzumes sung auf die 
Schwere der verhängten Sanktion auswirkt. Dabei wird unter­

sucht, in welcher Weise § 48 die Strafhöhe beeinflußt, wenn 
gleichzeitig bestimmte andere Umstände, etwa eine bestimm­

te Deliktsart, vorliegen. Dieser Teil der Untersuchung 
dient dem Zweck, über die tatsächliche Bedeutung des § 48 
als Strafzumes sungsfaktor weiteren Aufschluß zu erhalten 
( 2. 5., 2. 6. ) .  Zunächst wird j edoch näher darauf eingegan­

gen, bei welchen Delikten § 48 angewandt wird ( 2.1 .) und 
welcher Zusammenhang ins oweit zwischen der Handhabung durch 

die Staatsanwaltschaften und die Gerichte besteht (2.2.).  

Soweit in dem nachfolgenden Kapitel über die Anwendungs­
praxis des § 48 die Prüfung von Unterschieden und Zusam­
menhängen zwischen mehreren Merkmalen erfolgt, dient als 
Grundlage der Berechnungen das in dem vorangegangenen 
ersten Hauptabschnitt beschriebene Datenmaterial. Dabei 
werden in den Berechnungen nur diej enigen Merkmale berück­
sichtigt, die zuverläs sig erhob�n werden konnten und die 
keine allzu hohe Ausfallquote 1 J aufweisen. 

2.1 . Die Anwendung des § 48 in den Hauptdeliktsgruppen 

und bei den einzelnen Straftatbeständen 

Die Bedeutung, die der allgemeinen Rückfallvorschrift bei 

der Strafzumes sung zukommt, wird am ehesten deutlich, wenn 
man der Frage nachgeht, bei welchen Straftatbeständen bzw. 
in welchen unter strafrechtlichen oder kriminologischen Ge-

1 )  Die höchste Ausfallquote besteht für das Merkmal der 
Zahl bisheriger Sanktionen wegen einschlägiger Delikte. 
Sie liegt bei 1 6, 6  % ( n  = 49 ) .  Im Regelfall ( 1 7  der ins­
gesamt 27 Merkmale ) weisen die untersuchten Strafzumes­
sungsgründe keine Ausfälle auf. 
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sichtspunkten gebildeten Delinquenzbereichen § 48 beson­
ders häufig angewandt wird. Erste Hinweise hierauf ließen 
sich bereits den Tab. 3 1 6 und 7 entnehmen. Aus ihnen er­

gab sich ,  daß § 48 seine größte Bedeutung im Bereich  der 
Eigentums- und Vermögensdelikte entfaltet (Tab. 3 und 6) . 

§ 48 wird am häufigsten dann angewandt , wenn die verur­

teilte Tat ein Diebstahl (§§ 242 , 243) ist (Tab. 7) .  Den 
Tab. 3 1 6 und 7 konnte j edoch im wesentlichen nur entnom­
men werden , auf welche Deliktsgruppen bzw. Einzeldelikte 
sich die Gesamtheit aller Verfahren , in denen§ 48 ange­

wandt wird , verteilt. Diese Verteilung kann dabei maßgeb­

lich von der Stärke des Anteils bestimmter Delinquenzbe­
reiche , z. B. des Diebstahls , an der Gesamtheit aller Straf­
taten bestimmt sein. Es stellt sich  deshalb die weiterge­
hende Frage , ob§ 48 bei bestimmten Delikten seltener oder 

häufiger angewandt wird und worin ggf. die Gründe hierfür 
zu sehen sind, Hierauf soll im folgenden näher eingegangen 
werden. 

Tab. 38 enthält die Häufigkeit der Anwendung bzw. der 
Nichtanwendung von§ 48 in den wichtigsten Deliktsgruppen. 

Die Einteilung dieser Deliktsgruppen (Sp. 1) ist hier in 
der gleichen Weise erfolgt wie bereits in Tab. 9 ;  es wur-
de also versucht ,  den breiten Bereich der Eigentums- und 
Vermögenskriminalität möglichst differenziert darzustel-
len (Nr. 1 bis 6) . Die Gesamtzahl aller Fälle (Sp. 2) ist 
in Tab. 38 und Tab. 9 nicht identisch. Der Unterschied ist 
dadurch bedingt , daß sich Tab. 9 auf sämtliche Fälle der 
Stichprobe bezieht (n = 308) , während Tab. 38 nur diej e­
nigen Verfahren erfaßt , in denen eine Strafzumessung statt­
gefunden hat (n = 296) . In den Sp. 3 und 5 ist angegeben , 
in wieviel Fällen § 48 in einer Deliktsgruppe von den Ge­
richten angewandt (Sp. 3 )  bzw. nicht angewandt (Sp. 5) wur­
de. Die in den Sp. 4 und 6 enthaltenen Prozentzahlen be­
ziehen sich auf die Gesamtzahl aller Verfahren in einer De­
liktsgruppe (Sp. 2) ; sie lassen sich deshalb j eweils zu 
100 % addieren. 

Uber das prozentuale Verhältnis der Anwendungsfälle zu den 
Nichtanwendungsfällen hinaus ist es von Interesse festzu­
stellen , ob§ 48 in einer bestimmten Deliktsgruppe häufi-
ger angewandt bzw. nicht angewandt wird als in den übrigen 
Deliktsgruppen. So wird § 48 etwa in der Deliktsgruppe Dieb-
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Tab. 3 8 : Die Anwendung von § 48 in den Hauptdeliktsgruppen 

Deliktsgruppe 

1 
1 .  Diebstahl und Unterschla-
gung geringwertiger Sachen 

2. Diebstahl und Unterschla -
gung in sonstigen Fällen - - - - - - - - - - - - - -

davon § 243 

3. Raub und Erpressung , 
§ 316 a 

4. Betrug mit einem 
Y

erin-
gen Schaden ( §  248 a 

5. Betrug in sonstigen 
Fällen 

6. Sonstige Eigentums - und 
Vermögensdelikte 

7. Urkundsdelikte 

8. Verkehrsdelikte mit Ein-
fluß von Rauschmitteln 

9. Verkehrsdelikte ohne Ein-
fluß von Rauschmitteln 

10. Sexualdelikte 

11 . Andere Straftaten gegen 
die Person 

1 2 .  Sonstige Straftaten - - - - - - - - - - - - - -
davon § 17 0 b 

insgesamt 

n 
ges. 

2 

26 

126 
- -
68 

10 

9 

29 

4 

3 

9 

40 

2 

8 

3 0  
- -
20 

296 

§ 48 + 

n % 

3 4 

25 96 , 2  

106 84, 1 
1- - - - - -

5 8  85 , 3  

6 60 , 0  

8 8 8 , 9  

20 69 , 0  

3 75 , 0  

1 33 , 3 

5 55 , 6  

25 62 , 5  

1 5 0 , 0  

6 75 , 0  

5 16 , 7  
� - - - - -

4 20 , 0  

211 71, 3  

§ 48 + : § 48 wurde im Urteil angewandt 
§ 48 - : § 48 wurde im Urteil nicht angewandt 
* :  Chi2 - Test mit Yates-Korrektur 

§ 48 
n % 
5 6 

1 3 , 8  

20 15 , 9 
L- - - - - -

10 14 , 7  

4 40 , 0  

1 11 , 1 

9 31 ,  0 

1 25 , 0  

2 66 , 7  

4 44 , 4  

15 37 , 5  

1 5 0 , 0 

2 25 , 0  

25 83 , 3  
L-- - - - - -

16 8 0 , 0  

85 2 8 , 7  

Sign. 
Niv. 

7 

* 0 ,  01 

0 , 001 
- - -

0 ,  01 

*n. s. 

*n. s. 

n. s. 

-

-

*n. s. 

n. s. 

-

*n. s. 

0 ,  001 
- - -
* 0 , 001 
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stahl und Unterschlagung an nicht geringwertigen Sachen 
(Nr. 2) in 106 Fällen (84, 1 %) angewandt und in 20 Fällen 
(15 , 9  %) nicht angewandt. In den übrigen Deliktsgruppen 
wird§ 48 dagegen insgesamt nur in 105 Fällen (61, 8 %) an­
gewandt und in 65 Fällen (38, 2 %) nicht angewandt. An den 
Prozentzahlen drückt sich bereits aus, daß § 48 in der De­
liktsgruppe Nr. 2 häufiger als in den übrigen Deliktsgrup­
pen (Nr. 1 ,  3 bis 12) angewandt wird. Um diesen Unterschied 
auf seine Signifikanz zu prüfen, läßt sich folgende Null­
hypothese formulieren : in der Deliktsgruppe Nr. 2 wird 

§ 48 genauso häufig angewandt bzw. nicht angewandt wie in 
den übr�gen Deliktsgruppen. Als Signifikanztest kann hier 
ein chi -Test angewandt werden, der, falls die Besetzungs­
zahlen in den einzelnen Feldern weniger als n = 5 betragen, 
durch eine Yates-Korrektur ergänzt wird. Die Ergebnisse 
dieser Art von Signifikanzprüfungen können in Sp. 7 abge­
lesen werden ; für die Deliktsgruppe Nr. 2 zeigt sich hier, 
daß die Nullhypothese bei einer Irrtumswahrscheinlichkeit 
von weniger als 0, 1 % zurückgewiesen werden kann. Die Sig­
nifikanztests wurden in Tab. 38 allerdings nur dann durch ­
geführt, wenn die Gesamtzahl der Verfahren in einer Delikts­
gruppe größer als n = 5 war. 

In der Stichprobe wurde§ 48 insgesamt in 211 Fällen (71, 3 %) 

angewandt und in 85 Fällen (28, 7 %)  nicht angewandt 1) . Das 

prozentuale Verhältnis der Anwendungsfälle zu den Nichtan­

wendungsfällen verändert sich, wenn man die einzelnen De­
liktsgruppen betrachtet ; in den Deliktsgruppen Nr. 1, 2, 4, 
6 und 11 kann ein Überwiegen der Anwendungsfälle, in den 
übrigen Deliktsgruppen ein Überwiegen der Nichtanwendungs-

1) Da die Anwendung des § 48 für die Stichprobe ein Auswahl­
kriterium war und da zwischen der Anwendung in der An­
klage und im Urteil ein enger Zusammenhang besteht (s. u. 
Tab. 53 Nr. 1) , läßt sich das Verhältnis von 71 , 3  % An­
wendungsfälle zu 28, 7 % Nichtanwendungsfälle nicht auf 
die Grundgesamtheit als allgemeingültig übertragen. Die­
se Beschränkung wirkt sich auch bei dieser und den spä­
teren Berechnungen aus. Es läßt sich also nicht sagen, 
daß auch in der Grundgesamtheit§ 48 in 85, 3 % aller Ver­
fahren angewandt wird, in denen ein Diebstahl in einem 
besonders schweren Fall (§§ 242, 243) abgeurteilt wird 
(vgl. dazu Tab. 38 Nr. 2) . Bei diesen Angaben handelt es 
sich immer nur um Vergleichswerte, die ihre Bedeutung 
erst durch ihre Gegenüberstellung mit den übrigen Anga­
ben erhalten. Diesem Zweck dient auch die in dem voran­
gegangenen Absatz beschriebene Signifikanzprüfung. 
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fälle festgestellt werden. Betrachtet man allein die sig­
nifikanten Ergebnis se,  so zeigt sich , daß § 48 bei Dieb­
stahl und Unters chlagung ( Nr. 1 und 2) 1) häufiger als in 
den übrigen Deliktsgruppen angewandt wird und daß in der 

Mis chkategorie der " sonstigen Straftaten" (Nr. 12) die An­
wendung des § 48 seltener ist als in den übrigen Delikts­
gruppen. In den verbleibenden Deliktsgruppen (Nr. 3 bis 11) 
zeigen sich keine signifikanten Unters chiede , wa s  teilweise 
durch die sehr niedrigen Besetzungs zahlen bedingt sein dürf­

te. 

Es stellt sich die Frage , worin die Gründe dafür zu sehen 

sind , daß die allgemeine Rückfallvors c hrift bei Diebstahl 
und Unter s chlagung so häufig angewandt und bei den " son­
stigen Straftaten" so häufig nicht angewandt wird. Hierfür 
erscheint es sinnvoll, zunächst die Unters chiede von An­

wendung und Nichtanwendung bei den einzelnen Straftatbe­
ständen zu untersuchen. 

Tab. 39 ist in der gleichen Weise aufgebaut wie Tab. 3 8. 
Aufgrund der geringen Besetzungs zahlen erschien es j edoch 
nur noch bei insgesamt 7 Tatbeständen sinnvoll , einen Sig­
nifikanztest in der oben beschriebenen Weise durchzufüh­
ren , Die in Tab. 3 8  enthaltenen Deliktsgruppen Nr. 1 und 2 
setzen sich aus den Straftaten gern. §§ 242 bis 248 c zu­
sammen , die Deliktsgruppe Nr. 12 aus den Straftaten gern. 

§§ 113 , 1 64 ,  170 b ,  185 ,  317, 323 a sowie den Verstößen 
gegen das WaffG und das BtMG. 

In Tab, 39 las sen sich signifikante Unter s chiede zwis chen 

der Anwendung und der Nichtanwendung des § 48 nur bei den 
Straftaten gern. §§ 170 b ,  242 und 243 feststellen ; und 
zwar überwiegen bei§ 170 b die Nichtanwendungsfälle und 
bei § §  242 ,  243 die Anwendungsfälle , Damit wird deutlich ,  

daß die in Tab. 3 8  festgestellten Unters chiede in den De­
liktsgruppen Nr. 1 und 2 im wesentlichen dur ch die Dieb-

1 ) Zur Anwendung von§ 4 8  bei Delikten an geringwertigen 
Sachen siehe ausführlich unten 2.3.3.2. 
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Tab. 39: Die Anwendung von § 48 bei den Einzeldelikten 

Straftat 

§ 113 

§ 164 
§ 170 b 
§ 177 
§ 185 
§ 223 
§ 223 a 
§ 240 
§ 241 

§ 242 
§ 243 
§ 246 
§ 248 C 
§ 249 
§ 250 
§ 252 

§ 255 
§ 259 
§ 263 
§ 265 a 
§ 266 

§ 267 
§ 303 
§ 3 1 5  C 
§ 316 
§ 317 
§ 323 a 

StVG 
WaffG 
EtMG 

insgesamt 

§ 48 + 

§ 48 -

n § 48 + 
ges. n % 

3 0 0 , 0  
1 0 0 , 0  

20 4 20 , 0  
2 1 50 , 0  
2 0 0 , 0  
4 4 100 , 0  
2 1 50 , 0  
1 0 o , o  
1 1 100 , 0  

72 64 88 , 9  
68 58 85 , 3  
11 8 72 , 7  

1 1 100 , 0  
5 4 80 , 0  
2 0 0 , 0  
1 1 100 , 0  
2 1 50 , 0  
2 2 100 , 0 

36 26 72 , 2  
2 2 100 , 0  
1 1 100 , 0  
3 1 33 , 3  
1 0 0 , 0  
2 1 50 , 0  
7 4 5 7 , 1  
1 0 0 , 0  
1 0 0 , 0  

40 25 62 , 5  
1 0 0 , 0  
1 1 100 , 0  

296 211 71 , 3  

§ 48 wurde angewandt 

§ 48 wurde nicht angewandt 

§ 48 - Sign. 
n % Niv, 

3 100 , 0  -
1 100 , 0  -

16 80 , 0  0 ,  001 
1 50 , 0  -
2 100 , 0  -
0 0 , 0  -
1 50 , 0  -
1 100 , 0  -
0 0 , 0  -
8 11 , 1 0 ,  001 

10 14 , 7 0 , 01 
3 27 , 3  n. s. 
0 0 , 0  -
1 20 , 0  -
2 100 , 0  -
0 0 , 0  -

1 50 , 0  -
0 0 , 0  -

10 27 , 8  n. s. 
0 0 , 0  -
0 0 , 0  -

2 66 , 7  -
1 100 , 0  -
1 50 , 0  -
3 42 , 9  n.s. 
1 100 , 0  -
1 100 , 0  -

15 3 7 , 5  n . s. 
1 100 , 0  -
0 0 , 0  -

85 28 , 7  
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stahlsfälle ( § § 242 , 243 ) und nicht  durch die Unterschla­
gungsfälle bedingt sind. Entsprechend sind die Unterschie­
de in der Deliktsgruppe Nr . 12 in erster Linie auf die Ver­

fahren wegen Verlet zung der Unterhaltspflicht ( §  170 b) zu­
rück zuführen. 

Bezieht man in die Betra chtung diej enigen Verfahren mit ein , 
für die bei den absoluten Zahlen ein Unterschied von n )  2 

besteht und für die kein Signifikanztest durchgeführt wur-
de , so zeigt dieser bloß optische Vergleich , daß die Anwen­

dung des § 48 bei den Straftaten gern . § §  223 , 249 , 259 und 
265 a und die Nichtanwendung bei den Straftaten gern. § §  113 , 
185 und 250 überwiegt . Läßt man hier einmal die etwas wi­
dersprüchliche Einordnung von § 249 und § 250 außer Betracht , 
so wird als Tendenz deutlic h ,  daß § 48 bei den Körperverlet ­
zungs- und bestimmten Vermögensdelikten überwiegend ange­

wandt wird , während diese Vorschrift bei Delikten , die ins­
gesamt nur relativ selten auftreten (z . B. § §  113 , 185) , 
überwiegend nicht angewandt wird . 

Die oben gestellte Frage nach den Gründen für die unter­

schiedliche Anwendungshäufigkeit in den verschiedenen De­

liktsgruppen läßt sich vor diesem Hintergrund auf einzelne 
Straftatbestände konkretisieren , insbesondere auf die § §  170 b ,  

242 und 243 . 

Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt wurde 1) , handelt 

es sich bei der Verlet zung der Unterhaltspflicht  (§ 170 b) 
um ein Delikt , das in dem Verlauf einer kriminellen Karrie-
re nur eine untergeordnete ,  quasi episodenhafte Rolle spielt .  
In vielen Fällen resultiert sie daraus , daß der Täter in den 

familiären und beruflichen Bezügen Schwierigkeiten hat , die 
sich in Form von Geldmangel und fehlendem Verantwortungsbe­

wußtsein gegenüber der eigenen Familie auswirken . Der Straf­

tatbestand des § 170 b ist damit in diesen Fällen schnell 

1 )  S.o . 1 . 1 . 1 .  
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erfüllt, obwohl die mannigfachen Schwierigkeiten des Täters 
in der Regel zu anderen Straftaten, etwa in dem Bereich der 
Eigentums- und Vermögenskriminalität, führen. Während in 

diesen anderen Straftaten eine einheitliche Linie erkennbar 
sein kann, erfolgen wegen Unterhaltspflichtverletzung häu­
fig nur eine oder allenfalls zwei Verurteilungen; häufige­
re Verurteilungen wegen dieses Straftatbestands sind sel­
ten. In der überwiegenden Zahl der Fälle kommen damit bei 
diesem Delikt die für die Anwendung des § 48 erforderlichen 
zwei Vorverurteilungen wegen kriminologisch gleichartiger 

Taten nicht zustande. 

Als Beispiel hierfür kann Fall Nr. 1 dienen. 

Nr. 1 :  

Der Angeklagte, K. , 29 Jahre, war von 1973 bis 1975 i n  Kas­
sel verheiratet gewesen. Aus der Ehe war eine Tochter her­
vorgegangen, für die K. j edoch keinen Unterhalt zahlte. K. 
begründete sein Verhalten damit, seine ehemalige Ehefrau 
habe ihm gegenüber wiederholt seine Vaterschaft bestritten, 
und der Unterhaltsanspruch sei gerichtlich noch nicht fest­
gestellt worden. 

Der Auszug aus dem Bundeszentralregister weist insgesamt 
9 Eintragungen auf. 1971 war K. wegen eines einfachen Dieb­
stahls zu einer Geldstrafe verurteilt worden. 1973 folgten 
eine Verurteilung wegen fahrlässiger Straßenverkehrsgefähr­
dung durch Trunkenheit am Steuer in Tateinheit mit Unfall­
flucht, eine Verurteilung wegen Körperverletzung in Tatein­
heit mit Widerstand und Beleidigung sowie eine Verurtei­
lung wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis ; in sämtlichen Fällen 
war K. ebenfalls zu einer Geldstrafe verurteilt worden. 
1975 und 1976 war gegen K. wegen einfachen und wegen schwe­
ren Diebstahls j e  eine Freiheitsstrafe verhängt worden ; bei 
der zweiten Verurteilung hatte das Gericht hieraus eine Ge­
samtstrafe von 14 Monaten Freiheitsstrafe gebildet. Im Jahr 
1976 waren noch zwei weitere Verurteilungen erfolgt, und 
zwar wegen gemeinschaftlicher gefährlicher Körperverletzung 
(Geldstrafe ) und wegen schweren Diebstahls (8 Monate Frei­
heitsstrafe mit Bewährung) . 1977 war K. wegen versuchten 
gemeinschaftlichen Diebstahls unter Einbeziehung der vor­
herigen Freiheitsstrafe zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 
14 Monaten ohne Bewährung verurteilt worden. 
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K. verbüßte diese Freiheitsstrafe bis zum 15. 3.1978. Am 
16. 3. siedelte er nach Berlin über , wo er am 3. 4. eine 
Arbeitsstelle als Dreher fand und 1. 560 , - DM monatli ch 
verdiente. Ende April z og er in Berlin mit einer Frau und 
deren beiden Kindern zusammen. Für seine Tochter zahlte K. 
weiterhin keinen Unterhalt. Am 27. 9. 1978 wurde er vor dem 
Schö ffengericht in Kassel wegen Verletzung der Unterhalts­
pfli cht seit Mai 1978 angeklagt. Weder in der Anklage­
schrift noch im Urteil wurde � 48 angewandt. Das Gericht 
verurteilte K. wegen eines Vergehens nach § 170 b zu einer 
Freiheitsstrafe von 3 Monaten. Die Strafe wurde zur Bewäh­
rung ausgesetzt.  

Die überproportional häufige Anwendung des § 48 bei Dieb­
stahl in einem besonders schweren Fall (§ 243 ) dürfte sich 

ebenfalls mit der kriminologischen Eigenart dieses Delikts­
tatbestands erklären lassen. So ist in verschiedenen krimi ­
nologischen Untersuchungen festgestellt worden , daß der 

Verlauf einer kriminellen Karriere im Berei ch der Dieb­

stahlskriminalität eine Entwi cklung vom einfachen zum schwe­
ren Diebstahl aufweist 1 ) . Für diese Feststellung spri cht 
etwa die Beobachtung , daß bez ogen auf das Jahr 1978 der An­
teil der Vorbestraften beim einfa chen Diebstahl im Bundes­
durchschnitt nur 3 7 , 7 % beträgt , beim schweren Diebstahl 

dagegen 76 , 8  % 2) . Hierfür spri cht auch , daß die vorbestraf­
ten , wegen schweren Diebstahls verurteilten Täter zu 46 , 0  % 
fünf oder mehr Vorverurteilungen aufweisen , während die vor­
bestraften , wegen einfachen Diebstahls verurteilten Täter 

nur zu 27 , 2  % fünf oder mehr Vorverurteilungen aufweisen. 
Bei den Vorstrafen der wegen Einbruchsdiebstahls (§ 243 I 

Nr. 1 )  verurteilten Straffälligen dürfte es sich vielfach 
um Verurteilungen wegen einschlägiger Taten handeln 3 ) . 

Hieraus läßt sich folgern , daß der schwere Diebstahl ein 

1 )  Göppinger 1980, 647 m. w. N. 

2) � 10, 3 ;  1978 , Tab. 8; vgl. auch Kai ser 1980 , § 2 7  
Rn. 7 4  ff. 

3 )  Göppinger 1 980 , 649 m. w. N. ; vgl. auch Beulke 1974 , 50 f. 
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Delikt ist, bei dessen Begehung die kriminelle Karriere 
eines Wiederholungstäters typischerweise einen Punkt er­
reicht hat, an dem nicht nur die formellen, sondern auch 

die materiellen Voraussetzungen des § 48 erfüllt sind. Dies 
gilt j edenfalls dann, wenn man, wie es in der Praxis der 
Gerichte in der Regel geschieht 1) , die von den früheren 

Verurteilungen ausgehende Warnungswirkung bei einschlägi­
gen Vortaten, worunter alle Erscheinungsformen des Dieb­
stahls zu verstehen sind, ohne weiteres annimmt. 

Als Beispiel hierfür folgender Fall. 

Nr. 2 :  

A. , Jahrgang 1953, war das erste Mal 1969 wegen einer Ge­
nußmittelentwendung (§ 370  a.F. ) auffällig gewesen ; das 
daraufhin gegen ihn eingeleitete Jugendstrafverfahren war 
mit einer Ermahnung und der Auferlegung besonderer Pflich­
ten abgeschlossen worden. Das nächste Mal fiel A. 1972 we­
gen eines einfachen Diebstahls auf ;  hierfür wurde er ver­
warnt, und es wurde eine Geldauflage festgesetzt. 197 3  be­
ging A. einen versuchten schweren Diebstahl und einen Zech­
betrug ; das Gericht verhängte hierfür 3 Wochen Jugendarrest 
und erteilte eine richterliche Weisung. Für eine 1974  be­
gangene Rauschtat wurde die Verhängung einer Jugendstrafe 
zunächst gern. § 27 JGG ausgesetzt ; j edoch wurde später hier­
für eine Jugendstrafe in Höhe von 6 Monaten ausgesprochen. 

In den Jahren 1974 bis 1978 folgten insgesamt 5 Verurtei­
lungen nach Erwachsenenstrafrecht, und zwar zunächst eine 
Geldstrafe wegen Diebstahls und Betrugs und eine Freiheits­
strafe (8 Monate, 2 Wochen) wegen fortgesetzten schweren 
Diebstahls. Hieran schlossen sich eine Verurteilung wegen 
Körperverletzung, versuchter gefährlicher Körperverletzung, 
Sachbeschädigung und Diebstahls im Rückfall zu 7 Monaten 
Freiheitsstrafe sowie eine Verurteilung wegen Betrugs in 
zwei Fällen und Diebstahls zu 10 Monaten Freiheitsstrafe 
an. Die bislang letzte Verurteilung war 1978 wegen Betrugs 
im Rückfall zu einer Freiheitsstrafe von 8 Monaten erfolgt. 

Am 22.4. 1979 wurde A. aus der JVA in Kassel entlassen. Die 
450, - DM, die er als Uberbrückungsgeld erhalten hatte, wur­
den ihm nach kurzer Zeit gestohlen. A. arbeitete 3 Tage bei 
der Fa. Henschel, wurde dann aber wieder entlassen, weil 
er zweimal zu spät gekommen war. Am 2.6. beschloß A. , sich 
durch Diebstähle Geld zu besorgen. 

1) Vgl. dazu auch Tab. 44 und 5 1  
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In der Anklageschrift wurden A. insgesamt 6 Einbruchsdieb­
stähle vorgeworfen , wobei ein Einbruchsdiebstahl aus zwei 
fortgesetzten Taten bestand . Das Gericht verurteilte ihn 
lediglich wegen zwei Einbruchsdiebstählen , wobei j eweils 
3 Taten in Fortsetzungszusammenhang standen . Sowohl die 
Staatsanwaltschaft als auch das Gericht wandten§ 48 an. 
Gegen A .  wurden zwei Einzelstrafen in Höhe von j e  1 0  Mo­
naten festgesetzt , die zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 
1 6  Monaten zusammengezogen wurden . Die Strafe wurde nicht 
zur Bewährung ausgesetzt . 

Darauf , daß § 48 auch beim einfachen Diebstahl (§ 242) 
hochsignifikant häufiger angewandt als nicht angewandt 
wird , läßt sich dieser Erklärungsansatz allerdings nicht 

ohne weiteres übertragen , denn daß ein Rückfalltäter einen 
einfachen Diebstahl begeht , steht der verschiedentlich be­
obachteten Entwicklung zum schweren Diebstahl hin entge­
gen. Für die Begehung eines einfachen Diebstahls im Rück­

fall könnte stattdessen der Umstand bedeutsam sein , daß 
es sich hierbei häufig um eine Gelegenheitstat handelt . 

In zahlreichen Diebstahlsfällen , die der Stichprobe zu­
grunde liegen , erfolgte die Wegnahme in einer Situation ,  

in der das Entdeckungsrisiko besonders gering war , weil 
entweder der Gewahrsamsinhaber (oder ein schutzbereiter 
Dritter) nicht anwesend war oder weil eine Vielzahl von 

Menschen anwesend war , die die Aufmerksamkeit des Gewahr­
samsinhabers ablenkte . Zu diesen Tatsituationen sind etwa 
der Diebstahl einer Tasche auf dem Bahnhof , eines Mofas 
vor dem Schwimmbad und insbesondere die Gruppe der Laden­
diebstähle zu rechnen . Zwar ist der Ladendiebstahl ein De­
likt , das typischerweise von Ersttätern begangen wird 1 ) . 
Wenn dieses Delikt j edoch von vorbestraften Tätern began­
gen wird , also einer Tätergruppe , wie sie auch hier unter­

sucht wurde , so weisen diese Täter in der Regel eine er­
hebliche strafrechtliche Vorbelastung auf , die sich auch 
auf einschlägige Vortaten bezieht 2) Speziell für die 
Gruppe der Rückfalltäter ließe sich danach die Vermutung 

1 )  Wagner 1 979a,  53 ; Kaiser 1 980 , § 27 Rn . 33  
2) Wagner 1 979a,  54 ;  er errechnete , daß 78 , 4  % der vorbestraf­

ten und vorbelasteten Ladendiebe wenigstens eine einschlä­
gige Vorstrafe aufwiesen. 
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aufstellen , daß bei ihnen , unbeschadet eines mehr oder we­
niger spontanen Handelns , der Gedanke der Risikoabwägung 
eine Rolle gespielt hat. So könnten sie im Hinblick auf 
ihre häufig zu beobachtenden �inanziellen Schwierigkeiten 

(man denke nur an die Situation der Haftentlassenen 1) ) 
spontan geglaubt haben , sie könnten sich auf diesem Weg 
günstiger zusätzliche wirtschaftliche Vorteile verschaffen 

als beispielsweise mit der Begehung eines sehr viel risi­
koreicheren Einbruchsdiebstahls. Eine derartige Risikoab­
wägung dürfte vor allem bei solchen Tätern stattfinden , die 

ähnliche Taten bereits begangen und darin ihre "Erfahrun­
gen" mit den Ermittlungs- und Justizbehörden gesammelt ha­

ben . Die hierbei zustande gekommenen (einschlägigen) Vor­
strafen würden bei der Aburteilung der Rückfalltat die An­

wendung des § 48 ermöglichen. 

Als Bei spiele hierfür können die Fälle Nr . 3 und 4 dienen. 

Nr. 3 :  

Für den im Tatzeitpunkt 29 Jahre alten A. weist der Auszug 
aus dem Bundeszentralregister insgesamt 5 Eintragungen auf. 
Danach war A. das erste Mal im Alter von 24 Jahren wegen 
schweren Diebstahls , einfachen Diebstahls in zwei Fällen , 
versuchten Betrugs und einiger weiterer Taten zu Freiheits­
strafe von 9 Monaten verurteilt worden. Hieran hatte sich 
eine Freiheitsstrafe in Höhe von 4 Monaten wegen Verletzung 
der Unterhaltspflicht angeschlossen. Es folgten eine Ver­
urteilung wegen Diebstahls und wegen Betrugs in Tateinheit 
mit Urkundenfälschung zu einer Freiheitsstrafe in Höhe von 
1 2  Monaten sowie eine Verurteilung wegen Diebstahls zu einer 
7-monatigen Freiheitsstrafe. Die bislang letzte Verurtei­
lung war wegen schweren und einfachen Diebstahls zu einer 
Freiheitsstrafe mit Bewährung in Höhe von 9 Monaten er­
folgt ; die Aussetzung zur Bewährung wurde anläßlich des 
gegenwärtigen Verfahrens widerrufen. 

A. war ein gelernter Seemann , zuletzt war er als Kamera­
assistent beim NDR tätig gewesen. Zum Zeitpunkt der Tat 

1) Wagner 1979a , 91 ; in diesem Zusammenhang ist auch an die 
Schwierigkeiten der Alkoholkranken zu denken. 
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lebte A. von 21 3 , - DM Sozialhilfe , die er zweiwöchentlich 
erhielt. A ,  war unterhaltspflichtig für ein 7 Jahre altes 
Kind. Ihm wurde vorgeworfen , in einer Kasseler Gaststätte 
aus einer offen stehenden Registrierkasse 405 , - DM wegge­
nommen zu haben. Bei der Tat war A. für einen Moment allein 
und unbeobachtet gewesen ,  Sowohl in der Anklageschrift als 
auch im Urteil wurde§ 48 angewandt. Das Gericht verhängte 
gegen A. eine Freiheitsstrafe von 9 Monaten ,  die nicht zur 
Bewährung ausgesetzt wurde. 

Nr . 4 :  

Der 3 9  Jahre alte B. , geschieden , 2 Kinder , war von Beruf 
Filmvorführer ,  j edoch zur Tatzeit arbeitslos , und erhielt 
ein monatliches Arbeitslosengeld in Höhe von 720 , - DM. 
B ,  wurde vorgeworfen , im City Einkaufszentrum in Herford 
eine Packung Zigaretten im Wert von 2 , 85 DM gestohlen zu 
haben, B. bestritt den Vorwurf nicht ; er meinte allerdings 
bei der polizeilichen Vermehmung: " Meines Erachtens war 
ich durch Alkoholgenuß enthemmt." B. begab sich nach der 
Tat in eine Trinkerheilanstalt. 

Wie der Auszug aus dem Bundeszentralregister ergibt , war 
B. zunächst zweimal wegen einfachen Diebstahls zu einer 
Geldstrafe verurteilt worden. Hieran schlossen sich eben­
falls wegen einfachen Diebstahls eine zweimonatige Frei­
heitsstrafe sowie wegen Genußmittelentwendung (§ 370 a.F.) 
eine einmonatige Freiheitsstrafe an. Aus diesen beiden 
Freiheitsstrafen wurde unter Einbe ziehung einer nicht re ­
gisterpflichtigen Entscheidung eine Gesamtstrafe von 3 Mo­
naten gebildet , die B. auch v erbüßte. Es folgten zwei wei­
tere Verurteilungen wegen einfachen Diebstahls , und zwar 
zu einer Freiheitsstrafe von 6 Wochen und zu einer Frei­
heitsstrafe von 6 Monaten. Die 6-wöchige Freih eitsstrafe 
wurde von B. ebenfalls teilweise verbüßt. 

Der Staatsanwalt und der Strafrichter sahen die Voraus­
setzungen des § 48 als gegeben an. B. wurde zu einer Frei­
heitsstrafe in Höhe von 6 Monaten verurteilt. Die Strafe 
wurde zur Bewährung ausgesetzt. 

Bei den hier zu§ §  1 70 b ,  243 und 242 vorgeschlagenen Grün­
den dafür , warum § 48 überzufällig häufig angewandt b zw. 
nicht angewandt wird , handelt es sich weitgeh end nur um 
Vermutungen , die auf den entsprechenden Beobachtungen in 

Einzelfällen basieren. Ihnen ist allerdings die Annahme 
gemeinsam , da ß die unterschiedliche Häufigkeit der Anwen-
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dung bzw. Nichtanwendung von§ 48 bei den einzelnen Straf­
tatbeständen auf die unterschiedliche Stellung des j ewei­
ligen Delikts im Verlauf einer kriminellen Karriere zurück­

geführt werden kann. Hier lassen sich idealtypisch homo­
trope und polytrope Entwicklungsmuster unterscheiden 1) . 
Dabei dürften manche Deliktsformen , vor allem aus dem Be­
reich der Eigentums- und Vermögenskriminalität , eher mit 

homotropen , andere Deliktsformen, wie etwa§§ 170 b ,  113 
oder 185 , eher mit polytropen kriminellen Karrieren ver­

bunden sein. Die Anwendbarkeit des § 48 auf eine Rückfall­
tat setzt voraus , daß der Prozeß der wiederholten Straf­

fälligkeit wenigstens teilweise als homotrop ( "innerer Zu­
sammenhang" )  bezeichnet werden kann. § 48 erfaßt damit nur 
eine ganz bestimmte Gruppe aus der Gesamtheit aller Wieder­

holungstäter. Als Folge hiervon ergibt sich , daß § 48 bei 

manchen Deliktsformen besonders häufig und bei anderen be­
sonders selten angewandt wird . 

2. 2. Die Anwendung des § 48 in der Anklageschrift und bei 

der Strafzumessung 

Es ist naheliegend anzunehmen , daß die Anwendung der all­

gemeinen Rückfallvorschrift durch die Gerichte in einem 
engen Zusammenhang mit ihrer Anwendung durch die Staatsan­
waltschaften steht. Dieser Zusammenhang soll im folgenden 
näher beleuchtet werden. 

Da die Anwendung des § 48 durch die Staatsanwaltschaft ein 
wesentliches Auswahlkriterium für die Stichprobe bildete , 
sei zunächst noch einmal kurz auf die Zusammensetzung der 
Stichprobe hingewiesen. Die Stichprobe bestand aus insge­
samt 308 Strafverfahrensakten , in denen § 48 von seinen 
formellen Voraussetzungen her anwendbar gewesen wäre. Die 
Akten wurden nicht nach dem Zufallsprinzip ausgewählt , 
vielmehr wurden willkürlich zwei Gruppen gebildet , die et-

1) Geerds 1968 , 39 f. 
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wa im Verhältnis von 2 : 1 geschichtet wurden. Zum einen 
wurden Akten ausgewählt , in denen die Anklageschrift auf 
§ 48 einging · ( Untersuchungsgruppe , n = 209 oder 67 , 9  % ) .  
Zum anderen wurden Akten ausgewählt, in denen das nicht 
der Fall war ( Vergleichsgruppe , n = 99 oder 32 , 1  % ) .  Die 
in Tab . 4 angegebene Zusammensetzung der Stichprobe gibt 
daher auch Aufschluß über die Häufigkeit der Anwendung 
von§ 48 auf der Ebene der Staatsanwaltschaft. 

In der Untersuchungsgruppe waren 10 Akten ( 3 , 2  % )  enthal­
ten, die durch Verfahrenseinstellung oder Freispruch abge­
schlossen wurden ; die Vergleichsgruppe enthielt 2 Akten 
( 0 , 6  % ) , denen ein Sicherungsverfahren gern. § §  413 ff. StPO 
zugrunde lag. Diese 12 Fälle werden im folgenden nicht mehr 
berücksichtigt, da in ihnen eine Strafzumessung , bei der 

§ 48 relevant werden könnte , nicht stattgefunden hat. Die 
Untersuchungsgruppe besteht nach Abzug dieser Akten aus 
n = 199 Fällen ( 67 , 2 % ) ,  die Vergleichsgruppe aus n = 97 
Fällen ( 32 , 8  % ) . 

Auf der Ebene der Gerichte wurde § 48 insgesamt in n = 211 
Fällen ( 71 , 3  % )  angewandt und in n = 85 Fällen ( 28 , 7 % )  
nicht angewandt. Im Ergebnis kommt die allgemeine Rückfall­
vorschrift also häufiger bei den Gerichten als bei den 
Staatsanwaltschaften zum Einsatz. 

2.2.1. Die "doppelte Selektion" 

In der gleichen Weise , wie der Wortlaut des § 48 I die Ge­
richte verpflichtet , diese Vorschrift bei der Strafzumes­
sung anzuwenden, sofern die Voraussetzungen hierfür er­

füllt sind , verpflichtet das Legalitätsprinzip (§ 152 II 

StPO )  die Staatsanwaltschaft, § 48 anzuklagen, wenn sie 
seine Voraussetzungen für erfüllt erachtet. Danach kann 
für die Anwendung des § 48 auf der Ebene der Staatsanwalt­

schaften und auf der Ebene der Gerichte grundsätzlich eine 
weitgehende Ubereinstimmung erwartet werden. Sofern zwi­
schen diesen beiden Ebenen in d�· Anwendungshäufigkeit Un­

terschiede bestehen, legen die unterschiedlichen straf­
prozessualen Anforderungen an die Prüfung der Voraussetzun­
gen des § 48 die Erwartung nahe , daß diese Vorschrift häu­
figer von den Staatsanwaltschaften als von den Gerichten 

angewandt wird. Da nämlich für die Anklageerhebung ein "ge-



- 213 -

nügender Anlaß" ("hinreichender Tatverdacht" , § §  170 ,  203 
StPO) ausreicht , während für die Verurteilung die richter­
liche Uberzeugung erforderlich ist , wobei j eder vernünfti­
ge Zweifel ausgeschlossen sein muß (§ 261 StPO) 1) , dürfte 
es den Staatsanwaltschaften leichter fallen als den Gerich­
ten, die Voraussetzungen des § 48 , insbesondere aber die 

materielle Rückfallklausel , zu bej ahen . Der Grund dafür , 

daß etwaige Unterschiede auf den beiden strafprozessualen 

Ebenen im wesentlichen auf die materielle Rückfallklausel 
zurückzuführen sein dürften , liegt darin, daß hier, im Ge­
gensatz zu den anhand des Bund eszentralregisterauszugs 

leicht feststellbaren formellen Voraussetzungen, eine eige­
ne Beurteilung der " Art und Umstände" der Taten durch den 

j eweiligen Bearbeiter erforderlich ist. 

Die unterschiedlichen strafprozessualen Anforderungen an 

die Prüfung dieser Voraussetzung legen nach alledem die 
Annahme nahe , daß die materielle Rückfallvoraussetzung den 
Ansatzpunkt für eine doppelte Selektion bildet. Aus der 
Masse derj enigen Wiederholungstäter , bei denen die formel­

len Voraussetzungen des § 48 erfüllt sind , klagt die Staats­

anwaltschaft nur einen Teil an , bei dem sie aufgrund ihrer 
summarischen Vorprüfung glaubt, die materielle Rückfallvor­

aussetzung könne erfüllt sein, während die Gerichte diese 
"Teilmenge" von angeklagten Rückfalltätern durch eine ge­

nauere Prüfung der Voraussetzungen des § 48 weiter redu­
zieren. 

Da die Stichprobe hier in eine Untersuchungs- und eine Ver­
gleichsgruppe aufgespalten ist, deren übergeordnetes Kenn­
zeichen die potentielle Anwendbarkeit des § 48 ist , ist 

es möglich , diese Annahme einer empirischen Uberprüfung zu 

unterziehen . Die Art des Zusammenhangs von Anwendung und 
Nichtanwendung des § 48 auf den verschiedenen strafprozessu­

alen Ebenen kann Abb . J entnoKmen werden . 

1) Kleinknecht 1979, § 261 Rn.  2. 
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Wie sich aus Abb. 3 ergibt , übernehmen die Gerichte die 
Entscheidung der Staatsanwaltschaft , daß § 48 anzuwenden 

bzw . nicht anz uwer.den sei , in insgesamt 242 Fällen (81, 8  % 
aller Verfahren) . In insgesamt 54 Fällen (18 , 2  % )  gelangen 
die Gerichte dagegen zu einer anderen Entscheidung als die 
Staatsanwaltschaft. Im Hinblick auf die Beurteilung der An­
wendbarkeit des § 48 zeigt sich also zwischen den Gerichten 
und den Staatsanwaltschaften grundsätzlich eine relativ ho­

he Ubereinstimmung. 

Von besonderem Interesse sind diej enigen Verfahren , in de­

nen sich die Entscheidungen der Gerichte und der Staatsan­

waltschaften voneinander unterscheiden. In der Mehrzahl 
dieser Fälle (n = 33) wenden die Gerichte § 48 entgegen der 

insoweit negativen Entscheidung der Staatsanwaltschaft an , 
während sie in 21 _Fällen die Anwendung des von der Staats­

anwaltschaft angeklagten § 48 im Urteil ablehnen. Die zwi­

schen den beiden Ebenen bestehenden Unterschiede in der An­
wendungshäufigkeit lassen sich also entgegen der oben for­
mulierten Annahme nur z u  38 , 9  % damit erklären , daß die 

Staatsanwaltschaften mehr ( " zu  viele") Beschuldigte als 
Rückfalltäter anklagen als nach der Ansicht der Gerichte 
z ulässig ist. Die Unterschiede resultieren vielmehr im we­
sentlic hen (nämlich zu 61 , 1  % )  daraus,  daß die Staatsan­
waltschaft auf die Anklage des § 48 verzichtet und sic h  
dadurch die Zuständigkeit für die Erstanwendung dieser Vor­
schrift auf die Ebene der Gerichte verlagert. 

Der erwartete Selektionsprozeß von der Ebene der Staatsan­
waltschaften auf die Ebene der Gerichte läßt sich mithin 
Abb. 3 nicht entnehmen. 

Damit stellt sich die Frage , worin die ßründe dafür z u  

suchen sind , daß die Staatsanwaltschaft hier in 33 Fällen 
darauf verzichtet hat , § 48 anzuklagen , obwohl dies nach 

der Ansicht der Gerichte durchaus zulässig und nach dem 

Legalitätsprinzip (§ 152 II StPO) au ch geboten gewesen 
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wäre , Am nächstliegenden ist die Vermutung , diese Ers chei­
nung könne allein als eine regionale Auffälligkeit erklärt 
werden. Wie nämlich bereits an anderer Stelle bes chrieben 
wurde , führte eben diese Ers cheinung , daß die Staatsanwalt­
s chaft auf die Anwendung des § 48 verzi chtet , dazu, daß bei 

den Strafrichterakten in Bielefeld der vorgesehene Sti ch­
probenumfang ni cht erreicht werden konnte 1) . Tab . 40 zeigt 
j edoch , daß s i ch diese Ers cheinung in ähnlicher Wei se in 
sämtli chen hier berücksi chtigten Erhebungsorten beobach-
ten läßt . Faßt man darüberhinaus aus Tab. 40 a, b und c 
die Fälle zusammen , in denen die Anklage § 48 nicht anwen­

det , und untersucht den Einfluß des Erhebungsorts auf die 

Häufigkeit der Anwendung von§ 48 im Urteil,  so las sen 
sich  keine s igni fikanten Unters chiede feststellen 2) . Die 
auffällig häufige Ni chtanklage des § 48 kann daher ni cht 
als eine allein in Bielefeld auftretende , regionale Er­
s cheinung erklärt werden. 

Es läßt s i ch j edoch beobachten , daß diese Auffälligkeit 
in einem Zusammenhang mit dem Spruchkörper steht , vor dem 

da- Staatsanwalt die Anklage erhebt . Wie Tab. 41 deutlich 

macht , verlagert s i ch die Erstanwendung des § 48 von der 
Staatsanwalts chaft auf das Gericht insbesondere dann , wenn 

der Täter vor einem Strafrichter und nicht vor einem Schöf­
fengericht oder einer Strafkammer angeklagt wird. Verz i ch­
tet die Staatsanwalts chaft auf die Anwendung des § 48 in 
der Anklage , so übernimmt der Strafri chter diese Ents chei­
dung nur in 24 Fällen (48 , 0  % ) ; in 26 Fällen (52 , 0  %) ent­
s cheidet er s i ch dagegen für die Anwendung des § 48 , Faßt 
man aus Tab . 41 a und b j eweils die Fälle zusammen , in de­
nen die Anklage § 48 ni cht anwendet und untersucht den Ein­
fluß des Spruchkörpers auf die Häufigkeit der Anwendung von 

1 ) S .  o .  2 .  Kap . 5 .  

2 )  CC = 0 , 25 ;  n . s .  Das gleiche gilt i . ü .  auch dann , wenn 
maR 0 rEtsprechend die Fälle zusammenfaßt , in denen die An­
klage § 48 anwendet (CCcorr= 0 , 17 ;  n . s . ) .  
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Tab. 40 : Anwendung und Nichtanwendung von§ 48 in den ver­
schiedenen Erhebungsorten 

Tab . 40 a :  Göt tingen 
Urteil 

+ 

(n 17 ) 70 6 29 , 4  
Anklage + 

(n 3 0 )  6 7 93. 3 

f
es. 
n = 47 ) 29 , 8  70 , 2  

rphi (Yates ) 0 , 62 ;  p < 0 , 001 

Tab. 40 b :  Kassel 
Urteil 

+ 

Anklage (n 3 0 )  76 . 7  23 3 

(n 62 16 1 83  9 

\
,;es . 

n = 92 )  35 , 9  64 ,  1 

rphi = 0 , 5 9 ;  p < 0 , 001 

Tab. 40 c: Bielefeld 
Urteil 

+ 

Anklage (n 5 0 )  5 8 , 0  42 , 0  

(n =107)  8 4 91 . 6  
rre s .  

(n = 157 )  24 , 2  75 , 8  

rphi = 0 , 54 ;  p < 0 , 001 

Tab, 40 d: Stichprobe insgesamt 

Anklage (n 97 )  

(n  =19 9 )  
ges. 
(n =296 ) 

rphi 

+ : Anwendung von§ 48 

Nichtanwendung von 

Urteil 
+ 

66 0 34 . 0  

1 0 ,  6 8 9 . 4  

28 , 7 71, 3 

0 , 5 8 ;  p < 0 , 001 

§ 48 
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Tab. � 1 :  Anwendung und Nichtanwendung von § �8 in den 
verschiedenen S12ruchkör12ern 

Tab. �1 a :  Strafrichter 
Urteil 

+ 

Anklage (n  50 ) 48 . 0  52, 0 
+ 

( n  83 ) 10 8 89 . 2  
fes. 

n =133 ) 24, 8 75 , 2  

rphi 0, 42 ;  p < 0, 001 

Tab. �1 b :  SchöffengerichtiStrafkammer 
Urteil 

+ 

Anklage n 7 85 1 9 

n =116 10 3 89 7 
es. 31, 9 68, 1 n =163 

rphi = 0, 73 ;  p < 0, 001 

+ Anwendung von § 48 
Nichtanwendung von § 48 

§ 48 im Urteil, so lassen sich hier hochsignifikante Unter­
schiede feststellen 1) ; vor Strafrichtern stimmen in diesen 

Fällen die Entscheidungen zur Anwendung des § 48 in Anklage 
und Urteil hochsignifikant seltener überein als vor Schöf­
fengerichten und Strafkammern 2) . 

Fraglich ist, worin die Gründe für diese Erscheinung zu 
suchen sind. Die Fälle, die vor einem Strafrichter ange­
klagt werden, werden in der Regel von den amtsanwaltschaft-

1) rphi
= 0, 3 9 ;  p < 0, 00 1, 

2 )  Bei entsprechender Zusammenfassung der Verfahren, in de­
nen bereits eine Rückfallanklage erfolgt ist, bestehen 
zwischen den Spruchkörpern keine signifikanten Unter­
schiede (rphi= 0,01;  n.s.) . 
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liehen Geschäfts stellen bei der Staatsanwaltschaft erle­
digt (§§ 1 42 I Nr. 3 ,  145 II GVG) . Zumeist handelt es sich 
hierbei um leichte Delikte , die in sachlicher und recht­
licher Hinsicht einfach gelagert sind (vgl. § 25 GVG) . 

Straftaten von Rückfalltätern sind auf den amtsanwalt­
schaftlichen Geschäfts stellen eine seltene Ausnahmeerschei­
nung. Gern. Nr. 7 3  RiStBV müs sen zur Prüfung der Frage , ob 
die Rückfallvorau s setzungen des § 48 vorliegen, die voll­

ständigen Vorstrafakten beigezogen werden. Diese Beizie­
hung der Vorstrafakten verzögert aber den Verfahrensablauf ;  
die Akten von Rückfalltätern mü s sen also für längere Zeit 
auf einer amtsanwaltschaftlichen Geschäftsstelle verblei­
ben als die Akten anderer Straftäter. Es erscheint deshalb 

durchaus möglich , daß manche Amtsanwälte au s Gründen der 

Beschleunigung des Verfahrens (um die Akten vom "eigenen 
Tisch" zu bekommen) zunächst eine einfache Anklage ohne 

§ 48 anfertigen und damit den Zeitpunkt für die erste An­
wendung der allgemeinen Rückfallvorschrift in ein späteres 
Verfahrens stadium (Zwischenverfahren , Hauptverfahren) 1) 

abschieben, in dem die erforderlichen Vor strafakten zur 

Verfügung stehen 2) . Für die Nichtanwendung des § 48 auf 
der Ebene der Staat sanwaltschaft wären in diesem Fall (un­
ter anderem) auch solche Umstände au sschlaggebend , die , wie 
die Verfahrensbeschleunigung , außerhalb der gesetzlichen 

1) Gern. § 265 II StPO ist der Beschuldigte nach Anklageer­
hebung hierauf besonders hinzuweisen ; 1-R-Gollwitzer 1978, 
§ 265 Rn. 41 . 

2) Vgl. dazu s chon oben (S. 83 ) .  Für die im Text angestell­
ten Uberlegungen spricht auch folgender Hinweis ,  der sich 
in einer der in Kas s el ausgewerteten Strafrichterakten 
befand ( Diebstahl , § 242 , an einer Sache im Wert von 
16 , 45 DM) . Der Amtsanwalt verzichtete hier in der Ankla­
geschrift auf die Anwendung von§ 48 und schrieb in der 
Abschlußverfügung: "Die Vor strafakten sind nicht über­
sandt worden ( vgl. Bl . 4 und 5 ) .  Ich bitte , diese Akten 
dort beizuziehen, da Rückfall in Betracht kommt. • 
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Voraus setzungen der an zuwendenden Norm liegen und die ver­

einfachend als  "organisatoris che Gründe" bezei chnet werden 
kHnnen , Die Berücksi chtigung " sachfremder " Erwägungen kHnn­
te als o erklären, warum der theoretisch begründbare Selek­

tionsprozeß in bezug auf die Anwendung des § 48 in der Ver­

fahrenswirkli chkeit ni cht fest zustellen ist. 

Auf der Ebene der Gerichte s cheinen dagegen organi satori­
s che Gründe wie  die  Verfahrensbes chleunigung keine Rolle 

zu spielen. So wie es der Intention des Gesetzes entspricht, 
scheint hier allein das Vorliegen der formellen und mate­

riellen Voraus setzungen über die Anwendung oder Ni chtan ­
wendung von§ 48 zu entscheiden. Jedenfalls konnte auf der 
Ebene der Geri chte eine Bezugnahme auf Gründe , die außer ­
halb der gesetzlichen Voraus setzungen des § 48 l iegen, in 
den Akten nicht festgestellt werden , 

2 , 2 , 2 .  Hauptdeliktsgruppen und Einzeldelikte 

In dem vorliegenden Zusammenhang ist es von Interes se, der 
Frage nachzugehen, ob s i ch ein zelne Del ikte oder Delikts ­

gruppen feststellen las sen, bei denen die Unterschiede,  
die s ich in bezug auf die Anwendung des § 48 zwi s chen den 
Staatsanwalts chaften und Gerichten ergeben, bes onders deut­
l i ch auftreten. 

Hierzu läßt s i ch Tab. 42 entnehmen, daß bei den meisten 
Deliktsgruppen zwis chen der Häufigkeit der Anwendung des 

§ 48 in der Anklage und im Urteil keine s ignifikanten Un­
ter s chiede bestehen , Der einzige überzufällige Unters chied 
ist in den Verfahren festzustellen , denen ein Dieb stahl 
oder eine Unters chlagung geringwertiger Sachen (§§ 242, 
246, 248 a )  zugrunde l iegen (Nr . 1) . Hier findet s ignifi­
kant häufiger eine Verurteilung unter Anwendung von§ 48 

statt als eine entsprechende Anklage. Eine ähnliche Beob­

achtung lä ßt s ich bei den Verfahren machen, denen ein 
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Tab. 42: Hauptdeliktsgruppen und Anwendung von § 48 

Deliktsgruppe 

1 . Diebstahl und Unterschla-
gung geringwertiger Sachen 

2. Diebstahl und Unterschla-
gung in sonstigen Fällen 
- - - - - - - - - - - - - - -

davon § 243 

3. Raub und Erpressung, 
§ 3 16  a 

4. Betrug 

5. Sonstige Eigentums- und 
Vermögensdelikte, einschl. 
Urkundsdelikte 

6. Verkehrsdelikte mit Ein-
fluß von Rauschmitteln 

7. Verkehrsdelikte ohne Ein-
fluß von Rauschmitteln 

8. Straftaten gegen die Per-
son, einschl. Sex. -delikte 

9. Sonstige Straftaten 
- - - - - - - - - - - -

davon § 170 b 

Insgesamt 

- - -

n 
ges. 

26 

126 
- - -

68 

10 

38 

7 

9 

40 

1 0 

30 
- - -

20 

296 

Anklage 
§ 48 + 

n 

17 

1 08 
- -
60 

7 

22 

3 

3 

26 

6 

7 
- -

6 

199 

% 

65, 4  

85, 7 
- - -
88, 2 

70, 0 

57, 9 

42, 9 

33, 3 

65, 0  

60, 0 

23, 3 
- -
30, 0 

67, 2  

Urteil 
§ 48 + 

n % 

25 96, 2 

106 84, 1 
- - - -
58 85, 3 

6 60, 0  

28 7 3, 7 

4 57, 1 

5 5 5 , 6  

25 62, 5 

7 70, 0 

5 16, 7 
- - - -

4 20, 0 

211 71 , 3 

Sign. 
Niv. 

0, 05 

n. s. 
- - -

n. s. 

n. s. 

-

n. s. 

n. s. 
- - -

n. s. 

n. s. 

Betrug mit einem geringen Schaden ( § §  263 IV, 265 a III, 248 a ;  
insoweit in Tab, 42 nicht gesondert ausgewiesen) zugrunde 

liegt : von den 9 Fällen, die in dieser Hinsicht auswertbar 
waren, wurde § 48 in der Anklage 6 mal, im Urteil 8 mal an­

gewandt. Wegen der geringen Besetzungszahlen kann j edoch in 

dieser Deliktsgruppe ein Signifikanztest nicht durchgeführt 
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werden 1 ) . 

Es läßt sich also wenigstens der Tendenz nach feststellen, 
daß die Staatsanwaltschaften in der Anwendung des § 48 

dann zurückhaltender als die Gerichte sind, wenn es sich 
bei den angeklagten Straftaten um Delikte an geringwerti­
gen Sachen (§ 248 a )  handelt. Dieses Ergebnis dürfte in 
einem engen Zusammenhang mit der Beobachtung stehen, daß 

die Staatsanwalts chaften ( Amtsanwalts chaften ) bei Anklagen 
vor dem Strafrichter zuweilen auf die Anwendung des § 48 
verzichten. 

2. 2 . 3. Zusammenfas sung 

Die Frage der Anwendbarkeit des § 48 wird von den Staats­

anwaltschaften und Gerichten in 81, 8 % der Fälle gleich und 
in 18, 2 % der Fälle unters chiedlich beurteilt. Die Unter­
s chiede äußern sich vor allem darin, daß die Staatsanwalt­
s chaften (insbes. die Amts anwalts chaften ) im Gegensatz  zu 

den Gerichten bei Taten, die vor dem Strafrichter angeklagt 
werden, vor allem aber bei Bagatelldelikten, dazu neigen, 

§ 48 nicht anzuwenden. Die Beziehung zwis chen diesen bei-
den strafprozessualen Ebenen läßt sich des halb nicht als 

eine "doppelte Selektion" bezeichnen, bei der die Gerich -
te lediglich eine selektierende Ents cheidung der Staatsan­
walts chaften noch weiter eingren zen. Der Grund hierfür dürf­

te darin zu sehen sein, daß auf der staatsanwaltschaftlichen 
( amtsanwalts chaftlichen ) Ebene neben normimmanenten auch 
"externe" Gründe, etwa der Gedanke der Verfahrensbeschleu­
nigung, berücksichtigt werden. 

Für die Gerichte ist dagegen die alleinige Ents cheidungs­

grundlage die materielle Rückfallklausel. Nach den Auswahl­
kriterien für die Stichprobe wäre § 48 in j edem ausgewer-

1 )  Bei Zusammenfas sung dieser beiden Deliktsgruppen ergibt 
sich r h . =  0, 32 ;  p < 0, 01. p 1 
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teten Fall von seinen formellen Voraussetzungen her an­

wendbar gewesen. Insofern, als daher für die Gerichte auch 
"externe" Gründe ausscheiden, kann der Grund für ihre Ent­
scheidung über die Anwendung oder Nichtanwendung von § 48 

allein in der materiellen Rückfallvoraussetzung liegen. 
Hieraus ergibt sich die in den folgenden Abschnitten zu be­
handelnde Frage, von welchen Umständen es im einzelnen ab­

hängt, ob die Gerichte die materielle Rückfallklausel für 
erfüllt halten und§ 48 anwenden oder nicht . 

2. 3 .  Die Anwendung des § 48 im Urteil 

2 . 3 . 1. Einführung und Uberblick über die Vorgehensweise 

Die von Kürschner in Baden-Württemberg durchgeführte Befra­
gung sämtlicher Strafrichter, die an Amts- und Landgerich­

ten tätig waren, hat im wesentlichen zu zwei Ergebnissen ge­
führt. Zum einen stellte Kürschner fest, daß die materielle 

Rückfallklausel in der Praxis der Strafrichter unterschied­
lich gehandhabt wird 1) . Zum anderen fand Kürschner heraus ,  

daß zwischen Merkmalen wie dem Tätigkeitsbereich der Straf­
richter, der Dauer ihrer Tätigkeit in der Strafrechtspfle­

ge, oder ihren Einstellungen gegenüber kriminalpolitischen 
Fragestellungen einerseits und einer bestimmten Handhabung 
der materiellen Rückfallklausel andererseits ein Zusammen­

hang nicht festzustellen war. Hieraus zog er die Schlußfol-
gerung, daß 

maßgebliche 
materiellen 

die "Unbestimmtheit in der Formulierung" der 
Faktor für die unterschiedliche Handhabung der 

Rückfallklausel sei 2) . 

Auch Wagner stellte im Rahmen seiner Auswertung von 1000 

Strafakten, denen Ladendiebstahlsverfahren aus zwei Berli-

1) Kürschner 1978, 87. 
2 }  Kürschner 1978, 1 05. 
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ner Innenstadtbezirken zugrunde lagen, fest, "daß § 48 StGB 
sehr ungleich angewandt wird, daß er eines seiner kriminal­
politischen Ziele, Richtlinien für eine einheitliche Straf­
zumessungspraxis zur Verfügung zu stellen, bei Ladendieb­
stahlsverfahren nicht erreicht (hat) " 1 l . Wagner versuch­
te, diese Ungleichbehandlung mit der unterschiedlichen Aus­

legung der materiellen Rückfallklausel durch die Berliner 
Richter zu erklären 2 ). Dabei gelang es ihm j edoch nicht, 
diej enigen Kriterien vollständig zu ermitteln, die die Rich ­
ter bei der Anwendung bzw. Ablehnung der Anwendung des § 48 

berücksichtigten. So führte er  in den 1 4  Verfahren, in de­
nen§ 48 nicht angewandt wurde, obwohl die formellen Vor­
aussetzungen erfüllt und die Täter darüberhinaus einschlä­
gig vorbestraft waren, eine auf die Tatumstände bezogene 

Einzelfallanalyse durch, konnte jedoch nur in 8 Fällen (ca. 

60 % )  erklären, nach welchen Kriterien die Richter ihre Ent­
scheidung getroffen hatten 3 )  

Aus den Ergebnissen dieser beiden Untersuchungen dürften 
sich zwei Schlußfolgerungen ziehen lassen. Zum einen scheint 
die gerichtliche Praxis § 48 sehr uneinheitlich anzuwenden, 

und zum anderen scheint diese unterschiedliche Handhabung 
eine Folge der materiellen Rückfallklausel zu sein. Dabei 
wird in Wagners Untersuchung ganz besonders deutlich, daß 
sich eine Analyse der Anwendungspraxis des § 48 vor allem 

mit der Schwierigkeit konfrontiert sieht, daß die Gerichte 
nur in wenigen Fällen diej enigen Gründe nennen, die für 
ihre Entscheidung, § 48 anzuwenden bzw. nicht anzuwenden, 

1 )  Wagner 1 979b, 3 1 0  ff. 

2 )  Wagner 1 979b, 3 1 2, 3 1 4. 

3 )  Wagner 1 979b, 3 20. Danach könnten die Richter die Anwen­
dung von§ 48 in 4 Fällen wegen Alkoholeinflusses, in 
3 Fällen wegen finanzieller Notlagen und in einem wei­
teren Fall wegen Drogenabhängigkeit abgelehnt haben. 
Wagner gibt in seiner Untersuchung allerdings keine ab­
soluten Zahlen an. 
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maßgeblich gewesen sind. Hierbei handelt es sich wieder um 
das bereits an anderer Stelle 1) erörterte Problem , vor das 
j ede Untersuchung zum Strafzumessungsrecht gestellt ist : in 
dem Urteil werden die vom Gericht angestellten Strafzumes­

sungserwägungen nicht oder nur unvollständig wiedergegeben. 

Die Unvollständigkeit der Begründungen zur Anwendung des 
§ 48 konnte auch in der vorliegenden Untersuchung beobach­
tet werden. Als ein Indikator für die Qualität der Ausein­

andersetzung des Gericht s mit der allgemeinen Rückfallvor­

schrift wurde die Anzahl der begonnenen Textzeilen erhoben ,  
in denen das Gericht im Urteil auf § 48 einging. Die Wahl 
dieses Indikators ist in der Vorstellung begründet , daß mit 
der Länge der Auseinanderset zung auch ihre Qualität zunimmt. 
Da dieses Merkmal erst nachträglich in den Erhebungsbogen 

aufgenommen wurde, fand insowei t  eine Erhebung nur in den 

beiden Städten Kassel und Bielefeld statt (n = 186) . 

Die Gerichte set zten sich durchschnittlich auf x = 6 , 98 
begonnenen Textzeilen mit § 48 auseinander. Die Verteilung 
der Werte dieses Merkmals folgt einer J-förmigen Kurve ; 

kurze Begründungen zu § 48 sind also häufiger , ausführliche 
seltener. Der Median ( Z  = 4 , 68 Zeilen) und der Modalwert 
(D  = 2 Zeilen; liegen deshalb deutlich unter dem Wert des 
arithmetischen Mittels. 

Ein arithmetischer Mittelwert von knapp 7 begonnenen Text­
zeilen deutet eine Ausführlichkeit und damit Güte in der 

Qualität der Begründung zu § 48 an, die real nicht vorhan­
den ist. 

In der überwiegenden Zahl der Fälle beschränken sich die 
Urteile auf Formeln wie " Bei dem Angeklagten liegen die 
strafschärfenden Voraussetzungen des Rückfalls im Sinne des 

1) S. o. 1. 3. 2. 1. 
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§ 48 StGB vor. 11 In manchen Urteilen wird nur auf die for­
mellen Voraussetzungen der allgemeinen Rückfallvorschrift 
eingegangen (" Bei dem Angeklagten liegen die Voraussetzun­
gen des Rückfalls gern. § 48 StGB vor. Dies ergibt sich aus 
den oben erörterten Ein zelstrafen und den Vo_1streckungs­
zeiten. 11 ) ;  andere Urteile beschränken sich auf die Wieder­
holung der materiellen Rückfallklausel ( " Beim Angeklagten 
liegen die Rückfallvoraussetzungen des § 48 StGB vor. Ihm 
ist vorzuwerfen , daß er sich frühere Verurteilungen nicht 
hat zur Warnung dienen lassen." ) .  In der Stichprobe sind 
zwei Fälle enthalten , in denen die Anwendung von § 48 nur 
aus den im Urteil "angewendeten Vorschriften " ersichtlich 
ist , während die Strafzumessungsbegründung auf die allge­
meine Rückfallvorschrift nicht mit einem Wort eingeht. In 
diesen beiden Fällen handelt es sich nicht um Urteile, die 
gern . § 267 IV StPO abgekürzt sind. 

Die Knappheit , mit der die Anwendung und in gleicher Weise 
auch die Ablehnung der Anwendung von § 48 begründet wird ,  

wird nur in  wenigen Fällen durchbrochen . So weisen 72 Ur­
teile (3 8 , 7  %) eine An zahl von begonnenen Textzeilen zu 
§ 48 auf , die über dem arithmetischen Mittelwert liegt ; 
sie haben also der Auseinandersetzung mit der allgemeinen 
Rückfallvorschrift 7 oder mehr Textzeilen gewidmet. Jedoch 
bedeutet eine derartig ausführliche Beschäftigung mit § 48 
im Urteil nicht automatisch, daß in diesen Fällen auch die 
Gründe für die Anwendung von § 48 deutlich würden. So kann 

eine große An zahl von Textzeilen zu dieser Vorschrift al­

lein durch die Aufzählung einiger , ggf. auch aller Vorstra­
fen des Angeklagten verursacht sein. Die Aufzählung der Vor­
strafen findet zwar im Urteil normalerweise im Zusammenhang 
mit der Erörterung der persönlichen Verhältnisse des Täters 
statt 1) . In manchen Fällen konnte allerdings auch beobach­
tet werden , daß auf die Vorstrafen erst im Zusammenhang mit 

der Strafiumessung eingegangen wurde. 

Als Fazit ist somit festzuhalten , daß die Auseinanderset­
zung der Gerichte mit § 48 j edenfalls in den schriftlichen 

1 )  Vgl. dazu � 1976 , 165 ff. (Muster 5 2) .  
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Urteilsgründen zumeist sehr knapp und oberflächlich gehal­
ten ist. Das Schwergewicht ihrer Erörterungen bezieht s i c h  
dabei meist auf die formellen Voraussetzungen ; die materiel­
le Rückfallklausel wird in der Regel nur in ihrem Wortlaut 
wiederholt. Die Gründe dafür, warum bei der Strafzumes sung 

§ 48 angewandt oder seine Anwendung abgelehnt wird , können 
in der Regel den Urteile n  nicit entnommen werden. 

Die Schwierigkeiten , die s ich bei der Erhebung dieser Grün­
de in einer rechtstatsächlichen Untersuchung ergeben , re­

sultieren in erster Linie aus der Methode der Untersuchung. 
Eine Methode wie die Aktenanalyse , die sich an den ges chrie­
benen Strafzumessungsgründen orientiert , ist in der Erkennt­
nis der hinter den veröffentlichten Strafzumessungsgründen 
stehenden Uberlegungen besc hränkt. Die Aktenanalyse wurde 

daher in dieser Untersuchung auch nur deshalb als Erhe­

bungsmethode gewählt , weil sie für die Untersuchung des 
Einflusses der allgemeinen Rückfallvors chrift auf die Straf­
zumessung am geeignetsten erschien 1) . 

Um die mit der Methode der Aktenanalyse verbundenen Schwie­
rigkeiten abzumildern , soll hier , wie auch schon bei der 

Untersuchung der Strafzumessungsgründe im allgemeinen , fol­
gendermaßen verfahren werden. Neben der Darstellung der im 
Urteil ausdrücklich genannten Gründe für die Anwendung oder 
Ablehnung der Anwendung von§ 48 (2.3.2.) soll versucht 
werden , die Auswirkungen einer Reihe von möglichen Straf­

zumessung statsachen auf die Anwendung bzw. Nichtanwendung 

der allgemeinen Rückfallvorschrift festzustellen (2.3,3. ) .  
Solche Strafzumes sungstatsachen , die in einem Zusammenhang 

mit der (Nicht-) Anwendung von § 48 stehen , der mit einer 
geringeren .Irrtumswahrscheinlichkeit als 5 % festzustellen 

ist , können als Einflußfaktoren für die (Nicht-) Anwendung 

1) Zur Wahl der Methode s. o. 2. Kap. 1. 
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von§ 48 angesehen werden. 

Auch an dieser Stelle ist j edoch wieder darauf hinzuwei ­

sen , daß die Durchführung einer Korrelationsanalyse in der 
beschriebenen Weise lediglich zu einer verkürzenden eindi ­
mensionalen Betrachtungsweise der Anwendungsbedingungen 
des § 48 führt , da sie einen möglichen Zusammenhang zwi ­

schen den verschiedenen Einflußfaktoren (unabhängige Va­
riablen) untereinander außer Betracht läßt. Dieser Zusam­
menhang kann bei der Anwendung multivariater statistischer 
Verfahren kontrolliert werden. Dabei soll hier als multi­
variates Verfahren eine Informationsanalyse durchgeführt 
werden. 

Die Informationsanalyse weist zur multiplen linearen Re­
gressionsanalyse gewisse Analogien auf , da auch hier der 
Informationsgehalt der abhängigen Variablen (Kriteriums­
variable ) in einen durch die unabhängigen Variablen (Prä­
diktorvariablen) erklärbaren Anteil und in einen nicht 
erklärbaren Anteil zerlegt wird 1 ) .  Die Unterschiede zur 
Regressionsanalyse liegen vor allem darin,  daß sowohl die 
abhängige als auch die unabhängigen Variablen nominalska­
liert sein können , und daß mit Hilfe der unabhängigen 
Variablen nicht die Varianz , sondern der Informationsge­
halt der abhängigen Variablen erklärt wird. Da bei der 
hier zu untersuchenden Fragestellung j edenfalls die Krite­
riumsvariable nominalskaliert ist (Anwendung bzw. Nicht­
anwendung von§ 48 im Urteil ) ,  mußte anstelle einer Re­
gressionsanalyse ein voraussetzungsärmeres multivariates 
Verfahren angewandt werden , wofür im Rahmen von SPSS 8 
allein die Informationsanalyse zur Verfügung stand. 

Die Tatsache ,  daß mit diesem Verfahren der Informationsge­
halt der Kriteriumsvariablen analysiert wird , macht es er­
forderlich , auf einige zentrale Begriffe hinzuweisen. Der 
Anteil der in einer Prädiktorvariablen über die Kriteriums­
variable enthaltenen Information wird als Transinformation 
bezeichnet , deren Berechnungseinheit bit hei ßt. Ein bit 
ist dabei definiert als der Uberraschungswert eines Ereig­
nisses mit der Wahrscheinlichkeit 0 , 5. Für j ede Variable 
läßt sich ein Maximalbetrag errechnen , den sie an Informa­
tion tragen kann ; die Berechnung richtet sich nach der An­
zahl und der Verteilung der Merkmalsausprägungen. Je größer 

1 ) Beutel et al. 1980 , 153 f. 
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die in einer einzelnen Prädiktorvariablen enthaltene Trans­
information ist , desto mehr verringert sie die Unbestimmt­
heit der Kriteriumsvariablen. Die in bit angegebene Trans­
information läßt sich danach , ähnlich wie ein Regressions­
koeffizient , als Stärke des Einflusses einer unabhängigen 
auf die abhängige Variable interpretieren . Im Unterschied 
zur Regressionsanalyse werden bei diesem Verfahren die üb­
rigen unabhängigen Variablen nicht konstant gehalten , son­
dern die zwischen den einzelnen unabhängigen Variablen be­
stehende Wechselwirkung wird als Größe gesondert ausgewie­
sen. Diese Größe gibt die durch die Kombination sämtlicher 
unabhängigen Variablen reduzierte Unbestimmtheit bei der 
abhängigen Variablen an 1) . Mit der Informationsanalyse 
können schließlich auch signifikant häufig oder signifi­
kant seltene Merkmalskombinationen der untersuchten Variab­
len festgestellt werden. 

2. J . 2. Die von den Gerichten genannten Gründe für die 
(Nicht- ) Anwendung des § 48 

2.J. 2.1. Die Begründungen für die Anwendung des § 48 

Es wurde bereits festgestellt , daß die Urteile nur in sel­
tenen Fällen die Gründe dafür angeben , warum § 48 angewandt 

wird oder warum nicht. Es soll nun zunächst näher auf die 

Ausführungen eingegangen werden , mit denen die Gerichte in 
den Urteilen die Anwendung von § 48 begründen. 

Eine Aufstellung der verschiedenen Arten von Ausführungen 
zu § 48 kann Tab. 43 entnommen werden. Am häufigsten sind 

danach die Fälle , in denen die Anwendung von§ 48 entweder 
nur konstatiert oder mit dem Vorliegen der formellen Vor­

aussetzungen "begründet" wird , sowie die Fälle , in denen 

1 )  Das gilt j edenfalls dann, wenn die Prädiktorvariablen 
untereinander unabhängig sind. Bei Abhängigkeit ist die 
für die Wechselwirkung angegebene Größe geringer als die 
möglicherweise vorhandene Kombinationsvorhersage ; diese 
läßt sich allerdings nicht gesondert berechnen. 
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Tab. 43: Aus führungen der Gerichte zur Anwendung von § 48 

Lfde. Häufigkeit der durchschnitt-
Nr. Art der Ausführungen Ausführungen 

% 
liehe Zeilenlänge 

n X % 

Keine Aus führungen oder 
1 nur Hinweis auf die 115 54 , 5  97 3 , 37 

formellen Voraussetzgen . 

Wiederholung des Wort-
2 lauts der materiellen 9 4 , 3  8 4 , 00 

Rückfallklausel 

Hinweis auf die formellen 
3 und die materiellen 45 21 , 3 36  10 , 86 

Voraussetzungen 

4 Wie 3 ) ;  zusätzlich 3 2  15 , 2  3 0  1 5 ,  53  weitere Aus führungen 

5 Andere Art von 10 4 , 7  7 Ausführungen 

in sgesamt 211 100 , 0  178 

lediglich der Wortlaut der materiellen Rückfallklausel wie­

derholt wird. Zu dieser Gruppe der eher oberflächlichen 

Aus führungen gehören 124 Fälle (58 , 8  %) . Textbeispiele für 
derartige Aus führungen wurden bereits gegeben 1) 

In 45 Fällen (21 , 3  %) waren die Urteile in sofern etwas aus­
führlicher , als in ihnen sowohl das Vorliegen der formel­
len Voraussetzungen festgestellt als auch der Wortlaut der 

materiellen Rückfallklausel wiederholt wurde. 

Hierfür ein Beispiel: " Der Angeklagte handelte unter den 
Voraus setzung�n des strafschärfenden Rückfalls gern. § 48 
StGB : wie sich aus den Vorstrafen Nr. 5) und 7) der Straf­
liste ergibt , ist der Angeklagte bereits zweimal wegen vor­
sätzlicher Tat verurteilt worden und hat mehr als 3 Monate 
Freiheits strafe verbüßt. Dem Angeklagten muß der Vorwurf 
gemacht werden , daß er sich die vorangegangenen Verurtei­
lungen nicht hat zur Warnung dienen la s sen. Gern. § 48 StGB 
betrug die Mindeststrafe daher 6 Monate Freiheitsstrafe. " 

1 )  S. o .  2. 3 . 1 .  

5 , 7 1  

7 , 06 
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Das Manko dieser Art von Ausführungen liegt darin, daß zwar 
für die Feststellung der formellen Voraussetzungen auf den 

Auszug aus dem Bundeszentralregister Bezug genommen wird , 

daß aber das Vorliegen der materiellen Voraussetzung nur 
behauptet und nicht begründet wird. Die Frage, worauf das 
Gericht den erhöhten Tatschuldvorwurf gestützt hat, kann 
bei dieser Art von Ausführungen allenfalls vermutet wer­
den, wenn man die Taten, die den vorn Gericht angesproche­
nen Vorstrafen zugrunde lagen, in die Uberlegungen mit ein­

bezieht. Derartige Vermutungen dürften sich j edoch nur bei 
einschlägigen Vorstrafen mit den entsprechenden Erwägungen 
des Gerichts treffen. 

Insgesamt befanden sich danach in der Stichprobe 169 Ur­

teile (80 , 1  % ) , in denen eine Begründung für die Anwendung 
des § 48 nicht gegeben wurde. 

Lediglich in 42 Urteilen (19 , 9  % )  lieferten die Gerichte 
mehr oder weniger ausführliche Hinweise auf die Gründe für 
die Anwendung von§ 48. Hierbei stand naturgemäß die Aus­

einandersetzung mit der materiellen Rückfallklausel im Vor­

dergrund. 

In diesen 42 Urteilen (vgl. zum folgenden Tab . 44) wurde 
am häufigsten , nämlich in 25 Fällen (59, 5 % ) ,  auf die Ein­

schlägigkeit der Vorstrafen verwiesen ("Dem Angeklagten ist 
vorzuwerfen, daß er sich die früheren Verurteilungen nicht 
hat zur Warnung dienen lassen. Es handelte sich bei den Vor­

verurteilungen nämlich j eweils um einschlägige Strafen we­
gen vorsätzlichen Fahrens ohne Fahrerlaubnis.") . In manchen 
Fällen verwendete das Gericht nicht den Fachausdruck der 

Einschlägigkeit, sondern verwies lediglich auf die Straf­
taten, aus denen sich der erhöhte Tatschuldvorwurf ergab. 

Hierbei handelte es sich j edoch grundsätzlich um einschlä­
gige Delikte ( "  .. . , denn er ist in beiden Fällen wegen Dieb­

stahls zu Freiheitsstrafen verurteilt worden und hat trotz­

dem weitere Diebstähle begangen. ") . 
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Tab. 44 : Begründung der Anwendung des § 48 

Art der Begründung n % 

Einschlägigkeit der 25 59 , 5  Vorstrafen 

Wiederholungs - 5 11 , 9 geschwindigkeit 

Aus schließliche Berück-
s ichtigung der formellen 4 9 , 5  
Voraus setzungen 

Indizwirkung der formel- 2 4 , 8  len Voraus setzungen 

Laufende 2 4 , 8  Bewährungs zeit 

Sonstige Begründungen 4 9 , 5  

Insgesamt 42 100 , 0  

In 5 Fällen (11 , 9  % )  verwies das Gericht zur Begründung 
der Feststellung des Vorliegens der materiellen Rückfall­

voraussetzung auf die Kürze des Rückfallintervalls ( " Letz­
teres ( d . h .  die Mißachtung der Warnungswirkung) sollte 
schon wegen der erheblichen Wiederholungsgeschwindigkeit 

näherer Begründung nicht bedürfen. " ) .  In 2 weiteren Fäl­
len ( 4 , 8  %) wurde dem Wiederholungstäter zum Vorwurf ge­

macht , daß er die Rückfalltat während einer laufenden Be­
währungs zeit begangen hatte (" Letzteres sollte schon ange­
sichts des Umstands , daß die Tat in einer laufenden Bewäh­
rungs zeit begangen wurde , näherer Begründung nicht bedür­
fen . ") .  Wie schon aus der Parallelität des Stils der bei­
den zitierten Begründungen deutlich wird , stammen beide 

Begründungen aus der Feder des gleichen Richters. 

Unter den 42 Urteilen , die eine Begründung zur Anwendung 

des § 48 enthielten , befanden sich des weiteren 4 Urteile 
( 9 , 5  %) , in denen das Vorliegen der materiellen Rückfall-
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voraussetzung aus dem Vorliegen der formellen Vorausset­

zungen gefolgert wurde ( "Dabei haben die strafschärfenden 
Voraussetzungen des Rückfalls vorgelegen, da der Angeklag­
te mehr als zweimal wegen Diebstahls bestraft worden ist 

und auch in einem Fall eine Freiheitsstrafe von mehr als 
drei Monaten verbüßt hat. Ihm ist daher im Hinblick auf Art 
und Umstände . . . 11 ) .  

In weiteren 2 Urteilen (4, 8 % )  wurde nicht das Vorliegen 
der materiellen Rückfallvoraussetzung begründet, sondern 
es wurde umgekehrt das Nichtvorliegen verneint ( 11 • • •  nicht 

hat zur Warnung dienen lassen , da besondere Umstände, die 
hier ausnahmsweise dieser Annahme entgegenstehen könnten, 

hinsichtlich auch nur einer der Taten (bez. auf die Vor­
verurteilungen )  nicht ersichtlich sind. 11 ) 1 l . Hierzu wur ­
de auch ein Fall gerechnet, in dem festgestellt wurde, die 

materielle Rückfallvoraussetzung sei "ganz offensichtlich" 
erfüllt. 

Die . verbleibenden 4 Fälle (9, 5 % )  lassen sich nicht syste­
matisch erfassen. In ihnen wurden j eweils verschiedene Ge­

sichtspunkte angesprochen, wobei diesen 4 Fällen gemeinsam 
ist, daß die Täter in der Vergangenheit bereits überdurch­
schnittlich häufig strafrechtlich sanktioniert worden wa­

ren (x = 9, 25 Sanktionen) und die Gerichte in ihrer Begrün­

dung auch auf diese erhebliche Vorbelastung Bezug nahmen. 
So wurden u. a. die hohe Vorverbüßungsdauer, die große Anzahl 
der einschlägigen Vorverurteilungen und die sich in den Ta­
ten offenbarende kriminelle Kontinuität erwähnt. Für die Be­

gründungen wurden j edoch auch darüberhinausgehende Aspekte 
herangezogen. Die in diesen Urteilen gelieferten Begründun ­
gen gehörten mit zu den ausführlichsten ; ihre Länge betrug 

durchschnittlich x = 22, 25 Zeilen. 

1) Vgl. auch oben S. 3 5  Fn. 4 ) ,  sowie den Hinweis von Horn 
1980, 120 auf die Begründungspraxis der Gerichte. 
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Betrachtet man zusammenfassend die von den Gerichten ge­

lieferten Begründungen dafür, warum sie § 48 im Einzelfall 
anwenden ( Tab. 44 ) ,  so läßt sich sagen, daß sich diese Be­
gründungen zum größten Teil in den vertrauten Bahnen der 
Einschlägigkeit bewegen. Nur in insgesamt 17 Fällen (8, 1 % 

aller Fälle, in denen § 48 angewandt wurde) führen die Ge­
richte in ihren Begründungen Aspekte an, die von den be­
kannten Anwendungsformeln der meisten Urteile abweichen. 

In der vorstehenden Darstellung der Auseinandersetzung der 

Gerichte mit der allgemeinen Rückfallvorschrift wurde zu­
nächst ein Problembereich ausgeklammert, der in den Ent­

scheidungen der Obergerichte und in der Literatur eine be­
deutende Rolle gespielt hat, nämlich die Frage, ob und un­
ter welchen Voraussetzungen§ 48 auch dann angewandt wer­

den kann, wenn den früheren Verurteilungen nicht einschlä­
gige Delikte zugrunde lagen, also Delikte, die nicht den­
selben oder einen gleichartigen Straftatbestand erfüllten 
wie die Rückfalltat . Von den 211 Fällen der Stichprobe, in 

denen die Gerichte § 48 anwandten, wurde diese Fragestel­
lung nur in insgesamt 33 Fällen (15, 6 % )  bedeutsam ; in den 
übrigen 178 Fällen (84, 4 % )  berücksichtigten die Gerichte 
ausschließlich gleichartige Delikte . 

Die 33 Fälle, in denen die Gerichte nicht auf frühere Ver­

urteilungen wegen gleichartiger Delikte zurückgriffen bzw. 
zurückgreifen konnten, lassen sich in zwei Gruppen aufspal­
ten : in 18 Fällen (54, 5 % )  berücksichtigten die Gerichte 
gleichartige und ungleichartige Delikte, während es in 15 
Fällen ( 45, 5 % )  ausschließlich ungleichartige Delikte wa­
ren . Ausführungen dazu, nach welchen Kriterien die Gerich­
te ihre Entscheidung trafen, einen erhöhten Tatschuldvor­

wurf auch bei Berücksichtigung ungleichartiger Delikte zu 
erheben, wurden im Regelfall, nämlich in 29 Fällen (87, 9 %) 
nicht gemacht . In den 4 Fällen (12,1 % ) ,  in denen die Ur­

teile hierzu Ausführungen enthielten, gaben die Gerichte 
als ausschlaggebendes Kriterium die Ähnlichkeit der Delik-
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te in strafrechtssystematischer Hinsicht an (" nach Angriffs­

richtung und geschütztem Rechtsgut ähnlich und gleichwertig 
und damit rückfallbegründend").  

Ein Beispiel hierfür findet sich in Fall Nr. 5. 

Nr. 5 :  

B. , zur Tatzeit 30 Jahre alt , geschieden , ein Kind , hatte 
vor dem Göttinger Bahnhof eine Geldbörse mit einem Inhalt 
von 345 , - DM gefunden. Diese Geldbörse hatte er nicht beim 
Fundbüro abgeliefert. B .  war deshalb wegen einer Unterschla­
gung verurteilt worden. 

Der Auszug aus dem Bundeszentralregister wies insgesamt 
8 Eintragungen auf , darunter 5 Verurteilungen zu Frei­
heitsstrafe ,  die wegen Diebstahls , Betrugs sowie wegen 
zahlreicher Verkehrsdelikte ergangen waren. Als Rückfall­
voraussetzungen zogen sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch der Strafrichter eine Verurteilung wegen Diebstahls , 
fahrlässiger Trunkenheit im Straßenverkehr und wegen fahr­
lässigen Vollrauschs zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 8 
Monaten und eine Verurteilung wegen Betrugs im Rückfall 
zu einer Freiheitsstrafe von 6 Monaten heran ; bei der zwei­
ten Verurteilung war die Strafe zunächst zur Bewährung 
ausgesetzt worden , die Strafaussetzung war j edoch widerru­
fen worden . Zur Anwendung des § 48 und insbesondeie zur Be­
rücksichtigung des Betrugs führte das Gericht aus: " Bei der 
Strafzumessung ist von dem erhöhten Strafrahmen des § 48 
StGB auszugehen . Denn der Angeklagte hat die Tat begangen , 
nachdem er schon mehr al� zweimal wegen vorsätzlicher 
Straftaten bestraft worden ist und insgesamt mehr als 3 
Monate Freiheitsstrafe wegen dieser Taten verbüßt hat. Dem 
Angeklagten ist vorzuwerfen , daß er sich diese Verurtei­
lungen nicht hat zur Warnung dienen lassen , denn auch die 
früheren Verurteilungen erfolgten zum Teil wegen Eigentums­
bzw. Vermögensdelikten. Eine Rückfallverj ährung im Sinne 
des § 48 IV StGB ist nicht eingetreten , . . .  " 

B. wurde zu einer Freiheitsstrafe mit Bewährung in Höhe 
von 6 Monaten verurteilt. 

Angesichts der zahlreichen Kriterien , die in den Entschei­

dungen der Obergerichte und in der Literatur angeführt wer­

den , um das Vorliegen eines "inneren Zusammenhangs" als Vor­

aussetzung für die Erfüllung der materiellen Rückfallvoraus­

setzung bei ungleichartigen Delikten festzustellen , hätte 

auch in den Entscheidungen der Untergerichte ein häufigeres 
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Eingehen auf diese Gesichtspunkte erwartet werden können. 
Für die Untergerichte scheinen j edoch Kriterien wie "inne­
rer Zusammenhang" , "kriminologisch faßbarer Zusammenhang" 
oder "kriminelle Kontinuität " keine Rolle zu spielen. So­
fern sie in ihren Urteilen überhaupt Ausführungen zu ihren 

Entscheidungskriterien machen , nehmen sie auf Gesichtspunk­
te Bezug, die , wie der strafrechts systematische Zusammen ­
hang , leicht feststellbar und nachprüfbar sind. 

2 . J. 2. 2. Die Begründungen für die Nichtanwendung des § 48 

Im folgenden soll näher auf die Ausführungen eingegangen 

werden , mit denen die Gerichte im Urteil die Nichtanwen-

dung des § 48 begründen. Wie Tab. 45 deutlich macht , ent­
halten die Urteile in dieser Hinsicht nur sehr selten ir­

gendwelche Ausführungen. Von den insgesamt 85 Fällen , in  

denen die Gerichte § 48 nicht anwandten , wurden in 77 Fäl­
len (90 , 6  % )  keine Gründe für die Nichtanwendung mitge­

teilt , obwohl § 48 nach den Auswahlkriterien für die Stich­
probe in sämtlichen Fällen von seinen formellen Vorausset­
zungen her anwendbar gewesen wäre. Dabei wurden sowohl die 
Fälle , in denen§ 48 gar nicht angesprochen wurde , als 
auch die Fälle , in denen die Nichtanwendung mit inhalts­

leeren Formeln "begründet" wurde ("Die Voraus setzungen des 
strafschärfenden Rückfalls gern. § 48 StGB konnten aufgrund 

der bisherigen Vorverurteilungen nicht eindeutig festge­

stellt werden. ") , als "ohne Nennung von Gründen " gewertet. 
Wie Tab. 45 weiter deutlich macht , ist die Häufigkeit der 

Mitteilung von Gründen im Urteil davon abhängig , ob§ 48 

angeklagt wird (Untersuchungsgruppe) oder nicht (Vergleichs ­
gruppe ) 1 ) . In der Untersuchungsgruppe wurde i n  6 Fällen 
eine Begründung für die Nichtanwendung von§ 48 gegeben , in 
der Vergleichsgruppe waren es dagegen nur 2 Fälle. 

1 )  Dieser Umstand spielte für die Häufigkeit der Mitteilung 
von Gründen bei der Anwendung des § 48 (2. J. 2. 1. ) keine 
Rolle ; die entsprechenden Werte lauten hier r h " =  0 , 01 ;  
n. s. P 1 
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Tab. 45 : Begründung der Nichtanwendung des § 48 

Anklage 

§ 48 + 
(n = 21-)  

§ 48 -
(n = 64) 

insges. 
(n = 85 ) 

Urteil 
ohne Grde. mit Grden. 

71 , 4  28 , 6  

96 , 9  3 ,  1 

90 , 6  9 , 4  

r h " = 0 , 33 (Yates) ; p < 0 , 01 p l 

Die Beobachtung , daß in immerhin 15 Fällen der Untersu­

chungsgruppe die Gerichte keine Begründung dafür gaben , 
warum sie bei der Strafzumessung§ 48 nicht anwendeten , 
stimmt bedenklich. Hat nämlich die Staatsanwaltschaft§ 48 
mit angeklagt , so handelt es sich dabei um einen "vom 

Strafgesetz besonders vorgesehenen" straferhöhenden Um­

stand , der als in der Verhandlung behauptet anzusehen 
ist 1) . Gern. § 267 II StPO muß das Gericht in den Urteils­
gründen auf diesen Umstand eingehen , wobei es darlegen 
muß ,  ob er gegeben ist oder aufgrund welcher tatsächlicher 
oder rechtlicher Uberlegungen er entfällt 2) . In den 15 
Fällen ist das nicht oder nur formelhaft geschehen. Hier 

tritt eine Praxis zutage , die mit dem Gesetz nicht zu ver­
einbaren sein dürfte. 

Bei den Gründen , die die Gerichte für die Nichtanwendung 

von§ 48 im Urteil anführten , handelte es sich in 5 Fällen 
(62 , 5  % )  um formelle , in 3 Fällen (37 , 5  % )  um materielle 
Gründe. 

1) L-R-Gollwitzer 197 8 , § 267 Rn. 53 , 48 ; Kleinknecht 1979 , 
§ 267 Rn. 14. 

2) L-R-Gollwitzer 197 8 , § 267 Rn. 52. 
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Unter den formellen Gründen dominierte mit 3 Fällen das 
Fehlen der für die Anwendung von§ 48 erforderlichen Vor­
verbüßungszeit von 3 Monaten Freiheitsstrafe (§ 48 I 1 
Nr , 2) . Sämtliche 3 Fälle entstammten der Untersuchungs­

gruppe, deren Auswahlkriterium die Anwendung von§ 48 
durch die Staatsanwaltschaft war. Die in diesen 3 Fällen 

zutage tretende unterschiedliche Beurteilung der Vorver­
büßungszeit durch Staatsanwaltschaft und Gericht resul­
tierte in 2 Fällen daraus, daß für die Anwendung von§ 48 
ein früheres Urteil herangezogen wurde, in dem mehrere 

realkonkurrierende Taten abgeurteilt worden waren ; die 
Staatsanwaltschaft hatte hier nicht darauf geachtet, daß 

die Einzelstrafen, die bei der Anwendung des § 48 berück­
sichtigt wurden, die 3 - Monats-Grenze noch nicht erreicht 
hatten. In einem weiteren Fall hatte die Staatsanwalt­

schaft in zwei Anklagen dem Täter j e  eine Straftat gern, 
§ 21 I StVG vorgeworfen ; die dreimonatige Vorverbüßungs­

zeit lag zwischen diesen beiden Taten, weshalb § 48 auch 

nur in der zweiten Anklage angewandt worden war. Das Ge­

richt nahm hier zwischen den beiden Taten Fortsetzungszu­
sammenhang an ; folglich durfte die nach dem ersten Einzel­
akt liegende VorverbüBungszeit nicht mehr berücksichtigt 

werden. 

Zu den übrigen formellen Gründen, die die Gerichte zur 

Nichtanwendung von§ 48 anführten, gehörten der Eintritt 

der Rückfallverjährung (§ 48 IV, ein Fall der Vergleichs­
gruppe) und die ' Nichtvorsätzlichkeit einer der herange­
zogenen Vortaten (§ 48 I 1 Nr. 1, ein Fall der Untersuchungs­
gruppe ) , 

Eine Systematisierung der Gründe, die die Gerichte in ma­
terieller Hinsicht anführten, ist wegen der geringen Fall­
zahlen nicht möglich. Hierzu gehörte ein Fall, in dem der 
Täter an dem Geld seines Freundes eine Unterschlagung be­

gangen hatte, das dieser ihm zur Aufbewahrung gegeben hatte. 
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Das Gericht lehnte hier die Anwendung des § 48 mit der Be­
gründung ab , die Unterschlagung sei als eine Gelegenheits­
tat zu werten. In einem anderen Fall war der Täter wegen 
eines versuchten schweren Diebstahls im Rückfall angeklagt 

worden. Die früheren Verurteilungen waren ebenfalls wegen 
schweren Diebstahls sowie wegen einer Beförderungserschlei­

chung ergangen. Das Gericht war hier der Auffassung , die 
Beförderungserschleichung sei "mit den Einbruchsdiebstäh­
len rechtsethisch nicht vergleichbar". In dem dritten Fall 

hatte schon die Staatsanwaltschaft auf die Anwendung des 

§ 48 verzichtet. In den Akten fand sich hierzu folgender 
Vermerk: "Rückfallvoraussetzungen werden verneint mit Rück­
sicht auf die verminderte Schuldfähigkeit und da letzte 

einschlägige Vortat im Jahre 196 9 /70 begangen. Eine Uber­
prüfung der formellen Voraussetzungen erübrigt sich daher." 
Auch das Gericht lehnte die Anwendung des § 48 ab mit der 

Begründung , der Angeklagte sei bei der Tat erheblich ange­
trunken gewesen, die Vorstrafen hätten deshalb ihre Warn­
funktion nicht entfalten können. 

Nr. 6 :  

A. war, als er die Tat beging , 22 Jahre alt. Er war ledig 
und lebte noch mit seiner Mutter zusammen. A. hatte die 
Sonderschule besucht und war nach deren Abschluß verschie­
dentlich als Hilfsarbeiter tätig gewesen. Zur Tatzeit war 
A. arbeitslos. 

Am Tattag besuchte ihn sein Freund , der endgültig sein El­
ternhaus verlassen wollte. Zu diesem Zweck hatte er von 
seinem Sparbuch 6. 500 ,- DM abgehoben. Den größten Teil 
dieses Geldes gab er A. zur Aufbewahrung. Anschließend gin­
gen beide zusammen in eine Kneipe und begannen zu trinken ; 
zur Tatzeit hatte A. einen Blutalkoholgehalt von 1 , 31 0 / 0 0 .  
Zwischenzeitlich verließ A. die Gaststätte,  ging nach Hau­
se zurück und nahm das Geld ( ca. 6. 000 , - DM) an sich. Nach­
dem er das getan hatte, kehrte er in die Gaststätte zurück , 
erzählte seinem Freund aber nicht , wo er gewesen war .  Als 
der Freund noch eine weitere Gaststätte aufsuchen wollte, 
fand A. eine passende Gelegenheit sich abzusetzen. Er hatte 
vor , zu einer Bekannten nach Berlin zu fahren, wurde aber 
noch auf dem Gö ttinger Bahnhof festgenommen. 

A. wurde vor dem Schöffengericht in Göttingen wegen einer 
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Unterschlagung im Rückfall ( § §  246, 48 ) angeklagt. Die for­
mellen Rückfallvoraussetzungen waren erfüllt ; A. war be­
reits dreimal wegen Diebstahls und anderer Delikte zu einer 
nicht zur Bewährung ausgesetzten Jugendstrafe verurteilt 
worden. Gleichwohl lehnte das Gericht die Anwendung des 
§ 48 ab. Hierzu führte es aus: "Trotz der einschlägigen 
Vorverurteilungen liegen die Rückfallvoraussetzungen des 
§ 48 StGB aufgrund der besonderen Umstände des vorliegen­
den Falles nicht vor. Die neue Straftat ist insbesondere 
dadurch gekennzeichnet, daß der geistig zurückgebliebene 
Angeklagte in alkoholisiertem Zustand der für ihn großen 
Versuchung nicht widerstand, sich die in seinem Besitz be­
findliche hohe Summe zuzueignen. Diese Unterschlagung ist 
daher als Gelegenheitstat zu werten, welche in keinem enge­
ren Zusammenhang mit den früheren einschlägigen Verurtei­
lungen steht." 

A. wurde zu einer Freiheitsstrafe in Höhe von 6 Monaten 
verurteilt. Die Freiheitsstrafe wurde zur Bewährung aus­
gesetzt. 

2.3 . 2.3 . Die Bewährung der Anwendung des § 48 in der Rechts­
mittelinstanz 

Die bei der Strafzumessung genannten Gründe dafür, warum 
die Gerichte § 48 anwenden oder nicht, können schließlich 
dadurch verdeutlicht werden, daß in die Betrachtung die Be­
gründungen mit einbezogen werden, mit denen in der Rechts­

mittelinstanz die Entscheidungen der erstinstanzlichen Ge­

richte zur Anwendung von§ 48 aufgehoben werden. Die Be­
schränkung auf die abweichenden Entscheidungen in der 
Rechtsmittelinstanz ergibt sich aus der Uberlegung, daß 
sich die Berufungs- und Revisionsgerichte bei bestätigen­

den Entscheidungen in der Regel auf die gleichen Erwägun­
gen stützen werden, die bereits im Urteil der 1 .  Instanz 
aufgeführt wurden. 

Von den insgesamt 301 Verfahren der Stichpröbe, die durch 
ein Urteil abgeschlossen wurden (einschl. Sicherungsver­
fahren und Freisprüche ) ,  wurden 259 Verfahren (86, 0 % )  
durch ein rechtskräftiges erstinstanzliches Urteil abge­
schlossen. Hierzu wurden auch die Fälle gezählt, in denen 
gegen das Urteil der 1 .  Instanz Berufung eingelegt wurde, 
in denen aber die Berufung verworfen wurde, weil der Ange-
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klagte entweder nicht zur Hauptverhandlun g erschienen war 
(§ 329 StPO) oder spätestens bis zur Hauptverhandlung das 
Rechtsmittel zurückgenommen hatte (§ 302 StPO ) .  Nur in 42 
Fällen (14 , 0 % )  fand eine neue Hauptverhandlung statt , die 
sich in der Mehrzahl der Fälle auf das Strafmaß , die Be­
währun gsfrage oder die Anordnung von Maßregeln beschränkte 
(§ 318 StPO ) . 

Von diesen 42 Verfahren , in denen die Rechtsmittelinstanz 
ein neues Sachurteil erlies , ergaben sich in 38 Fällen 
(90 , 5  % )  keine Änderungen in der Art und Weise , wie § 48 
angewandt wurde. In den verbleibenden 4 Fällen (9 , 5  % !  wur­
de die Frage der Anwendbarkeit von § 48 im Gegensatz zur 
Entscheidung der 1. Instanz verneint. In der Stichprobe be­
fand sich kein Fall , in dem§ 48 entgegen der Entscheidung 
der 1. Instanz von den Rechtsmittelgerichten angewandt wor­
den wäre 1 ) , 

Die Gründe für die Ablehnung der Anwendung von§ 48 in der 
Rechtsmittelinstanz waren sowohl formeller als auch mate­

rieller Natur. 

In einem Fall hatten sowohl die Anklageschrift als auch 
das Urteil der 1. Instanz § 48 an gewandt , obwohl es sich 
bei der Tat um eine fahrlässige Trunkenheitsfahrt gern. 

§ 316 II (in Tatmehrheit mit Widerstand gegen Vollstrek­
kungsbearnte , § 113) handelte. Nach§ 48 I 1 muß die Rück­
falltat dagegen vorsätzlich begangen sein . 

In zwei weiteren Fällen lehnte das Rechtsmittelgericht die 
Anwendung des § 48 deshalb ab , weil die Vortaten zu der 
Rückfalltat nicht in einem solchen Zusammenhang standen , 
daß von den früheren Verurteilungen für die Rückfalltat 
eine Warnungswirkung ausgehen konnte. Dabei wurde in dem 
einen Fall ein Zusammenhang zwischen einem Zechbetrug , be­
gangen am Tag einer früheren Entlassung aus dem Strafvoll­
zug , und einer Unterschlagung (Rückfalltat) , in dem ande­
ren Fall zwischen zwei kleineren Betrügereien und einem 
Einbruchsdiebstahl (Rückfalltat) verneint. 

1) Einzige Ausnahme war in dieser Hinsicht ein Verfahren , 
in dem mehrere Personen angeklagt waren. Für die Aus­
wertung dieses Verfahrens wurde j edoch eine andere Per­
son zugrunde gelegt als die , der gegenüber in der Rechts­
mittelinstanz erstmals § 48 angewandt wurde. 
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In dem vierten Fall war aus den Akten nicht ersichtlich , 
warum die Anwendung des § 48 in der 2. Instanz abgelehnt 
worden war . Die Tatsache , daß die kleine Strafkammer § 48 
nicht angewandt hatte , drückte sich dabei in dem Straf-
maß aus : sie verhängte für drei idealkonkurrierende Taten 
eine Freiheitsstrafe von 5 Monaten , während der Strafrich­
ter für die gleichen drei Taten in Realkonkurrenz eine Ge­
samtfreiheitsstrafe von 1 2 Monaten verhängt hatte. Allein 
der Auszug aus dem Bundeszentralregister legte in diesem 
Fall die Annahme nahe , daß der Strafrichter bei der Anwen­
dung des § 48 eine Verurteilung wegen Sachbeschädigung zu 
Dauerarrest berücksichtigt hatte. Hierbei hätte es sich 
nicht um �ine Verurteilung " zu Strafe" ( §  48 I 1 Nr. 1) ge­
handelt 1 ; ,  so daß § 48 nicht hätte angewandt werden dür­
fen. Es gehen j edoch weder das Urteil des Strafrichters 
noch das der kleinen Strafkammer auf diese Fragen ein. 

Die Anzahl der in dieser Hinsicht auswertbaren Verfahren 
ist sicherlich zu gering , um aus ihnen irgendwelche Schluß­

folgerungen ableiten zu können. Es scheint j edoch in der 
Rechtsmittelinstanz in bezug auf die Anwendung des § 48 

eine abschließende Selektion2 ) stattzufinden , indem die 
Zahl der auf der erstinstanzlichen Ebene festgestellten An­
wendungsfälle (n = 21 1) um n = 4 Fälle (1 , 9  %) reduziert 
wird. Dabei scheinen die Rechtsmittelgerichte die Anwen­
dungsfreudigkeit der erstinstanzlichen Gerichte insbeson­
dere bei ungleichartigen Vortaten eher zu beschränken als 
zu fördern , indem sie darauf hinweisen , daß nicht j eder 

strafrechtssystematische Zusammenhang zwischen den Taten 
ausreicht , um den erhöhten Schuldvorwurf erheben zu kön­

nen. 

2 . 3. 3. Der Einfluß verschiedener Faktoren auf die Anwen­
dung des § 48 

Wie die Ausführungen in den vorangegangenen Abschnitten ge­
zeigt haben , lassen sich den Urteilsgründen im Regelfall 

1 )  S/S-� 1 980 , § 48 Rn. 5 ;  La ckner 1981 , § 48 , 2a. 
2 ) Vgl. dazu auch oben 2. 2. 1. 
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keine konkreten Hinweise darauf entnehmen , warum die all­
gemeine Rückfallvorschrift angewandt bzw . nicht angewandt 

wird . Dieses Ergebnis dürfte die Notwendigkeit dafür unter­
streichen, auf statistischem Weg die Einflußfaktoren für 
die Entscheidung der Gerichte über die Anwendung bzw. Nicht­
anwendung des § 48 zu ermitteln . 

2. J . J . 1 . Hypothesenprüfung 

Uber die Einflußfaktoren , die aus theoretischer Sicht für 
die Entscheidung zur Anwendung des § 48 am bedeutsamsten 

erschienen, waren drei Hypothesen aufgestellt worden . Sie 
bezogen sich auf die Schwere der Tat , die soziale Integra­
tion des Täters und seine Vorstrafenbelastung . Die Hypo­
thesen bringen dabei die Erwartung zum Ausdruck , das Ge­

richt berücksichtige diese Umstände in der j eweils ange­

gebenen Art und Weise . Die Gültigkeit dieser Hypothesen 
soll im folgenden anhand des Untersuchungsmaterials ge­
prüft werden . 

2 . J . J . 1.1 .  Die Schwere der Rückfalltat 

Hypothese 1 :  
Je leichter das Delikt ist , das von einem 

Rückfalltäter begangen wird , desto häufiger 
wird§ 48 angewandt. 

Mit dieser Hypothese wird auf die Uberlegung Bezug genom­
men , daß sich die Anwendung der allgemeinen Rückfallvor­

schrift umso stärker auf die Höhe der verhängten Freiheits­
strafe auswirkt , j e  leichter die abgeurteilte Tat ist. Es 

wird davon ausgegangen , daß die Gerichte bei ihrer Ent­
scheidung über die Anwendung bzw. Nichtanwendung des § 48 

die Konsequenzen, die sich aus der Anwendung für die Straf­
höhe ergeben, berücksichtigen. Dabei wird erwartet , daß 

die Gerichte § 48 gerade um seiner Rechtsfolge willen an-
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wenden, etwa weil sie gegenüber einem Rückfalltäter in j e­
dem Fall die Verhängung einer wenigstens sechsmonatigen 
Freiheitsstrafe für erforderlich halten. Um dieses Ziel , 
die Verhängung einer wenigstens sechsmonatigen Freiheits­

strafe , zu erreichen , ist es bei leichten Delikten eher 
als bei schweren Delikten notwendig , die allgemeine Rück­

fallvorschrift anzuwenden. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung zu Hypothese 1 können 
Tab. 46 entnommen werden. Tab. 46 ma cht zunächst noch ein­
mal deutlich, daß § 48 in der gesamten Stichprobe in n = 211 
(71,3  % )  angewandt und in n = 85 Fällen (28 , 7  % ) nicht an­

gewandt wurde (Tab. 46 , unterste Zeile ) .  Vergleicht man 
für die einzelnen Indexwerte , die die Schwere der Rückfall­
tat in dem an der gesetzlichen Höchststrafe orientierten 
Schwereindex angeben , die Abweichungen der Prozentzahlen 
von diesen Durchschnittswerten , so zeigt sich kein einheit­
liches Bild. In den Gruppen mit den Indexwerten 1 ,  3 und 
15 kann ein Uberwiegen der Nichtanwendungsfälle , in den 
Gruppen 2 ,  5 und 10 ein Uberwiegen der Anwendungsfälle 

festgestellt werden. Eine kontinuierliche Abnahme des An­
teils der Anwendungsfälle bzw. Zunahme des Anteils der 
Nichtanwendungsfälle , wie es dem in Hypothese 1 formulier­

ten Zusammenhang entsprechen würde,  läßt sich nicht beob­
achten. Die Untersuchungsergebnisse bestätigen vielmehr 
den umgekehrten Zusammenhang : j e  schwerer das Delikt ist , 
das von einem Rückfalltäter begangen wird , desto häufiger 

wird § 48 von den Gerichten angewandt. Verwendet man zur 
Hypothesenprüfung den von Schöch vorgeschlagenen Schwere­
index , so zeigt sich ein ähnlich·er Zusammenhang 1) . Hypo­
these 1 muß danach als dur ch die Untersuchungsergebnisse 
widerlegt angesehen werden. Nicht mit zunehmender Leichtig­
keit , sondern mit zunehmender Schwere der Rückfalltat 
steigt die Anwendungswahrscheinlichkeit der allgemeinen 

Rückfallvorschrift. 

1 )  cccorr 0 , 29 ;  p < 0 , 01 .  
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Tab . 46 : Der Einfluß der Deliktschwere 

Schwereindex § 48 + § 48 - S�gn. 1) (Höchststrafe) n % n % Niv. 

1 3 2  6 1 ,  5 20 38 , 5  0 ,  1 

2 30 83 , 3  6 16 , 7  0 ,  1 

3 19  48 , 7  20 5 1, 3 0 , 00 1  

5 65 73 , 0  24 27 , 0  n. s. 

7 ,  10 58 85 , 3  10 14 , 7  o ,  0 1  

1 1  , 1 5 7 58, 3 5 4 1 ,  7 n. s. 

insgesamt 211 7 1 ,  3 85 28 , 7  

C C  corr 0 , 3 7 ;  p < 0 , 00 1  

1 )  Das Signifikanzniveau bezieht sich auf die Unterschiede 
j eweils einer Reihe im Vergleich mit der Summe aller 
übrigen Reihen. 

Für die Beurteilung dieses Ergebnisses erscheint es sinn­
voll , die Mehrfeldertafel von Tab. 46 in sechs Vierfelder­
tafeln zu zerlegen, in denen die beiden Werte einer Reihe 
j eweils der Summe der restlichen Spaltenwerte gegenüber­
gestellt werden. Mit diesem Verfahren kann festgestellt 
werden, welche Gruppen von Schweregraden sich von den üb­
rigen Gruppen besonders deutlich unterscheiden. In den auf 
diese Weise geschaffenen sechs Vierfeldertafeln werden Sig­
nifikanztests 1) durchgeführt. In der rechten Spalte von 
Tab. 46 sind die Ergebnisse dieser Signifikanztests abzule­
sen. Zur Verdeutlichung von Tendenzen werden hier auch die­
j enigen nicht signifikanten Ergebnisse ausgewiesen, bei 
denen das Signifikanzniveau bei 10 % liegt. 

Die Ergebnisse dieser zusätzlichen Signifikanzberechnungen 
machen deutlich , daß der aus der Mehrfeldertafel ermittel­
te Zusammenhang ( je  schwerer das Delikt ist , desto häufiger 
wenden die Gerichte § 48 an) im wesentlichen durch zwei 
Gruppen von Delikten determiniert ist : die Delikte mit dem 
Indexwert 3 und die Delikte mit dem Indexwerten 7 und 10. 
Unter den Delikten , die den Indexwert 3 haben, sticht da-
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bei besonders der Tatbestand der Verletzung der Unterhalts­
pfli cht (§ 170 b) hervor (n = 20 Fälle) , während die De­
liktsgruppe mit den Indexwerten 7 und 1 0  ausschließlich 
durch solc he Verfahren gebildet wird ,  denen ein Diebstahl 
in einem besonders schweren Fall (§ 243) zugrunde liegt 
(n = 68) . Der in Tab. 46 erkennbare Zusammenhang ist da­
nach im wesentli chen darauf zurückzufüh ren , daß § 48 bei 
Verletzung der Unterhaltspfli cht besonders selten und beim 
schweren Diebstahl besonders häufig angewandt wird . 

Die überzufällig häufige bzw . seltene Anwendung des § 48 
bei diesen beiden Delikten wurde an anderer Stelle 1 ) mit 
ihrer unte rsch iedli c hen Stellung im Verlauf einer kriminel­
len Karriere zu erklären versucht. Daraus ließe si ch fol­
gern ,  daß es für die Anwendung des § 48 offenbar nicht auf 
die Eigenschaften der isoliert betrachteten Rückfalltat , et­
wa ih re Schwere , ankommt . Der aus der Norminterpretation 
des § 48 gewonnene Gesichtspunkt , die Schwere der Rückfall­
tat habe wegen der untersc hiedli c hen Auswirkungen der An­
wendung einen gewissen Einfluß auf die Anwendungswahr schein­
lichkeit ,  scheint in der praktischen Handhabung dieser Vor­
sc hrift dur ch die Geri c hte keine Rolle zu spielen . Statt­
dessen scheint die Anwendung des § 48 vor allem davon abzu­
hängen , welchen Stando rt die Rückfalltat innerhalb der Ent­
wicklung einer kriminellen Karriere einnimmt , etwa ob das 
Verhältnis der Rückfalltat zu den Vortaten als homotrop 
oder polytrop anzusehen ist . 

Die Annahme , für die Anwendung des § 48 komme es nicht auf 
die Eigenschaften der isoliert betrachteten Rü ckfalltat , 
sondern auf die zwischen den Vortaten und der Rückfalltat 
bestehende Beziehung an , würde bedeuten ,  daß es si ch bei 
dem in Tab . 46 festgestellten Zusammenhang , der mit C C  
= 0 , 3 7  immerh in eine mittlere Stärke aufweist , um einec o rr 

S cheinkorrelation handelt . Eine Scheinkorrelation würde 
dann vorliegen , wenn der Zusammenhang zwischen der Delikts­
schwere und der ( N i c ht-) Anwendung des § 48 durch eine drit­
te Variable determiniert werden würde 2) . Als derartige 
Moderatorvariable kommt die Einschlägigkeit der früheren 
Delikte in  Betracht , denn zum einen handelt es si c h hier­
bei um das Merkmal , mit dessen Hilfe sich die im Hinbli c k 
auf die Häufigkeit der Anwendung des § 48 zwischen§ 170 b 
und§ 243 bestehenden Unterschiede am besten erklären las­
sen , zum anderen wird die Einschlägigkeit der Vortaten auch 
in den Urteilen häufig zur Begründung der Anwendung des 

§ 48 herangezogen. Dieses Merkmal könnte dann eine Schein­
korrelation zwisc hen der Deliktsschwere und der (Nicht-) An-

1 )  S. o. 2. 1. 
2) Mayntz et al. 1978 , 200 ff. 
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wendung des § 48 aufdecken , wenn sie die Ausprägung beider 
Variablen beeinflussen würde, Mit der Anzahl der Verurtei­
lungen wegen einschlägiger Delikte müßten dann sowohl die 
Schwere der Rückfalltat als auch die Häufigkeit der Anwen­
dung des § 48 zunehmen. 

Um zu ermitteln, ob es sich bei dem in Tab . 46 festgestell­
ten Zusammenhang um eine Scheinkorrelation handelt , wurde 
in der folgenden Weise verfahren. Das Merkmal der Delikts­
schwere wurde , um ausreichende Besetzungszahlen sicherzu­
stellen , in den Randbereichen zusammengefaßt und auf drei 
Merkmalsausprägungen reduziert (1 - J ,  5 ,  7 . - 15) ,  Die 
Stärke des Einflusses dieses Merkmals auf die Anwendung 
des § 48 wurde geringer 1) ; aus den Prozentzahlen ergab 
sich j edoch noch deutlicher , als es in Tab. 46 der Fall 
war , daß die Häufigkeit der Anwendung des§ 48 mit zuneh­
mender Deliktsschwere ansteigt. Die Moderatorvariable wur­
de dichotomisiert , indem j eweils keine bis zwei sowie drei 
oder mehr Sanktionen wegen einschlägiger Delikte zu einer 
Gruppe zusammengefaßt wurden. Diese Dichotomisierung wurde 
deshalb gewählt , weil sich zeigte , daß die Häufigkeit der 
Anwendung des § 46  erst bei drei einschlägigen Vortaten 
deutlich zunahm 2 ) ,  Für die Moderatorvariable ließ sich 
nicht nur ein Einfluß auf die Anwendung des § 48 , sondern 
auch auf das Merkmal der Deliktsschwere feststellen : bei 
bis zu zwei einschlägigen Vortaten traten häufiger leich-
te als schwere Rückfalltaten auf ,  bei drei oder mehr ein­
schlägigen Vortaten war das Verhältnis von l�ichten zu 
schweren Rückfalltaten nahezu ausgeglichen 3 ! ,  

Anhand von Tab. 47 kann der Einfluß der Deliktsschwere auf 
die Anwendung von§ 48 bei Konstantsetzung der beiden Aus­
prägungen der Moderatorvariable festgestellt werden, Tab. 
47 fällt in zwei Teiltabellen. Die linke Teiltabelle , bei 
der der Täter bis zu zwei Sanktionen wegen einschlägiger 
Delikte aufweist , zeigt , daß die Deliktsschwere nicht zu 
signifikanten Unterschieden bei der (Nicht-) Anwendung des 

§ 48 führt. Die rechte Teiltabelle , deren Voraussetzung 
drei oder mehr Sanktionen wegen einschlägiger Delikte sind , 
bestätigt dagegen den Zusammenhang , der sich auch schon 
aus Tab. 46 ergeben hatte : j e  schwerer das Delikt ist , das 
von einem Rückfalltäter begangen wird , desto häufiger wird 

§ 48 von den Gerichten angewandt. Dabei weist der Korrela­
tionskoeffizient auf einen sehr viel stärkeren Zusammen­
hang hin , als er sich ergibt , wenn man di� Zahl der ein­
schlägigen Vortaten außer Betracht läßt 4 J ,  

1 ) CC = 0 , 22 ;  p < 0 , 05.  corr 
2) rphi

= 0 , J0 ;  p < o ,  001 ; vgl. dazu auch s .  255 

3 )  CC = 0 , 29 ;  p < o ,  01. corr 
4) Vgl. dazu oben Fn. 1 )  
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Tab. 47 : Der Einfluß der Deliktsschwere bei Einschlägig­
keit früherer Taten 

Schwere-
index 
( Höchst-
strafe) 

1 - 3 

5 

7 - 15 

insges. 

Zahl der einschl. 
Vortaten: 0 - 2 

§ 48 + § 48 -
n % n % 

41 59 , 4  28 40 , 6  

14 46 , 7  16 53 , 3  

1 4 53 , 8  12 46 , 2  

69 55 , 2  5 6  44 , 8  

cccorr 0 , 1 5 ;  n . s. 

Zahl der einschl. 
Vortaten: 3 ad. mehr 

§ 48 + § 48 -
n ·  % n % 

40 69 , 0  18 31 , 0 

5 1  86 , 4  8 13 , 6  

5 1  94, 4  3 5 , 6 

1 42 83 , 0  29 17 , 0  

C C corr 0 , 38 ;  p <. C , 01 

Diese Ergebnisse machen zunächst deutlich , daß zwischen der 
Deliktsschwere und der (Nicht -) Anwendung des § 48 j edenfalls 
keine Scheinkorrelation besteht. Eine Scheinko rrelation hät ­
t e  sich darin geäußert , daß die Korrelationskoeffizienten 
beider Teiltabellen in Tab. 47 nahe oder gleich Null gewe­
sen wären , da sich der in Tab. 46 festgestellte Zusammen­
hang nicht mehr hätte auswirken können , wenn die Moderat or­
variable in ihren Auswirkungen konstant gehal ten wird 1 ) . 

Aus Tab. 47 ergibt sich dagegen , daß die Schwere der Rück­
falltat ein Umstand ist , der von den Gerichten bei der Ent ­
scheidung über die Anwendung des § 48 tatsächlich berück­
sichtigt wird , wenngleich dies auch nur untei bestimmten 
Umständen geschieht .  Die Ergebnisse von Tab . 47 legen die 
Schlußfolgerung nahe , daß die Deliktsschwere , die einschlä­
gigkeit der früheren Taten und die Anwendungshäufigkett 
des § 48 in einem multikausalen Zusammenhang stehen 2 J ,  Die 
T� tsache , daß in der linken Teiltabelle kein signifikanter 
Unterschied zwischen Anwendung und Nichtanwend�ng festge­
stellt werden k onnte , deutet dabei darauf hin , daß die bei­
den unabhängigen Variablen "nicht-additiv" wirken. Das be-

1 )  Mayn t z  et al. 1978 , 201 f. 
2) Allerd ngs ist einschränkend darauf hinzuweisen , daß 

hier d e  beiden unabhängigen Variablen untereinander 
abhäng g sind ; vgl. dazu S. 247 Fn. 3)  
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deutet , daß der hier untersuch te einzelne Faktor , die De­
liktsschwere , nur dann eine Wirkung auf die Anwendungshäu­
figkeit des § 48 ausübt , wenn er gemeinsam mit einer be­
stimmten Ausprägung der anderen unabhängigen Variablen,  
nämlich mindestens drei einschlägigen Vertaten auftritt. 

zusammenfassend läßt sich also folgendes sagen. Nach den 

Ergebnissen dieser Untersuchung muß Hypothese 1 zurückge­
wiesen werden. Nich t j e  leichter , sondern j e  schwerer das 

Delikt ist , das von einem Rückfalltäter begangen wird , 
desto h äufiger wird § 48 von den Gerich ten angewandt, Die­
se Aussage ist j edoch nur unter bestimmten Randbedingungen 

wirksam. Sie gilt nur dann,  wenn der Rückfalltäter wenig­
stens schon dreimal wegen eines einschlägigen Delikts 

strafrechtlich sanktioniert worden ist. Sofern diese Rand­

bedingung n i cht  erfüllt ist , besteht zwischen Deliktsschwe­
re und Anwend ungsh äufigkeit kein statistisch nachweisbarer 

Zusammenhang. 

2.3.J. 1. 2.  Der Grad der sozialen In tegration 

Hypothese 2 :  
Je weniger sozial in tegriert ein Rückfalltäter 

im Zeitpunkt der Tatbegehung ist , desto häufi­
ger wird§ 48 angewandt .  

Mit dieser Hypothese wird die Erwartung zum Ausdruck ge­

bracht , daß die Gerichte bei ihrer Entscheidung über die 

Anwendung bzw. Nich tanwendung des § 48 die spezialpräven ­
tive Zielsetzung der allgemeinen Rückfallvorschrift berück­

sichtigen . Es wird erwartet , daß die Gerichte § 48 deshalb 
anwenden, weil sie gegenüber sozial nicht integrierten Rück­

falltätern die Verhängung einer längeren Freiheitsstrafe 
zu ihrer Resozialisierung für erforderlich halten. 

Mit dem Begriff der sozialen In tegration wird die Einglie­
derung des Probanden in die für ihn wichtigsten sozialen 
Beziehun gsbereicte bezeichnet. Der Grad der sozialen In te­
gration eines Wiederholungstät ers kann durct einen I ndex-
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wert angegeben werden, der auf der Addition der Punktwer ­
te aufbaut, mit denen die Ausprägungen der drei Variablen 
persönliche Bindungen, Beschäftigungsverhält� is und Be­
ständigkeit des Wohnsitzes versehen werden 1 J .  Auf diese 
Weise erhält der Index einen möglichen Wertebereich von 
0 bis 9 Punkten, wobei 0 Punkte eine gute und 9 Punkte 
eine schlechte soziale Integration bedeuten 2) . Die Täter 

der hier untersuchten Stichprobe (n = 3 08) erzielten durch­
schnittlich x = 3 , 26 Punkte bei einer Standardabweichung 
von s = 2, 70. 

Tab. 48 enthält das Ergebnis dieser Untersuchung zu Hypo­
these 2. Die Prozentzahlen machen deutlich, daß die Nicht­
anwendung des § 48 im Bereich bis zu 3 Punkten dominiert, 
während sie im oberen Bereich (4 bis 9 Punkte) gegenüber 

der Anwendung des § 48 zurücktritt. Zwischen den beiden 

Variablen besteht allerdings nur ein schwacher Zusammen­

hang ( CCcorr
= 0, 26) . 

Ein ähnliches Ergebnis zeigt sich auch dann, wenn man die 
Mittelwerte des Indexes einander gegenüberstellt. In den 
211 Fällen, in denen die Gerichte § 48 anwandten, erziel-
ten die Rückfalltäter einen durchschnittlichen Indexwert 
von x = 3, 53 bei einer Standardabweichung von s = 2, 7 1 .  In 
den 85 Fällen, in denen die Gerichte § 48 nicht anwandten, 
erzielten sie einen Durchschnittswert von x = 2,41 bei einer 

Standardabweichung von s = 2, 30. Dieser Unterschied zwischen 
den Mittelwerten ist hochsignifikant (p < 0, 001) . 

Nach den Untersuchungsergebnissen kann Hypothese 2 daher 
als bestätigt angesehen werden ; der spezialpräventiven 

1 )  Diese drei Variablen korrelieren untereinander wie folgt : 
persönliche Bindungen - Beschäftigungssituation :  CC 
0, 3 7 ;  p < 0, 001 ; persönliche Bindungen - Beständigk��tr 

des Wohnsitzes : CCcorr=  0, 61 ;  p < 0, 001 ; Beschäftigungs­
situation - Beständigkeit des Wohnsitzes : CCcorr

= 0, 46 ; 
p < 0, 001.  Für die Berechnung der Korrelationen wurde 
die Variable "Beständigkeit des Wohnsitzes" dichotomi­
siert und die Variable "persönliche Bindungen" tricho­
tomisiert, um auf diesem Weg ausreichende Besetzungs­
zahlen zu erhalten. 

2) Siehe Anhang Nr. 6. 
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Tab. 48 Der Einfluß der sozialen Integration des Täters 

Indexwert für § 48 + § 48 -

soz. Integration n % n % 

0 (gut ) 50  65 , 8  26 34 , 2  

1 - 3 68 64 , 8  37  35 , 2  

4 - 6 54 76 , 1  17 23 , 9  

7 - 9 ( schlecht) 39 88 , 6  5 11 , 4  

insgesamt 211 71 , 3 85 28 , 7  

cccorr = 0 , 26 ;  p < 0 , 05 

Zielsetzung der allgemeinen Rückfallvorschrift ent spre­

chend übt der Grad der sozialen  Integration eines Rückfall­

täters au f die Anwendung des § 48 durch die Gerichte einen 
gewis sen Einfluß au s. Der in Hypothes e 2 zum Ausdruck ge­

brachte Zu sammenhang ist j edoch nur schwach au sgeprägt. 

2. 3. 3.1 . 3. Die Höhe der Vorstrafenbelas tung 

Hypothese 3 :  
Je  höher die Vorstrafenbelastung eines Rück­
falltäters ist , des to häufiger wird§ 48 an­
gewandt. 

Hypothe se 3 bringt die Erwartung zum Au sdruck , daß die Ge­
richte ihre Ent scheidung über die (Nicht-) Anwendung von 

§ 48 von der Höhe der Vorstrafenbelastung eines Täters ab­

hängig machen. Bei dem Begriff der Vors trafenbelastung 

handelt es sich zunächs t  nur um eine abs trakte Bezeichnung 
für eine Vielzahl von Strafzumessungstatsachen ,  die sich 
j eweils auf einzelne Aspekte der bisherigen Delinquenz 

eines Täters beziehen. Für die Prüfung von Hypothese 3 
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soll deshalb der Einfluß von vier Einzelmerkmalen unter­
sucht werden , nämlich der Zahl der bisherigen Sankt ionen, 
wobei die j ugendstrafrechtlichen Sanktionen, soweit mög­
lich, einbezogen werden, die Zahl der bisher verhängten 
Strafen, die Schwere der bislang begangenen Taten, wobei 
auf den Delinquenzbelastungsindex zurückgegriffen wird 1 )  

und die Zahl der bisherigen Sanktionen wegen einschlägiger 

Taten. 

Wie sich aus Tab. 49 entnehmen läßt, führt die zu Gruppen 
zusammengefaßte 2) Anzahl der bislang verhängten Sanktio­
nen nicht zu signifikanten Unterschieden bei der Entschei­
dung der Gerichte über die Anwendung oder Nichtanwendung 
des § 48 3 ) . Gleiches gilt für die zu Gruppen zusammen­
gefaßte Anzahl der bislang verhängten reinen Vorstrafen ; 
hier ergibt sich lediglich ein Zusammenhang von CCcorr = 
0 , 1 2 ;  der Unterschied zwischen den beiden Teilstichproben 
ist nicht signifikant. Zwar deutet die prozentuale Vertei­
lung j eweils an, daß die Anwendungswahrscheinlichkeit des 
§ 48 im unteren und im Mittelbereich mit der Anzahl der 

vorherigen Sanktionen bzw. Vorstrafen zunimmt. In beiden 
Fällen ist j edoch das Ergebnis noch nicht einmal auf dem 
10 % -Niveau signifikant, so daß sich daher, soweit diese 

beiden Merkmale als Indikatoren gewählt werden, Hypothese 

3 nicht bestätigen läßt. 

Ähnlich wie es bereits bei der Ermittlung der Relevanz der 

1 )  Siehe Anhang Nr. 8 

2) Eine Prüfung des Mittelwertunterschieds (t- Test) kann 
hier nicht stattfinden, da die Werte dieses Merkmals 
nicht normal verteilt sind, sondern einer linksschiefen, 
unimodalen und glockenförmigen Kurve folgen. 

3 )  Das gilt auch dann , wenn man in Tab. 49 die beiden Grup­
pen 11 - 1 5  und 16 - 28 Sanktionen zu einer Gruppe zu-
sammenfaßt (CC = 0,16 ; n . s.) . corr 
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Tab. 49: Der Einfluß der Zahl der bislang verhängten 
Sanktionen 

Zahl der 
Sanktionen 

2 - 4 

5 - 7 

8 - 1 0  

1 1  - 15 

1 6  - 28 

insgesamt 

§ 48 + 

n % 

39 65 , 0  

62 68 ,1 

53 72, 6 

39 84 , 8  

1 8  69, 2 

21 1 71 , 3  

cc corr = 0, 20 ; n.s . 

§ 48 -
n % 

21 35, 0 

29 3 1, 9  

20 27, 4 

7 1 5 , 2 

8 30, 8 

85 28, 7 

einzelnen Strafzumessungsfaktoren zu beobachten war, zeigt 
sich damit auc h  hier, daß die quantitative Komponente der 

Vorstrafenbelastung eines Wiederholungstäters für die Ent­

scheidung der Gerichte, § 48 anzuwenden, bedeutungslos ist. 
Die Anwendung erfolgt unabhängig davon, wie oft der Täter 
bislang sanktioniert oder bestraft worden ist. In bezug auf 
die Quantität der Vorstrafen dürfte das einzige Entschei­
dungskriterium der Gerichte die im Gesetz selbst enthalte-

ne formelle Voraussetzung sein, der Täter müsse wenigstens 
zweimal "zu Strafe verurteilt" worden sein (§ 48 I 1 Nr. 1 ) . 

Die qualitative Komponente der Vorstrafenbelastung wird 

durch den Delinquenzbelastungsindex ausgedrückt . Der Zusam­
menhang zwischen der bisherigen Delinquenzbelastung und der 

Entscheidung der Gerichte zur Frage der (Nicht- ) Anwendung 

des § 48 ist in Tab. 5 0  wiedergegeben. Der dort verwendete 

Delinquenzbelastungsindex baut auf dem an der gesetzlichen 
Höchststrafe orientierten Schwereindex für die einzelne Tat 

auf. Die Verteilung in Tab. 50 bestätigt den in Hypothese 3 
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Tab. 50: Der Einfluß der bisherigen Delinquenzbelastung 

Indexwert für die § 48 + § 48 bisherige 
-

Delinquenzbelastg. n % n % 

bis 20 Pkte. 19 41, 3  27 5 8 , 7  

21 - 3 0  Pkte . 77 69 , 4  34 3 0 , 6  

3 1  - 40 Pkte. · 49 77 , 8  1 4  22 , 2  

über 40 Pkte. 66 86 , 8  1 0  13 , 2  

insgesamt 211 71 , 3 85 28 , 7  

CC corr 0 , 43 ;  p < 0 , 001 

aufgestellten Zusammenhang in der Form: j e  höher die De­
linquenzbelastung eines Wiederholungstäters ist, desto 
häufiger wenden die Gerichte bei der Strafzumessung§ 48 
an. Da sich der Delinquenzbelastungsindex auf die Schwere 

der begangenen Delikte bezieht , läßt sich auch sagen: j e  

s chwere� die Delikte sind , die ein Wiederholungstäter im 
Verlauf seiner kriminellen Karriere begangen hat, desto 
häufiger wird§ 48 angewandt. Ähnlich ist das Ergebnis , 
wenn man für den Delinquenzbelastungsinde� den von Schöch 
entwickelten Schwereindex für die einzelnen Taten zugrunde 

legt. In diesem Fall zeigt sich zwis chen den beiden Merk­
malen allerdings ein etwas s chwächerer Zusammenhang 1 ) . 

Für die Beurteilung dieses Ergebnis ses ist es erforderlich, 
die Art der Taten zu berücksichtigen, die zu einem hohen 
Delinquenzbelastungsindex geführt haben können. Hierzu zählt 
vor allem der Diebstahl in einem besonders s chweren Fall 
(§ 243) , der nach dem Höchststrafen-Schwereindex mit 10 
Punkten zu Buche s chlägt. Raub und Erpres sung (§§ 249 ff. , 
255 ; j ewei l s  15 Punkte ) sind im Verlauf einer kriminellen 

1) cccorr = 0 , 3 8 ;  p < 0 , 001. 
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Karriere schon seltener. Vergewaltigung (§ 177 ; 1 5  Punkte) 
oder andere schwere Sexualdelikte (z. B. §§ 176, 178 ; je­
weils 10  Punkte) sowie Tötungsdelikte (§§ 212 ff. ; 15 Punk­
te) stellen in einer kriminellen Karriere lediglich Einzel­
erscheinungen dar (vgl. dazu Tab. 25) . Ein hoher Delinquenz­
belastungsindex, der nach der hier gswählten Konstruktion 
auf der Addition der Punktwerte für die fünf schwersten Ta­
ten aufbaut, dürfte damit hauptsächlich auf die wiederhol-
te Begehung von schweren Straftaten aus dem Bereich der 
Eigentums - und Vermögenskriminalität zurückzuführen sein. 

Wie die vorangegangenen Ausführungen gezeigt haben, bej ahen 
die Gerichte die materielle Rückfallvoraus setzung in der 
Regel dann, wenn den früheren Verurteilungen einschlägige 
Delikte zugrunde lagen. Bei nicht einschlägigen Delikten 
tendiert die Praxis dazu, einen strafrechts systematischen 
Zusammenhang zwischen den Taten als tatschulderhöhend aus ­
reichen zu las sen. Ein derartiger Zusammenhang dürfte auch 
im Verhältnis von Raub und Erpres sung einerseits zu Betrug, 
Diebstahl und schwerem Diebstahl andererseits anzunehmen 
sein. In den Fällen, in denen ein hoher Delinquenzbelastungs­
index festgestellt wurde, dürfte daher nach diesen Kriterien 
der Praxis die materielle Anwendungsvoraus setzung des § 48 
besonders häufig angenommen werden können. 

Daß die Gerichte § 48 insbesondere dann anwenden, wenn es 
sich bei den Vortaten um einschlägige Delikte gehandelt 
hat, geht nicht nur aus den schriftlichen Strafzumes sungs­

begründungen hervor, sondern läßt sich auch anhand der in 
dieser Untersuchung ermittelten Ergebnisse feststellen. Wie 
sich den Prozentzahlen in Tab. 51 entnehmen läßt, findet 

die Nichtanwendung des § 48 überdurchschnittlich häufig 
dann statt, wenn der Täter bis zu zwei Sank�ionen wegen 

eins chlägiger Delikte aufweist, während die Anwendung des 
§ 48 überwiegend dann erfolgt, wenn der Täter bislang drei­
mal oder häufiger einschlägig sanktioniert worden ist. Zwi­
schen der Einschlägigkeit der Vortaten und der (Nicht-) An­
wendung des § 48 besteht mit CCcorr = 0, 51 ein noch stär­

kerer Zusammenhang als zwischen der Delinquenzbelastung 
und der (Nicht-) Anwendung des § 48 (CC = 0, 43 ) .  corr 

An Tab. 51 ist auffällig, daß die Anwendung des § 48 erst 
dann überdurch schnittlich häufig erfolgt, wenn der Täter 
wenigstens drei einschlägige Vortaten aufweist, obwohl 

§ 48 I selbst nur zwei frühere Verurteilungen voraus setzt. 
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Tab. 5 1 : Der Einfluß der Zahl der bislang verhängten Sank­
tionen wegen einschlägiger Taten 

Zahl der § 48 + § 48 -
Sanktionen n % n % 

0 3 4  69, 4  1 5  30 , 6  

1 1 1  3 0 , 6  25 69 , 4  

2 24 60 , 0  1 6  40 , 0  

3 - 4 66 79, 5  1 7  20 , 5  

5 od. mehr 76 86, 4 1 2  1 3 , 6  

insgesamt 21 1 71 , 3  85 28 , 7  

cceorr 0 , 5 1 ; p < 0 , 001 

Diese Verschiebung dürfte darauf zurückzuführen sein, daß 
hier der Einfluß der bislang wegen einschlägiger Delikte 
verhängten Sanktionen untersucht wird und nicht , wie es 

§ 48 I eigentlich voraussetzt , der Einfluß der bislang er­
folgten Verurteilungen "zu Strafe". Die Anzahl der Vorstra­
fen wegen einschlägiger Delikte wurde in dieser Untersu­
chung nicht gesondert erhoben. Sie läßt sich auch nicht 
nachträglich aus dem vorhandenen Datenmaterial generieren, 
weil im Erhebungsbogen zwischen der Art der früheren De­
likte und der Sanktionsform unterschieden wurde und sich 
diese beiden Datensätze nachträglich nicht wieder zuord-
nen lassen 1 ) . Da festgestellt worden war, daß die Anzahl 
der früheren Sanktionen hochsignifikant größer ist als die 
Anzahl der Vorstrafen 2) ,  dürfte dieser Unterschied in 
Tab. 5 1  dazu geführt haben , daß die Anwendung des § 48 
erst ab drei einschlägigen Vortaten überdurchschnittlich 
häufig erfolgt. 

Ferner ist auffällig , daß es auch bei drei oder mehr Vor­
taten i mmer noch etliche Verfahren gibt , in denen § 48 
nicht angewandt wurde. Der Grund hierfür dürfte zum einen 
wieder in dem Unterschied zwischen der Zahl der Sanktionen 

1 )  S.o. 1 . 2. 4.4. 

2) S. o. 1 . 2. 4. 3. 
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und der erheblich niedrigeren Zahl der Vorstrafen liegen. 
Zum anderen dürfte diese Auffälligkeit aber auch darauf 
zurückzuführen sein, daß mit dem Merkmal der Einschlägig­
keit der Vortaten nur eine gruppenbezogene und keine tat­
bestandsbezogene Einschlägigkeit erfaßt wird 1) . Es ist 
daher anzunehmen, daß die Nichtanwendung des § 48 trotz 
mehrerer einschlägiger Vortaten vor allem in den Verfahren 
erfolgt, in denen die früheren Verurteilungen nicht auf­
grund desselben Straftatbestands wie die Rückfalltat ergan­
gen sind. 

Insgesamt gesehen bestätigt Tab. 51 den in Hypthese 3 for­

mulierten Zusammenhang auch in der folgenden Form: j e  mehr 
einschlägige Vortaten ein Wiederholungstäter aufweist, de­
sto häufiger wenden die Gerichte bei der Strafzumessung 
§ 48 an. 

Aus Tab. 50  hatte sich ergeben, daß die Wahrscheinlichkeit 
der Anwendung des § 48 mit der Schwere der Delinquenzbela­
stung zunimmt. Es war vermutet worden, daß eine hohe Delin­
quenzbelastung vor allem in solchen Verfahren auftritt, in 
denen die Vortaten einschlägig sind oder in denen zwischen 
den Vortaten und der Rückfalltat ein strafrechtssystemati­
scher Zusammenhang besteht. Vor dem Hintergrund der Ergeb­
nisse von Tab. 51 stellt sich deshalb die Frage, in welcher 
Beziehung die Delinquenzbelastung eines Wiederholungstäters 
und die Einschlägigkeit der Vortaten im Hinblick auf die 
Anwendungshäufigkeit des § 48 stehen. Es ist vor allem zu 
prüfen, ob es sich bei dem in Tab. 5 0  festgestellten Zu­
sammenhang nur um eine Scheinkorrelation handelt. 

Zur Prüfung der zusammenhänge wurde wie bereits in Tab. 47 
die Einschlägigkeit der Vortaten als Moderatorvariable ge­
wählt. Für sie ließ sich nicht nur ein Einfluß auf die An­
wendung des § 48 2 ) ,  sondern auch auf die Schwere der De­
linquenzbelastung feststellen: bei bis zu zwei einschlägi­
gen Vortaten wiesen die Täter eher nur eine leichte, bei 
drei oder mehr einschlägigen Vortaten eher eine schwere De­
linquenzbelastung auf 3).  

1 )  S. o. 1. 2. 4 . 4. 
2) Vgl. oben S. 247 Fn. 2 )  
3)  cccorr = 0, 37 ;  p < 0, 001. 
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Tab. 5 2 : Der Einfluß der bisherigen Delinguenzbelastung bei 
Einschlägigkeit früherer Taten 

Indexwert 
für die 
Delinquenz-
belastung 

bis 20 P .  

21 - 30 P .  

31 - 40 P .  

über 40 P .  

insgesamt 

Zahl der einschl. 
Vortaten : 0 - 2 

§ 

n 

11  

29 

17 

12 

69 

48 + § 48 -
% n C' 

/J 

35 , 5  20 6 4 , 5  

56 , 9  22 43 , 1  

70 , 8  7 29 , 2  

63 , 2  7 36 , 8  

55 , 2  5 6  44 , 8  

0 , 34 ;  n.s. 
(p < 0 , 1) 

Zahl der einschl. 
Vortaten : 3 od. mehr 

§ 48 + § 48 -
n % n % 

8 5 3 , 3  7 46 , 7  

48 80 , 0  12 20 , 0  

32 82 , 1 7 17 , 9  

54 94 , 7  3 5 , 3  

142 83 , 0  29 17, 0 

CC corr 0 , 41 ;  p ( 0 , 0 1 

Tab. 52  gibt an , in welcher Weise sich die Delinquenzbela­
stung auf die Anwendung des § 48 bei Konstantsetzung der 
beiden Ausprägungen der Moderatorvariablen auswirkt. In der 
linken wie auch in der rechten Teiltabelle ist festzustel­
len , daß § 48 bei einer hohen Delinquenzbelastung über­
durchschnittlich häufig angewandt wird. Die Ergebnisse der 
linken Teiltabelle sind zwar nicht signifikant , allerdings 
wird das Signifikanzniveau von 5 % nur knapp unterschrit-' 
ten 1J .  In der rechten Teiltabelle ergibt sich ein niedrige­
rer Korrelationskoeffizient und ein niedrigeres Signifi­
kanzniveau als bei der undifferenzierten Betrachtungsweise 
in Tab. 50. 

Tab. 52  macht damit zunächst deutlich , daß es sich bei dem 
in Tab. 5 0 festgestellten Zusammenhang nicht um eine Schein­
korrelation handelt , denn dann hätten sich für beide Teil­
tabellen Korrelationen nahe oder gleich Null bzw. nicht 
signifikante Unterschiede ergeben müssen 2) . Das Zusammen­
wirken der Delinquenzbelastung und der Einschlägigkeit der 
Vortaten kann auch nicht , wie etwa das Zusammenwirken der 

1) Aus der linken Teiltabelle ergibt sich ein chi2 -Wert von 
7 , 79, während der kritische Wert chi2 

df=3 = 7 , 81 
beträgt. 0 , 05 ;  

2) Mayntz et al. 1978 , 202. 
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Deliktsschwere und der Einschlägigkeit der Vortaten (Tab . 
47) , als Multikausalität bezeichnet werden . In diesem Fall 
hätte sich nämlich in einer Teiltabelle von Tab . 5 2  ein 
(signifikant) stärkerer Zusammenhang zwischen der Delin­
quenzbelastung y�d der Anwendung des § 48 ergeben müssen 
als in Tab. 5 0  . Der in Tab . 5 0  festgestellte Zusammen­
hang wird vielmehr im Hinblick auf die eingeführte Mode­
ratorvariable bestätigt 2) . Bei der Delinquenzbelastung 
handelt es sich also um einen Umstand, der von den Geri ch­
ten bei der Anwendung des § 48 weitgehend unabhängig von 
der Zahl der einschlägigen Vortaten berücksi chtigt wird. 
Wie allerdings die linke Teiltabelle deutli ch macht, be­
steht diese Unabhängigkeit ni cht uneingeschränkt. Bei bis 
zu zwei einschlägigen Vortaten läßt sich nämli ch feststel­
len, daß der sich aus Tab . 50  ergebende Zusammenhang ( je  
höher die  Delinquenzbelastung, desto häufiger wenden die 
Gerichte § 48 an ) für die Tätergruppe mit der höchsten De­
linquenzbelastung ni cht gilt . Die Häufigkeit der Anwendung 
des § 48 geht in dieser Gruppe wieder etwas zurück, wenn­
gleich sie sich auch immer noch oberhalb des Durchschnitts 
bewegt. Der Einfluß der Delinquenzbelastung auf die Anwen­
dung des § 48 ist also in diesem Bereich von der Einschlä­
gigkeit der Vortaten abhängig .  

zusammenfassend kann gesagt werden , daß die  Ergebnisse die­
ser Untersuchung Hypothese 3 bestätigt haben . Der Begriff 
der Vorstrafenbelastung eines Rückfalltäters ist dabei ni cht 

quantitativ, sondern qualitativ zu bestimmen . Für die Anwen­

dung des § 48 durch die Geri chte kommt es also ni cht auf die 
Zahl der Vorstrafen an, sondern darauf, wegen welcher Delik­

te sie ergangen sind . In dieser Hinsi cht sind vor allem zwei 

Umstände ausschlaggebend: die Frage, ob und wie häufig be­
reits einschlägige Delikte verurteilt worden sind, und die 

Frage, ob diese Delikte dem Bereich der leichten oder der 
schweren Kriminalität zuzuordnen sind. 

2 . 3 . 3 . 2 . Weitere Einflußfaktoren 

Es erscheint sinnvoll, die Untersuchung der Frage, welche 

Umstände für die Anwendung bzw .  Ni chtanwendung von§ 48 

1 )  Mayntz et al. 1 978 , 206 . 

2) Mayntz et al . 1978, 208 . 
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bedeutsam sind , nicht allein auf die in den Hypothesen ge­
nannten wichtigsten Merkmale zu beschränken , sondern viel­
mehr in die Untersuchung sämtliche Merkmale ein zubeziehen , 
die bereits als allgemeine Strafzumessungstatsachen in Be­
tracht gezogen worden waren . Insgesamt handelt es sich hier­

bei um 26 Merkmale 1 )  

Für j edes dieser Merkmale wurde deshalb ein univariater 
Signifikan ztest 2 )  durchgeführt, mit dessen Hilfe ermit-

telt wurde , ob die verschiedenen Ausprägungen eines Merk­
mals zu signifikanten Unterschieden zwischen der Häufigkeit 

der Anwendung und der Nichtanwendung von§ 48 führten. Der 
statistischen Prüfung der Auswirkungen der möglichen Ein­
flußfaktoren lag dabei j eweils implizit eine Hypothese zu­
grunde,  wie sie in dem vorangegangenen Abschnitt für die 
drei besonders wesentlich erscheinenden zusammenhänge aus­
formuliert wurde. Die Ergebnisse der Signifikan ztests kön ­
nen Tab. 53 entnommen werden . Tab. 53 enthält dabei nur die­
j enigen Merkmale, die auch zu signifikanten Unterschieden 
geführt haben 3 ) . Die Rangfolge der Merkmale richtet sich 

nach der Größe des j eweils ermittelten Korrelationskoeffi ­

zienten. 

Anhand von Tab . 53 läßt sich erkennen , daß die Anwendung 
des § 48 durch drei Gruppen von Merkmalen beeinflußt wird : 
tatbezogene Merkmale (Nr .  3 ,  9 ,  11, 1 2 ,  15) , täterbezogene 

Merkmale (Nr. 6, 8 ,  10 , 13 , 14) und schließlich als besonde­
re täterbezogene Merkmale solche , die sich auf die straf-

1 )  Im Unterschied zu oben 1. 3 . 2 . 3. erscheint hier die An­
wendung des § 48 im Urteil nicht als unabhängige , son­
dern als abhängige Variable. 

2) Chi2 -Test. 
3 )  Folgende Merkmale haben nicht zu signifikanten Unterschie­

den in der Anwendungshäufigkeit geführt :  Gewaltanwendung, 
Alkoholeinfluß , Geschlecht, Alter , Beschäftigungsverhält­
nis , Schicht, Zahl bisheriger Sanktionen , Zahl der Vor­
strafen , Alter zur Zeit der ersten Sanktion , Verurtei­
lungsintervall und Rückfallgeschwindigkeitsquotient. 
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N r .  
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1 0  

1 1  

1 2  

1 3 

1 4  

1 5  
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Tab. 53: Umstände, die die Anwendung von § 48 im Urteil be­
einflus sen 

Merkmal n Ausprägungen § 48 + § 48 -
cccorr Sign. ge s .  n % n % ( •rphi ) Niv.  

2 3 4 5 b 7 8 9 1 0  
Rückfall ( §  4 8 )  296 nein 33  3 4 , 0  6 4  66 , 0  

* O ,  5 8  0 , 001 in der Anklage j a  1 78 8 9 , 4  2 1  1 0 ,6  

Anzahl früherer  1 - 2 3 5  46 , 0  4 1  53 , 9  
Sanktionen wegen 247 3 - 4 66 7',, 5 1 7  2 0 , 5  o ,  5 1  0 , 001 
einschl .  Taten 5 od . mehr 76 86 , 4  1 2  1 3 , 6  

kein  m a t .  Schaden 40 5 5 , 6  32  4 4 , 4  
Schaden 284 Schaden bis 500 , - 1 1 4  8 9 ,  1 1 4  1 0 , 9  0 , 46 0 , 001 

Schaden über 500 , - 51  60, 7 33  3 9 , 3  

bis  zu  20 Pkte . 1 9  41 , 3  27  5 8 , 7  
Bisherige 

296 21 bis 30  Pkte . 77 6 9 , 4  34  30 ,6  Delinquenz- 0 , 43 0 , 001  
belastung 31 bis 40 Pkte. 49 77  , 8  1 4  2 2 , 2  

4 1  Pkte . od . mehr 66 86 , 8  1 0  1 3 , 2  

Dauer bislang bis zu  1 Jahr 38  4 9 , 4  3 9  5 0 , 6  ' 
verbüßte 296 bis zu 2 Jahre 48  7 1 , 6  1 9  2 8 , 4  0 , 4 1  0 , 001 
Freiheitsstrafe mehr als  2 Jahre 1 25 82 , 2  27  1 7 , 8  

ledig 1 1 2  8 0 , 6  27  1 9 , 4  

Familiene tand 296 verl . , verheiratet 39 56 , 5  30  4 3 , 5 0 , 3 0  0 , 01 

geschied e n ,  verw . 60 68 , 2  28  3 1 , 8  

1 3  Mon . od . mehr 96 67 , 1  47  3 2 , 9  
Entlas sun gs- 274 7 bis 12 Mon . 39  9 0 , 7  4 9 , 3  0 , 26 0 , 01 intervall 

bis 6 M o n .  67 76 ,  1 2 1  2 3 , 9  

0 Pkt e .  ( gu t )  5 0  6 5 , 8  26 3 4 , 2  
Soziale 296 1 - 3 Pkte . 68 6 4 , 8  37  3 5 ,  2 0 , 26 0 , 05 I n t e gration 4 - 6 Pkte . 54 76 ,  1 1 7  2 3 , 9  

7 - 9 P .  ( s ci:üe: c h t )  39  8 8 , 6  5 1 1 , 4 

e i n  Delikt 1 02 6 5 , 8  5 3  3 4 , 2  
Anzahl ange- 296 2 o d .  3 Delikte 73 72 , 3  28  2 7 , 7  0 , 2 5  0 , 05 klagte Taten 

4 od . mehr Delikte  36 9 0 , 0  4 1 0 , 0  

j a  74 6 4 , 3  41  3 5 , 7  
Persönliche 260 lockere Bindungen 1 5  68 , 2  7 3 1 , 8  0 , 2 3  0 , 05 Bindungen 

nein 98 79, 7 2 5  2 0 , 3  

Höchststrafe 1 - 3  J .  8 1  6 3 , 8  46 36 , 2  
Delikts s chwere 296 Höchststrafe 5 J .  65 7 3 , 0  2 4  2 7 , 0  0 , 22 0 , 05 

Höchststrafe 7 - 1 5  J 65 8 1 , 3  1 5  1 8 , 8  

ein Delikt 1 1 9  66 , 9  59 3 3 , 1  
Anzahl verur- 296 2 od . 3 Delikte 68 7 3 , 9  2 4  2 6 ,  1 0 , 2 2  0 , 05 teilte Taten 

4 od .  m e h r  Delikte 24 92 , 3  2 7 ,  7 

Eigene j a  8 7  6 2 ,  1 53 37 , 9  
Kinder 288 nein 1 1 8  7 9 ,  7 30 2 0 , 3  • o ,  1 9  0 , 01 

Fester ja 1 53 66 , 8  76 3 3 , 2  
\!:ohn s i t z  295  nein  57 86 , 4  9 1 3 , 6  * O ,  1 8  0 , 01 

Bag-atelld e l ikt  j a  3 3  9 4 , 3  2 5 , 7  
296 * O ,  1 7  0 , 01 < §  248  a )  nein 1 78 68 , 2  83  3 1 , 8  



- 262 -

rechtli che Vorbelastung des Probenden beziehen (Nr. 1, 2, 
4, 5, 7) . Diesen drei Merkmalsgruppen lassen sich auch 

diej enigen Einflußfaktoren zuordnen, die bereits im Zusam­
menhang mit der vorangega

�,
enen Hypothesenprüfung ermittelt 

wurden (Nr .  2, 4, 8, 11) . 

2.3. 3.2.1. Tatbezogene Einflußfaktoren 

Unter den tatbezogenen Merkmalen war für die Deliktsschwe-
re (Nr. 11) bereits festgestellt worden, daß die Anwendungs­
häufigke�t von § 48 mit der Schwere der begangenen Tat an­

steigt (Tab. 46 ) . Das gilt j edenfalls dann, wenn der Täter 
wenigstens drei einschlägige Vortaten aufweist (Tab. 47 ) .  

Die Ergebnisse zu den Merkmalen des bei der Tat angeri ch­
teten Schadens (Nr. 3) und der Eigenschaft einer Tat als 
Bagatelldelikt (Nr. 15) scheinen dieser Feststellung zu 
widersprechen, denn es ist zu beobachten, daß § 48 gerade 
dann häufiger angewandt wird, wenn bei der Tat ein Schaden 
von weniger als 500 DM entstanden ist, bzw. dann, wenn es 
sich bei der Tat um ein Delikt an einer geringwertigen 

Sache ( §  248 a) handelt 2). Allerdings überraschen diese 
Ergebnisse ni cht allzusehr, denn bereits aus Tab. 38 war 
erkennbar, daß § 48 bei Delikten an geringwertigen Sachen 
häufiger angewandt als nicht angewandt wird (Tab. 38, Nr, 1, 

4 ) .  Diese Beobachtung wird nun durch die Ergebnisse von 
Tab. 53 ( Nr. 3 ,  15) bestätigt. 

Fragli ch ist, ob in diesen Ergebnissen ein echter Wider­
spruch zu dem für das Merkmal der Deliktsschwere festge-

1) Bei dem Merkmal der Einschlägigkeit der Vortaten wurde 
auf die Merkmalsausprägung "keine einschlägigen Vortaten" 
(0) ver zichtet. Dies geschah, weil auch in der nachfolgen­
den Informationsanalyse diese Merkmalsausprägung nicht 
vertreten ist ; in dem Datensatz war diese Ausprägung als 
missing value codiert worden ( 9 ) ,  der in der Informations­
analyse standardmäßig nicht berücksi chtigt wird (Beutel 
et al. 1980, 153).  

2)  Die Schadensgrenze hierfür dürfte etwa bei 40  DM  liegen ; 
vgl. Dreher -Tröndle 1981, § 248 a Rn. 5 .  
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stellten Zusammenhang liegt. Um dieser Frage nachzugehen, 

erscheint es erforderlich, den Einfluß der Schadenshöhe 

auf die Anwendung des § 48 bei der Strafzumessung genauer 
zu untersuchen. 

Hierzu wurde in Tab. 54 das Merkmal der Schadenshöhe auf 
0rdinalskalenniveau gebracht, indem auf die Ausprägung 
"kein materieller Schaden " verzichtet 1) und die Höhe des 
materiellen Schadens etwas differenzierter als in Tab. 53  
Nr. 3 dargestellt wurde. Wie sich an  den Prozentzahlen in 
Tab. 54 deutlich ablesen läßt, wird§ 48 von den Gerichten 
umso häufiger angewandt, j e  geringer der bei der Tat ange­
richtete Schaden ist. Dieses Ergebnis entspricht in der 
Tendenz zwar der in Hypothese 1 ausgedrückten Erwartung, 
steht j edoch zu dem bei der Prüfung von Hypothese 1 fest­
gestellten Zusammenhang (§ 48 wird umso häufiger angewandt, 
j e  schwerer die Rückfalltat ist) in einem gewissen Wider­
spruch. 

Für den Einfluß der Deliktsschwere auf die Häufigkeit der 
Anwendung des § 48 mußte allerdings eine Einschränkung ge­
macht werden. Aus Tab. 47 hatte sich ergeben, daß die De­
liktsschwere die Anwendungshäufigkeit von§ 48 nur dann be­
einflußt, wenn der Täter drei oder mehr einschlägige Vor­
taten aufweist. Untersucht man vor diesem Hintergrund den 
Einfluß der Schadenshöhe 2) auf die Anwendung des § 48 un ­
ter der Voraussetzung, daß der Täter entweder bis zu zwei 
oder drei oder mehr einschlägige Vortaten aufweist, so 
zeigt sich hier eine komplementäre Wirkungsweise. Ein nie­
driger Schaden (Schaden bis 500 DM) führt nur dann hochsig­
nifikant häufiger als ein hoher Schaden zur Anwendung des 

§ 48, wenn der Täter bis zu z�eimal wegen einschlägiger Ta­
ten sanktioniert worden ist 3 ) .  Bei drei oder mehr ein­
schlägigen Vortaten bestehen zwischen niedrigem und hohem 
Schaden nur noch geringe Unterschiede 4 J .  Die Merkmale des 

1) Da mit dieser Kategorie auch diej enigen Verfahren er-
faßt werden, in denen ein (u. U. hoher) immaterieller 
Schaden entstanden ist, ist sie mit den Kategorien, die 
die Höhe des materiellen Schadens angeben, nicht ver­
gleichbar. In Tab. 53 Nr. 3 ist das Merkmal der Scha­
denshöhe daher auch als eine gemischt nominal/ordinalska­
lierte Variable zu verstehen. 

2) Das Merkmal der Schadenshöhe wurde dichotomisiert in die 
beiden Gruppen : Schaden bis 5 00 DM und Schaden über 500 DM. 
Als Stärke des Einflusses auf die Anwendung des § 48 er-
gab sich : rphi= 0, 33 ; p < 0, 001. 

3) rphi
= 0, 55 ; p < 0, 001. 

4) r h . =  0, 18 ; p < 0, 05. p l 
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Tab. 54 : Der Einfluß der Schadenshöhe 

Schadenshöhe 

bis unter 5 0  DM 

50  bis 100 DM 

100 bis 500 DM 

5 00 bis 1000 DM 

1000 bis 5000 DM 

5000 DM und mehr 

insgesamt 

§ 48 + § 48 -
n % n % 

36 94 , 7  2 5 , 3  

22 91, 7  2 8 , 3  

5 6  84 , 8  10 15 , 2 

1 2  66 , 7  6 33, 3 

25 62 , 5  15 3 7 , 5  

14 53 , 8  12 46 , 2  

165 77, 8  47 22 , 2  

c ccorr= 0 , 47 ;  p < 0 , 001 

Schadens und der Einschlägigkeit der Vortaten stehen damit 
ebenfalls in ei�em multikausalen Zusammenhang zur Anwen­
dung des § 48 1 J ,  der sich mit der Multikausalität von De­
liktsschwere und Einschlägigkeit der Vortaten (vgl. Tab. 
47) nicht überschneidet , sondern sie ergänzt. 

Es stellt sich die Frage , worauf es zurückzuführen ist , daß 
die Gerichte § 48 in den Verfahren , in denen der Täter nur 
einen geringen Schaden angerichtet hat und weniger als drei 
einschlägige Vortaten aufweist, überzufällig häufiger an­
wenden als nicht anwenden. Zunächst ist hier wieder darauf 
hinzuweisen , daß sich das Merkmal der Einschlägigkeit der 
Vortaten nicht mit der üblicherweise zur Begründung der An­
wendung des § 48 herangezogenen Einschlägigkeit der Vor­
strafen deckt. Die mangelhafte Trennschärfe des Merkmals 
der Einschlägigkeit der Vortaten gebietet also Vorsicht bei 
der Interpretation dieses Ergebnisses. 

Trotz dieser Einschränkung ist an diesem Ergebnis auffäl­
lig , daß die überzufällige Anwendung des § 48 gerade im 
Zusammenhang mit weniger als drei einschlägigen Vortaten 

1) Die Multikausalität ist hier "additiv" , d. h. j ede der 
beiden unabhängigen Variablen kann auch allein die An­
wendung des § 48 beeinflussen ; vgl. Mayntz et al. 1978 , 
206. 
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erfolgt. Die Gerichte haben also in den meisten dieser Ver­
fahren (nämlich immer dann, wenn der Täter nicht zwei ein­
schlägige Vortaten aufweist, die zwei einschlägigen Vor­
strafen entsprechen) ein oder zwei nichteinschlägige Vor­
strafen zur Begründung der Tatschulderhöhung herangezogen. 
Eine derartige Handhabung der allgemeinen Rückfallvor­
schrift entspricht nicht der üblichen Praxis, die Anwen-
dung des § 48 von wenigstens zwei einschlägigen Vorstrafen 
abhängig zu machen, wofür sich auch in dieser Untersuchung 
zahlreiche Belege ergaben (vgl. Tab. 44 und 51) . Es muß 
deshalb der Frage nachgegangen werden, welche Strafe üb­
licherweise in einem Verfahren zu erwarten ist, in dem ein 
Täter verurteilt wird, der nur einen geringen Schaden an­
gerichtet hat, und der weniger als zwei einscµlägige Vor­
strafen aufweist. Nach der üblichen Praxis dürfte § 48 hier 
nicht angewandt werden. Darüberhinaus besteht aber auch die 
Möglichkeit, daß das Gericht wegen§ 47 I auf die Verhängung 
einer kurzen Freiheitsstrafe verzichtet und gegenüber dem 
Verurteilten eine Geldstrafe verhängt. Die Nichtanwendung 
des § 48 würde in diesem Fall nicht nur zu einer geringe-
ren Freiheitsstrafe, sondern sogar zu einer milderen Straf­
art führen. Wegen der Beschränkung des Datenmaterials auf 
die auf "langer Frist" liegenden Strafakten können hier 
aber über das Verhältnis der Freiheitsstrafe zur Geldstra-
fe keine Aussagen getroffen werden. Damit dürfte deutlich 
werden, daß die Feststellung einer signifikant häufigeren 
Anwendung als Nichtanwendung von§ 48 unter bestimmten Um­
ständen nicht aussagekräftig ist, weil die Verfahren, in 
denen§ 48 unter vergleichbaren Umständen nicht angewandt 
wird, in dem Datenmaterial nicht vollständig erfaßt sind. 

Wenn hier also festgestellt wird, daß § 48 in Verfahren mit 
einem nur geringen Schaden und weniger als drei einschlä­
gigen Vortaten überzufällig häufig angewandt wird, so kön­
nen aus dieser Feststellung keine verallgemeinernden Schluß­
folgerungen gezogen werden . Dieses Ergebnis dürfte allein 
durch die Zusammensetzung der Stichprobe bedingt sein. Das 
gleiche gilt für die Ergebnisse, daß § 48 bei Delikten an 
geringwertigen Sachen (§  248 a) häufiger angewandt als 
nicht angewandt wird (Tab. 38 Nr. 1, 4; Tab. 53 Nr. 15) 
und daß die Anwendungshäufigkeit mit zunehmender Leichtig­
keit des Schadens ansteigt ( Tab. 54) . 

Die genauere Untersuchung des Einflusses der Schadenshöhe 
auf die Anwendung des § 48 zeigt also, daß die zur Scha­

denshöhe festgestellten Ergebnisse nicht in einem echten 
Widerspruch zu dem bei der Deliktsschwere beobachteten Zu­

sammenhang stehen. Der Einfluß, der hier für das Merkmal 
der Schadenshöhe ermittelt wurde, läßt sich aus der Be-
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grenztheit des Datenmaterials erklären und ist deshalb 
nicht verallgemeinerungsfähig 1 )  

Neben der Schwere der Rückfalltat und der Höhe des bei der 
Tat angerichteten Schadens erweist sich auch die Zahl der 
Delikte , und zwar sowohl der angeklagten als auch der ver­
urteilten Delikte , als von Bedeutung (Tab. 53 , Nr. 9 ,  12) . 
Je mehr realkonkurrierende Taten angeklagt sind bzw. ver­

urteilt werden , desto größer ist die Wahrscheinlichkeit , 
daß sich unter diesen Taten wenigstens eine 2) befindet , 
auf die das Gericht § 48 anwendet. Die Beobachtung , daß 

zwischen der Zahl der angeklagten Delikte und der Anwen­
dung von § 48 ein stärkerer Zusammenhang besteht als zwi­

schen der Zahl der verurteilten Delikte und der Anwendung 
von § 48 , ist darauf zurückzuführen , daß mehr Taten ange­

klagt als verurteilt werden 3) und die zur Anzahl der ange­
klagten Delikte gebildete Kontingenztabelle (Nr . 9) deshalb 
entsprechend differenzierter ist als die Tabelle zur Anzahl 
der verurteilten Delikte (Nr. 12) . 

2 . 3. 3. 2. 2. Täterbezogene Einflußfaktoren 

Das Merkmal der sozialen Integration des Täters (Tab. 53  
Nr. 8 )  wurde bereits bei Hypothese 2 als Einflußfaktor für 

1 )  Für diesen Erklärungsansatz spricht auch das Ergebnis 
der Untersuchung von Wagner (1979b , 311) . Den von ihm 
veröffentlichten Ergebnissen läßt sich entnehmen , daß 
die Anwendungshäufigkeit von § 48 mit der Größe des 
Schadens ansteigt. Führt man trotz der geringen Beset­
zungszahlen einen Signifikanztest durch , so ergibt sich 
allerdings CCcorr= 0 , 43 ; n. s. Ein weiterer Hinweis hier­
für findet sich in der Untersuchung von Kürschner (1978 ,  
81 ) .  Dort wurde ermittelt , daß 85 , 3  % der befragten 
Richter der Ansicht sind , in Fällen geringer Unrechts­
verwirklichung könne die Nichtanwendung von § 48 berech­
tigt sein. 

2 )  Zur Häufigkeit der Anwendung von § 48 bei Tatmehrheit , 
s. u. 2 , 5 , 4 , 2. 

3 )  S. o. 1. 1 .  
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die Anwendung des § 48 ermittelt. Zwei seiner Teildimen­
sionen, nämlich die persönlichen Bindungen (Nr. 1 0) und 
die Beständigkeit des Wohnsitzes (Nr . 14) , bestätigen da­
bei den in Hypothese 2 formulierten Zusammenhang. Die drit­
te Teildimension , das Beschäftigungsverhältnis des Täters, 

führt n icht zu signifikanten Unterschieden 1 ) . Darüberhin­
aus läßt sich Tab .  53 entnehmen, daß § 48 häufiger dann 

angewandt wird , wenn der Täter ledig ist, als wenn er ver­
heiratet oder geschieden ist (Nr. 6) , sowie dann, wenn er 
keine eigenen Kinder hat (Nr. 13) . Damit bringen auch die 

Merkmale Familienstand und eigene Kinder zum Ausdruck , daß 
die Stärke der familiären b zw. familienähnlichen Bindungen 
eines Täters auf die Häufigkeit der Anwendung von§ 48 im 

Urteil einen statistisch nachweisbaren Einfluß hat : j e  mehr 
Defi zite ein Täter in diesem sozialen Bereich aufweist, 

desto häufiger wenden die Gerichte bei der Strafzumessung 
§ 48 an. 

2. 3 . 3 . 2 . 3. Der Einfluß der Vorbelastungsmerkmale 

Unter den Merkmalen , die sich auf die strafrechtliche Vor­

belastung des Täters beziehen, übt die Anwendung des § 48 
in der Anklageschrift (Nr. 1) den größten Einfluß aus . Die 

Entscheidung der Gerichte, § 48 anzuwenden, wird wesent­
lich dadurch bestimmt, wie die Staatsanwaltschaft die An­
wendbarkeit des § 48 beurteilt. 

Dieser Einfluß , der von der Rückfallanklage ausgeht, dürf-
te , wie noch weiter unten im einzelnen gezeigt werden wird 2) , 
darauf zurückzuführen sein ,  daß die Staatsanwaltschaften und 
die Gerichte bei ihrer Entscheidung über die Anwendung des 

§ 48 im wesentlichen die gleichen tat- und täterbezogenen 
Umstände berücksichtigen. Die Folge hiervon ist , daß die 

1 )  CCcorr= 0 , 21 ;  n . s. 
2) S.u. 2 . 4 .  
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Beurteilung der Anwendbarkeit des § 48 durch die Staatsan­
waltschaften in den meisten Fällen eine entsprechende Ent­
scheidung des Gerichts präj udiziert. Die Tatsache , daß die 

Anwendbarkeit des § 48 nicht in allen Fällen von den Staats­
anwaltschaften und Gerichten gleich beurteilt wird , dürfte , 
wie an anderer Stelle gezeigt werden konnte 1) , zum einen 
auf die Berücksichtigung auch organisatorischer Belange 

durch die Staatsanwaltschaft , zum anderen auf eine sorg­
fältigere Prüfung der materiellen Rückfallvoraussetzung 
durch die Gerichte zurückzuführen sein. Die Feststellung , 
daß die Rückfallanklage der wichtigste Einflußfaktor für die 

Anwendung des § 48 bei der Strafzumessung ist , bedeutet 
nicht , daß die Gerichte bei einer Rückfallanklage auf eine 

eigenständige Beurteilung der formellen und materiellen 
Rückfallvoraussetzungen verzichten. Da j edoch eine Rück­
fallanklage insbesondere bei den schwerer belasteten Tä-
tern erfolgt , dürfte sie für die Gerichte ein starkes In-
diz für die Anwendbarkeit des § 48 sein. 

Aus Tab. 53 ergibt sich ferner , daß§ 48 von den Gerichten 
umso häufiger angewandt wird , j e  länger die Dauer der bis­
lang verbüßten Freiheitsstrafe ist (Nr. 5 }. Das Merkmal der 
Verbüßungsdauer steht dabei in einer engen Beziehung zu der 
Delinquenzbelastung des Täters: j e  schwerer die bisher von 
ihm begangenen Taten sind , desto länger ist auch die Zeit , 
die er bislang im Strafvollzug verbracht hat 2 ) . Der Ein­
fluß der Verbüßungsdauer auf die Häufigkeit der Anwendung 
des § 48 bringt also lediglich einen weiteren Aspekt des 
bereits bekannten Zusammenhangs zum Ausdruck , daß die An­

wendung des § 48 von der Schwere der bisherigen Delinquenz 
abhängig ist. 

1 )  S.o. 2. 2. 

2 )  Reduziert man diese beiden Merkmale auf die in Tab. 5 3  
angegebenen Ausprägungen , so ergibt sich als Zusammen­
hang c ccorr 0 , 63 ;  p < 0 , 001. 
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Schließlich läßt sich Tab. 53 entnehmen , daß § 48 dann , 

wenn der Abstand zwischen der letzten Entlassung aus dem 
Strafvollzug und der Rückfalltat weniger als ein Jahr be­
trägt , durchschnittlich häufiger angewandt wird , als wenn 
dieser Abstand mehr als ein Jahr beträgt (Nr. 7 ) .  Die An­
wendungshäufigkeit nimmt allerdings nicht mit der Kürze 
des Abstands zu , sondern sie hat ihren Schwerpunkt in dem 

Bereich von 7 bis 12 Monaten. Für die Anwendung des § 48 
kommt es offenbar nur auf den Abstand zur letzten Straf­

entlassun
! 

und nicht · auf den Abstand zur letzten Verurtei­
lung an 1 . Auch für den die gesamte kriminelle Karriere 

des Täters berücksichtigenden Rückfallgeschwindigkeits­
quotienten läßt sich ein Einfluß nicht nachweisen 2 ) . 

Die meisten der sich aus Tab. 53 ergebenden Zusammenhänge 
bringen zum Ausdruck , daß die Häufigkeit der Anwendung des 
§ 48 zunimmt , wenn (nominalskalierte Merkmale ) bzw. j e  mehr 
(ordinal- und intervallskalierte Merkmale ) die j eweils un­

tersuchte unabhängige Variable den Täter unter den Gesichts­
punkten einer größeren Schuld oder gesteigerter spezialprä­

ventiver Erfordernisse belastet. Diese Generalisierung gilt 
für sämtliche täterbezogenen Merkmale (Nr. 1 ,' 2 ,  4 bis 6 ,  

8,  10 , 13, 14 , mit Einschränkungen auch Nr. 7)  sowie für 
die meisten tatbezogenen Merkmale (Nr. 9 ,  11 , 12 ) .  Sie gilt 

nicht für die Merkmale , die sich auf den bei der Tat ange­
richteten Schaden beziehen (Nr. 3, 15 ) ,  allerdings läßt sich 
diese Ausnahme mit der Begrenztheit des Datenmaterials er­

klären. Bei den täterbezogenen Merkmalen läßt sich darüber­
hinaus eine Unterscheidung treffen , die den gleichen Zu­

sammenhang etwas differenzierter ausdrückt. Die Anwendungs­
häufigkeit von § 48 nimmt zu , wenn der Täter Defizite im 

Bereich der persönlichen Beziehungen aufweist bzw. j e  größer 

diese Defizite sind. In bezug auf die strafrechtliche Vor-

1 )  C C  

2 )  C C  
corr 

corr 

0 , 11 ;  n. s. 

0 , 14 ;  n. s. 
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belastung des Täters ist festzustellen , daß die Anwendungs­
häufigkeit von§ 48 in dem Maß zunimmt , in dem die Vorstra­
fenbelastung des Täters gravierender wird , in dem sich also 
seine kriminelle Karriere weiterentwickelt. 

2. 3. 3 . 2.4. Der Einfluß von Persönlichkeitsmerkmalen 

In dem vorliegenden Zusammenhang wäre es auch von Interes­
se , der Frage nachzugehen , ob die Anwendung des § 48 bei 
der Strafzumessung durch bestimmte Persönlichkeitsmerkmale 

der Täter beeinflußt wird. Die theoretischen Uberlegungen 

hatten zu dem Ergebnis geführt 1 ) , daß von den Vorverur­
teilungen bei psychisch instabilen Tätern keine Warnungs­
wirkung ausgehen kann. Der für die Anwendung der allgemei­
nen Rückfallvorschrift vorausgesetzte erhöhte Schuldvor­

wurf kann daher nur gegenüber psychisch gefestigten Tätern 
erhoben werden. Geht man bei der Untersuchung der persön­
lichkeitsspez ifischen Bedingungen der Tatschulderhöhung 

einmal von der Erwartung aus , daß die Gerichte bei ihrer 
Interpretation und Handhabung der allgemeinen Rückfallvor­
schrift dieser Ansicht folgen , so lassen sich diese Uber­
legungen in folgende Hypothese umsetzen: j e  psychisch sta­
biler ein Rückfalltäter ist ,  desto häufiger wird § 48 von 
den Gerichten angewandt. 

An anderer Stelle 2) war bereits darauf hingewiesen wor­

den , daß sich die Persönlichkeitsmerkmale der Rückfalltäter 
mit der Methode der Aktenanalyse nicht erheben lassen. Die 
wenigen in dieser Hinsicht auswertbaren Strafakten lassen 
Verallgemeinerungen nicht zu. In Tab. 55  wurde gleichwohl 
versucht, die wenigen zu den Persönlichkeitsmerkmalen er­
haltenen Angaben zu der Anwendung des § 4 8  in Beziehung zu  
setzen , um erste Hinweise auf die Praxis der Gerichte zu er-

1) S. o. 1. Kap . 2.2. 

2) S.o. 1. 2.3 , 
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Tab. 55 : Der Einfluß von Persönlichkeitsmerkmalen 

n § 48 + § 48 - CC Sign. Merkmal Ausprägungen .corr 
g e s .  n l n l ( *rphi ) Niv . 

stark 1 5 0 , 0  1 5 0 , 0  
Selbst- 296 schwach 1 3  76 , 5  kontrolle 4 23 , 5  0 , 07 ( n .  s . ) 

k . A .  (durchschn . ) 1 97 71 , 1 80 2 8 , 9  

stark - - - -
Haltstärke 296 s chwach 1 7  7 7 , 3  5 2 2 , 7  *0 , 0 4  n . s .  

k . A .  (durchschn . ) 1 94 70 , 8  80  29 ,2  

3 Pkt e .  ( stark) 1 5 0 , 0  1 5 0 , 0  
Index 2 Pkte .  ( durchschn . ) 1 89 71 , 1 77 2 8 , 9  
psychische 296 1 Pkt . 1 2  70 ,6  5 2 9 , 4  0 , 08 < n .  • ·  J 
Stabilität 

0 Pkte .  ( s chwach ) 9 8 1 , 8  2 1 8 , 2  

k . A .  = keine Angaben 

halten. Aus Tab. 55 wird deutlich, daß keines der untersuch­

ten Merkmale die Anwendung des § 48 beeinflußt ; die Korrela­
tionskoeffizienten sind nahe Null und die durch die Merkma­

le bewirkten Unterschiede sind nicht signifikant. Damit muß 
die Hypothese vorläufig zurückgewiesen werden. Würde man un­

terstellen, daß die in Tab . 55 enthaltenen Ergebnis se ver­

allgemeinerungsfähig sind, so ergäben sich hieraus aller­

dings Bedenken gegen die Anwendungspraxis der Gerichte ; denn 

sie würden bedeuten, daß die Gerichte auf die persönlich­

keits spezifischen Bedingungen zur Anwendung des § 48 keine 
Rücksicht nähmen . Dies würde aber der auch vom BVerfG 1 )  

geforderten "Gesamtwürdigung" sämtlicher dem Gericht zur 

1) BVerfGE 50, 125 (1 36) . 
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Verfügung stehender Umstände nicht entsprechen. 

2. J. J. J. Die Durchführung einer Informationsanalyse 

Um die Zusammenhänge zwischen den im vorangegangenen Ab­
schnitt ermittelten Einflußfaktoren und der Anwendung von 

§ 48 im Urteil noch etwas weiter aufzuklä ren , wurde im An­
schluß an die univariaten Signifikanztests eine multiva­

riate Informationsanalyse durchgeführt. Als Prädiktorvaria­
blen dienten in dieser Analyse lediglich die fünf ersten 
in Tab. 53 erscheinenden Einflußfaktoren , die sich mit einem 

Korrelationskoeffizienten , der durchweg über 0 , 40 lag , deut­
lich von den übrigen Einflußfaktoren unterschieden. Die Be­

schränkung auf diese fünf Prädikt orvariablen war erfo rder­
lich , weil die Anzahl der in die Berechnung einfließenden 
Merkmalsausprägungen aus technischen Gründen möglichst ge­
ring gehalten werden mußte 1 l . Als Kriteriumsvariable dien­
te das Merkmal der Anwendung des § 48 im Urteil. 

2. J. 3. 3. 1 .  Die Relevanz der einzelnen unabhängigen Variablen 

Tab. 56 enthält die Transinfo rmationswerte , die für die fünf 
analysierten Prädikt orvariablen ermittelt wurden. 

Die Rangfolge der in Tab. 56 aufgeführten Variablen richtet 
sich nach der Größe des j eweiligen Transinformationswerts. 
Dieser Wert wird sowohl in bit als auch in Prozent ange­
geben. Die Prozent zahlen beziehen sich dabei auf die in der 
Kriteri��svariablen enthaltene Information (0 , 848 bit = 
100 % )  J .  Aus der rechten Spalte wird deutlich , daß die 

1 )  Ein Verfahrensabbruch erfolgt , wenn IPR ) 4096. IPR = P1 . 
. . .  . Pn , wobei Pi die Anzahl der Ausprägungen der i- ten 
Variablen ist . Beutel et al. 1980 , 154 ist insofern unvoll­
ständig. 

2 )  Die Tatsache, daß sich der maximale Informationswert (1 , 0  
bit ) und der tatsächliche Informationswert (0 , 848 bit ) von­
einander unterscheiden , resultiert daraus , daß die beiden 
Ausprägungen der Kriteriumsvariable (§ 48 im Urteil : j a/ 
nein) nicht gleich häufig auftreten , sondern daß in der 
Stichprobe die " j a"-Kategorie sehr viel häufiger auftritt 
(n = 211) als die "nein"-Kategorie. Hierdurch wird die in 
der Kriteriumsvariablen enthaltene Unbestimmtheit etwas 
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Tab. 56 : Die Ergebnisse der Informationsanalyse für die 
Anwendung des § 48 im Urteil 

n = 237 

Abhängige Variable ( § 48 im Urteil) : 
Informationswert = 0, 848 bit 

maximaler  Informationswert = 1, 0 bit 

Lfde. Unabhängige Variable Transinformation Sign. 
N r. bit % 

Niv . 

1 Rückfallanklage 0, 209 24, 6 0, 001 

Anzahl früherer 
2 Sanktionen wegen 0, 093 1 0, 9  0, 001 

einschl. Delikte 

3 Schaden 0, 069 8 , 2  0, 001 

4 Bishe rige Delinquenz- 0, 061 7 ,  1 0, 001 belastung 

Dauer bislang 
,5, 6  5 verbüßte 0, 048 0, 001 

Freiheitsstrafe 

We chselwirkung dieser 0, 093 1 1, 2  fünf Variablen 

Restunbestimmtheit 0, 275 32, 4 

insgesamt 0, 848 100, 0 

Ergebnisse zu sämtlichen Prädiktorvariablen hochsignifi­
kant sind, daß sie sich also mit einer  Irrtumswahrschein ­
lichkeit von weniger als 0,1 % auf die Grundgesamtheit ver­
allgemeinern lassen .  

reduziert. Würden beide Kategorien in der Stichprobe mit 
der gleichen Häufigkeit auftreten, so wären der tat­
sächliche und de r maximale Informationswert identisch. 
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Tab . 56 zeigt für die fünf analysierten Variablen die 
gleiche Rangfolge an wie schon Tab. 53. Dabei wird deut­
lich,  daß der mit Abstand wichtigste Umstand die Anwendung 

des § 48 in der Anklageschrift ist , da der hierfür ermit­
telte Wert von 0 , 209 bit die in der abhängigen Variablen 
(der Anwendung bzw. Nichtanwendung des § 48 im Urteil) ent­
haltene Unbestimmtheit 1) um 24 , 6  % ,  also nahezu um ein 
Viertel reduziert. 

Im Anschluß an die Prädiktorvariablen sind in Tab. 56 die 
für die Wechselwirkung und die Restunbestimmtheit errech­
neten Werte enthalten . Die Wechselwirkung gibt die durch 
die Kombination der fünf Prädiktorvariablen reduzierte Un­
bestimmtheit an. Die Prädiktoren sind hier teilweise von 
einander abhängig , d.h . die durch eine Variable getroffe-
ne Voraus�age überschneidet sich teilweise mit der einer 
anderen 2 ) .  Das wird dann plausibel , wenn man sich über-
legt , daß sich die Variablen Nr . 2, 4 und 5 auf die Vorstra­
fenbelastung des Täters beziehen und unter j eweil� ver­
schiedenen Aspekten die gleiche Aussage treffen 3 ) ,  näm-
lich daß die Anwendungshäufigkeit von§ 48 in dem Maß zu­
nimmt, in dem sich seine kriminelle Karriere fortent-
wickelt 4) . Die Abhängigkeit der Prädiktorvariablen unter­
einander hat zur Folge , daß der in Tab . 56  für die Wechsel­
wirkung angegebene Wert geringer ist , als es der Wirklich­
keit entspricht. Durch die Kombination der Prädiktorvariablen 
werden also nicht nur 0 , 093 bit ( 11 , 2  % )  der Unbestimmtheit 
der Kriteriumsvariablen reduziert , sondern ein darüber noch 
hinausgehender Anteil , der sich allerdings nicht gesondert 
berechnen läßt . 

1) Die Ausdrücke Unbestimmtheit und Information sind aus­
tauschbar .  

2 )  In den Prädiktorvariablen sind insgesamt 7 , 42 bit (100 % )  
Information enthalten . Hiervon stammen 6 , 26 bit (84 , 3  % )  
aus den einzelnen Variablen und 1 , 16 bit (15 , 7  % )  aus 
einer Uberlappung der Voraussage dieser Variablen . Da 
die Prädiktorenbindung mit 1 ,16 bit > 0  ist, sind die 
Variablen voneinander abhängig. 

3) Vgl. dazu S. 268 Fn. 2) . 
4 )  Berücksichtigt man allein die Variablen Nr . 1 ,  3 und 5 ,  

so beträgt die Prädiktorenbindung (s . o. Fn . 2) zwischen 
ihnen lediglich 1 , 7 % .  
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Die Restunbestimmtheit gibt die Größe der Unbestimmtheit 
an , die in der Kriteriumsvariablen trotz der durch die 
Prädiktoren gelieferten Information noch enthalten ist. 
Sie entspricht damit der Störvariablen (A) in der multip­
len linearen Regressionsanalyse. Wie sich Tab. 56 entneh­
men läßt , ist die Restunbestimmtheit hier noch verhältnis­
mäßig groß ; knapp ein Drittel der in der Kriteriumsvari­
ablen enthaltenen Information können nicht aufgeklärt wer­
den. Das dürfte auf die geringe Anzahl von nur fünf analy­
sierten Prädiktorvariablen zurückzuführen sein. 

Insgesamt gesehen läßt sich sagen , daß die Informations­

analyse in bezug auf die einzelnen unabhängigen Variablen 
die Ergebnisse der univariaten Korrelationsanalyse und Sig­

nifikanztests (Tab. 53) bestätigt , auch wenn mit den fünf 
für die Analyse ausgewählten Variablen nur ca. zwei Drittel 

der in der Kriteriumsvariablen enthaltenen Information auf­

geklärt werden können. Da bei der Informationsanalyse , an­
ders als etwa bei der Regressionsanalyse , der Einfluß einer 
unabhängigen Variablen nicht in der Form berechnet wird , daß 
für die Berechnung der Einfluß der übrigen unabhängigen Va­

riablen konstant gehalten wird , geben die ermittelten bit­

Werte nicht die " wahre" Stärke des Einflusses eines Prädik­
tors an. Vielmehr ist zusätzlich die zwischen den Prädik­

toren bestehende Wechselwirkung zu berücksichtigen. Durch 
sie werden hier wenigstens 0 , 093 bit (16 , 2  % der nach Ab-
zug der Restunbestimmtheit in der Kriteriumsvariablen ver­
bleibenden 0 , 573 bit) erklärt. Trotz dieser Ungenauigkeit 

kann man aber nach den Ergebnissen der Informationsanalyse 

davon ausgehen ,  daß die Anwendung des § 48 im Urteil in 

erster Linie durch die Anwendung des § 48 in der Anklage­
schrift (Nr. 1) und in zweiter Linie durch bestimmte , auf 

die Vorstrafenbelastung des Täters bezogene Merkmale (Nr. 
2, 4 ,  5) beeinflußt wird. Schließlich wirkt sich . in der 
Informationsanalyse auch der Schaden als ein die Tat cha­
rakterisierender Umstand aus ; allerdings ist die Signifi� 

kanz dieses Merkmals wegen der Begrenztheit des Datenma­
terials nicht verallgemeinerungsfähig. 
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2.3. 3 . 3. 2. Die Häufigkeit von Merkmalskombinationen 

Mit Hilfe der Informationsanalyse läßt sich darüberhinaus 
feststellen , ob bestimmte Kombinationen der Ausprägungen 
der untersuchten Variablen überzufällig häufig oder über­
zufällig selten auftreten. Die insoweit wichtigsten Ergeb­
nisse können Tab. 57  entnommen werden. 

Tab. 57  enthält für die fünf Prädiktorvariablen und die 
Kriteriumsvariable diej enigen Merkmalskombinationen , die 
in der Stichprobe viermal oder häufiger beobachtet wurden , 
und die sivh von der theoretisch erwarteten Häufigkeit sig­
nifikant 1 J unterscheiden. Um die einzelnen Merkmalskombi­
nationen zu erfassen , ist Tab. 57 spaltenweise zu lesen. 
Die Rangfolge der Kombinationen ergibt sich aus der Größe 
der Differenz zwischen der erwarteten und der beobachteten 
Häufigkeit. Tab. 57 enthält nur Merkmalskombinationen , die 
überzufällig häufig auftreten. Kombinationen , die signi­
fikant seltener als erwartet auftreten , konnten nicht be­
obachtet werden. Tab. 57 erfaßt insgesamt 66 Fälle ; die 10 
in Tab. 57 wiedergegebenen Merkmalskombinationen beziehen 
sich damit auf mehr als ein Viertel (27 , 8  %) aller Fälle 
(n = 237) , obwohl sie selbst nur 2 , 3  % der möglichen Merk­
malskombinationen (n = 432) stellen. 

Mit Abstand am häufigsten (n = 17) tritt folgende Kombina­
tion auf: § 48 wird bereits in der Anklageschrift angewandt ,  
der Täter weist 5 oder mehr Sanktionen wegen einschlägiger 

Taten auf , der angerichtete Schaden beträgt weniger als 

500 DM , der Täter hat einen Delinquenzbelastungsindex von 
41 Punkten oder mehr , er hat bereits mehr als 2 Jahre Frei­
heitsstrafe verbüßt, und (als Folge dieser Voraussetzungen) 
das Gericht wendet § 48 im Urteil an. Die nächsthäufige 

Kombination (n = 9) unterscheidet sich von dieser Kombina­
tion darin , daß der angerichtete Schaden mehr als 500 DM 
beträgt. In beiden Fällen hat die kriminelle Karriere eines 

Täters bereits ein beträchtliches Ausmaß erreicht. Gerade 

1) Da n < 2 ·  IRP (Definition von IPR siehe S. 272 Fn. 1- ) )  ist ,
können die Ergebnisse der Signifikanztests fehlerhaft
sein.
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Tab. 57 : Häufigkeit von Merkmalskombinationen für die An­

wendung von § 48 im Urteil 

n = 237 
Anzahl der möglichen Kombinationen : 432 

i{angfolge der 1 o  hüufigsten Kombinationen 
der Ausprügungen der 6 wichtigsten Variablen 

Variablen Au11prägungen 1 2 J 4 5 6 7 8 9 1 o  

nein X 

§ 48 im Urteil 
j a  X X X X X X X X 

nein X X 

§ 48 i .d .  Anklage ja X X X X X X X X 

Anzahl früherer 
1 - 2 X X 

Sanktionen wegen } - 4 X X X X 
einschl . Delikte 

5 od. mehr X X X X 

kein mat . Schaden X X 

Schaden bio 500 , - DM X X X X 

höher als Sao , - X X X X 

bio zu 2o Pkte .  X 
Bisherige 

2 1  bio Delinquenz- Jo Pkte .  X X 

belastWlg }1  b i s  4o Pkt e .  X " 
4 1  P .  od . mehr X X X X X 

Dauer bislang 
bio zu 1 Jahr X X 

verbüßte bis zu 2 Jahre X X X 
Freiheitss trafe mehr als 2 J .  X X X X X 

Beobachtete Häufigkeit 1 7 9 7 6 6 4 4 5 4 4 

Erwarte t e  m-;ufigkei t 2 2 2 1 2 0 0 2 1 1 

Signifikanzniveau a,ool 0,001 o , os 0, 001 o , o l  0,001 0 , 00 1  o , o5 0 , 0 5  o 1 o5  
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angesichts der zahlreichen einschlägigen Vortaten dürfte 
das Gericht daher mit der Anwendung von§ 48 keine großen 

Schwierigkeiten haben. 

Zur Verdeutlichung der am häufigsten auftretenden Merkmals­
kombination kann Fall Nr. 7 dienen. 

Nr.  7 :  

Der 28 Jahre alte A .  war Spitzendreher , seit 2 1/2 Jahren 
kinderlos verheiratet und zur Tatzeit seit ca. 6 Wochen 
arbeitslos. A. wurde , j eweils unter Anwendung von§ 48 , 
wegen zweier Kaufhausdiebstähle angeklagt ; ihm wurde vor­
geworfen, in einem Kaufhaus eine Sporttasche im Wert von 
39 , 90 DM und in einem anderen Kaufhaus einen Kassettenre­
corder im Wert von 179 , - DM gestohlen zu haben. Die Taten 
waren geschehen , als A .  in einer anderen Sache bereits eine 
Ladung zum Strafantritt hatte. Das Arbeitsamt hatte die Ver­
mittlung eines neuen Arbeitsplatzes von vornherein mit der 
Begründung abgelehnt , es lohne sich nicht ,  A. noch einmal 
zu vermitteln. 

Der Auszug aus dem Bundeszentralregister wies 9 frühere 
Verurteilungen auf , darunter 2 Verurteilungen wegen ein­
fachen Diebstahls und 5 Verurteilungen wegen Diebstahls in 
einem besonders schweren Fall . Bei den letzten drei Verur­
teilungen war j eweils eine Gesamtfreiheitsstrafe von über 
einem Jahr verhängt worden. Die letzte Freiheitsstrafe von 
1 Jahr und 2 Monaten hatte A. voll verbüßt ; insgesamt hatte 
er bislang knapp 5 Jahre (59 Monate) im Strafvollzug ver­
bracht. 

Das Schöffengericht in Kassel verurteilte A. wegen zwei­
fachen Diebstahls. Unter Berücksichtigung von § 48 wurde 
für j ede Tat eine Einzelstrafe in Höhe von' 9 Monaten Frei­
heitsstrafe verhängt. Das Gericht führte dazu aus : " Trotz 
erheblicher Freiheitsstrafen als Vorstrafen hat er sich 
die Vorverurteilungen nicht zur Warnung dienen lassen. Viel­
mehr ist der Angeklagte , bereits im Besitz einer Ladung zu 
einem weiteren Strafantritt befindlich , weiter in Richtung 
auf Berufskriminalität tätig geworfen , die aus der Beute 
von Straftaten den Lebensunterhalt bestreitet. Die vom An­
geklagten ausgehende kriminelle Intensität und der Ein-
druck von seiner Gefahrenträchtigkeit als Straftäter haben 
sich durch die abzuurteilenden Straftaten noch verstärkt, 
so daß die für die abzuurteilenden Taten zu verhängenden 
Einzelstrafen deutlich über dem Mindestmaß des § 48 StGB 
liegen mußten. " Bei der Gesarntstrafenbildung wurde gern. 
§ 55  ein früheres Urteil einbezogen , in dem gegen A. wegen 
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fahrlässigen Vollrauschs und einer Unterschlagung eine Ge­
samtfreiheitsstrafe von 14 Monaten verhängt worden war. 
Das Schöffengericht verurteilte ihn diesmal zu einer Ge­
samtfreiheitsstrafe von 2 Jahren , die nicht zur Bewährung 
ausgesetzt wurde. 

2. 3 . 4. Zusammenfassung 

Die Frage , von welchen Umständen die Anwendung des § 48 im 
Urteil abhängig ist , wird auf z weierlei Weise untersucht , 
und zwar werden zum einen die von den Gerichten im Urteil 

ausdrücklich genannten Gründe dafür , warum sie § 48 anwen­

den bzw. nicht anwenden , ausgewertet und systematisiert,  
zum anderen wird der Einfluß einer Reihe von möglichen 
Strafzumessungstatsachen auf die Häufigkeit der Anwendung 
des § 48 statistisch analysiert. 

Betrachtet man zunächst allein die Art und Weise der Aus­
einandersetzung mit § 48 im Urteil , so wird die Untersu­

chung der maßgeblichen Anwendungsgründe durch die Knapp­

heit der Erörterung des § 48 im Rahmen der Strafzumessungs­

begründung eingeschränkt. Kurze Ausführungen sind hier sehr 
häufig , lange dagegen sehr selten anzutreffen. Die Kürze 
der Ausführungen schlägt sich auch auf den Inhalt der Er­
örterungen nieder. Nimmt man allein die Fälle , in denen 
die Gerichte § 48 im Ergebnis anwenden , so erfolgt in 80 , 1  % 
der Fälle keine oder nur eine formelhafte Begründung dafür , 
warum § 48 angewandt wird. Unter den verbleibenden 19 , 9  % 
der Fälle dominiert als Anwendungsgrund mit knapp 60 % die 
Einschlägigkeit der Vorstrafen. Ähnlich unergiebig sind die 
Urteilsgründe , wenn man allein die Fälle betrachtet, in de­

nen die Gerichte für die Anwendung des § 48 wenigstens eine 
frühere Verurteilung berücksichtigen , der ein von der Rück­

falltat verschiedenartiges Delikt zugrunde liegt. Hier er­
geben sich aus den Urteilen in 87 , 9  % der Fälle keine Hin­

weise darauf , nach welchen Kriterien die materielle Rück­

fallvoraussetzung angenommen wird. In den verbleibenden 
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1 2 , 1  % der Fälle wird als Anwendungsgrund der zwischen den 
Taten bestehende strafrechtssystematische Zusammenhang ge­

nannt . Betrachtet man demgegenüber allein die Fälle , in de­

nen die Gerichte§ 48 im Ergebnis nicht anwenden , so steigt 
der Prozentsatz der Urteile ohne Begründung noch weiter auf 
9 0 , 6  % an. In den verbleibenden 9 , 4  % der Fälle werden so­
wohl formelle als auch materielle Gründe genannt , eine 

Systematisierung ist hier j edoch wegen der geringen Beset­
zungszahlen nicht möglich. 

Insgesamt gesehen müssen die Begründungen der Gerichte zur 
Anwendung bzw . Nichtanwendung des § 48 als knapp und ober­
flächlich gekennzeichnet werden. 

Die statistische Analyse des Zusammenhangs zwischen ver­
schiedenen Strafzumessungstatsachen und der Häufigkeit der 
Anwendung des § 48 führt im wesentlichen zu folgenden Er­
gebnissen. Betrachtet man die Rückfalltat , so lassen sich 
zwei gegenläufige zusammenhänge feststellen � die Anwendungs­
häufigkeit von§ 48 nimmt zu, j e  schwerer die Rückfalltat 
wird , aber auch j e  geringer der bei der Tat angerichtete 
Schaden ist. Diese beiden Zusammenhänge wirken allerdings 
unter unterschiedlichen Bedingungen. Die Schadenshöhe be­
einflußt die Anwendung des § 48 insbesondere dann , wenn kei­
ne oder bis zu zwei einschlägige Vertaten vorliegen, die De­

liktsschwere dagegen bei drei oder mehr einschlägigen Ver­
taten. Die überzufällig häufige Anwendung des§ 48 auf Ta­

ten, bei denen nur ein geringer Schaden entstanden ist , 
kann durch eine Eigenart der dieser Untersuchung zugrunde 
liegenden Stichprobe bedingt sein. Die Stichprobe erlaubt 
gültige Aussagen nur für diej enigen Verfahren, in denen 
eine Freiheitsstrafe verhängt wurde . Gerade bei Taten mit 
einem nur geringen Schaden dürfte aber auch häufig eine 

Geldstrafe verhängt werden. Die beiden gegenläufigen Zusam­

menhänge stehen daher nicht in einem echten Widerspruch zu­

einander . 
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Bei den täterbezogenen Merkmalen läßt sich zum einen fest­
stellen, daß die Anwendungshäufigkeit von§ 48 dann zu­
nimmt, wenn ein Täter defizitäre persönliche Beziehungen 

aufweist. Dieser Zusammenhang bringt die spezialpräventive 
Zielsetzung der allgemeinen Rückfallvorschrift ansatzweise 
zum Ausdruck. Zum anderen läßt sich feststellen, daß die 

Anwendungshäufigkeit in dem Maß zunimmt, in dem die Vor­
strafenbelastung des Täters gravierender wird, in dem sich 
also seine kriminelle Karriere fortentwickelt. Die Gerichte 

orientieren sich hier allerdings weniger an der Zahl als an 
der Einschlägigkeit und der Schwere der bisherigen Taten. 

Neben diesen Umständen ist es für die Anwendung des § 48 

vor allem bedeutsam, ob§ 48 bereits in der Anklageschrift 

angesprochen wurde. 

Verallgemeinernd läßt sich die Wirkungsrichtung der Mehr­
z ahl der hier untersuchten Einflußfaktoren in der Weise 
kennzeichnen, daß die Häufigkeit der Anwendung des § 48 zu­
nimmt, wenn bzw. je mehr ein Merkmal den Täter unter den 

Gesichtspunkten einer größeren· Schuld oder gesteigerter 
spezialpräventiver Erfordernisse belastet. 

Die Durchführung eines multivariaten statistischen Verfah­
rens führt zu dem Ergebnis, daß die Anwendung des § 48 in 
der Anklage für die Anwendung im Urteil der wichtigste Ein­
flußfaktor ist, gefolgt von verschiedenen auf die Vorstra­
fenbelastung des Täters bezogenen Merkmalen und schließlich 

der Schadenshöhe als einem auf die Tat bezogenen Merkmal. 

Die statistisch ermittelten Anwendungsgründe dürften damit 
zu den von den Gerichten in den Urteilen genannten Anwen­

dungsgründen eine gewisse Ergänzung liefern, indem sie zei­
gen, daß es nicht allein auf die " Einschlägigkeit" der Vor­

taten ankommt, sondern daß hier ein ganzes Bedingungsgefüge 
besteht, aus dem die "Einschlägigkeit" nur einen Ausschnitt 
bildet. 
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2.4. Die Anwendung des § 48 in der Anklage 

Die Feststellung , daß die allgemeine Rückfallvorschrift 
insbesondere dann bei der Strafzumessung angewandt wird , 

wenn sie bereits von der Staatsanwaltschaft in der Ankla­
geschrift angesprochen wurde , legt es nahe , sich etwas nä­
her mit den Umständen zu beschäftigen , die die Anwendung 

der allgemeinen Rückfallvorschrift in der Anklage beein­
flussen. 

In der Anklage selbst werden grundsätzlich keine Gründe 

dafür genannt , warum§ 48 angewandt bzw. nicht angewandt 

wird. Zuweilen finden sich Hinweise auf die allgemeine 
Rückfallvorschrift in der Abschlußverfügung , sie beziehen 
sich allerdings in der Regel auf organisatorische Belange 
oder auf die formellen Rückfallvoraussetzungen und geben 
über die materiell berücksichtigten Gesichtspunkte eben­
falls keinen Aufschluß. 

Die Untersuchung der Anwendungsgründe muß sich daher auf 
die statistisch feststellbaren Einflußfaktoren beschränken. 

Wie Tab. 5 8  deutlich macht , läßt sich von den tatbezogenen 
Merkmalen für die Deliktsschwere (Nr. 3) , die Höhe des an­
gerichteten Schadens (Nr. 7) und die Ausübung von Gewalt 

( Nr. 13) ein Einfluß feststellen. Die Deliktsschwere und 

die Schadenshöhe wirken sich dabei auf der Ebene der Staats­
anwaltschaft in der gleichen Weise gegenläufig aus wie auf 
der Ebene der Gerichte. Auch hier dürfte sich j edoch die 
Wirkungsrichtung der Schadensvariable mit der Begrenztheit 
des Datenmaterials erklären lassen. Die Ausübung von Ge-
walt bei der Rückfalltat wirkt sich auf der Ebene der Staats­
anwaltschaft in der Weise aus , daß sie die Anwendung des § 48 

begünstigt , während die Gewaltlosigkeit seine Nichtanwendung 

begünstigt. 

Betrachtet man die täterbezogenen Merkmale , so zeigt sich 

hier wie auf der gerichtlichen Ebene ein Einfluß solcher 



Lfde .  
N r .  

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10  

1 1  

12  

1 3 

1 4 

1 5 
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Tab. 58 : Umstände, die die Anwendung von § 48 in der Anklage 
beeinflussen 

Merkmal n Ausprägungen § 48 + § 48 - CC Sign .  corr g e s .  n % n % ( *rphi ) Niv.  

bis  zu 20 Pkt e .  1 5  3 1 , 9 32  68 , 1 
Bisherige 2 1  bis  30 Pkte . 73 6 4 , 6  4 0  3 5 ,  4 Delinquenz- 308 0 , 5 0  0 , 001 
belastung 31  his 40 Pkte .  49  7 4 , 2  1 7  2 5 , 8  

41  Pkte . od .  mehr 72 87 , 8  1 0  1 2 , 2  

Anzahl früherer 1 - 2 37 46 , 8  4 2  5 3 , 2  
Sanktionen wegen 256 3 - 4 69 82 , 1 1 5  1 7 , 9  0 , 4 8  0 , 001 
e i n s c h l .  Taten 5 od . mehr 76 81 , 7 1 7  1 8 , 3  

Höchststrafe 1 - 3  J. 75 5 7 , 7  5 5  4 2 , 3  
Delikts s chwere 308 Höchststrafe 5 J. 63 66 , 3  3 2  3 3 , 7  0 , 3 3  0 , 001 

Höchststrafe 7-1 5 J 7 1  8 5 , 5  1 2  1 4 , 5  

1 3  Mon . o d .  mehr 92 6 2 , 2  5 6  37 , 8  
Entlassungs- 285  7 bis  1 2  Mon . 39  86 , 7  6 1 3 , 3  0 , 2 8  0 , 01 intervall 

bis 6 Mon . 69 7 5 , 0  2 3  2 5 , 0  

ledig 1 1 4  7 7 , 6  3 3  22 , 4  
Familienstand 308 verl . ,  verheiratet 42 60 , 0  28  40 , 0  0 , 28 0 , 01 

geschieden , verlol'. 53 5 8 , 2  3 8  4 1 , 8 ·  

Dauer bislang bis zu 1 Jahr 43 5 4 , 4  36 4 5 , 6  
verbüßte 308 bis zu 2 Jahre 43 64 , 2  2 4  3 5 ,  8 0 , 2 7  0 , 01 
Freiheits s trafe mehr als 2 Jahre 1 2 3  7 5 , 9  3 9  2 4 ,  1 

kein mat . Schaden 42 5 6 , 8  3 2  43 , 2  
Schaden 295  Schaden bis 500 , - 1 02 7 6 , 7  3 1  2 3 , 3  0 , 2 5  0 , 01 

Schaden über 500 , - 57 6 4 , 8  31  3 5 , 2  

ein Delikt 1 08 6 5 , 9  56 34 , 1 
Anzahl ange- 308 2 od . 3 Delikte 65 63, 1 3 8  36 , 9  0 , 2 4  0 , 05 klagte Taten 

4 od .  mehr Delikte 36 87 , 8  5 1 2 , 2  

0 Pkte . ( gut )  49  62 , 8  29  3 7 , 2  
Soziale 308 1 - 3 Pkte . 66 61 , 1 42 3 8 , 9  0 , 2 3  0 , 05 Integration 4 - 6 Pkte . 56 7 5 , 7  1 8  2 4 , 3  

7 - 9 P .  ( schlech t )  3 8  7 9 , 2  1 0  20 , 8 

Rückfall- mehr als 1 , 0 63 6 3 , 6  36 36 , 4  
geschwindigk e i t s - 308 0 , 5  bis 1 , 0  9 5  6 4 , 6  52  3 7 , 4  0 , 2 2  0 , 05 
quotient weniger als 0 , 5  5 1  82 , 3  1 1  1 7 , 7  

bis 2 5  Jahre 54 7 5 , 0  1 8  2 5 , 0  
Alter zur 308 26 bis  35 Jahre 97 71 , 9 3 8  2 8 ,  1 0 , 2 2  0 , 05 Tatzeit 

älter als  35  Jah re 58  57 , 4  43 4 2 , 6  

Eigene 300 j a  8 4  57 , 5  62 4 2 , 5  
* 0 , 2 1  0 , 001 Kinder nein 1 1 9  77 , 3  3 5  22 , 7  

308 nein 1 32 6 2 , 9  78  37 ,  1 
Gewaltanwendung *O, 1 6  0 , 01 j a  77 7 8 , 6  2 1  2 1 , 4  

manual 1 7 0  70 , 5  71  2 9 , 5 
Soziale Schicht  282 non-manual 22 5 3 , 7  1 9  4 6 , 3  *0 , 1 3  0 , 05 

Fester ja  1 5 1 64 , 3  8 4  3 5 , 7  
306 * O ,  1 3  0 , 05 '1.'ohns i tz nein 56 7 8 ,  9 1 5  21 , 1 
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Merkmale , die eine schlechte soziale Integration des Täters 
indizieren (Nr. 5 ,  9 ,  1 2 ,  15) .  Je mehr Defizite ein Täter 
hier aufweist , desto häufiger wird § 48 angewandt. Zusätz­
lich treten hier mit dem Alter des Täters (Nr. 1 1) und sei­
ner Schichtzugehörigkeit (Nr. 14) zwei Merkmale auf , für 

die ein unmittelbarer Bezug zur Anwendung von § 48 nicht be­
steht. 

Bei den Merkmalen, die sich auf die strafrechtliche Vorbe­
lastung des Täters beziehen (Nr. 1 ,  2, 4, 5) , ist festzu­

stellen, daß die Häufigkeit der Anwendung von § 48 in dem 
Maß zunimmt , in dem sich die kriminelle Karriere des Tä­
ters fortentwickelt. Zusätzlich zu den auch auf der ge­
richtlichen Ebene zu beobachtenden Merkmalen wirkt sich bei 

den Staatsanwaltschaften auch die Rückfallgeschwindigkeit 
(Nr. 1 0) aus. 

Insgesamt gesehen läßt sich für die meisten Merkmale fest­
stellen, daß sie eine Rückfallanklage wahrscheinlicher 
machen, wenn bzw. j e  mehr sie den Täter unter den Gesichts­

punkten der Schuld oder präventiver Erfordernisse belasten. 

Wie sich bei der Durchführung eines multivariaten stati­
stischen Verfahrens zeigt (Tab, 59) , läßt sich ein einzel-

ner Umstand , dem für die Anwendung des § 48 eine dominie­
rende Position zukommt , nicht feststellen. Stattdessen muß 
davon ausgegangen werden , daß sich zumindest die in dem mul­
tivariaten Verfahren untersuchten Merkmale in ihrer Relevanz 

für eine Rückfallanklage in vielfältiger Weise überschneiden. 

Hierfür spricht auch die hohe Wechselwirkung , durch die al­

lein die in der Kriteriumsvariablen enthaltene Unbestimmt­
heit um ca. 40 % reduziert wird. 

Zwischen den Gerichten und Staatsanwaltschaften bestehen 
also Unterschiede insoweit , als für die Anwendung von§ 48 
in der Anklage der Einfluß von solchen Umständen feststell­

bar ist , die sich im Urteil nicht mehr auswirken. Hierzu ge-
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Tab. 59 :  Die Ergebnisse der Informationsanalyse für die 
Anwendung des § 48 in der Anklage 

Lfde. 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

n = 256  

Abhängige Variable (§ 48  in  der  Anklage ) : 
Informationswert = 0 , 868 bit 

maximaler Informationswert = 1 , 0  bit 

Unabhängige Variable Transinformation 
bit % 

Bisherige Delinquenz- 0 , 104 12 , 0  belastung 

Anzahl früherer 
Sanktionen wegen 0 , 088 1 o ,  2 
einschl. Delikte 

Delikts schwere  0 , 059 6 , 8  

Entlassungs- 0 , 046 5 , 3 intervall 

Familienstand 0 , 025  2 , 9  

Dauer bislang 
verbüßte 0 , 017 1, 9 
Freiheitsstrafe 

Wechselwirkung dieser 0 , 347 39 , 9  sechs Variablen 

Restunbestimmtheit 0 , 182 21, 0  

insgesamt 0 , 868 100 , 0  

Sign. 
Niv. 

o ,  001 

0 , 001  

0 , 001 

0 , 001 

0 , 05 

0 , 05 

hören die Gewaltanwendung bei Begehung der Tat , das Alter 

des Täters , seine Schichtzugehörigkeit und die Rückfallge ­
schwindigkeit. Die Irrelevanz dieser vier Merkmale auf der 
Ebene der Gerichte kann als ein Hinweis auf einen Selektions­

prozeß angesehen werden, in dem die Gerichte eine Entschei­
dung der Staatsanwaltschaft zur Anwendung des § 48 (auch) 

auf die Legitimität der berücksichtigten Kriterien hin über­
prüfen. 
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Umgekehrt bestehen zwischen der Ebene der Gerichte und der 
Staatsanwaltschaften Unterschiede auch insoweit , als sich 
im Urteil zwei Faktoren auswirken , für die in der Anklage 
kein Einfluß festgestellt wurde , nämlich der Bagatellcha­
rakter der Rückfalltat und die persönlichen Bindungen des 

Täters. Das Merkmal der persönlichen Bindungen gibt , an ­
ders als etwa das Alter des Täters oder seine Schichtzu­
gehörigkeit , einen direkten Hinweis auf psychosoziale De­
fizite beim Täter , die für eine spezialpräventiv motivier­

te Sanktion einen ersten Anhaltspunkt bieten können. Zwar 
kommt es im Rahmen der materiellen Rückfallvoraussetzung 
grundsätzlich allein auf den erhöhten Schuldvorwurf an. Der 
Einfluß dieses Merkmals erscheint j edoch berechtigt , denn 

das Gericht muß bei der Prüfung dieser Voraussetzung "psychi­
sche Faktoren , charakterliche Eigenschaften des Täters und 
dessen Lebensumstände" 1 )  berücksichtigen und auch Sinn und 
Zweck der in§ 48 festgelegten Rechtsfolge in seine Uberle­
gungen mit einbeziehen. Die überzufällig häufige Anwendung 
von § 48 auf Bagatelldelikte dürfte darauf zurückzuführen 
sein , daß auf der Ebene der Staatsanwaltschaften (Amtsan ­
waltschaften) der Gedanke der Verfahrensbeschleunigung eine 
Rolle spielt , der dort zum Verzicht auf die Anwendung von 

§ 48 führt , während derartige "sachfremde" Erwägungen auf 
der Ebene der Gerichte offenbar ohne Bedeutung sind. 

Der Grund für den engen Zusammenhang zwischen der Anwen­
dung der allgemeinen Rückfallvorschrift im Urteil und in 
der Anklage dürfte danach darin zu sehen sein , daß Gerich­
te und Staatsanwaltschaften bei ihrer Entscheidung über die 
Anwendung im wesentlichen die gleichen Faktoren berücksich­
tigen , nämlich solche , die sich auf die strafrechtliche 
Vorbelastung des Täters , seine persönlichen Lebensumstände 
und die Stellung der Rückfalltat in seiner kriminellen 
Karriere beziehen. Die Art der Berücksichtigung erfolgt 

1 )  BVerfGE 5 0 ,  1 25 (1 36) . 
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dabei im wesentlichen bei den Staatsanwaltschaften und Ge­
richten in der gleichen Weise; j e  belastender ein Merkmal 
ist, desto häufiger wird§ 48 angewandt. Die Entscheidung 
der Staatsanwaltschaft zur Anwendung präj udiziert daher in 

den meisten Fällen eine entsprechende Entscheidung des Ge­
richts. Die Unterschiede zwischen diesen beiden strafpro­
zessualen Ebenen dürften , wie bereits an anderer Stelle ge­

zeigt werden konnte 1) , daraus resultieren , daß sich die 
Gerichte auf die Berücksichtigung dieser Faktoren beschrän­

ken , während auf der Ebene der Staatsanwaltschaften darüber­
hinaus noch weitere Gesichtspunkte , darunter auch 11 sachfrem­

de11 Gesichtspunkte, berücksichtigt werden. 

2. 5. Der Einfluß von § 48 auf die Strafzumessung 

Für die Frage , welche Relevanz § 48 als Strafzumessungs­

faktor besitzt , ergaben sich bereits im Zusammenhang mit 
der Analyse der in der Stichprobe feststellbaren Strafzu­
messungstatsachen erste Hinweise. Die mit einer Vielzahl 
von möglichen Strafzumessungstatsachen durchgeführten uni­

variaten Signifikanztests zeigten , daß für die Anwendung 
von § 48 im Urteil ein Einfluß auf die Strafhöhe nachgewie­

sen werden kann ; in den Verfahren , in denen§ 48 bei der 
Strafzumessung angewandt wurde , lag die Freiheitsstrafe 
signifikant höher als in den Verfahren , in denen§ 48 nicht 

angewandt wurde (Tab. 36 Nr. 11 ) .  Mit der Durchführung meh­
rerer Regressionsanalysen konnte dieses Ergebnis dahinge­

hend konkretisiert werden , daß sich die Anwendung von § 48 
in erster Linie dann auswirkt, wenn vergleichsweise leich­

te Freiheitsstrafen (bis einschl. 24 Monate) verhängt wer­
den. 

Bei der allgemeinen Rückfallvorschrift handelt es sich also 

1) S. o. 2. 2 .  



um einen Strafzumessungsfaktor , der für die Schwere der 

gegenüber einem Wiederholungstäter verhängten Sanktion tat­
sächlich von Bedeutung zu sein scheint. Das gilt nicht nur 
für die Festsetzung der Höhe der verhängten Freiheitsstra­
fe , sondern auch für die Wahl der Strafart , indem§ 48 über 

die sechsmonatige Mindestfreiheitsstrafe j edenfalls im Re­
gelfall 1) die Geldstrafe ausschließt. Darüber hinaus dürf­
te sich§ 48 auch bei der Entscheidung über die Strafaus­

setzung zur Bewährung auswirken. Um über die Bedeutung des 
§ 48 als Strafzumessungsfaktor näheren Aufschluß zu erhal­

ten, soll in den folgenden Abschnitten sein Einfluß auf die 

Strafhöhe und die Wahl der Strafart etwas genauer beleuch­
tet werden. 

2. 5. 1. Der Einfluß von§ 48 auf die Wahl der Strafart 

Obwohl § 48 nur eine Strafmaßbestimmung enthält und sich 
damit allein auf den Vorgang der Strafzumessung i.e.S. be­
zieht , erscheint es sinnvoll , zunächst zu untersuchen , ob 
sich die Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift auch 
bei der Wahl der Strafart , also der Strafzumessung i. w. S. , 
auswirkt 2) . Da es das vorliegende Datenmaterial nicht zu­

läßt , über andere Strafarten als die Freiheitsstrafe , also 
vor allem die Geldstrafe , zuverlässige Aussagen zu treffen , 
muß sich die Untersuchung hier auf die Fragestellung beschrän­
ken , ob und in welcher Weise § 48 die Entscheidung über die 
Aussetzung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung gern. § 56 be­

einflußt. 

Wie bereits aus Tab. 28 bekannt ist , wird die Freiheitsstra­
fe dann , wenn man die gesamte Stichprobe (n 288) betrach-

1) Bei Strafmilderung kann es dagegen auch zur Verhängung 
von Geldstrafe kommen (§ 47) . 

2) Vgl. zu den Begriffen "Strafzumessung i.e.S." und " Straf­
zumessung i.w. S . " ,  auf die auch die " Stellenwert theorie" 
Bezug nimmt , Horn 1975 , 246 ff. ; Schöch 1975a ,  259 ff. 
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Tab . 60 : Der Einfluß von § 48 auf die Strafaussetzung zur 

§ 56 + 
§ 56 -
§ 48 + 

§ 48 -

Bewährun g 

§ 48 + 

(n = 211 ) 

§ 48 -
(n = 77 ) 

insges. 
(n = 288 ) 

§ 56 + 

42, 7 

71, 4 

5 0, 3  

r h " = 0, 25 ; p < 0, 001 p l 

§ 56 -

5 7, 3  

28, 6 

49, 7  

Die Strafe wurde zur Bewährung ausgesetzt 
Die Strafe wurde nicht zur Bewährung ausgesetzt 

§ 48 wurde bei der Strafzumessung angewandt 
§ 48 wurde nicht angewandt 

tet, in ca. der Hälfte der Verfahren (5 0, 3 % )  zur Bewährung 
ausgesetzt. Unterscheidet man dagegen in der Stichprobe da­
nach, ob bei der Strafzumessung§ 48 angewandt wird oder 

nicht, so lassen sich hochsignifikante Unterschiede fest­
stellen. In den Verfahren, in denen§ 48 angewandt wird, fin­
det eine Strafaussetzung nur in 42, 7 % der Fälle statt 1 ) , 
bei Nichtanwendung von § 48 dagegen in 71, 4 % der Fälle 
(Tab. 60 ) .  Der zwischen den beiden Variablen bestehende Zu­
sammenhang ist allerdings nur schwach ausgeprägt. 

Die Aussetzung einer Freiheitsstrafe zur Bewährung setzt die 

Erwartung voraus, daß der Täter künftig keine Straftaten 
mehr begehen wird (§ 5 6  I ) .  Die Mehrzahl der Gerichte scheint 

also bei der Beurteilung dieser positiven Sozialprognose die 
Anwendung von § 48 als einen gegen die Aussetzung sprechen­
den Umstand zu werten. 

1 )  Wagner (1979b, 325 ) ermittelte in seiner Untersuchung einen 
Anteil von 17, 9  % (n = 5 ) . 
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Aus Tab. 28 konnte entnommen werden, daß die Entscheidung 
über die Strafaus setzung in den einzelnen Erhebungsorten 
variiert, und zwar wurde die Freiheits strafe in Bielefeld 

( 5 7, 7  % )  signifikant häufiger zur Bewährung ausgesetzt als 
in Göttingen oder Kas sel ( beide ca. 40 % ) .  Untersucht man 

deshalb den Zusammenhang zwis chen § 48 und § 56 auf regio­
nale Unters chiede hin, so zeigt sich für Kas sel und Biele­
feld ein relativ einheitliches Bild. In Kas sel wurde die 
Freiheitsstrafe bei Anwendung von § 48 in 1 3  Fällen (22, 0 % ) ,  

bei Nichtanwendun
1 

dagegen in 24 Fällen ( 77, 4 % )  zur Bewäh­
rung ausgesetzt 1 . In Bielefeld lagen die entsprechenden 
Werte bei 50, 4 % und 81 , 1  % 2) . Damit be stätigt sich sowohl 
für Kas sel als auch für Bielefeld der aus Tab. 60 bekannte, 
allgemeine Zusammenhang, daß die Freiheitsstrafe bei Anwen­
dung von§ 48 seltener ausgesetzt wird als bei Nichtanwen­

dung. Gleichzeitig wird deutlich, daß die sich aus Tab. 28 
ergebende großzügigere Aus setzungspraxis in Bielefeld vor 
allem in den Verfahren besteht, in denen bei der Strafzumes­
sung§ 48 angewandt wird 3) 

Für Göttingen zeigt sich dagegen ein etwas überras chendes 
Bild. Hier wurde die Freiheitsstrafe bei Anwendung des § 48 
in 17 Fällen ( 51, 5 % ) ,  bei Nichtanwendung j edoch nur in einem 
Fall (11 , 1  % )  zur Bewährung ausgesetzt. Während also in den 
Anwendungsfällen der Anteil der Aus setzungen in etwa dem An­
teil in den beiden anderen Erhebungsorten, insbesondere dem 
Anteil in Bielefeld (50, 4 % ) ,  entspricht,  steht der Anteil 
der Aus setzungen in den Nichtanwendungsfällen hierzu im Wi­
derspruch. 

Dieser Widerspruch könnte mit der Zusammensetzung der Stich­
probe in Göttingen zu erklären sein. In diesem Erhebungsort 
wurden neben den auf "langer Frist" aufbewahrten Strafakten, 
bei denen in der Regel die Vollstreckung noch lief, auch ab­
ges chlossene Verfahren berücksichtigt 4 J .  Unter diesen ab-

1 ) rphi = 0, 53 ; p < 0, 001. 
2) rphi = 0, 26 ; p < 0, 001. 

3)  Vgl. dazu auch s .  165 f. 
4) S. o. 2. Kap. 5.  
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geschlossenen Verfahren befanden sich unverhältnismäßig 
mehr Einstellungen,  Freisprüche und Geldstrafenurteile als 
in den übrigen Teilen der Stichprobe. Diese Uberrepräsen­
tierung abgeschlossener Verfahren könnte auf Kosten der j e­
nigen Verfahren erfolgt sein, in denen§ 48 nicht angewandt 
und die Freiheitsstrafe zur Bewährung ausgesetzt wurde , Die 
hier für Göttingen festgestellte Verteilung läßt sich daher 
nicht in irgendeiner Weise verallgemeinern. 

Eine Sekundäranalyse des der Untersuchung von Garbe 1) zu­
grunde liegenden Datenmaterials zeigt denn auch , daß die 
Freiheitsstrafen in Göttingen bei Anwendung von § 48 in 40 % 
der Fälle , bei Nichtanwendung 2) dagegen in 71, 4  % der Fäl­
le zur Bewährung ausgesetzt werden. Der durch die Anwendung 
des § 48 bewirkte Unterschied ist allerdings nicht signifi­
kant 3) . 

Insgesamt gesehen läßt sich sagen, daß die bereits anhand 
von Tab. 28 beobachteten regionalen Unterschiede noch deut­
licher in Erscheinung treten, wenn man danach unterscheidet, 
ob§ 48 bei der Strafzumessung angewandt wurde oder nicht. 
Bei Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift variiert 
der Anteil der Verfahren, in denen die Freiheitsstrafe zur 

Bewährung ausgesetzt wurde, zwischen 22 , 0  % (Kassel) und 
51 , 5  % (Göttingen) . Bei Nichtanwendung des § 48 bewegt sich 

dieser Anteil in Kassel und Bielefeld um ca. 80 % ,  während 
er in Göttingen niedriger zu liegen scheint. 

In dem vorliegenden Zusammenhang dürfte es auch von Interes­

se sein, der Frage nachzugehen , ob und ggf. welche Maßre-
geln zusätzlich zu einer Strafe verhängt werden, wenn bei 

der Strafzumessung§ 48 angewandt b zw. nicht angewandt wird , 
Anders als bei der Strafaussetzung zur Bewährung läßt sich 

bei der Maßregelverhängung kein Einfluß von § 48 feststellen. 

1 ) Garbe 1982. 

2) Die Probanden wiesen hier ebenfalls wenigstens zwei Vor­
strafen auf (vgl. § 48 I 1 Nr. 1 ) ; über ihre Vorverbüßungs­
zeit (vgl. § 48 I 1 Nr. 2) lagen allerdings keine Erkennt­
nisse vor. 

3) rphi = 0 , 3 1 ;  n. s. 
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Von den 211 Verfahren, in denen§ 48 angewandt wurde, er­
folgte die Verhängung einer Maßregel in 42 Fällen ( 19 , 9  %) . 

Von den 85 Verfahren, in denen bei der Strafzumes sung§ 48 
nicht angewandt wurde, wurden Maßregeln in 21 Fällen (24, 7 % )  

verhängt .  Der durch die Anwendung des § 48 bewirkte Unter­
s chied ist nicht signifikant 1 ) .  

Die Art der Maßregeln, die bei Anwendung bzw . Nichtanwen-
dung von§ 48 verhängt werden, läßt sich Tab . 61 entnehmen. 

Auch anhand von Tab. 61 las sen sich keine wesentlichen, durch 

§ 48 bewirkten Unters chiede beobachten .  Die am weitaus häu­

figs ten verhängte Maßregel ist  in beiden Gruppen die Ent­
ziehung der Fahrerlaubnis gern . § 69 . Wegen der geringen Be­

setzungs zahlen kann hier j edoch kein Signifikanztes t durch­

geführt werden . 

Sieht man einmal von den beiden bereits mehrfach erwähnten 2) 
Sicherungsverfahren , in denen die Unterbringung in e inem 
psychiatri s chen Krankenhaus (§ 63) angeordnet wurde, ab, 
so ist  fes t zus tellen , daß in der Stichprobe keine Maßregeln 
gern . §§ 63, 65 3) , 66 und 7 0  vertreten sind. Diese Beob­
achtung kann allerdings nicht als eine Bes tätigung der aus 
theoretis chen Erwägungen abgeleiteten Annahme angesehen wer­
den, daß sich die Anwendungs bereiche der§ 48 und§§ 65 I 1 
Nr.  1, II, 66 nicht decken 4 ) ; diese Annahme hät te es näm­
lich nicht ausges chlos sen, daß in der Gruppe der Nichtan­
wendungsfälle derartige Maßregeln zu beobachten gewesen wä­
ren. Ähnliches gilt für die Annahme, die Anwendungsbereiche 
der§ 48 und§§ 63, 64, 65 I 1 Nr . 2 und 70 übers chnitten 
sich allein in bezug a�f die mittelschweren Vergehen oder 
s chwerere Straftaten 5 J ;  auch hierfür läßt sich dem Daten­
material weder eine Bes tätigung noch eine Widerlegung ent­
nehmen . Für das Verhältnis von § 48 zu § 69 war s chließlich 
aus theoretis cher Si cht die Annahme formuliert worden, daß 

1 ) rphi 
= 0, 05 ; n . s .  

2 )  S . o .  2 .  Kap . 5 und 3 . Kap . 1. 3 .  1 .  2 .  

3 )  Vgl . dazu oben s .  16 Fn . 1 .  

4) S . o .  1 . Kap . 1 .  2 .  1 .  

5 ) S . o .  1 . Kap . 1 .  2 .  3 .  
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Tab. 61 : Der Einfluß von § 48 auf die Maßregelverhängung 

§ 64 § 68 § 69 

§ 48 + 

(n = 42 ) 4 , 8  11 , 9 83 , 3  

§ 48 -
(n = 21 ) 0 , 0  9 , 5  9 0 , 5  

insgesamt 

(n = 63 ) 3 , 2  11 , 1 85 , 7  

beide VQrschriften grundsätzlich nebeneinander anwendbar 
seien 1 J .  Diese Uberlegung wird durch die Ergebnisse in 
Tab. 61 bestätigt ; dabei wird gleichzeitig deutlich ,  daß 
der Anwendung des § 48 bei der Strafzumessung i n  bezug auf 
die Entziehung der Fahrerlaubnis keine differenzierende 
Funktion zukommt 2 ) .  Auf das Verhältnis von§ 48 zu § 68 , 
das , wie Tab. 61 deutlich macht , mit insgesamt nur n = 7 
Verfahren ( 2 , 4  % )  keine allzu große praktische Bedeutung 
besitzt, wird an anderer Stelle 3 ) besonders eingegangen. 

2. 5.2. Der Einfluß von § 48 auf die Strafhöhe in den Haupt­
deliktsgruppen und bei bestimmten Straftatbest�nden 

Im Mittelpunkt der theoretisch geführten Diskussion über 
die Auswirkungen der allgemeinen Rückfallvorschrift ste­

hen die Konsequenzen, die ihre Anwendung auf unselbständi­
ge Bagatelldelikte nach sich zieht. Im folgenden soll die­
se Fragestellung über die Gruppe der unselbständigen Baga­

telldelikte hinaus auf sämtliche der hier gebildeten De­

l iktsgruppen erweitert werden , um festzustellen, ob und in 

1 )  S.o. 1. Kap. 1.2.3. 
2 ) Ähnlich wie bei den Maßregeln allgemein (s.o. S. 292 bei 

Fn. 1 ) ) sind auch bei der Entziehung der Fahrerlaubnis 
gern. § 69 keine signifikanten Unterschiede feststell­
bar ; rphi = 0 , 07 ;  n.s. 

3 )  S.u. 2.6. 
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welcher Weise sich die Anwendung des § 48 in den Delikts­
gruppen und bei bestimmten Einzeldelikten auswirkt . 

Da für die Erhebung des Merkmals der Höhe der verhängten 
Freiheitsstrafe bei Verurteilung wegen mehrerer realkon­
kurrier�nder Straftaten auf die Gesamtstrafe abgestellt 
wurde 1 ) ,  können bei der Untersuchung der Auswirkungen von 

§ 48 in den verschiedenen Deliktsgruppen nur diej enigen 
Verfahren berücksichtigt werden, in denen lediglich eine 
einzige Straftat abgeurteilt wurde (n = 171) . Die für die­
se Verfahren errechneten Mittelwerte und Standardabwei­
chungen sind in Tab. 62 angegeben. Tab. 62 schließt sich 
damit an Tab. 31 an, die für dieselben Verfahren die ent­
sprechenden Werte enthält, ohne daß diese j edoch im Hin­
blick auf§ 48 aufgeschlüsselt dargestellt sind. 

Schon der bloße optische Vergleich der in Tab. 62 angegebe­
nen Mittelwerte macht deutlich, daß in den Verfahren, in de­
nen bei der Strafzumessung§ 48 angewandt wurde, der Mittel­

wert der verhängten Freiheitsstrafen grundsätzlich höher 

ist als in den Verfahren, in denen § 48 nicht angewandt wur­
de. Die einzige Ausnahme bildet in dieser Hinsicht die De­
liktsgruppe Nr. 3 (Raub und Erpressung), wobei das Ergebnis 

allerdings wegen der geringen Fallzahlen, insbesondere in 
der Gruppe der Anwendungsfälle (n = 1 ) ,  nicht überbewertet 

werden darf. 

Um die " Echtheit" der durch§ 48 bewirkten Unterschiede 
festzustellen, wurde für j ede Deliktsgruppe, sofern das 

aufgrund der Fallzahlen möglich war, ein t- Test durchge­
führt. Wie die Ergebnisse der Signifikanzprüfungen zeigen, 
( Tab. 62, letzte Spalte) , führt § 48 nur in der Delikts­
gruppe Betrug mit einem nicht geringen Schaden (Nr. 5) so­

wie bei Verkehrsdelikten mit und ohne Rauschmitteleinfluß 
(Nr. 7, 8) zu Unterschieden in der Höhe der verhängten 

Freiheitsstrafe, die wenigstens auf dem 5 % -Niveau signi­
fikant sind . Die durch § 48 in der Deliktsgruppe Diebstahl 
an nicht geringwertigen Sachen (Nr. 2) bewirkten Unterschie-

1) Zu den Gründen hierfür vgl. oben S. 163 
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Tab . 62 : Der Einfluß von§ 48 in den Hauptdeliktsgruppen 

(arithmet. Mittel der Freiheitsstrafen in Monaten 
bei Einzeltaten ohne realkonkurrierende Taten) 

§ 48 + § 48 -
Deliktsgruppe n x s n x s 

1 .  Diebstahl und Unt e r s chla- 1 7  6 , 76 1 , 92  gung geringwertige r  Sachen 
- -

2 .  Diebstahl und Unterschla- 53  9 , 2 5  3 , 54 1 5  7 , 20 3 , 99 
gung in sonstigen  Fällen 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

davon § 243 22 1 0 , 73 4 , 56 7 7 ,  1 4  3 , 85 

3 .  Raub und Erpressung 1 36 , oo 0 , 00 3 4 7 , 3 3  2 0 , 01 

4 .  Betrug mit e inem  5 1 0 , 2 0  5 , 59 1 5 , 00 0 , 00 ge ringen Schaden 

5 .  Betrug in sonstigen 1 2  9 , 33 3, 31 3 3 , 67 1 , 53  Fällen 

6.  Sonstige  Eigentums- und 
Vermögensdelikt e ,  einschl . 2 5 ,  50 2, 1 2  2 3 , 00 1 , 41 
Urkundsdelikte 

7 .  Verkehrsdelikte mit  Ein- 3 7 , 67 1 ,  1 5  3 5 ,  33  0 , 58 fluß von Rauschmitteln 

8 ,  Verkehrsdelikte ohne Ein- 1 6  9 ,  1 3  1 ,  78 10 6 , 00 2 , 54 fluß von Rauschmitteln 

9 .  Straftaten gegen die Person 5 6 , 80 2 , 77 ( keine  Sexualdelikte ) 
- - -

1 o .  Sonstige Straftaten 5 1 0 ,60  4 , 34 1 5  7 , 40 3 , 87 - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
davon § 1 70 b 4 1 1 ,  7 5  4 , 03 1 2  7 , 7 5  4 , 00 

insge samt 1 1 9  9 , 00 4 ,  1 3  52 8 , 83  1 0 , 93 

1 )  t-Test  für heterogene Varianzen ( sons t :  für homogene Varian z e n )  

Sign. 
Niv .  

-

o ,  1 
- - - -

o ,  1 

n . • . rr 

n . s .  1 )  

0 , 0 5  

n . 1 .  

0 , 05 

0 , 01 

-

n . s .  
- - - -

n . s .  

n . o .  11 
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de sind nicht signifikant bzw. nur auf dem 10 %-Niveau sig­
nifikant. 

Von besonderem Interesse ist die Frage , wie sich die Anwen­

dung von§ 48 bei den Straftaten an geringwertigen Sachen 
auswirkt (Deliktsgruppen Nr. 1 und 4) . Die aus theoretischer 
Sicht so häufig geäußerte Befürchtung, die Anwendung von 

§ 48 könne zu nicht mehr schuldangemessenen Strafen führen , 

wenn der bei der Tat angerichtete Schaden nur gering sei, 

würde aus empirischer Sicht dann eine gewisse Bestätigung 

erfahren , wenn sich in den Deliktsgruppen Nr. 1 und 4 zwi­
schen den Anwendungsfällen und den Nichtanwendungsfällen 

signifikante Unterschiede im Mittelwert ermitteln ließen. 
Wie Tab. 62 zeigt , lassen sich j edoch gerade in diesen De­

liktsgruppen keine Signifikanzen feststellen (Nr. 4) bzw. 
wegen der geringen Fallzahlen gar nicht erst berechnen 
(Nr. 1) . 

Es wäre j edoch voreilig , wenn aus diesen Feststellungen die 
Schlußfolgerung gezogen würde , § 48 wirke sich bei den Straf­

taten an geringwertigen Sachen (§ 248 a) nicht in der Weise 
aus , wie es in der theoretisch geführten Diskussion ver­

schiedentlich geäußert wurde. Die Nichtfeststellbarkeit si-
gnifikanter Unterschiede ist nämlich in erster Linie dadurch 

bedingt, daß in der Gruppe der Nichtanwendungsfälle keine 
Verfahren (Nr. 1) oder nur ein Verfahren (Nr. 4 )  vertreten 

sind. Dabei könnte der Grund für diese Unterbesetzung darin 
zu sehen sein , daß die Gerichte gegenüber den Wiederholungs­

tätern , bei denen sie § 48 nicht für anwendbar halten , auch 

die besonderen Voraussetzungen für die Verhängung einer 
kurzfristigen Freiheitsstrafe (§ 47) für nicht vorliegend 
erachten und deshalb gegenüber diesen Tätern eine Geldstra­
fe verhängen oder die Verfahren sogar gern. §§ 153 , 153a StPO 

einstellen 1) . Uber die Verfahren , in denen eine Geldstrafe 

1) Siehe dazu schon oben 2. 3. 3. 2. 
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verhängt wurde , können in dieser Untersuchung aber wegen 
der Beschränkung des Datenmaterials auf die "langen Fri-

sten" keine zuverlässigen Aussagen getroffen werden ; dem­

entsprechend sind diese Verfahren in Tab . 62 auch nicht ver­
treten. Daraus folgt, daß die Nichtfeststellbarkeit von sig­
nifikanten Unterschieden in den Deliktsgruppen Nr. 1 und 4 
nicht zwangsläufig bedeutet , § 48 wirke sich hier nicht aus , 
sondern sie läßt sich auch in der Weise interpretieren, daß 
die Unterschiede zwischen der Anwendung und der Nichtanwen­

dung von§ 48 nicht nur auf die Strafhöhe 1) , sondern auch 
(sogar) auf die (in dieser Untersuchung allerdings nicht 

feststellbare ) Wahl der Strafart bzw. auf die Entscheidung 
über die Einstellung des Strafverfahrens Einfluß haben . 

Die in Tab . 62 gewählte, auf die Deliktsgruppen bezogene 
Betrachtungsweise erscheint j edoch etwas unbefriedigend , denn 

angesichts der Verschiedenartigkeit der Deliktsgruppen, bei 
denen signifikante Unterschiede festgestellt werden können, 
lassen sich aus den Ergebnissen noch keine verallgemeinernden 

Aussagen ableiten. Es soll deshalb untersucht werden,  wie 
sich die Anwendung des § 48 bei bestimmten Straftatbeständen 

auswirkt. 

Tab . 63 gibt die Mittelwertunterschiede bei den sechs am 
häufigsten in der Stichprobe auftretenden Tatbeständen an. 

Einige der in Tab. 63 enthaltenen Angaben sind bereits aus 
Tab. 62 bekannt (§§ 170 b ,  243 StGB , § 21 StVG ) .  Darüber 

hinaus ergibt sich aus Tab. 63 , daß bei einer differenzier­
ten Betrachtung der Taten gern . §§ 242 , 243 , 246 nur beim 

Diebstahl in einem besonders schweren Fall (§ 243) Unter-

1 )  Bei Zusammenfassung der Anwendungsfälle in den Delikts­
gruppen Nr . 1 und 4 ( n  = 22 ; x = 7, 5 5 ;  s = 3 , 23 ) ergibt 
sich bei Durchführung eines t-Tests für heterogene Va­
rianzen p < 0 , 01 , was mit als Beleg für die vorgeschlage­
ne Interpretation angesehen werden kann. 
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Tab. 63: Der Einfluß von § 48 bei bestimmten Einzeldelikten 

§ 48 + § 48 - Sign. Straf- 1 ) - - Niv . tatbestand n X s n X s 

§ 170 b 4 11 , 7 5 4 , 03 12 7 , 75 4 , 00 n , s ,  

§ 242 41 7 , 63 2 , 20 5 6 , 60 2 , 97 n.s . 

§ 243 22 10 , 73 4 , 56 7 7, 14 3 , 85 0 ,  1 

§ 246 6 7 , 83 1 , 83 3 8 , 3 3  6 , 81 n . s .  

§ 263 16 9 , 81 3 , 95 4 4 , 00 1 ,  41 0 , 05 

§ 21 StVG 16 9 , 13 1 , 78 1 0 6 , 00 2 , 54 0 , 01 

1 )  t-Test für homogene Varianzen 

schiede auftreten , die wenigstens auf dem 10 %-Niveau signi­
fikant sind ; beim einfachen Diebstahl (§ 242 ) und bei der Un­
terschlagung (§ 246 ) scheint sich§ 48 nicht auszuwirken. 
Schließlich ergibt sich aus Tab. 63 auch , daß sich die für 

den Betrug mit einem nicht geringen Schaden festgestellten 
Unterschiede ( Tab. 62 Nr. 5 )  bei einer gemeinsamen Betrach­
tung von geringem und nicht geringem Schaden in sämtlichen 
Betrugsfällen beoba chten lassen . 

Damit stellt sich die Frage , ob  sich diej enigen Deliktsgrup­

pen und Straftatbestände , bei denen ein Einfluß von§ 48 
feststellbar ist , unter einem oder mehreren Aspekten erfas• 

sen und systematisieren lassen . 

Naheliegend ist die Annahme , daß die Unterschiede in der 
Strafhöhe wesentlich durch den dem Gericht zur Verfügung 
stehenden Strafrahmen bestimmt werden. So läßt sich in 
Anlehnung an Frosch 1 )  vermuten , daß § 48 insbesondere 

1 )  Frosch 1976 , 152 .  
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dann zu s ignifikanten Unters chieden führt, wenn da s Gesetz 
für eine Straftat nur eine niedrige Höchststrafe androht. 

Umgekehrt ers cheint es möglich , daß der Einfluß von§ 48 
abnimmt, wenn dem Geri cht ein weiter Strafrahmen zur Verfü­

gung steht, insbesondere dann , wenn in diesem Strafrahmen 
die Mindeststrafe zusätzlich noch von einem Monat auf drei 

Monate Freiheits strafe angehoben i st. Als Umstände , die die 
Grenzen des Strafrahmen s beeinflus sen ,  s ind in diesem Zu­
sammenhang auch die gesetzli chen Strafmilderungsgründe zu 
berücksi chtigen (vgl. § 49) . 

Die Ergebn i s se der unter diesem Gesi chtspunkt durchgeführ­
ten Berechnungen können Tab. 64 entnommen werden. 

In Tab. 64 ist in der linken Spalte der dem Geri cht zur Ver­
fügung stehende Strafrahmen 1)  angegeben. Hierbei handelt es 
s i ch um die den§§ 38 II, 49 I sowie den einzelnen Straftat­
beständen entnommenen gesetzli chen Strafrahmen und ni cht um 
den im übrigen verwendeten , an der gesetzlichen Höchststrafe 
orientierten Schwereindex. Ein nach§ 49 I gemilderter Straf­
rahmen wurde immer dann angenommen , wenn aus den Urteils­
gründen erkennbar war ,  daß  das Gericht die Voraussetzungen 
eines gesetzli chen Milderungsgrundes (in der Mehrzahl der 
Fälle § 21) für erfüllt hielt und die Strafe dementsprechend 
mildern wollte. Dabei wurde in den Urteilsgründen ni cht im­
mer deutli ch gema cht, ob der Milderungsgrund nur in dem "nor­
malen " Strafrahmen strafmindernd berücks ichtigt wurde , oder 
ob auch der Strafrahmen selbst gern. § 49 I gemildert wurde. 
In derartigen Zweifelsfällen wurde für die Berechnungen in 
Tab. 64 der gemilderte Strafrahmen zugrunde gelegt 2J. 

Tab. 64 macht zunächst wieder deutlich,  daß in den Anwen­

dungs fällen durchs chnittlich eine höhere Freiheitsstrafe ver­
hängt wurde als in den Ni chtanwendungs fällen , Etwas anderes 

1) Nur Freiheits strafe ; die daneben oftmals fakultativ mög­
li che Geldstrafe wurde außer Betracht gela ssen. 

2) Von den n = 171 Verfahren , in denen nur eine Straftat 
verurteilt wurde, fand eine Strafmilderung in n = 18 
Fällen (10 , 5  %)  statt, und zwar in 15 Fällen gern. § 21 
und in 3 Fällen gern. § 23 II. Die Anwendung von § 48 
bei der Strafzumes sung hat auf die Strafmilderung kei­
nen Einfluß (rphi = 0 , 04 ;  n.s. ) .  
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Tab .  64:  Der Einfluß von § 48 in den Strafrahmen�ruppen 

insge s amt § 48 + § 48 . 

Strafrahmen n x s n x s n x 

1 M • 9 M 1 8 , 00 o , oo . . . 1 8 , 00 

1 M . 1 J 30 7 , 70 2, 51 1 9  8 , 84 1 ,  8 3  1 1  5 , 73 

1 M . 2 J 4 5 , 25 2 , 36 1 7 , 00 0 , 00 3 4 , 67 

1 M . 2 J , 3 M 2 4 , 50 2 ,  1 2  2 4 , 50 2, 1 2  . . 
1 M • 3 J 2 8  8 , 32 3 , 84 1 3  8 , 8 5 3 , 1 8  1 5 7, 87 

1 M • 3 J , 9 M 7 6 , 00 2 , 00 7 6 , 00 2 , 00 . . 
1 M . 5 J 66 7 ,  9 1  3 ,  91 54  8 , 48 2 , 89 1 2  5 , 33 

1 M . 7 J . 6 M 8 8 , 63 4 , 87 5 9 , 40 5 , 55  3 7 , 3 3  

3 M • 1 0  J 21  1 0 , 33 4 ,  53 1 7  1 1 ,  1 2  4 , 34 4 7 , 00 

1 J • 1 5  J 4 4 4 , 50 1 7 , 29 1 3 6 , 00 o , oo 3 4 7 , 33 

insge samt 1 71 8 , 95 6 , 90 1 1 9  9 , 00 4 ,  1 3  52 8 , 83  

1 )  t-Test  für heterogene Varianzen ( sons t :  für  homogene Varianzen )  

J Jahr (e ) 
M : Monat ( e ) 

s Diff. 

0 , 00 . 
2 , 33 3 ,  1 1  

2 , 52 2 , 33 

. . 
4 , 39 0 , 9 8  

. . 
2 , 74 3 , 1 5  

4 , 1 6  2 , 07 

4 , 2 4  4 ,  1 2  

2 0 , 01 · 1 1 , 3 3 

1 0 , 93 0 , 1 7  

Sign . 
Niv.  

. 
0 , 001 

n . s .  
1 )  

. 
n . s .  

. 
0 , 01 

n . s .  

n . s .  

n . s .  
l J  

n . s .  
I J  
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scheint lediglich für die Gruppe der Fälle , in denen die 
Höchststrafe von einem Jahr gemildert wurde, sowie für die 
Gruppe der Verbrechen zu gelten , Wegen der allzu geringen 
Besetzungszahlen können j edoch die höheren Freiheitsstra­

fen für die Nichtanwendungsfälle hier nicht als "echte" 
Ausnahmen angesehen werden. 

Darüber hinaus ist allerdings in Tab. 64 kein einheitliches 
Bild erkennbar . Der Betrag der Differen z zwischen den bei­

den Mittelwerten variiert zwischen 0 , 98 und 4 , 12 ,  ohne daß 
sich dabei ein Bezug zu den Strafrahmengruppen herstellen 
ließe ; weder nimmt der Differen zbetrag mit der Weite des 

dem Gericht zur Verfügung stehenden Strafrahmens konstant 

ab noch nimmt er konstant zu. Es erscheint allenfalls mög­
lich , die Entwicklung des Differen zbetrags mit einer U-Kur­

ve zu vergleichen , deren Tiefpunkt (geringster Differen zbe­

trag) dort liegt, wo der gesetzliche Strafrahmen 1 Monat 
bis 3 Jahre beträgt. 

Trotz dieser Uneinheitlichkeit des Differen zbetrags läßt 
sich Tab, 64 entnehmen , daß der bedeutsamste Unterschied 

zwischen den Anwendungs- und den Nichtanwendungsfällen in 
der Gruppe der Verfahren besteht, in der die gesetzliche 
Höchststrafe 1 Jahr beträgt. Das drückt sich in dem in 
Tab. 64 sonst nicht mehr zu beobachtenden Signifikan zni-
veau von p < 0 , 001 aus. Zu dieser Gruppe gehören die Straf­
taten gern , § §  265 a, 316 StGB , § 21 StVG 1) . Damit erfährt 

die oben geäußerte Vermutung , § 48 wirke sich besonders 

deutlich bei den Taten aus , für die das Gesetz nur eine nie­

drige Höchststrafe androhe, durch das vorliegende Datenma­
terial eine gewisse empirische Bestätigung. Allerdings kann 

der Strafrahmen allein nicht zur Erklärung dafür herangezo­

gen werden , daß § 48 bei manchen Deliktsgruppen zu signifi-

1) Die Taten gern , § 185 und § 241 sind in der Stichprobe 
nur im Zusammenhang mit weiteren realkonkurrierenden Ta­
ten vertreten , so daß sie in Tab, 64 keine Bedeutung ha­
ben. 
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kant höheren Freiheitsstrafen führt, als wenn§ 48 bei der 
Strafzumessung nicht angewandt wird, denn dann müßte sich 
für die Gruppen, die einen weiteren gesetzlichen Strafrah­
men als von 1 Monat bis zu 1 Jahr haben, eine konstante Ab­
nahme des Einflusses der allgemeinen Rückfallvorschrift 

zeigen. 

zusammenfassend läßt sich danach über die Auswirkungen der 
Anwendung des § 48 auf die Strafhöhe bei Einzeltaten fest­
stellen, daß die Rückfallschärfung nur in den Verfahren zu 
signifikant höheren Freiheitsstrafen führt, denen ein Betrug 
oder ein Verstoß gegen§ 21  StVG zugrunde liegt bzw. in denen 
die zugrundeliegende Tat eine angedrohte Höchststrafe von fünf 
oder nur einem Jahr Freiheitsstrafe hat. Signifikante Aus­
wirkungen zeigen sich damit nur in den Verfahren, in denen, 

wie sich aus Tab. 38 ergibt, § 48 weder überdurchschnitt-
lich häufig noch überdurchschnittlich selten angewandt wird. 
Andererseits sind bei den Delikten, bei denen§ 48 beson-
ders häufig angewandt wird, nämlich den Straftaten gern. 

§§ 242, 243, keine signifikanten Auswirkungen festzustel­
len. 

2. 5. 3. Der Einfluß von§ 48 unter verschiedenen Randbe­
dingungen 

2. 5. 3. 1 .  Ausgangsüberlegungen 

Wie sich aus Tab. 36  Nr. 11 ergab, führt die Anwendung des 
§ 48 bei der Strafzumessung grundsätzlich zu signifikant 

höheren Freiheitsstrafen als die Nichtanwendung. Die Fest­
stellung, daß sich§ 48 in dieser Weise auswirkt , erklärt 
j edoch nicht, warum dies so ist. Naheliegend ist die Annah­
me, die signifikant höheren Freiheitsstrafen seien auf die 

sechsmonatige Mindestfreiheitsstrafe zurückzuführen. Zwei­
fel an dieser Annahme ergeben sich j edoch aus den bisheri­

gen Ergebnissen zu den Umständen, die die Anwendung des 
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§ 48 beeinflussen (vgl. Tab. 53) . Dort hatte sich nämlich 

gezeigt , daß die Rückfallschärfung umso häufiger erfolgt , 
j e  mehr die weiteren Strafzumessungstatsachen den Täter un­
ter den Gesichtspunkten einer größeren Schuld oder gestei­

gerter spezialpräventiver Erfordernisse belasten. Die in 
den Fällen der Anwendung des § 48 zu beobachtenden höheren 

Freiheitsstrafen können also auch auf diese weiteren Straf­

zumessungsfaktoren zurückzuführen sein , die das Gericht bei 

der Strafzumessung nach den allgemeinen Grundsätzen des 
§ 46 berücksichtigen kann. 

Um über den Grund für die signifikant höheren Freiheits­
strafen in den Anwendungsfällen näheren Aufschluß zu er­
halten , soll deshalb untersucht werden , in welcher Weise 

sich§ 48 auf die Strafhöhe auswirkt , wenn die weiteren 
Strafzumessungstatsachen in ihren Ausprägungen konstant 
gehalten werden. Aus technischen Gründen kann dabei j eweils 
nur das Zusammenwirken der allgemeinen Rückfallvorschrift 

mit einem einzigen weiteren Strafzumessungsfaktor analy­
siert werden. 

Ausgangspunkt der Untersuchung ist die folgende Annahme : j e  
belastender der weitere Strafzumessungsgrund für den Täter 
ist , desto weniger wirkt sich die Anwendung von§ 48 bei 
der Strafzumessung aus , desto geringer wird also die straf­
konstitutive Bedeutung der sechsmonatigen Mindestfreiheits­

strafe. Diese Annahme basiert auf der Uberlegung , daß so­
wohl in den Anwendungsfällen als auch in den Nichtanwen­
dungsfällen des § 48 der Mittelwert der Freiheitsstrafe zu­
nimmt , j e  mehr die als Randbedingung untersuchte weitere 

Strafzumessungstatsache den Täter belastet. Der zwischen 

den Anwendungsfällen und den Nichtanwendungsfällen beste­
hende Unters Ghied dürfte dabei geringer werden , denn der 
straferschwerende Einfluß , den die Anwendung des § 48 aus­

übt , dürfte durch den belastenden Einfluß der weiteren 
Strafzumessungstatsache zunehmend überlagert werden. 
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Um diese Annahme zu überprüfen, bedürfen zwei Begriffe der 
Erklärung. Als belastend wird die Ausprägung eines Straf­
zumessungsmerkmals dann bezei chnet , wenn sie unter den Ge­
sichtspunkten der Schuld eines Täters oder spezial- oder 
generalpräventiver Erfordernisse als straferschwerend ge­
würdigt werden kann und auch , wie sich aus Tab. 36 ergibt , 
tatsächlich gewürdigt wird. Die Frage , ob der Einfluß von 

§ 48 unter verschiedenen Randbedingungen abnimmt oder zu­
nimmt , läßt sich mit der zwischen dem Mittelwert der An­
wendungsfälle und dem Mittelwert der Ni chtanwendungsfälle 
bestehenden Differenz bestimmen. Ein abnehmender Einfluß 
besteht dann, wenn diese Differenz geringer wird ,  wenn aus 
signifikanten Unterschieden ni cht signifikante werden oder 
wenn der Mittelwert der Nichtanwendungsfälle den der An­
wendungsfälle übersteigt. Dieser zuletzt genannte Fall wird 
durch eine negative Differenz angezeigt. 

2. 5.3.2. Randbedingungen, die sich auf die Rückfalltat 
beziehen 

Aus Tab. 65 läßt sich entnehmen, in welcher Weise sich der 
Einfluß von§ 48 auf die Höhe der verhängten Freiheitsstra­
fe verändert, wenn si ch gleichzeitig die Ausprägungen eines 
weiteren Strafzumessungsgrundes ändern. Als weitere Strafzu­

messungsgründe sind in Tab. 65 lediglich die auf die Rück­

falltat bezogenen Merkmale enthalten. 

Die Interpretation der in Tab. 65 mitgeteilten Ergebnisse 
sei zunächst an einem Beispiel demonstriert. Bezogen auf 
die Schwere der Rückfalltat lautet die Hypothese , die hier 
überprüft werden soll : j e  schwerer die Tat ist,  desto weni­
ger wirkt sich die Anwendung von § 48 bei der Strafzumes­
sung aus. In Tab. 65 Nr. 1 ist die Schwere der Rückfalltat 
in dem an der gesetzli chen Höchststrafe orientierten Schwe­
reindex angegeben ; dabei wurden drei Gruppen zunehmender 
Schwere gebildet. Die für diesen Schwereindex ermittelten 
Werte sind nicht identisch mit den für die einzelnen Straf­
rahmengruppen ermittelten Werte , die in Tab. 64 mitgeteilt 
sind, denn zwischen diesen beiden Merkmalen bestehen z.B. 
bei cter Behandlung der Bagatelldelikte (§ 248 a) Unterschie­
de 1 ) . In der vorletzten Spalte von Tab. 65 ist die Diffe­
renz der Mittelwerte, auf die es für die Hypothesenprüfung 
ankommt , enthalten. Hier zeigt sich ein uneinheitli ches 

1 )  Vgl. Anhang Nr. 5.  
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Tab , 65 : Der Einfluß von § 48 unter verschiedenen auf die 

Tat bez ogenen Randbedingungen 

§ 48 + § 48 -

Merkmal Ausprägungen n x s n X s Diff. 

Höchststrafe 1 -3 J. 81 9, 65 4 , 28 40  6 , 6 0  3 , 76 3 , 05 
Delikts- Höchststrafe 5 J .  65 1 1 , 48 8 , 50 22  6 , 64 3 , 54 4 , 84 schwere 

Höchststrafe 7 -1 5  J. 65  1 7 , 92 1 1 , 7 0  1 5  2 2 , 93 2 0 , 88 - 5 ,  01 

kein mat . Schaden 40 1 0 , 5 5  5 ,  1 1  26 8 , 1 9  8 , 87 2 , 36 
Schaden Schaden bis 500 DM 1 1 4  1 1 , 05 6 , 25 1 3 8 , 23 1 2 ,  1 7  2 , 82 

Schaden über 500 DM 5 1  1 8 , 39 1 3 , 96 32  1 1 , 8 4  1 3 , 5 8  6 , 5 5  

j a  3 3  9 ,  00 4 , 70 2 4 , 00 1 , 4 1  5 , 00 Bagatell-
1 3 , 46 delikt nein  1 78 9 , 57 7 5  9 , 95 1 1 , 66 3, 51  

Gewalt- nein 1 3 9 1 o, 59 6 , 54 57 6 , 7 0  3 , 68 3 , 89 
anwendung ja 72 1 6 , 96 1 1 ,  65  20  1 8 , 60 1 9 ,  57  - 1 , 64 

Alkohol- nein  1 1 2  1 2 , 87 1 0 , 32 46 8 , 57 1 0 ,  1 1  4 , 30 
e in fluß ja 99  1 2 , 6 5  7 , 60 31 1 1 , 6 1  1 3 ,37  1 , 04 

An zahl eins 1 02 8 ,  93 4 , 06 47  9 , 45 1 1  , 3 1  -0, 52 ange-
klagte Taten zwei oder mehr 1 09 1 6 , 35 1 0 , 93  30 1 0 , 33 1 2 , 08 6 , 02 

Anzahl verur- eins  1 1 9  9 , 00 4 , 1 3  52 8 , 83 1 0 , 9 3  o ,  1 7  
zwei oder mehr 92 1 7 ,  63 1 1 , 2 9  2 5  1 1 , 80 1 2 , 7 3  5 , 83 

1 )  t-Test für homogene Varianzen ( s ons t :  für heterogene Varianz e n )  

Sign. 
Niv. 

0, 001 1 /  

0 , 05 1 )  

n . s .  

n . s .  
n . s .  
0 , 05 1 )  

n. s .  1 /  

0 , 0 5  

0, 001 
n. s .  

0 , 0 5  1 /  

n . 1 .  

n . s .  
0 , 01 1 )  

n . s .  
0 , 05 1 )  
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Bild. Die Differen z wird zunächst größer, was auf eine Zu­
nahme des Einflusses von§ 48 hindeutet. Anschließend wird 
die Differen z j edoch negativ, was ein Zeichen für eine Ab­
nahme des Einflusses von§ 48 ist. Die zwischen den Mittel­
werten bestehenden Unterschiede und damit auch der Diffe­
ren zbetrag können zufällig zustande gekommen sein. Um die 
" Echtheit" des Unterschiedes zu überprüfen , wurde ein t­
Test durchgeführt. Die Ergebnisse dieses Signifikanztests 
sind in Tab. 65 in der letzten Spalte enthalten. Dabei 
läßt sich beobachten , daß das Signifikan zniveau konstant 
geringer wird ; der für die zweite Deliktsgruppe ermittel-
te Unterschied besteht also nur bei einer geringeren 
Sicherheit als der für die erste Deliktsgruppe ermittel-
te Unterschied , und der Unterschied in der dritten De­
liktsgruppe kann gan z auf Zufall beruhen. Bezieht man al-
so in die Interpretation der Mittelwertsunterschiede das 
Signifikan zniveau mit ein , so zeigt sich , daß die Sicher­
heit , mit der eine Aussage über den Einfluß von§ 48 ge­
troffen werden kann , bei zunehmender Deliktsschwere ab­
nimmt. Hieraus folgt, daß mit Hilfe des sinkenden Signi­
fikan zniveaus das uneinheitliche Verhalten des Differen z­
betrags im Sinne der aufgestellten Hypothese interpretiert 
werden kann : j e  schwerer die Tat ist , desto unsicherer ist 
der Einfluß der Anwendung von § 48 bei der Strafzumessung. 

Für die übrigen in Tab. 65 enthaltenen Strafzumessungs­
gründe sind die gleichen Uberlegungen an zustellen wie für 

das Beispiel der Deliktsschwere. Insgesamt gesehen ergibt 

sich aus Tab. 65 , daß der in der hier untersuchten Annahme 
formulierte Zusammenhang nur für drei Merkmale bestätigt 
werden kann. Nur im Zusammenwirken mit der Deliktsschwere 
(Nr. 1) , der Gewaltanwendung (Nr. 4 )  und dem Alkoholein­
fluß (Nr. 5) nimmt der Einfluß von § 48 ab, j e  mehr (Nr. 1) 
bzw. wenn (Nr. 4 ,  5)  das j eweilige andere Merkmal den Tä­
ter belastet. Für die übrigen Strafzumessungsgründe ergibt 
sich aus Tab. 65 ein umgekehrter Zusammenhang. 

Diese übrigen Strafzumessungsgründe lassen sich zwei Grup­
pen zuordnen ; sie beziehen sich entweder auf die Höhe des 
bei der Tat angerichteten Schadens (Nr. 2 ,  3 )  oder auf die 
Zahl der begangenen Taten (Nr. 6 ,  7) . In beiden Fällen 
dürfte es sich j edoch um plausible Abweichungen von der 
Ausgangsüberlegung handeln. Die Feststellung, daß sich 

§ 48 bei Taten an geringwertigen Sachen nicht auf die Höhe 
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der Freiheits strafe auswirkt, ergab sich nämlich bereits 
aus Tab. 62. Zur Erklärung war dort darauf hingewiesen wor­
den , daß sich die Anwendung von§ 48 bei derartigen Taten 

möglicherweise  nicht nur auf die Strafhöhe , sondern auch 

auf die Wahl der Strafart auswirkt, wobei sich allerdings 
dieser Einfluß mit dem vorliegenden Datenmaterial nicht 
feststellen läßt 1 ) . Würde man diesen Erklärungsansatz auch 

auf die in Tab . 65 enthaltenen Ergebnis se übertragen , s o  er­
gäbe sich daraus ,  daß für die den Täter weni

,
er belastenden 

Randbedingungen (Nr . 2: Schaden bis 500 DM 2 ; Nr. 3: Ba­
gatelldelikt j a )  ein stärkerer Einfluß von§ 48 vermutet 
werden könnte, als es sich in den Ergebnis sen ausdrückt . 
Die Ergebnis se zu den Merkmalen , die sich auf die Höhe des 

angerichteten Schadens beziehen (Nr. 2, 3 )  müs sen deshalb 

der Ausgangsüberlegung nicht unbedingt widersprechen. 

Der vorgeschlagene Erklärungsansatz ist j edoch auf s olche 
Merkmale beschränkt, bei denen in der den Täter am wenig­
sten belastenden Kombination von Strafzumes sungsgründen 
eine vergleichsweise sehr niedrige Fallzahl auf ein Aus ­

weichen des Gerichts auf eine andere Strafart (Geldstrafe ) 

hindeutet. Diese Bedingung ist für die Merkmale, die sich 
auf d:is Schaden shöhe beziehen , erfüllt (Nr .  2: n = 13 ; Nr. 

3 :  n = 2 ) , gilt aber nicht für diej enigen Merkmale, die 
sich auf die Zahl der begangenen Taten beziehen (Nr. 6: n 

47 ; Nr. 7 :  n = 5 2 ) .  Aus den zu diesen Merkmalen ermittel ­
ten Ergebnis sen folgt daher , daß die Anwendung von § 48 nur 

dann zu Unterschieden in der Höhe der verhängten Freiheits ­
strafe führt, wenn der Täter zwei oder mehr Taten begangen 
hat. Diese der Ausgangsüberlegung widersprechende Feststel-

1) S . o .  2. 5.2. 

2 )  Die Bedingung "kein materieller Schaden " ist für die Aus ­
gangsüberlegung nur von untergeordnetem Interes se,  denn 
ein erheblicher immaterieller Schaden kann für den Täter 
bei der Strafzumes sung u. U. belastender sein als ein ma­
terieller Schaden . Die gemischte Nominal-/0rdinalskalie­
rung dieser Variable erweist sich deshalb in dem vorlie­
genden Zusammenhang als nur begren zt tauglich . 
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lung , daß sich§ 48 nur bzw. gerade bei Realkonkurrenz aus­

wirkt, sol l  in einem späteren Abschnitt zusammenhängend er­
örtert werden 1) 

2. 5. 3. 3.  Randbedingungen, die sich auf die Vorstrafenbe­
lastung des Täters beziehen. 

Tab. 66 gibt den Einfluß der Anwendung von§ 48 auf die 
Höhe der verhängten Freiheitsstrafe unter verschiedenen Be­

dingungen wieder, die sich auf einzelne Aspekte der Vor­
strafenbelastung des Täters beziehen. Dabei läßt sich nur 

für zwei der untersuchten Merkmale die eingangs aufgestell­
te Annahme bestätigen. Nur im Zusammenwirken mit den Merk­
malen der bisherigen Delinquenzbelastung (Nr. 4 )  und der 

Erwähnung von § 48 schon in der Anklageschrift (Nr. 10) 
nimmt der Einfluß der allgemeinen Rückfallvorschrift bei 
der Strafzumessung ab, j e  mehr (Nr. 4) bzw. wenn ( Nr .  10) 
das j eweilige andere Merkmal den Täter belastet. Für die 

übrigen Strafzumessungsgründe lassen sich zwei Arten von 
Zusammenhängen erkennen ; entweder zeigt sich ein der Grund­
annahme entgegengesetzter Zusammenhang (Nr. 3 ,  6, 8) , oder 
die Anwendung von § 48 übt dann den stärksten Einfluß aus , 
wenn sie mit der oder den mittleren und nicht mit einer der 

beiden extremen Ausprägungen des j eweiligen anderen Straf­

zumessungsgrundes zusammentrifft (Nr. 1 ,  2 ,  5 ,  7 ,  9) . 

Diese beiden Arten der Abweichung von der Grundannahme be­
dürfen einer näheren Betrachtung. Ein ihr entgegengesetz­
ter Zusammenhang zeigt sich bei der Einschlägigkeit der 

früheren Taten (Nr. 3) , der Länge des Abstands zwischen 
der letzten Verurteilung und der Rückfalltat (Nr. 6 )  und 

dem Alter des Täters zur Zeit der ersten Sanktion (Nr. 8 ) .  

Gleichwohl dürfte hierin kein Widerspruch zu der Grundan-

1) S. u. 2 . 5. 4. 
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Tab. 66: Der Einfluß von § 48 unter verschiedenen auf die Vorstra­

fenbelastung des Täters bezogenen Randbedingungen 

Merkmal 

Zahl frühe rer 
Sanktionen 

Zahl der 
Vorstrafen 

Zahl früherer 
Sanktionen wegen 
einschlägiger 
Taten 

Bisherige 
Delinquen z -
belastung 

Dauer bislang 
verbüßte 
Freiheits strafe 

Verurt e il u n g s -
intervall 

Entlassungs-
intervall 

Alter z. z .  
a e r  1 .  Sanktion 

Rü ckfall 
ges chwind i g-
keitsquotient 

Rückfall  ( §  48 )  
i n  der  Anklage 

Ausprägungen 

2 - 4 
5 - 7 
8 - 1 0  
1 1  oder mehr 

2 - 4 
5 - 7 
8 oder mehr 

keine 
1 - 2 
3 - 4 
5 oder mehr 

bis zu 20 Pkt e .  
2 1  bis 30 Pkt e .  
3 1  bis  40 Pkte . 
41 Pkte . od .  mehr 

bis zu  1 Jahr 
bis zu 2 Jahre 
mehr als 2 Jahre 

13 Mon.  od . mehr 
7 bis 12 Mon. 
bis 6 Mon . 

1 3  Mon.  od . mehr 
7 bis 12 Mon . 
bis 6 

1 8  J .  

1 4  bis 

Monate 

oder älter 
1 7  Jahro::: 

mehr als 1 , 0  
0 , 5  bis 1 , 0  
weniger als  0 , 5  

nein 
ja 

§ 48 + 

n x 

39 1 2 , 26 
G·1 1 1 , 09  

54  1 4 , 02 
57 1 2 , 86 

56 1 2 ,  9 1  
65  1 2 , 91 
78 1 2 , 8 6  

34  1 2 ,  7 1  
35 1 2 ,  1 1  
66  1 1 ,  5 9  
76 1 4 ,  1 1  

1 9  9 ,  37  
77  1 1  , 23 
49  1 2 , 2 4  
66 1 5 ,  9 1  

38  1 1  , 2 1  
4 8  1 2 , 7 5  

1 2 5 1 3 , 2 4  

1 1 8  1 2 , 08 
48 1 2 , 50 
4 5  1 4 , 82 

96 1 2 , 7 0  
39  1 2 , 26 
67 1 2 , 09 

1 3 1  1 2 , 09 
80 1 3 ,  86 

64 1 1 ,  70 
1 00 1 3 , 1 2  

47 1 3 , 4 5  

33 1 0 , 4 5 
1 78 1 3 ,  1 9  

§ 48 -

x 
Sign. 

s n s Diff. Niv. 

1 0 ,  1 7  1 9  1 1 ,  79 1 5 , 03 0, 47 n . s .  
7 , 56 26 7 , 69 5 , 48 4 , 20 0 , 05 1 )  

9 , 2 1  1 9  9 , 9 5  3 , 21 4 , 07 0 , 001 
9 , 89 1 3  1 6 , 69 1 8 , 3 6  -3 , 83 n . s .  

9 , 93 27  1 o ,  5 9  1 3 , 36 2 , 32 n . s .  7 /  

9 ,  1 O 25  7 ,  1 6  3 , 69 5 , 7 5  0 , 001 
9, 1 5  25  1 1 ,  56  1 4 , 28 1 , 30  n . e .  

1 1  , 46 1 1  1 3 , 09 1 8 ,  1 8  - 0 , 3 8  n . e .  
7 , 99 37 1 1 , 00 1 3 , 09 1 , 1 1  n . s .  
8 , 41 1 7  6 , 7 1  3 , 53 4 , 88  0 , 001 
9 , 03 1 2  7 , 42 2 , 39  6 , 6 9  0 , 001 

3 , 1 7  2 5  6 , 36 3 , 8 0  3 , 01 0 , 01 7 /  

8 , 28 28  7 , 7 5  5 , 81 3 , 48 0 , 05 
8 , 20 1 4  1 0 , 07 1 1 , 3 8  2 ,  1 7  n . e .  1 )  

1 o ,  94 1 0  2 3 , 7 0  2 3 ,  7 1  - 7 , 7 9  n . s .  

1 0 ,  47 3 5  6 , 86 5 , 56 4 , 3 5  0 , 05 
9 , 2 5  1 7  7 , 41 3 ,  8 1  4 , 84 0 , 01 
8 , 6 5 2 5  1 5 , 52 1 7 , 83 -2 , 28 n . s .  

7 , 4 1  50 9 , 48 1 2 , 37 2 , 60 n . s .  
9 , 38 1 6  9 , 43 7 , 3 5 3 , 07 n . s .  1 )  

1 2 , 3 0  1 1  1 1  , 27 1 3 , 43 3 , 55 n . s .  1 )  

1 0 , 63 41  1 0 , 44 1 3 , 32 2 , 26 n . e .  1 )  

9 , 69 4 5 ,  2 5  2 , 22  7 , 01 0 , 001 
6 , 43 20  1 1 ,  50 1 1 ,  79  0 , 5 9  n . e .  

8 , 81  56  9 , 88 1 1 , 99 2 , 21 n . s .  
9 , 56 2 1  9 , 57 1 0 , 57 J , 79 n . s .  1 ) 

9 , 35 28  8 , 86 1 1 , 93 2 , 84 n . s .  7 /  

9 ,  78  37  7 ,  1 4  4 , 91 5 , 98 0 , 001 
7 , 20 1 2  2 0 ,  1 7  1 8 , 70 -6 , 72 n . s .  

1 o ,  73  56 8 , 89 1 0 , 24 1 ,  56  n . s .  
8 ,  76 21 1 2 ,  1 9  1 4 , 49 1 , 00 n . s .  

1 )  t-Test für homogene Varianzen ( s on s t :  für heterogene Varianzen ) 
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nahme liegen. Diese geht nämlich davon aus , daß die ein­
zelnen Ausprägungen des weiteren Strafzumessungsgrundes , 

die in Tab, 66 konstant gehalten werden , den Täter zuneh­
mend belasten. Für das Merkmal der Einschlägigkeit der 

Vortaten (Nr. 3) müßte also die Hypothese gelten : j e  mehr 

einschlägige Vortaten ein Täter aufweist , desto höher fällt 
die Freiheitsstrafe aus. Ein solcher Zusammenhang konnte j e­
doch gerade nicht bestätigt werden 1) ; für dieses Merkmal 
wie für die quantitative Komponente der Vorstrafenbelastung 

überhaupt läßt sich grundsätzlich kein Einfluß auf die 

Strafzumessung feststellen 2 )  

Das gleiche gilt i m  Ergebnis für das Verurteilungsinter­
vall (Nr. 6) und das Alter des Täters zur Zeit der ersten 

Sanktion (Nr. 8) . Für beide Merkmale läßt sich ein straf­

schärfender Einfluß auf die Höhe der verhängten Freiheits­
strafe ebenfalls nicht feststellen (vgl. dazu Tab. 36 ) , so 
daß die Grundannahme auch auf sie nicht anwendbar ist. 

Bei den übrigen in Tab. 66 enthaltenen Merkmalen , nämlich 
der Anzahl der bisher ergangenen Sanktionen bzw. Strafen 

(Nr. 1 ,  2 ) , der Dauer der bislang verbüßten Freiheitsstra­
fe (Nr. 5) , der Länge des Abstands von der letzten Entlas­
sung aus dem Strafvollzug bis zur Rü ckfalltat (Nr. 7 )  und 

die Rückfallgeschwindigkeit (Nr. 9 ) , wirkt sich § 48 am 
stärksten im Mittelbereich des j eweils anderen Strafzumes­
sungsgrundes aus. Zunächst ist hier wieder festzustellen , 

1) S . o. S. 186 Fn. 1. 
2) S.o. S. 1 90 .  Etwas anderes könnte sich aus Tab. 37  erge­

ben , denn in der Regressionsanalyse erwies sich dieses 
Merkmal als ein relevanter Strafzumessungsfaktor (Tab. 
37 Nr. 6 ) . Die Relevanz , die einem Merkmal nach der Durch­
führung einer Regressionsanalyse zukommt , ist j edoch ab­
hängig von der Bedeutung der gleichzeitig untersuchten 
weiteren Faktoren. Insofern erweist sich die Einschlägig­
keit der Vortaten als ein sehr unstabiles Merkmal ; sowohl 
in der ersten als auch in der zweiten Modifikation der 
Regressionsanalyse ist sein Regressionskoeffizient nicht 
mehr signifikant. Die Ergebnisse aus Tab. 37 sprechen 
daher nicht gegen die im Text vorgeschlagene Erklärung. 
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daß die Merkmale , die sich auf die Quantität der Vorstra­
fenbelastung beziehen ( Nr .  1 ,  2 sowie Nr. 7) , von den Ge­

richten nicht straferschwerend berücksichtigt werden ( vgl. 
dazu Tab. 36) . Darüber hinaus spricht diese Art des Zusam­

menwirkens von § 48 mit einem weiteren Strafzumessungsgrund 

wenigstens teilweise durchaus für die eingangs aufgestellte 
Grundannahme , denn im Zusammenwirken mit der den Täter am 
meisten belastenden Merkmalsausprägung läßt sich ein Ein­
fluß der allgemeinen Rückfallvorschrift nicht mehr nach­

weisen. Die Besonderheit für diese Gruppe von Merkmalen be­
steht hier darin, daß § 48 die Höhe der Freiheitsstrafe auch 
im Zusammenwirken mit der den Täter am wenigsten belastenden 

Merkmalsausprägung nicht beeinflußt. Hierin offenbart sich 

eine Wirkungsweise des § 48, die der Grundannahme wider­
spricht. Bei welchen weiteren Strafzumessungsgründen . die 

eine und bei welchen die andere Wirkungsweise besteht , läßt 
sich unabhängig von den hier untersuchten Merkmalen noch 
nicht abstrakt formulieren, vielmehr ist dies eine Frage , 
die in Zukunft noch weiterer Aufklärung bedarf. 

2.5.3.4. Randbedingungen, die sich auf andere Kennzeichen 

des Täters als seine Vorstrafenbelastung beziehen. 

Im Zusammenhang mit Tab. 36 wurde außer dem Einfluß von 

Merkmalen, die sich auf die Vorstrafenbelastung des Täters 
beziehen, auch der Einfluß von insgesamt 9 weiteren täter­

bezogenen Merkmalen untersucht. Hiervon führte nur ein ein­
ziges Merkmal , nämlich der Umstand , daß der Täter eigene 

Kinder hat , zu signifikanten Unterschieden in der Höhe der 
verhängten Freiheitsstrafe ( Tab. 36 Nr. 12) . Dieses Merk­
mal erwies sich bei Durchführung der Regressionsanalyse 

als nicht wirklich relevant ; dafür offenbarte hier der Fa­
milienstand des Täters eine gewisse Bedeutung ( Tab. 37 Nr. 
5) : ledige Täter werden härter bestraft als verheiratete 
oder geschiedene Täter. 

Obwohl deshalb für die meisten der weiteren täterbezogenen 
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Merkmale die Voraussetzung der Grundannahme,  daß die als 
Randbedingungen gewählten Merkmale den Täter zunehmend be­
lasten müssen, nicht erfüllt ist, wurde hier gleichwohl 
das Zusammenwirken von§ 48 mit sämtlichen dieser Strafzu­
messungsgründe untersucht. Di� Ergebnisse sind in Tab, 67 

enthalten. Für die meisten dieser Strafzumessungsgründe 
läßt sich ein Zusammenhang erkennen, der die Grundannahme 

bestätigt ; der Einfluß von§ 48 geht also zurück , wenn das 
weitere Merkmal den Täter belastet ( Nr. 1 bis 5 ,  8, 9 ) .  

Für die Richtung , i n  die ein solches Merkmal belastend 
wirkt, wurde dabei grundsätzlich auf die Mittelwerte der 
Freiheitsstrafe zurückgegriffen , die sich ergaben, wenn man 

den Einfluß des j eweiligen Merkmals auf die Höhe der Frei ­

heitsstrafe untersuchte ( insoweit in Tab. 36 nicht enthal­

ten) 1 ) . 

In zwei Fällen zeigt sich eine von der Grundannahme abwei ­
chende Wirkungsweise des § 48 , Die allgemeine Rückfallvor­

schrift wirkt sich dann am stärksten aus , wenn der Täter 
keinen festen Wohnsitz hat ( Nr. 6 ) ,  und wenn er nur gele­

gentlich arbeitet bzw. schon seit kurzem arbeitslos ist 
( Nr. 7 ) .  In beiden Fällen handelt es sich um Randbedingun­

gen , die den Täter unter spezialpräventiven Gesichtspunk­

ten belasten 2 ) , so daß nach der Grundannahme eigentlich 
nur ein geringer Einfluß von§ 48 zu erwarten gewesen wäre. 

Im Hinblick darauf , daß sich diese Randbedingungen selbst 
nicht signifikant auf die Höhe der Freiheitsstrafe auswir­
ken, kann j edoch hierin ein echter Widerspruch zu der ein-

1) Eine Ausnahme bilden insoweit Tab. 67 Nr. 4 und 6. Hier 
wurde für die Richtung der Belastung von Plausibilitäts­
erwägungen ausgegangen. 

2 )  Für das Beschäftigungsverhältnis ( Nr. 7 )  äußert sich das 
auch in einem Ansteigen des Mittelwerts der Freiheits­
strafe ( insoweit in Tab. 36 nicht enthalten ) .  
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Tab. 67: Der Einfluß von § 48 unter verschiedenen sonstigen 
täterbezogenen Randbedingungen 

' 48 + s 48 -
Merkmal Aus prägungen n x s n x • Diff, 

, S i g n .  
N i v .  

weib l i ch 9 1 1 ,  56 5 ,  1 0  1 4 , 00 0 , 00 7 ,  56 0 , 0 1 
Geschlecht männl i c h  202 1 2 , 82 9 , 2 6  76 9 ,  8 7  1 1 , 6 1  2 ,  9 5  0 ,  05 

Familien- verhei rate t ,  ges eh . 9 9  1 2 , 8 4  1 0 , 6 8 5 2  9 ,  3 5  1 0 , 66 3 ,  49 n .  s .  
stand ledig 1 1 2  1 2 ,  70 7, 53 2 5  1 0 ,  72 1 3 , 40 1 ,  98 n .  s .  

Eigene j a  8 7  1 1 ,  90 9 ,  85 50 8 , 48 9 , 2 9  3 ,  42 o, 05 
Kinder nein 1 1 8  1 3 ,  3 8  8 ,  6 7  2 6  1 2 ,  58 1 4 ,  93 0 , 8 0  n .  s .  

bis e insch l .  2 5  J .  5 3  1 3 ,  4 7 8 ,  1 3  1 7  8 , 47 8 ,  5 4  5 ,  0 0  0 , 05 
Alter zur 26 bis 35 Jahre 89 13 , 1 0  1 0 ,  1 1  32 1 0 , 28 1 3 ,  1 5  2 ,  82 n. s .  
Tatzeit 

älter als 3 5  Jahre 69 1 1 ,  78 8,  52 2 8  1 0 ,  04 1 1 ,  5 0  1 ,  7 4  n . s .  

Persönliche j a  69 1 2 ,  81  8 ,  55  36 9 ,  5 8  1 2 , 5 8 3 , 2 3  n .  s .  
Bindungen nein 1 1 8  1 2 ,  95  8,  80 30 1 1 , 63 1 2 , 06 1 ,  32 n. s .  

Fester ja 1 4 1  1 2 ,  90 9, 64 67 1 0 ,  1 2  1 1 , 9 9 2 , 7 8  n .  s .  
Wohnsitz  nein 69 1 2 , 46 8 ,  1 0  1 0  7 , 6 0 8 ,  1 4  4 , 86 n .  s .  

j a  66 1 1  , 2 1  9 , 2 1  3 2  9 ,  94 1 o, 91 1 , 2 7  n .  s .  
Beschäftigungs- gelegen tli eh 87 1 3 ,  7 5  8 ,  54 30 8 , 60 9 , 07 5 ,  1 5  0 , 0 1  verhäl tnis  

lange arbe itslos 3 9  1 4 ,  7 7  1 1 ,  1 2  1 1  1 4 ,  1 8  1 9 ,  1 7  O ,  59 n. s .  

S o z iale gut ( 0 - 3 Pkte . )  1 1 8  1 1 ,  9 9  8 ,  8 1  5 8  9 ,  3 3  1 1 ,  5 8  2 , 66 n. s .  
Integration schlecht ( 4 - 9 P . ) 93 1 3 ,  7 4 9 ,  46 1 9  1 1 , 2 1  1 1 , 6 5  2 ,  5 3  n .  s .  

Soz iale non-manual 27 12 , 67 1 1 ,  70 1 0  5 ,  8 0  2 , 2 0 6 ,  87 0 , 01 
Schicht manual 1 6 7  1 2  , 6 8  8 , 6 1 6 1  1 0 , 92 1 2 , 6 8  1 , 76 n .  s .  

1 )  t-Test für h omogene Varianzen ( so n s t :  für heterogene Varian z en ) 

1 )  

1 1 
1 )  

1 )  

1 )  

1 )  

1 )  
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gangs aufgestellten Annahme nicht gesehen werden. 

2. 5 . 3 . 5. Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Um über die Wirkungsweise des § 48 näheren Aufschluß zu er­

halten, wurde das Zusammenwirken der allgemeinen Rückfall­
vorschrift mit j eweils einem weiteren Strafzumessungsgrund 
untersucht. Die Untersuchung ging von der Annahme aus , daß 

der Einfluß der Anwendung des § 48 bei der Strafzumessung um­

so geringer wird , j e  belastender dieser weitere Strafzumes­
sungsgrund für den Täter ist. Diese Annahme konnte im we­
sentlichen bestätigt werden. Insbesondere im Zusammenwir-
ken mit den wichtigsten anderen Strafzumessungsgründen, 

nämlich der Deliktsschwere , der Gewaltanwendung und der bis­
herigen Delinquenzbelastung 1) , wird der Einfluß des § 48 

auf die Strafhöhe umso geringer , j e  mehr diese Merkmale den 
Täter belasten. Bei einzelnen Merkmalen zur Vorstrafenbe­
lastung des Täters zeigte sich allerdings noch eine zweite 

Art des Zusammenwirkens von § 48 mit einem anderen Strafzu­
messungsgrund , indem auch dann, wenn dieser den Täter nur 

wenig belastete , ein Einfluß von § 48 nicht festzustellen 
war. In welchen Fällen der eine, in welchen der andere Wir­
kungsmechanismus eingreift, ließ sich nicht aufklären. 

Die überprüfte Annahme steht in einem engen Zusammenhang 
mit der in dem vorangegangenen Abschnitt aufgestellten Ver­
mutung , daß sich § 48 besonders deutlich bei den Taten aus­

wirke , für die das Gesetz nur eine niedrige Höchststrafe 
androhe. Uber diese Vermutung konnte mit dem zur Verfügung 
stehenden Datenmaterial ebenfalls keine abschließende Aus­
sage getroffen werden. Einzelne Anhaltspunkte wie der hoch­

siKnifikante Unterschied in der leichtesten Strafrahmengrup­
pe (Tab. 64 ) sprachen zwar für eine Bestätigung dieser Ver­

mutung ; eine konstante Abnahme des Einflusses von § 48 mit 

1 )  S. o. Tab. 37  Nr. 2 ,  3 ,  4. 
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steigender Höchststrafdrohung ließ sich j edoch nicht fest­
stellen. 

Aus den Untersuchungsergebnissen läßt sich danach eine all­
gemeine Aussage über die Wirkungsweise des § 48 nicht ab­
leiten. Daraus folgt, daß die eingangs gestellte Frage nach 
dem Grund für die bei Anwendung des § 48 zu beobachtenden 

signifikant höheren Freiheitsstrafen hier nicht abschließend 
beantwortet werden kann. Zwar läßt sich sagen, daß § 48 im­
mer dann, wenn signifikante Unterschiede auch bei Konstant­
setzung j eweils einer weiteren Strafzumessungstatsache zu 

beobachten sind, gerade wegen seiner sechsmonatigen Mindest­
freiheitsstrafe auf die Strafhöhe einwirkt. Eine derartige 
Aussage ist j edoch nur dann zulässig , wenn sichergestellt 
ist, daß ein in der Strafhöhe auftretender Unterschied nicht 
auf den Einfluß einer dritten Strafzumessungstatsache zu­
rückzuführen ist , die hier aus technischen Gründen nicht 
gleichzeitig konstant gesetzt werden konnte. Solange bis 
eine methodisch komplexere Untersuchung den Grund für die 
bei Anwendung des § 48 zu beobachtenden Unterschiede er­
mittelt, ist es daher erforderlich, auf eine allgemeine Aus­

sage zu verzichten und den Einfluß der Rückfallschärfung im­

mer nur im Zusammenwirken mit einem bestimmten weiteren 
Strafzumessungsfaktor zu beschreiben. In bezug auf die Tat, 
wegen der der Täter verurteilt wird, muß also gesagt wer­
den, daß die Anwendung des § 48 nur bei Taten gern. § 263 

StGB und gern. § 21 StVG zu signifikanten Unterschieden in 
der Höhe der Freiheitsstrafe führt. In bezug auf die wei­
teren Randbedingungen sind vergleichbare Aussagen zu tref­
fen. 

Im übrigen läßt sich ähnlich wie schon im Hinblick auf die 
verurteilte Tat zwischen der Häufigkeit der Anwendung des 
§ 48 bei Vorliegen bestimmter Umstände und den Auswirkungen, 

die seine Anwendung auf die Strafhöhe hat, ein gegenläufi­
ger Zusammenhang feststellen. Zum einen war zu beobachten, 
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daß die Häufigkeit der Anwendung des § 48 zunimmt, j e  stär­
ker die bisherige Delinquenzbelastung des Täters ist und 
je schwerer die Rückfalltat ist (Tab. 53 Nr. 4 und 11) .  

Zum anderen zeigte sich, daß der Einfluß des § 48 auf die 
Stra fhöhe unter diesen beiden Bedingungen geringer wird 
(Tab. 66 Nr. 4 und Tab. 65 Nr. 1 ) .  Daraus folgt, daß die An­

wendung des § 48 gerade in den Fällen, in denen sie am häu­
figsten erfolgt, am wenigsten relevant ist. Umgekehrt zeigt 

§ 48 gerade dort die stärksten Auswirkungen, wo dies ange­

sichts einer im übrigen relativ geringen Schuld des Täters 

problematisch erscheint. Ein derartiger gegenläufiger Zu­

sammenhang zeigt sich j edoch nicht bei allen Strafzumes­
sungsfaktoren. Im Hinblick auf die Einschlägigkeit der frühe­
ren Taten, da s Entlas s ungsintervall und die Tatmehrheit (Tab . 

.21. Nr. 2, 7, 12 ) zeigt sich vielmehr, daß§ 48 auch in den 

Fällen die stärksten Auswirkungen aufweist, in denen er am 
häufigsten angewandt wird. Davon sollen die Auswirkungen 
des § 48 bei Realkonkurren z im folgenden näher untersucht 
werden. 

2. 5. 4. Der Einfluß von § 48 bei Realkonkurren z 

Wie die Analyse des Zusammenwirkens der allgemeinen Rück­

fallvorschrift mit dem Strafzumes sungs faktor der Zahl der 
verurteilten Taten gezeigt hat, führt die Anwendung des 

§ 48 nur dann zu signifikant höheren Freiheits strafen als 

die Nichtanwendung, wenn gleichzeitig zwei oder mehr real­

konkurrierende Straftaten abgeurteilt werden (Tab. 65 Nr. 
7 ). Liegt dem Verfahren dagegen nur eine einzige Straftat 
zugrunde, so führt die Rückfallschärfung grundsätzlich 
nicht zu signifikanten Unterschieden in der Strafhöhe . In­

soweit la ssen sich Auswirkungen allein dann feststellen, 
wenn die zu verurteilende Straftat ein Vergehen gern. § 263 

StGB oder§ 21 StVG ist (vgl. Tab. 62 bis 64 ) .  Hieraus läßt 
sich die Annahme ableiten, daß die fehlende Signifikan z 
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des Unterschieds in der Höhe der Freiheitsstrafe bei nur 
einer Tat ni cht bedeutet, daß die Anwendung von § 48 über­
haupt keine Auswirkungen hat, sondern daß ihre Auswirkun­
gen nur gering sind und sich deshalb erst durch die Ver­

stärkung ihres Effekts bei Verurteilung mehrerer Taten 

deutlich bemerkbar ma chen. 

Im folgenden soll deshalb die Wirkungsweise der Anwendung 
des § 48 bei der Gesamtstrafenbildung näher beleuchtet wer­
den. Die Untersuchung beschränkt sich dabei nicht nur auf 
die Frage der Auswirkungen des § 48 auf die Strafhöhe bei 

Realkonkurrenz, sondern geht zunächst noch einmal auf die 
Zahl der Taten ein, bei denen die allgemeine Rückfallvor­
schrift angewandt wird, da sich hieraus bereits erste Hin­

weise auf die praktische Bedeutung dieser Problematik und 

etwaige Umgehungstendenzen der Praxis ergeben können. 

2. 5. 4. 1. Unterschiede in der Zahl der angeklagten und der 
verurteilten Taten 

Im Hinblick auf die Zahl der Taten, die einem Strafverfah­
ren zugrunde liegen, läßt sich ein Selektionsprozeß beob­
achten: die Gerichte verurteilen einen Täter wegen deutlich 
weniger Straftaten als die Staatsanwaltschaften ihm in der 
Anklageschrift vorwerfen. 

Dieser Selektionsprozeß läßt sich auch in der Stichprobe 

feststellen. In den Verfahren, in denen eine Strafzumessung 
stattfand, (n = 296) , wurden durchschnittlich x = 2, 22 Ta­
ten angeklagt und x = 1, 77 Taten verurteilt. Dieser Unter­
schied zwischen den angeklagten und den verurteilten Ta-
ten ist hochsignifikant 1) . Er kann darauf zurückzuführen 
sein, daß ein Teil der angeklagten Taten während des Haupt­

verfahrens eingestellt wurde ( vgl. § §  153 II, 154 II StPO) , 
oder darauf, daß die Gerichte mehrere von der Staatsanwalt-

1) Wilcoxon- Test ; vgl. Clauß/Ebner 1 978, 245 ff. 
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schaft angeklagte Taten als in Fortsetzungszusammenhang 
stehend bewerteten und damit die Anzahl der realkonkurrie­

renden Taten reduzierten. 

An anderer Stelle 1 )  war die Vermutung geäußert worden , 

ein signifikanter Unterschied in der Zahl der angeklagten 
bzw. verurteilten Taten könne insbesondere bei Anwendung 
von § 48 ein Hinweis darauf sein , daß die Gerichte eine 

durch die Anwendung von § 48 auf eine Vielzahl von Einzel­
taten bedingte hohe Gesamtstrafe zu vermeiden versuchen , 
indem sie besonders dann, wenn die Voraussetzungen von 

§ 48 erfüllt sind , zur Einstellung oder zur Annahme von 

Fortsetzungszusammenhang neigen. Diese Vermutung könnte 
dann als durch das vorliegende Datenmaterial bestätigt an­
gesehen werden , wenn sich in bezug auf die Differenz von 

angeklagten und verurteilten Taten zwischen den Verfahren, 

in denen§ 48 angewandt wurde, und den Verfahren, in denen 
§ 48 nicht angewandt wurde, wesentliche Unterschiede fest­

stellen ließen. 

Die Mittelwerte der Zahl der angeklagten und der verurteil­
ten Taten bei (Nicht- ) Anwendung von§ 48 können Tab. 68 

entnommen werden. In dem vorliegenden Zusammenhang ist vor 
allem die Differenz der Mittelwerte der angeklagten und 
der verurteilten Taten von Interesse (Tab. 68, Sp. 6 ) . Hier 

zeigt sich, daß die Differenz in den Verfahren , in denen 
§ 48 im Urteil angewandt wird , größer ist als in den Ver­
fahren , in denen § 48 nicht angewandt wird. Das Niveau der 
Signifikanz des Unterschieds sinkt von 0 , 1  % auf 1 , 0 % ab 
(Sp. 8 ) .  

Für die Prüfung der Frage, o b  sich die Differenz i n  den An­
wendungsfällen (d = 0 , 52 )  von der Differenz in den Nicht-

1 )  S. o. 1 .  Kap. 2. 5. 
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Tab. 68 : Angeklagte und verurteilte Taten bei Anwendung 
von § 48 im Urteil 

angeklagte verurteilte Differenz 
Taten Taten - % S�gn. 1) n X n X X (Sp. 3) Niv. 

1 2 3 4 5 6 7 8 

§ 48 + 211 2, 43 21 1 1 , 91 0, 52  21, 4 0, 001 

§ 48 - 85 1, 69 85 1,  44 0, 25 1 4, 8  0, 0 1  

insgesamt 296 2, 22 296 1 ,  77  0, 45 20, 3 0, 001  

1) Wilcoxon-Test 

anwendungsfällen (d = 0, 25) überzufällig unterscheidet, steht 
ein Signifikanztest nicht zur Verfügung. Die geringere Dif­

ferenz in den Nichtanwendungsfällen kann durch die ohnehin 
schon niedrigeren Mittelwerte bedingt sein ; wenn nämlich so­

wieso nur i = 1, 69 Taten angeklagt werden, besteht für die 
Gerichte weniger Veranlassung, die Zahl der Taten zu redu­
zieren, als wenn i = 2, 43 Taten angeklagt werden. Um den 

Einfluß der j eweils unterschiedlichen Größe der Mittelwer-
te auszuschalten, ist es deshalb erforderlich, den Anteil 
des Differenzbetrags an dem Mittelwert der Zahl der ange­

klagten Taten zu berechnen (Sp. 7 ) .  Dieser Anteil ist in 

den Anwendungsfällen (21 , 4  %) nur etwas größer als in den 

Nichtanwendungsfällen (14, 8 %) . 

Die Zahl der angeklagten Taten wird also von den Gerichten 
in den Anwendungsfällen nicht erheblich stärker reduziert 

als in den Nichtanwendungsfällen. Die Vermutung, die Ge-
richte neigten insbesondere dann, wenn die Voraussetzungen 

des § 48 erfüllt sind, zur Einstellung einzelner Verfahren 
oder zur Annahme von Fortsetzungszusammenhang, wird damit 

durch das vorliegende Datenmaterial nicht deutlich bestätigt. 
Eine Tendenz der Praxis zur Umgehung der @ißlichen Rechtsfolgen 
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der Anwendung von § 48 bei der Gesamtstrafenbildung läßt 
sich insoweit nicht sicher feststellen. 

2.5.4 . 2 .  Häufigkeit der Anwendung von § 48 bei mehreren 

Delikten 

Die statistische Analyse derj enigen Faktoren , die die An ­
wendung des § 48 beeinflussen , hatte gezeigt, daß j e  mehr 

Taten verurteilt werden , auch die Wahrscheinlichkeit umso 
größer ist, daß sich hierunter wenigstens eine Tat befin ­

det , auf die bei der Bemessung der Ein zelstrafen § 48 an­

gewandt wird ( Tab. 53 Nr . 12) . Dieser Zusammenhang zwischen 

der Zahl der verurteilten Taten und der Anwendung des § 48 

ergibt sich auch aus Tab. 68. Danach werden die Täter , de­
nen gegenüber die Gerichte § 48 anwenden , durchschnittlich 

wegen x = 1 , 91 Taten verurteilt, während die Täter, denen 
gegenüber sie § 48 nicht anwenden , durchschnittlich nur we­
gen x = 1 , 44 Taten verurteilt werden . Der Unterschied zwi­

schen diesen beiden Mittelwerten ist signifikant (p < 0 , 05) 1) 

Der für die Gruppe der Anwendungsfälle errechnete Mittel­
wert von x = 1 , 91 Taten gibt noch keine Auskunft darüber , 
auf wie viele dieser Taten § 48 bei der Bildung einer Ein ­
zelstrafe angewandt wird . Um das festzustellen , wurde bei 
der Verurteilung mehrerer Delikte die Häufigkeit der Anwen ­

dung von § 48 als eigenständiges Merkmal erhoben . Da bei 
diesem Merkmal die Verfahren , in denen § 48 auf 8 oder mehr 

Ein zeltaten angewandt wurde , zu einer Gruppe zusammengefaßt 

wurden , läßt sich j edoch ein Mittelwert nicht berechnen . Es 
ist deshalb erforderlich , die Zahlen in einer Kontingenz ­

tabelle einander gegenüber zustellen . 

Tab. 69 enthält für die Verfahren , in denen § 48 angewandt 

1) Mann -Whithey U-Test ; vgl. Clauß/Ebner 1978 ,  224 ff. Der 
Unterschied der Mittelwerte der angeklagten Taten ist 
deutlich signifikant (p < 0 ,  01) . 
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Tab. 69: Die Häufigkeit der Anwendung von§ 48 bei mehreren 
Delikten 

Ge5runtzahl der 
verurteilten 

.\.nzahl der T;-,ten
1 auf die § 48 ane-ewandt wird 

8 od. 
Taten 1 2 3 4 5 6 7 mehr insge!'tamt 

n 1 1 9  1 1 9  
( :!:dealk. )  

�� l o o , o  l oo , o  

n 9 l� /� 53 
2 ( Realk . )  % 1 7 , 0  �3 ,o  l oo , o  

n l ,, l o  1 5 
3 % 6 , 7 ?. 6 , 7 6 6 , 7  1 00 , 1  

n 1 3 l o  t 4  

% 7 , 1 :?:1 , 4  7 1 ,4  99 , 9  
n 1 1 2 

% 5 0 , 0 5 o , o  l oo
,-

o 

n 1 1 

l oo , o  l oo , o  

n 1 2 
;v 3 3 , 3  66 , 7  1 00 , 0  

n 4 
od. mehr % l oo , o  l oo 0 

n 1 29 49 1 4  1 .� 1 0 2 4 2 1 1  
insgesamt % 6 1 , 1 2 3 , 2  6 , 6  .5 , 7 o , 5 o , o  o , 9 1 , 9 99 , 9 
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wurde (n = 211 ) ,  in den Zeilen die Gesamtzahl der verur­
teilten T�ten, also das j enige Merkmal, für das ein Mittel­
wert von x = 1, 91 errechnet wurde, In den Spalten von 
Tab. 69 ist angegeben, auf wie viele der Taten § 48 ange­
wandt wurde. Die Verteilung für dieses Merkmal kann über 
die Gesamtzahl der verurteilten Taten nicht hinaus gehen. 
Dieser Grenzwert ist durch den schräg durch Tab. 69 verlau­
fenden Balken gekennzeichnet. 

Die Ergebnisse aus Tab. 69 unterstreichen die praktische 
Bedeutung der Problematik der Anwendung des § 48 bei Real­
konkurrenz. Von den 211 Verfahren, in denen die Rückfall­

schärfung erfolgte, wurde § 48 lediglich in 129 Fällen 
(61, 1 % )  im Hinblick auf eine einzige Tat angewandt. Dem­
gegenüber erfolgte die Anwendung in immerhin 82 Fällen 
(38, 9 % )  im Hinblick auf zwei oder mehr Taten ; die sech s ­

monatige Mindestfreiheitsstrafe mußte also in etwa einem 
Drittel aller Anwendungsfälle wenigstens zweimal in An­

schlag gebracht werden. 

Tab. 69 zeigt in dem Bereich von 2 bis 4 verurteilten Ta­
ten eine relativ einheitliche Tendenz, nämlich, daß § 48 
in der überwiegenden Mehrzahl der Verfahren auf sämtliche 
realkonkurrierenden Taten angewandt wird. Diese Tendenz 
läßt sich bei 5 oder mehr verurteilten Taten nicht mehr 
mit der gleichen Deutlichkeit beobachten, wenn auch die 
geringen Besetzungszahlen in diesem Bereich (durch ihn 
werden nur noch 10 Verfahren, 2, 8 % ,  erfaßt )  zuverlässige 
Aus sagen nicht mehr erlauben , Verallgemeinernd läßt sich 
sagen, daß bei Anwendung des § 48 mit zunehmender Gesamt­
zahl der verurteilten Taten die Wahrs cheinlichkeit dafür 
geringer wird, daß § 48 auf alle Einzeltaten angewandt 
wird , Diese Abnahme der Relevanz von§ 48 dürfte in erster 
Linie darauf zurückzuführen sein, daß dann, wenn die Ge­
samtzahl der verurteilten Taten wäch st, auch die Wahrschein­
lichkeit dafür zunimmt, daß sich hierunter Taten befinden, 
die zu den früheren Verurteilungen des Angeklagten in kei­
ner inneren Beziehung stehen, so daß die materielle Rück­
fallvoraus setzung nicht erfüllt ist. Zu derartigen real­
konkurrierenden und nicht rückfallbegründenden Taten kön­
nen z. B. Vergehen gern , §§ 113, 185, 241 oder§§ 123, 303 
oder§§ 316, 142 gehören, die zu den Taten, die eigentlich 
im Mittelpunkt eines Verfahrens stehen, oft nur unwesent­
liche "Begleittaten" bilden. 

Die Größe des Anteils dieser nicht rückfallbegründenden 
Taten läßt sich nicht genau berechnen, da die genaue An-
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zahl der Taten , auf die § 48 angewandt wurde , nicht be­
kannt ist. Es läßt sich j edoch schätzen, daß dieser Anteil 
auf die ganze Stichprobe 1 )  gesehen bei ca. 7 % der Gesamt­
zahl der verurteilten Taten liegt. Wie sich Tab. 69 ent­
nehmen läßt , wurden die Täter in der Gruppe

)
der Anwendungs­

fälle ( n  = 211) insgesamt wegen 395  Taten 2
) 

verurteilt. 
Dabei wurde § 48 insgesamt auf 368 Taten 3 ( 93 , 2  % )  an­
gewandt. Wegen der Zusammenfassung von 8 oder mehr Taten 
zu einer Gruppe kann der Anteil der Taten, bei denen§ 48 
angewandt wurde , an der Gesamtzahl der verurteilten Taten 
in Wirklichkeit noch etwas niedriger ( ca. 93 , 0  % )  liegen. 
In diesem Zusammenhang wäre es von Interesse,  der Frage 
nachzugehen, ob und ggf. in welcher Weise dieser Anteil 
bei verschiedenen Deliktsgruppen variiert. Mit dem vorlie­
genden Datenmaterial ist das allerdings wegen zu geringer 
Fallzahlen nicht möglich. 

2. 5, 4. 3. Unterschiede in der Höhe der Gesamtstrafe 

Wie sich bereits aus Tab. 65 Nr. 7 ergab , führt die An­
wendung von§ 48 nur dann zu signifikanten Unterschieden 
in der Höhe der verhängten Freiheits strafe , wenn gleich­

zeitig zwei oder mehr realkonkurrierende Straftaten verur­
teilt werden. Diese Feststellung soll im folgenden etwas 
differenzierter betrachtet werden. 

Aus Tab. 70 kann entnommen werden, in welcher Weise sich 
die Anwendung bzw. Nichtanwendung von§ 48 auswirkt, wenn 
man die Gruppe " zwei oder mehr Taten" noch weiter aufspal­
tet. Die zwischen den Mittelwerten der Freiheits strafen 

bestehende Differenz nimmt tendenziell zu , j e  mehr Taten 
verurteilt werden ( Tab. 70 , vorletzte Sp . ) .  Allerdings ist 
der Unterschied zwischen den Anwendungs - und den Nichtan­

wendungsfällen nur bei drei gleichzeitig verurteilten 
Straftaten signifikant ( Tab. 70 , letzte Sp. ) 4 ) 

1) Die Stichprobe wird hier allein durch die Gruppe der 
Anwendungs fälle ( n  21 1) gebildet. 

2 )  Aus Tab. 69 errechneter Mindestwert. 

3 )  Aus Tab. 69 errechneter Mindestwert. 

4 )  Bei 4 oder mehr verurteilten Taten bestehen zwischen den 
Mittelwerten deutliche Unterschiede ; die fehlende Signi­
fikanz dürfte dabei auf die zu geringe Fallzahl bei den 
Nichtanwendungsfällen zurückzuführen sein. 
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Tab. 70: Unterschiede in der Höhe der Gesamtstrafe 

Zahl ver- § 48 + urteilte 
Taten n x s n 

1 1 1 9  9, 00 4, 13 52  

2 5 3  13, 7 7  6, 15 20 

3 1 5  1 7, 20 7, 26 3 

4 od. mehr 24 26, 42 1 6, 48 2 

insgesamt 211 1 2, 7 6  9, 12 77 

1) t-Test für homogene Varianzen 
(sonst : für heterogene Varianzen) 

§ 48 -
-
X s 

8, 83 1 o ,  93 

1 2, 1 0 1 3, 37 

6, 67 1 , 53 

1 6, 50 1 9, 09 

9, 79 1 1 , 55  

Diff. 

0, 1 7  

1 ,  67 

1 0, 5 3  

9, 92 

2, 97 

Bei der Interpretation von Tab. 70 ist zu beachten, daß 

für den Vergleich der Mittelwerte in der Gruppe der Anwen­
dungsfälle die Zahl der insgesamt verurteilten Taten zu­
grunde gelegt wurde und nicht etwa die Zahl der Taten, auf 
die bei der Bemessung der Einzelstrafe § 48 angewandt wur­
de. Zwar ließ sich Tab. 69 entnehmen, daß§ 48 im Bereich 

bis zu 4 Taten nahezu auf sämtliche realkonkurrierenden 

Einzeltaten angewandt wird. Sofern das j edoch nicht ge­

schieht, kann sich dieser zwischen den beiden Merkmalen 
bestehende Unterschied auch auf die Höhe der Freiheits­

strafe niederschlagen. 

Um diesen Unterschied auszuschalten, wurden in Ergänzung 
zu Tab. 70 die Mittelwerte der Freiheitsstrafe für die 
Verfahren berechnet, in denen bei Verurteilung von zwei 
oder drei 1 )  realkonkurrierenden Taten§ 48 auf sämtliche 
dieser Taten angewandt wurde. Wie sich auch Tab. 69 ent­
nehmen läßt, handelt es sich dabei um n = 44 bzw. n = 1 0  
Verfahren . Die für diese Verfahren berechneten Mittelwerte 
unterschieden sich j edoch nur unwesentlich von den in Tab. 

1 )  Die Beschränkung auf 2 oder 3 Taten erfolgte deshalb, 

Sign. 
Niv. 

n. s. 

n. s. 

0, 05 

n. s. 

0, 05 

weil ab 4 oder mehr Taten die Gruppe der Nichtanwendungs­
fälle nur noch n = 2 beträgt. 

1 

1 
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70 angegebenen Werten 1 ) . Dementsprechend führte auch die 
Prüfung der Signifikanz des Unterschieds der Freiheitsstra­
fe in den Anwendungs- und den Nichtanwe

�
dungsfällen im we­

sentlichen zu den gleichen Ergebnissen J . 

Der zwischen den beiden Merkmalen bestehende Unterschied 
könnte bewirkt haben, daß in Tab. 70 die Differenz der Mit­

telwerte in der Gruppe "vier oder mehr Taten" (d = 9 , 92 )  
geringer ist als in der Gruppe "drei Taten" (d = 10 , 53 ) .  
Da nämlich in dieser Gruppe die Zahl der Taten, auf die 
§ 48 angewandt wurde , erheblich hinter der Zahl der ver­

urteilten Taten zurückbleibt (vgl . Tab, 69 ) ,  kann sich die­
se Diskcepanz auch in einem niedrigeren Mittelwert der An­

wendungsfälle und damit in einem Absinken des Differenzbe­
trags äußern. Im Hinblick auf die geringen Besetzungszahlen 

kann dieser Gesichtspunkt hier j edoch nicht weiter verfolgt 
werden . 

zusammenfassend läßt sich über die Gesamtstrafe sagen , daß 

sie dann, wenn bei der Bildung der Einzelstrafen § 48 an­

gewandt wird ,  höher ausfällt, als wenn die allgemeine Rück­
fallvorschrift bei der Bemessung der Einzelstrafen keine 

Rolle gespielt hat . Der Einfluß des § 48 wird dabei ten­
denziell umso größer , j e  mehr abgeurteilte Taten bei der 
Strafzumessung zu berücksichtigen sind. Die Untersuchungs­
ergebnisse bestätigen damit im wesentlichen die eingangs 
aufgestellte Annahme , daß sich die Auswirkungen der Anwen­
dung des § 48 bei der Gesamtstrafenbildung erheblich ver­

stärken. Die Frage, ob und in welcher Weise sich dieser Ver­
stärkungseffekt messen und beschreiben läßt (z. B. propor­
tional oder exponentiell zur Anzahl der verurteilten Taten ) , 

1 )  Zwei Taten: n = 44 ; x = 13 , 25 ;  s = 5 , 62 ;  
drei Taten: n = 1 0 ;  x = 17, 10 ;  s = 8 , 10. 

2) Sign. Niv .  bei zwei Taten: n. s. ; bei drei Taten: p < 0 , 01 
(t- Test für heterogene Varianzen) .  
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berührt ein allgemeines Problem der Gesamtstrafenbildung 1 )  

und kann hier nicht weiter untersucht werden. 

2. 5. 4,4. Unterschiede in der Höhe der Einzelstrafen 

Neben der Untersuchung der Auswirkungen von § 48 auf die 
Höhe der Gesamtstrafe ist es auch von Interesse, der Fra­
ge nachzugehen , in welcher Weise § 48 die Höhe der Einzel­

strafen beeinflußt. 

Eine derartige Untersuchung ist hier allerdings nur mit 
zwei Einschränkungen möglich. Zum einen ist die Höhe der 
Einzelstrafen ein Merkmal, das hier nur für diej enigen 
Verfahren erhoben wurde , in denen § 48 bei der Strafzumes­
sung angewandt wurde , denn in der Phase der Konzeptuali­
sierung dieser Untersuchung konzentrierte sich das Interes­
se zunächst ausschließlich auf diese Verfahren. Der Ver­
zicht auf die Erhebung der Höhe der Einzelstrafen in den 
Nichtanwendungsfällen bedeutet , daß die Einzelstrafen in 
den Anwendungs- und den Nichtanwendungsfällen hier nicht 
einander gegenübergestellt werden können. Zum anderen wur­
de die Höhe der Einzelstrafen aus forschungsökonomischen 
Gründen nur für die drei vom Gericht am schwersten bewer­
teten Taten erhoben. Für die Kenntlichmachung von Tenden­
zen dürfte diese Anzahl j edoch ausreichen, da , wie sich 
auch Tab. 69 entnehmen läßt, insgesamt nur in n = 19 Ver­
fahren 2) mehr als drei Einzelstrafen bei der Gesamtstra­
fenbildung zu berücksichtigen waren. 

Tab. 71 enthält für sämtliche Verfahren, in denen§ 48 bei 

der Strafzumessung angewandt wurde (n = 211 ) , die durch­

schnittliche Höhe der verhängten Freiheitsstrafe. Zunächst 
sind in Tab. 71 noch einmal die bereits aus Tab, 65 Nr. 7 

bekannten Mittelwerte für die Verfahren mit einer Straf-
tat (Nr. 1) und für die Verfahren mit zwei oder mehr real­
konkurrierenden Straftaten (Nr. 2 )  angegeben, Hieran schlies­
sen sich die Mittelwerte für die Einzelstrafen an (Nr . 3 ,  4 ,  

5 ) .  Die Rangfolge der Einzelstrafen richtete sich bei der 

1 )  Vgl. dazu etwa die Verknüpfungs- und Entscheidungsregeln 
bei v. Linstow 1974 , 191 ff. i. V. m. 75 f .  

2 )  Das sind 9 % aller Anwendungsfälle ( n  = 211) bzw. 20 , 7  % 
aller Anwendungsfälle bei Realkonkurrenz (n = 92) . 
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Tab. 71 : Unterschiede in der Höhe der Einzelstrafen 

Lfde . 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

5 

Lfde. 
Nr. 

1/2 2) 
1 /3 
1/4 2) 
1/5 

2/3 
2/4 
2/5 
3 /4 
3 / 5  

4/5 

Straftat 

eine Straftat 

zwei oder mehr 
Straftaten 
(Gesamtstrafe) 

1 . 

2. 

3.  

Einzelstrafe 

Einzelstrafe 

Einzelstrafe 

Sign. Niv. 

0 , 001 
n. s. 
0 , 05 
(0 , 1 ) 

0 , 001 
0 ,  001 
0 , 001 

0 , 001 
o ,  001 

0 , 05 

n x s 

119 9 , 00 4 ,  13 

92 17 , 63 11,  29 

91 1 ) 9 , 48 4 , 29 

81 1 ) 7 , 73 3 , 24 

3 2  1 ) 7 , 59 3 , 07 

Prüfverfahren 

} 
t- Test für 
unabh. Stichproben 

t-Test für 
abhängige Stichproben 

1) In einem Verfahren wurden keine Einzelstrafen , sondern 
nur die Gesamtstrafe angegeben . 

2 }  t-Test für heterogene Varianzen (sonst: für homogene 
Varianzen) 

Erhebung nach der Höhe der vom Gericht verhängten Freiheits­
strafe ; die zweit- und die drittschwerste Einzelstrafe sind 
deshalb hochsignifikant geringer als die schwerste Einzel­
strafe. 

Aus Tab. 71 ergibt sich , daß bei Verurteilung mehrerer Ta­

ten die schwerste Einzelstrafe (Nr. 3) im Durchschnitt so -
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gar noch etwas höher liegt als die Strafe , die verhängt 

wird , wenn nur eine Tat zur Verurteilung ansteht (Nr. 1) . 
Der Unterschied ist allerdings nicht signifikant. Diese 
Feststellung bedarf einer genaueren Betrachtung. Es ließe 
sich nämlich die Annahme aufstellen , daß die Gerichte zur 
Vermeidung einer durch die Anwendung von§ 48 bedingten 

hohen Gesamtstrafe (auch) bei der Bemessung der schwersten 
Einzelstrafe niedrigere Freiheitsstrafen als üblich verhän ­
gen. Diese Annahme scheint durch Tab. 7 1  widerlegt zu wer­

den. Sie würde j edoch dann eine gewisse empirische Bestä­
tigung erfahren , wenn sich für einzelne Delikte oder De­

liktsgruppen zwischen der Strafhöhe für eine einzelne Tat 

und die schwerste Einzelstrafe signifikante Unterschiede 
feststellen ließen. 

In Tab. 72 sind die für einen derartigen Vergleich erfor­
derlichen Mittelwerte enthalten. In den meisten Delikts­
gruppen kann die gleiche Tendenz beobachtet werden , die 

sich auch schon aus Tab. 71 ergab , daß nämlich die schwer­
ste Einzelstrafe im Durchschnitt höher ausfällt als die nur 
für eine einzelne Tat verhängte Strafe (Nr. 1, 2 ,  5 ,  6, 7 ,  

9) . Nur in wenigen Deliktsgruppen fällt die schwerste Ein ­
zelstrafe geringer aus (Nr. 3 ,  4 ,  8 und§ 243) . Die Unter­
schiede sind j edoch grundsätzlich nicht signifikant ; eine 

Ausnahme stellt insofern lediglich die Deliktsgruppe Nr. 3 
(Raub und Erpressung) dar. Da in die Berechnung des " Mit­

telwerts" der Freiheitsstrafe für eine einzelne Tat j edoch 
nur ein Fall einfließt , darf diese Ausnahme nicht überbewer­
tet werden. Insgesamt gesehen läßt sich daher feststellen , 
daß bei einer Betrachtung der einzelnen Delikte oder De­
liktsgruppen keine wesentlichen Unterschiede auftreten. Die 
Annahme , die Gerichte versuchten , die Folgen einer mehr­

fachen Anwendung von § 48 bei der Bemessung der schwersten 

Einzelstrafe (Einsatzstrafe , § 54 I 1 )  zu umgehen , läßt 
sich damit durch das vorliegende Datenmaterial nicht be­

stätigen. 
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Tab. 72 : Strafhöhe für ein Delikt und Höhe der schwersten 

Einzelstrafe 

eine schwerste 
Straftat Einzeltat 

Deliktsgruppe n x s n x s 

, .  Diebstahl und Un terschla- 1 7  6 , 76 1 , 92 8 7 , 00 4 , 42 
gung geringwertiger Sachen 

2 .  Diebstahl und Unterschla- 53  9 , 2 5  3 , 54 52  2 )  9 , 3 5  3 , 32 gung in sonstigen Fällen 
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

35  2 )  1 C , 06 3 , 6 5  davon § 243  22  1 0 , 73 4 ,  56 

3. Raub und Erpres sung 1 36 , 00 0 , 00 5 1 4 , 4 0  5 , 85 

4 .  Betrug an einer 5 1 0 , 2 0  5 , 5 9  3 6 , 33 0 , 47 geringwertigen Sache 

5. Betrug mit einem 1 2  9 , 3 3 3 , 3 1 8 1 1 ,  2 5  3 , 90 geringen Schaden 

6 .  Sonstige Eigentums- und 
Vermögensdelikte , einsch l .  2 5 , 50 2 ,  1 2  2 8 , 50 1 ,  50 
Urkundsdelikte 

7 .  Verkehrsdelikte mit Ein- 3 7 , 67 1 ,  1 5  2 8 , 00 0 , 00 fluß von Rauschmitteln 

8. Verkehrsdelikte ohne Ein- 7 6  9 ,  1 3  1 ,  78  9 8 ,  1 1  1 ,  73 fluß von Rauschmitteln 

9. Straftaten gegen die Person 5 6 , 80 2 , 77 2 1 7 , 00 1 1  , eo ( einschl. Sexualdelikte ) 

1 0 . Sonstige Straftaten 5 1 0 , 6 0  4 ,  34  - - -
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -

davon § 1 70 b 4 7 1 ,  7 5  4 , 03 - -
insgesamt 1 7  9 9 , 00 4 ,  1 3  91 9 ,  4 8  

1 }  t -Test f ü r  heterogene Varianzen ( sonst :  f ü r  homogene Varianzen ) 
2} In' einem Verfahren wurden keine Ein zelstrafen,  sondern nur die 

Gesamtstrafe angegeben . 

-
4 , 29 

Sign . 
}!i V ,  

n . s .  1 )  

n .  s .  
- - - - -

n .  s .  

0 , 01 I J  

n .  s .  1 )  

n .  s .  

n .  s .  

n . s .  1 )  

n .  s .  

n .  s .  1 )  

-- - - - -
-

n .  s .  
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2. 5. 4. 5. Zusammenfassung 

Sofern die Strafzumessung auf der Grundlage einer einzigen 
abgeurteilten Tat erfolgt, lassen sich zwischen den Ver­
fahren, in denen § 48 angewandt wird, und den Verfahren, in 
denen das nicht geschieht, nur bei bestimmten Taten, näm­

lich§ 26J StGB und § 21 StVG, Unterschiede in der Straf­
höhe feststellen. Betrachtet man dagegen die Stichprobe 
insgesamt, so treten Unterschiede, die durch die Anwendung 

des § 48 bedingt sind, erst dann auf, wenn der Strafzumes­

sung mehrere realkonkurrierende Taten zugrunde liegen. Da­
bei werden die Unterschiede umso größer, j e  mehr abgeur­

teilte Taten zu berücksichtigen sind. 

In den Verfahren, in denen ein Angeklagter wegen mehrerer 
Taten verurteilt wird, wendet das Gericht, sofern es § 48 
überhaupt anwendet, diese Vorschrift auf ca. 93 % der ver­

urteilten Taten an. Je mehr Taten in die Gesamtstrafenbil­
dung einfließen, desto geringer wird die Wahrscheinlich­
keit dafür, daß § 48 auf sämtliche dieser Taten angewandt 
wird. 

Es läßt sich nicht nachweisen, daß die Gerichte die sich 
aus der Anwendung des § 48 bei der Gesamtstrafenbildung 
ergebenden hohen Freiheitsstrafen in irgendeiner Form zu 
umgehen versuchen. Weder wird bei Anwendung des § 48 die 

Zahl der angeklagten Taten wesentlich stärker reduziert 
(etwa durch Einstellung in der Hauptverhandlung oder An­
nahme von Fortsetzungszusammenhang) als bei Nichtanwendung 

des § 48, noch sind zwischen der schwersten Einzelstrafe 
bei Realkonkurrenz und der Freiheitsstrafe bei nur einer 

einzigen Tat bedeutsame Unterschiede festzustellen. 

Die Beobachtung, daß die Auswirkungen der Anwendung des 
§ 48 auf die Strafhöhe mit der Zahl der bei der Gesamt­

strafenbildung zu berücksichtigenden Einzelstrafen zuneh-
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men , wirft ein zusätzliches Licht auf die Problematik der 
sechsmonatigen Mindestfreiheitsstrafe. Die Untersuchung 
des Einflusses des § 48 unter verschiedenen Randbedingungen 

hatte zu dem Ergebnis geführt, daß der Einfluß des § 48 im 

Zusammenwirken mit den beiden Merkmalen Deliktsschwere und 
bisherige Delinquenzbelastung gerade dann am größten ist, 
wenn diese weiteren Umstände für eine geringere Strafe als 
sechs Monate Freiheitsstrafe zu sprechen scheinen 1) . Die 
Untersuchung des Einflusses des § 48 bei Tatmehrheit hat 
nun gezeigt , daß sich diese unter Schuldgesichtspunkten 
problematische Wirkungsweise bei der Verurteilung mehrerer 
Taten noch weiter verschärft. 

2.5.5. Der Einfluß von§ 48 in den verschiedenen Sanktions­

schweregruppen 

Die bisherige Untersuchung hat gezeigt , daß § 48 ein Um­
stand ist , dessen Berücksichtigung bei der Strafzumessung 
sich unter bestimmten Voraussetzungen in signifikant höheren 

Freiheitsstrafen niederschlägt. Dieses Ergebnis korrespon­
diert mit den entsprechenden Feststellungen, die bereits 

bei der Untersuchung des Einflusses einer Vielzahl von mög­
lichen Strafzumessungsfaktoren auf die Strafhöhe getroffen 
werden konnten (1.3 . 2.3.) . Dort hatte allerdings die Durch­

führung mehrerer Regressionsanalysen zu der Einschränkung 
geführt , daß sich die Anwendung von§ 48 bei der Strafzu­
messung im Verhältnis zu den weiteren Strafzumessungstat­
sachen nur dann signifikant auf die Strafhöhe auswirkt , 
wenn man allein die leichteren Strafen (Freiheitsstrafen 
bis einschl. 24 Monate) betrachtete. Bei Einbeziehung der 

schweren Strafen war für§ 48 ein Einfluß nicht nachweis­
bar. 

1) S.o. 2. 5.3 . 5 .  
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Diese Beoba chtung legt es nahe , die Auswirkungen der An­
wendung des § 48 in den einzelnen Strafmaßgruppen etwa s 
genauer zu untersuchen (Tab. 73) , 

Die Untersuchung bes chränkt sich dabei nicht nur auf die 
Strafmaßgruppen (Nr. 3) , sondern erstreckt sich auch auf 
zwei weitere Bereiche , die mit dem Strafmaß im Zusammen­
hang stehen , nämlich den Spruchkörper (Nr. 1) und die 
Strafart (Nr. 2) . Die Beziehung zwis chen Spruchkörper 
und Strafmaß ergibt sich aus der unters chiedlichen Straf­
gewalt der einzelnen Gerichte (§§ 24 , 25 , 74 GVG) , die 
Beziehung zwis chen Strafart und Strafmaß aus den unter­
s chiedlichen Voraus setzungen , unter denen eine Strafaus­
setzung zur Bewährung erfolgen kann (§ 56; vgl. dazu auch 
Tab. 32) . 

Wie sich Tab. 73 entnehmen läßt , entfaltet § 48 seine 
größte Bedeutung bei Freiheits strafen, die in dem Rahmen 
von 13 bis 24 Monaten verhängt werden (Nr. 3) ; allerdings 

ist dieses Ergebnis nicht signifikant , In den leichteren 
Strafmaßgruppen bestehen zwischen der Anwendung und der 
Nichtanwendung des § 48 nur äußerst geringe Unterschiede ; 

in der Gruppe der Freiheitsstrafen von mehr als 24 Mona­

ten führt die Anwendung des § 48 sogar zu niedrigeren Mit­
telwerten in der Freiheits strafe als die Nichtanwendung. 

Mit diesem Ergebnis korrespondieren die durch die Anwen­
dung des § 48 bewirkten Unterschiede bei den einzelnen 
Spruchkörpern (Nr ,  1) . Hier entfaltet§ 48 seine größte 
Bedeutung bei den von den Schöffengerichten verhängten 
Urteilen ; hieran s chließen sich die Urteile der Straf­
richter an. Bei Strafkammersachen führt die Anwendung des 

§ 48 wieder zu niedrigeren Mittelwerten als die Nichtan­
wendung. Die in dem Rahmen von 13 bis 24 Monaten verhäng­
ten Freiheits strafen dürften im Regelfall von Schöffen­
gerichten ausgesprochen worden sein (§ 24 GVG) ; die Er­
gebnis se von Tab, 73 Nr. 1 und 3 dürften sich insoweit 
also entsprechen. 

Schließlich ma cht Tab. 73 auch deutlich , daß die Anwen­
dung des § 48 nur im Zusammenwirken mit der Aus setzung 
einer Freiheits strafe zur Bewährung zu höheren Mittelwer­
ten führt (Nr. 2) . Da die Aus setzung einer Freiheits stra­
fe nur bis zu der Grenze von 24 Monaten möglich ist (§ 56 
II) , läßt sich auch dieses Ergebnis in dem Sinne inter­
pretieren , daß die Anwendung des § 48 nur bei den ver-
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Tab. 73: Der Einfluß von§ 48 in vers chiedenen Sanktions­

s chweregruppen 

Lfd e .  § 48 + 

Nr.  Merkmal Ausprägungen n x s 

S t rafrichter 1 00 s . 68 2 . 97 

1 Spruch- Schöffengericht 94 1 3 , 96 8 , 1 5  körper 
Strafkammer 1 7  30 ,  1 8  1 4 ,  72 

2 Strafart FmB 90 9 , 32 3 , 47 

FoB 1 2 1  1 5 , 32 1 1 , 0 1 

weniger als 6 Mon . 5 3 , 80 0 , 8 4  

6 b i s  1 2  Monate 1 48 8 , 86 2 ,  1 6  
3 Strafmaß 1 3 bis 24 Monate 45 1 8 ,  5 1  3 , 56 

25 Monate od . mehr 1 3 40,  77 1 2 ,  52 

1 )  t-Test  für heterogene Varianzen ( sonst : für h omogene Varian z e n )  

F m B  Freiheitsstrafe mit  Bewährung 
FoB : Freiheitsstrafe ohne Bewährung 

1 48 -

n x s Diff. 

27 5 , 89 2 , 81 2 , 79 

44  7 , 39 4 ,  1 8  6 , 57 

6 4 5 , 00 1 4 , 6 7  - 1 4 , 82 

5 5  6 ,  1 5  3 , 2 3  3 ,  1 7  

22 1 8 ,  9 1  1 8 , 2 7  - 3 ,  59 

33 3 . 67 1 ,  05 0 ,  1 3 

33 8 , 6 4  1 ,  9 7  0 , 22 

5 1 5 , 6 0  1 , 67 2 , 9 1  

6 4 5 . 00 1 4 , 6 7  - 4 , 2 3  

Sign . 
Niv.  

0, 001 

0 , 001
1 

0 , 05 

0 , 001 

n . s .  1 

n . s .  

n . s .  

n . s .  

n .  s .  
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gleichsweise leichten Strafen zu höheren Mittelwerten als 
die Nichtanwendung führt. 

Allerdings bestehen h ier insoweit Unterschiede zu den bei ­
den vorherigen Ergebnissen, als die Aussetzung vorwiegend 
bei Freiheitsstrafen bis zu 12 Monaten erfolgt (Tab. 3 2) ,  
während h ier für§ 48 die größten Unterschiede i n  dem Rah­
men von 13 bis 24 Monaten festzustellen sind (Tab. 73 
Nr. 3).  Da j edoch in der Gruppe der Anwendungsfälle der 
Mittelwert in den Aussetzungsverfahren (Nr. 2; x = 9, 3 2) 
sogar noch höher ist als der Mittelwert der Freiheits­
strafen, die in dem Rahmen von 6 bis 12 Monaten verhängt 
werden (Nr. 3 ;  x = 8, 86) , scheinen sich h ier die i n  Biele­
feld beobachteten A�ssetzungen in der Strafmaßgruppe von 
13 bis 24 Monaten 1 ; besonders deutlich auszuwirken , Di e 
zur Strafart (Tab. 73 Nr. 2) ermittelten Ergebnisse stim­
men also mit den beiden vorherigen Ergebn issen nur der 
Tenden z nach überein. 

Insgesamt gesehen bestätigen die Ergebnisse aus Tab. 73 

die anhand der zweiten Modifikation der Regressionsanalyse 
getroffene Feststellung, daß die Anwendung des § 48 nur 
dann zu signifikant höheren Freiheitsstrafen führt, wenn 

es sich um Freiheits (gesamt) strafen von bis zu 24 Monaten 

handelt. 

2 , 5.6. Das Verhältnis von § 48 zu§ 46 

Die bisherigen Untersuchungsergebn isse erlauben es nicht, 
über die Wirkungsweise des § 48 eine allgemeine Aussage 
zu treffen. Zwar konnte festgestellt werden, daß der Ein­
fluß des § 48 beim Zusammenwirken mit den bedeutendsten 
weiteren Strafzumessungsfaktoren, nämlich der Deliktsschwe­
re und der bisherigen Delinquenzbelastung, umso stärker 
wird, j e  wen iger diese weiteren Merkmale den Täter bela­

sten. In die gleiche Richtung zielt auch die Feststellung, 
daß der Anwendung des § 48 die größte Bedeutung in den 

Verfahren zukommt, in denen eine Gesamtfreiheitsstrafe von 
weniger als 24 Monaten verhängt wird. Uber die strafkon­

stitutive Wirkung der sechsmonatigen Mindestfreiheitsstra-

1) Vgl. dazu oben 1.3. 1.1.3. 
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fe kann aus diesen Ergebnissen j edoch deshalb keine Aus­
sage abgeleitet werden , weil nicht ausgeschlossen werden 
kann , daß die bei Anwendung des § 48 zu beobachtenden si­

gnifikant höheren Freiheitsstrafen nicht auf den Einfluß 
solcher Strafzumessungstatsachen zurückzuführen sind , die 
aus technischen Gründen nicht kontrolliert werden können. 

Um über die strafkonstitutive Wirkung des § 48 Aufschluß 
zu erhalten, wurde in der bisherigen Untersuchung in der 

Weise verfahren, daß der Einfluß bestimmter Strafzumes­
sungstatsachen auf die Strafhöhe analysiert wurde. Dabei 

wurde davon ausgegangen, daß der Rückfall des Täters nach 
§ 48 und die übrigen Strafzumessungstatsa�hen nach den 

Grundsätzen des § 46 berücksichtigt werden. In den folgen­

den Abschnitten soll dagegen die strafkonstitutive Wir-

kung des § 46 aus einer etwas anderen Perspektive heraus 
untersucht werden , indem ni cht der Einfluß verschiedener 
Strafzumessungsfaktoren auf die Strafhöhe analysiert wird , 

sondern indem eine direkte Gegenüberstellung der Strafzu­

messung gem. § 48 und der Strafzumessung gem. § 46 versucht 
wird. 

2. 5. 6. 1. Unterschiede in der Strafzumessung nach § 48 und 
§ 46 

§ 46 unterscheidet sich von§ 48 vor allem darin , daß die 
Strafzumessung nicht an die starre Untergrenze von minde­
stens sechs Monaten Freiheitsstrafe gebunden ist. § 46 er­
möglicht somit ein flexibleres Eingehen auf die Rückfäl­
ligkeit eines Täters als § 48 , Hieraus ergibt sich die An­

nahme , daß eine allein nach§ 46 bemessene Freiheitsstra-
fe im Durchschnitt geringer ausfällt als eine nach§ 48 be­

messene Freiheitsstrafe. 

Um über die unterschiedlichen Auswirkungen von§ 48 und 
§ 46 auf die Strafhöhe näheren Aufschluß zu erhalten, wur­

de versucht, d ie Art und Weise bzw. die normative Grundla-
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ge der Berücksichtigung der Vorstrafenbelastung bei der 
Strafzumes sung zu ermitteln. Eine Berücksichtigung allein 
nach§ 46 wurde dann angenommen , wenn die Gerichte zwar 
die Voraussetzungen des § 48 nicht für gegeben hielten , 
aber die Vorstrafen des Täters gleichwohl als einen straf­
s chärfenden Umstand erwähnten. Das ges chah von den 296 Ver­
fahren , in denen eine Strafzumes sung stattfand , in 5 3  Fäl­
len (17 , 9  % ) .  In 153 Fällen (5 1 , 7 % ) wurden die Vorstrafen 
erkennbar nur durch die Anwendung des § 48 berücksichtigt. 
Eine Doppelberücksichtigung der Vorstrafen nach§ 48 und 

§ 46 fand in 5 8  Fällen ( 19 , 6  %) statt. Eine hierfür typi­
s che Formulierung im Urteil lautete etwa: " Schließlich 
konnte auch nicht übersehen werden , daß sein Strafregister 
über die rückfallbegründenden Verurteilungen hinaus weite­
re einschlägige Verurteilungen enthält."  In 32 Verfahren 
(10 , 8  % )  wurden die Vorstrafen , soweit erkennbar , bei der 
Strafzumes sung nicht berücksichtigt. 

Die Zuordnung der einzelnen Verfahren zu diesen vier Kate­
gorien war nicht immer ohne Zweifel möglich. Gerade die 
Zuordnung zu den Kategorien der Doppelberücksichtigung 
und der vollständigen Nichtberücksichtigung mußte oftmals 
auf der mehr oder weniger intuitiven Einschätzung des Be­
arbeiters beruhen. Das sei an einem  Beispiel deutlich ge­
macht. In der Strafzumes sungsbegründung fand sich der 
Satz: "Im Strafmaß war ihm zugute zu halten , daß er ein­
s chlägig noch nicht aufgefallen war." Hieraus wurde ge­
folgert , daß die Vorstrafen nicht berücksichtigt worden 
waren. Ob das j edoch tatsächlich der Fall war , bleibt 
zweifelhaft , denn der An�eklagte , der wegen einer Unter­
haltspflichtverletzung (� 170 b) verurteilt worden war , 
wies immerhin 9 Vorstrafen , vorwiegend wegen Diebstahls ,  
auf. Die Verteilung der Stichprobe auf die genannten vier 
Kategorien vermag daher nicht mehr als eine grobe Orien­
tierung zu vermitteln. Die Verwendung dieses Merkmals er­
s cheint aber gleichwohl sinnvoll zu sein , um die Auswirkun­
gen von § 48 und § 46 und ihr Verhältnis zueinander näher 
zu beleuchten. 

Tab . 74 enthält die Mittelwerte der verhängten Freiheits­
strafen bei j eweils unters chiedlicher Art der Berücksich­
tigung der Vorstrafen. Der eingangs formulierten Annahme 

entsprechend zeigen die Mittelwerte eine kontinuierliche 

Zunahme von der vollständigen Nichtberücksichtigung der 

Vorstrafen bis zur Doppelberücksichtigung gern. § 48 und 

§ 46. Als wi chtigstes Ergebnis zeigt Tab. 74 ,  daß die nach 
§ 48 bemes senen Freiheits strafen (Nr. 3) zwar höher sind 
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Tab. 74 : Höhe der Freiheitsstrafe bei Anwendung von § 48 
und § 46 

Lfde. 
Nr. 

1 

2 

3 

4 

Lfde. 
Nr. 

1/2 
1 /3 
1/4 

2/3 
2/4 

3/4  

Art der Berücksichtigung 
der Vorstrafen 

Weder § 46 

Nur § 46 

Nur § 48 

§ 46 und 

insgesamt 

§ 

Sign. Niv. 

n. s. 
( 0 ,  1 )  
0 ,  01 
n. s. 1) 

0 , 05 
o ,  01 1 ) 

noch § 48 

48 

n X 

27 8 , 48 

50  1 0 ,  50  

153 1 1 , 3 7  

58 16 , 45 

288 1 1, 9 7  

s 

9 , 27 

12 , 64 

7, 85 

11 , 10 

9 , 90 

1 )  t-Test für heterogene Varianzen (sonst: für homogene Varianzen) 

als die nach § 46 bemessenen (Nr. 2) , daß dieser Unterschied 

aber nicht signifikant ist. Erst die Doppelberücksichtigung 

(Nr. 4) führt zu Freiheitsstrafen, die signifikant höher 
sind als die nach § 46 (Nr. 2) oder § 48 (Nr. 3) verhängten 
Strafen. 

Die in Tab. 74 enthaltenen Ergebnisse legen damit die Schluß­
folgerung nahe , daß die Berücksichtigung der Vo rstrafen 
eines Täters allein nach § 48 für die Strafhöhe praktisch 

ohne Bedeutung ist. Die strafkonstitutive Wirkung der sechs­

monatigen Mindestfreiheitsstrafe des § 48 scheint im Ver­
gleich zu den Strafhöhen , die nach den Grundsätzen des § 46 
erzielt werden, nur äußerst gering zu sein. Die in der bis­

herigen Untersuchung festgestellten Unterschiede zwischen 
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den Verfahren, in denen die Rückfallschärfung erfolgt, und 
den Verfahren, in denen sie nicht erfolgt war, dürften al­
so vor allem auf die Fälle zurückzuführen sein, in denen 

eine Doppelberücksichtigung der Vorstrafen nach§ 48 und 

§ 46 stattgefunden hatte. In diesen Fällen dürften die sig­
nifikant höheren Strafen j edoch nicht durch die sechsmona­

tige Mindestfreiheitsstrafe bedingt sein, sondern sie dürf­
ten eine Folge der teilweise sehr erheblichen Vorstrafen­

belastung der Täter sein, die gern. § 46 berücksichtigt wur­
de. 

Gleichwohl kann mit Hilfe der in Tab. 74 enthaltenen Er­

gebnisse die eingangs formulierte Annahme noch nicht wi­

derlegt werden. Die Feststellung, daß zwischen den allein 

nach§ 46 und den allein nach § 48 bemessenen Freiheits­
strafen keine signifikanten Unterschiede zu beobachten 
sind, kann nämlich wieder auf den Einfluß von Störvariablen 
zurückzuführen sein ; es ist denkbar, daß die Strafzumes­
sung allein nach§ 46 vor allem in solchen Verfahren er­

folgt, in denen es sich um erheblich vorbelastete Wieder­
holungstäter handelt, bei denen j edoch die besonderen Vor­
aussetzungen der materiellen Rückfallklausel nicht erfüllt 

sind. Um das Verhältnis von§ 48 zu§ 46 weiter aufzuklä­
ren, erscheint es deshalb erforderlich, auf zwei Fragen 
einzugehen, nämlich von welchen Umständen es abhängt, ob 

§ 46 oder§ 48 angewandt wird, und ob sich die in Tab. 74 
angegebenen Wirkungsweisen bei Konstantsetzung bestimmter 
Bedingungen, etwa bei einzelnen Delikten, verändern. 

2. 5. 6. 2. Der Einfluß verschiedener Faktoren auf das Ver­

hältnis von § 48 zu§ 46 

Die Untersuchung derj enigen Umstände, die die Häufigkeit 

der Strafzumessung nach den verschiedenen Kombinationsmög­
lichkeiten von§ 48 und § 46 beeinflussen, b&schränkt sich 
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auf s olche Merkmale , die die strafrechtliche Vorbelastung 
des Täters kennzeichnen , da gerade hier die wesentlichen 
Berührungspunkte von § 48 und § 46 liegen 1 ) . Diej enigen 
Vorbelastungs merkmale, die im Verhältnis von § 48 zu § 46 
zu signifikanten Unters chieden führen , sind in Tab . 75 
zusammengefaßt 2 ) . 

Betrachtet man die prozentuale Verteilung der Ausprägung 
eines Merkmals auf die verschiedenen Kombinationsmöglich ­
keiten von § 48 und § 46 (Tab. 75 , Sp . 5 ,  7 ,  9 ,  1 1 ) , so  
zeigen sich die deutlich sten Veränderungen bei den beiden 

Kategorien der vollständigen Nichtberücksichtigung und 
der Doppelberücksichtigung . Hierzu las s en sich zwei Aus ­
sagen treffen . Je belas tender eine Strafzumes sungstatsache 
für den Täter ist, desto seltener wird weder§ 48 noch 

§ 46 angewandt ( Sp .  5 ) .  Diese Aus s age gilt für die Merkma­

le Nr . 1 ,  2 ,  3 ,  und 5 .  In der Tendenz trifft sie ebenfalls 
bei den Merkmalen Nr . 4 und 7 zu . Lediglich bei dem Merk­

mal des Entlas sungsintervalls ( Nr .  6) zeigt sich keine 
einheitliche Linie ; die vollständige Nichtberücksichtigung 

dieses Merkmals über § 48 oder § 46 besteht am häufigsten 

bei einem sehr kurzen oder bei einem sehr langen Entla s sungs­
intervall , während bei einem mittleren Abstand die vollstän­
dige Nichtberücksichtigung selten ist. 

Die zweite Aussage , die sich anhand von Tab .  75 treffen 
läßt, ist noch deutlicher. Je belastender eine Strafzumes­
sungstatsache für den Täter ist,  desto häufiger wird bei 

der Strafzumes sung die Kombination von § 48 und § 46 ange­
wandt ( Sp .  1 1) .  Diese Aus s age gilt für sämtliche der in 
Tab . 75 enthaltenen Merkmale . 

1 )  Die Untersuchung erstreckt sich also  nicht auch auf mög­
liche tatbezogene oder sonstige täterbezogene Einfluß­
faktoren . 

2) Folgende Merkmale wirkten sich nicht signifikant aus : 
Rückfallges chwindigkeitsquotient, Verurteilungsinter­
vall , Alter zur Zeit der ersten Sanktion . 
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Tab . 75 : Einflußfaktoren für das Verhältnis von § 48 zu § 46 

Weder § 46 Nur § 46 Nur § 48  § 46 u .  
Lfde .  noch § 48 § 48 CC Sign. 
N r .  Merkmal Ausprägungen n l n l n l n J 

corr Niv.  

1 2 1 4 5 b ö s 0 1 2  l_j 

1 Rückfall ( §  4 8 )  nein 26 26 , 8  38  3 9 , 2  2 4  2 4 , 7  9 9 , 3  o ,  7 1  0 , 001 in der Anklage ja 6 3 , 0  1 5  7 , 5  1 29 64 , 8  49  24 , 6  

Zahl frühe r e r  1 - 2 1 5  1 9 , 7  26  34 , 2  29  3 8 , 2  6 7 , 9  
2 Sanktionen w g .  3 - 4 5 6 , 0  1 2  1 4 , 5  5 3  63 , 9  1 3  1 5 ,  7 0 , 49 0 , 001 

e i n s c h l . Taten 5 od . mehr 3 3 , 4  9 1 0 , 2  47  5 3 , 4  2 9  3 3 , 0  

Dauer bislang bis zu 1 Jahr 1 6  2 0 , 8  23  2 9 , 9  3 4  4 4 , 2  4 5 , 2  
3 verbüßte bis zu 2 Jahre 6 9 , 0  1 3  1 9 , 4 39  58 , 2  9 1 3 , 4  0 , 42 0 , 001  

Freih e i t s strafe mehr als 2 Jahre 1 0  6 , 6  1 7  1 1 , 2  80  52 , 6  4 5  2 9 , 6  

bis zu  20 Pkte .  1 1  2 3 , 9  1 6  34 , 8  1 5  32 , 6  4 8 , 7  
B i s he rige �1 bis 30 Pkte . 1 0  9 , 0  24 21  , 6  60 5 4 ,  1 1 7  1 5 ,  3 

4 Delinquen z - 31 bis 40 Punkte 8 1 2 , 7  6 9 , 5  36 57 , 1 1 3  2 0 , 6  0 , 39  0 , 001 
belastung 

41 Pkte .  od . mehr ·3 3 , 9  7 9 , 2  4 2  5 5 ,  3 24  3 1 , 6  

2 - 4 1 0  1 6 , 9  1 0  1 6 , 9  37 62 , 7  2 3 , 4  
Anzahl 5 - 7 1 0  1 1 , 0 20  2 2 , 0  5 1  56 , 0  1 0  1 1 , 0  

5 früherer 8 - 1 0  7 9 , 5  1 3  1 7 , 6  32 43 , 2  22  2 9 ,  7 0 , 34 0 , 001 
Sankt ionen 

1 1  od . mehr 5 6 , 9  1 0  1 3 , 9  33  45 ,  8 24  3 3 , 3  

1 3  Mon . od . mehr 1 5  1 0 , 5  32 2 2 , 4  7 4  5 1 , 7 22  1 5 , 4  
6 Entlassungs- 7 bis  12  Monate 1 2 , 3  3 7 , 0  2 9  67 , 4  1 0  2 3 , 3  0 , 2 9  0 , 05 inte rvall 

bis 6 Monate 1 1  1 2 , 5  1 0  1 1 , 4  42 4 7 ,  7 25  2 8 , 4  

2 - 4 1 5  1 7 , 2  1 6  1 8 , 4  45  5 1 , 7 1 1  1 2 , 6  
7 Anzahl d e r  5 - 7 7 7 , 7  1 9  2 0 , 9  5 1  56 , o  1 4  1 5 ,  4 0 . 2 �  0 , 05 

Vorstrafen 
8 od . mehr 1 0  9 , 4  1 8  1 7 , 0  45  42 , 5 33 31 , 1 

insgesamt 32 1 0 , 8 53 1 7 , 9  1 53 5 1 , 7 58 1 9 , 6  
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Von Interesse ist es nun, welche Unterschiede zwischen der 

Berücksichtigung nach§ 46 (Sp. 7) und der Berücksichtigung 
nach§ 48 (Sp. 9) bestehen. Hier läßt sich auf den ersten 
Blick kein einheitliches Bild feststellen. Bei den Straf­

zumessungsgründen, die sich als Einflußfaktoren für die 
Anwendung des § 48 erwiesen hatten (Nr. 1 bis 4, 6 ;  vgl. 

dazu auch Tab. 53),  nimmt der Anteil der Verfahren, in de­
nen nur§ 48 berücksichtigt wurde, tendenziell in der 

gleichen Weise zu, wie sich das bereits anhand von Tab. 53 

beobachten ließ. Uneingeschränkt gilt diese Aussage aller­
dings nur für die Merkmale Nr. 1 und 6 1 ) . Bei der Ein­
schlägigkeit der Vortaten (Nr. 2) , der Dauer der bislang 
verbüßten Freiheitsstrafe (Nr. 3) und der bisherigen De­

linquenzbelastung (Nr. 4) sinkt der Anteil in der schwer­

sten Merkmalsausprägung wieder ab. Diese Abnahme ist j e-
doch nicht mit einem Rückgang der Bedeutung des § 48 gleich­
zusetzen. Wie nämlich die sprunghafte Zunahme des Anteils 

der Doppelberücksichtigung (Sp. 11) zeigt, wird die schwer­
ste Merkmalsausprägung in diesen Fällen von den Gerichten 

sowohl nach§ 48 als auch nach § 46 gewürdigt. 

Ein ähnlicher Zusammenhang läßt sich auch für die Zahl der 
Vorstrafen (Nr. 7) feststellen. Dieses Merkmal hatte sich 
nicht als Einflußfaktor für die Anwendung des§ 48 erwie­
sen. In bezug auf die Zahl der bislang verhängten Sank­
tionen (Nr. 5) nimmt der Anteil der Berücksichtigung nach 

§ 48 nahezu konstant ab, j e  mehr Sanktionen der Täter auf­

weist ; der Anteil der Doppelberücksichtigung (Sp. 11) nimmt 
in dem gleichen Maß zu. 

1) Auch bei Tab. 53 (Nr. 7) ließ sich beobachten, daß 
§ 48 am häufigsten in den Verfahren angewandt wird, 

in denen die Rückfalltat in einem Zeitraum von 7 bis 
12 Monaten nach der letzten Entlassung aus dem Straf­
vollzug begangen wird. 
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Korrespondierend zu der Zunahme des Anteils der Berück­
sichtigung nach§ 48 bei den Merkmalen Nr. 1 bis 4 und 6 
(Sp. 9) , nimmt der Anteil der Berücksichtigung nach§ 46 

(Sp. 7) ab . Bei den beiden quantitativen Merkmalen (Nr. 
5 und 7) steigt dieser Anteil zunächst und nimmt dann ab . 

Allerdings ist hier wieder zu vermuten , daß die spätere 

Abnahme bei den quantitativen Merkmalen durch die Doppel­

berücksichtigung nach§ 48 und§ 46 ( Sp. 1 1) kompensiert 
wird . 

Aus Tab. 75 ergibt sich damit keine Bestätigung für die 

Vermutung , die Strafzumessung allein nach § 46 könne vor 
allem in solchen Verfahren erfolgen , in denen erheblich 

vorbelastete Wiederholungstäter verurteilt würden , bei 
denen j edoch die materielle Rückfallvoraussetzung nicht 

erfüllt wäre , Die Häufigkeit der Strafzumessung allein 

nach§ 46 nimmt j edenfalls der Tenden z nach in dem Maß 
ab, in dem die Vorbelastungsmerkmale schwerer werden . Der 
Einfluß von Störvariablen kann daher insoweit ausgeschlos­
sen werden . 

2 . 5 . 6. 3 .  Die Auswirkungen von § 48 und§ 46 unter ver­
schiedenen Bedingungen 

Tab. 74 hatte zu dem Ergebnis geführt , daß zwischen den 
allein nach§ 48 und den allein nach§ 46 bemessenen Frei­
heitsstrafen keine signifikanten Unterschiede bestehen . Zu 
prüfen ist j edoch , ob sich dieses Ergebnis dann verändert , 

wenn man den Einfluß der beiden Strafzumessungsvorschrif­

ten bei Konstantsetzung bestimmter Bedingungen untersucht. 

Wie die Regressionsanalyse zur Ermittlung der Bedeutung 
der verschiedenen Strafzumessungsgründe ( Tab. 37) gezeigt 
hatte , haben die Zahl der verurteilten Taten und die De­
liktsschwere mit Abstand die größte Relevan z für die Höhe 
der verhängten Freiheitsstrafe . Allein durch diese beiden 
Merkmale können ca . 45 % der Varian z der abhängigen Varia­
blen erklärt werden . Die Untersuchung der Wirkungsweise 
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von§ 48 und§ 46 unter vers chiedenen Bedingungen be­
s chränkt sich deshalb auf die Untersuchung der Veränderun• 
gen, die sich bei Konstantsetzung dieser beiden wichtig­
sten Strafzumessungsgründe ergeben . Um aus reichende Be­
setzungs zahlen zu erhalten und wegen der bes seren Umsetz­
barkeit in praktis che Schlußfolgerungen , soll dabei al­
lerdings anstelle der abstrakten Deliktss chwere auf be­
stimmte Einzeldelikte Bezug genommen werden. 

Tab. 76 gibt an , zu welchen Unters chieden die verschiede­
nen Kombinationsmöglichkeiten von § 48 und § 46 führen , 

wenn man die Stichprobe im Hinblick auf bestimmte Einzel­
delikte aufspaltet. 

Um den Einfluß , der sich aus der Anwendung des § 48 auf 
mehrere realkonkurrierende Taten ergibt, aus zus chalten , 
wurden für Tab. 76 nur diej enigen Verfahren berücksichtigt , 
in denen lediglich eine einzige Straftat abgeurteilt wurde. 
Die Signifikanz der j eweils zwis chen den vier Mittelwer-
ten (Sp. 2 bis 5)  bestehenden Unters chiede kann mittels 
einer einfaktoriellen Varianzanalyse 1 J berechnet werden ; 
sie ergibt sich aus Sp. 6. Darüber hinaus ist es auch von 
Interes se ,  ob die Anwendung allein von§ 48 und allein von 

§ 46 ( Sp. 3 und 4) zu signifikanten Unter schieden führt. 
Dieses Signifikanzniveau, das mittels eines einfachen 
t- Tests berechnet werden kann, ergibt sich aus Sp. 7. 

Läßt man in Tab .  76 einmal diej enigen Zellen außer Be­
tracht , in denen nur ein Verfahren vertreten ist,  so zeigt 

sich ähnlich wie in Tab . 74 ein kontinuierliches Ansteigen 
der Mittelwerte der Freiheitsstrafen von der vollständigen 
Nichtberücksichtigung bis zur Doppelberücksichtigung. Eine 
Ausnahme s cheint insoweit§ 246 darzustellen , des sen un­
regelmäßig variierende Mittelwerte allerdings wegen der 
insgesamt nur geringen Besetzungs zahlen (n = 9) nicht über­

bewertet werden dürfen. Das gilt auch für das dort in Sp. 7 
angegebene · Signifikanzniveau, denn da in Sp. 3 nur ein Ver­
fahren vertreten ist ,  ist die Dur chführung eines Signifi­
kanztests methodisch nicht ganz bedenkenfrei. 

Tab. 76 ermöglicht eine differenziertere Betrachtung der 
bereits aus Tab. 63 bekannten Ergebnis se.  Tab. 76 bestä-

1) SPSS: 0NEWAY ; Beutel et al . 1980 , 190 ff . 
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Tab. 76 :  Die Auswirkungen von § 46 und § 48 bei vers chiedenen 
Straftatbeständen 

Straftatbestand Weder § 46 Nur § 46 Nur § 48 § 46 u .  Sign . Niv.  
noch § 48 § 48 Sp . 2-5  Sp . 3-4 

1 2 3 /, 5 6 7 

n 6 6 4 -
§ 1 70 b x 4 , 67 1 0, 83  1 1 ,  7 5  - 0 , 01 n . s .  

s 2 , 73  2 , 23 4 , 03 -
n 1 4 32  9 

§ 242 x 8 , 00 6 , 2 5  7 , 28 8 , 89 n . s .  n . s .  
s - 3 , 30 2 , 08 2 , 2 6  

n 3 4 1 4  8 
§ 243 x 6 , 67 7 , 50 8 , 43 1 4 ,  7 5  0 , 01 n . s .  

s 4 , 62 3 , 87 2 , 24 4, 89 

n 2 1 4 2 
§ 246 x 1 1  , oo 3 , 00 7 , 75 8 , 00 n . s .  0 , 05 1 )  

s 7 , 07 - 1 ,  7 1  2 , 83 

n 1 3 1 0  6 
§ 263 x 5 , 00 3 , 67  8 , 20 1 2 , 50 0 , 01 0 , 05 

s - 1 ,  53 2 , 53 4 , 64 

n - 1 0  1 0  6 
§ 2 1  StVG x - 6 , 00 9 , 1 0  9 ,  1 7  0 , 01 0 , 01 

s - 2 ,  54 1 ,  45 2 , 40 

1 )  t-Test  für heterogene Varian zen ( sons t : für homogene Varianzen ) 
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tigt zunächst , daß die Anwendung bzw. Nichtanwendung des 

§ 48 bei Betrug (§ 263) und Fahren ohne Fahrerlaubnis 
(§ 21 StVG) zu signifikanten Unterschieden in den Mittel­
werten der verhängten Freiheitsstrafen führt. Das gilt 
nicht nur dann , wenn man die alleinige Anwendung von § 48 
oder§ 46 betrachtet ( Sp. 7) , sondern auch dann , wenn man 
sämtliche Kombinationsmöglichkeiten von§ 48 und § 46 in 

die Betrachtung einbezieht ( Sp. 6) . Darüber hinaus macht 
Tab. 76 deutlich , daß das in Tab. 63 festgestellte Signi­
fikanzniveau von 10 % bei Diebstahl in einem besonders 
schweren Fall (§ 243) eine Folge der Verfahren ist, in de­

nen eine Doppelberücksichtigung stattgefunden hat. Die 

hierdurch verursachten Mittelwerte unterscheiden sich ähn ­

lich wie in Tab. 74 deutlich signifikant 1) von den allein 

durch§ 48 bedingten Mittelwerten. Schließlich geht aus 

Tab. 76 auch hervor , daß es bei der Verletzung der Unter­
haltspflicht (§ 170 b) ohne Bedeutung ist , ob die Vor ­
strafen eines Täters nach§ 46 oder nach§ 48 berücksich­
tigt werden. Unterschiede in den Mittelwerten der verhäng­
ten Freiheitsstrafen treten erst dann auf, wenn man in die 
Betrachtung diej enigen Verfahren einbezieht, in denen die 

Vorstrafen bei der Strafzumessung gän zlich unberücksichtigt 
geblieben sind. 

Tab. 77 gibt an , welche Unterschiede sich aus den verschie­
denen Kombinationsmöglichkeiten von§ 48 und§ 46 ergeben , 
wenn man danach unterscheidet, ob nur eine einzige Tat oder 
mehrere realkonkurrierende Taten abgeurteilt werden. 

Wenn die Strafzumessung auf der Grundlage nur einer einzi­
gen verurteilten Tat erfolgt, fällt die Freiheitsstrafe 
bei Nichtberücksichtigung der Vorstrafen am niedrigsten , 
bei Doppelberücksichtigung gern. § 48 und§ 46 am höchsten 

aus. Zwischen diesen beiden Extremen ist die unter Anwen -

1) Der Unterschied ist nicht signifikant (t-Test für hetero­
gene Varian zen) . 



- 347 -

Tab . 77: Die Auswirkungen von § 46 und§ 48 bei einer und 

mehreren verurteilten Taten 

Anzahl ver- Weder § 46 Nur § 46 § 46 u .  Sign , Niv .  
urteilte Taten noch § 48 Nur § 48 § 4 8  Sp.  2 - 5  S p .  3 - 4  

1 2 ·; 4 5 6 7 

n 1 5  37 86  33  
eine x 5 , 80 1 0 ,  05 8 , 28  1 0 , 88  n. s .  1 ) 

( 0 , 1 ) n . s .  

s 4 , 04 1 2 ,  55  3 , 8 5  4 , 28 

n 1 2  1 3  67 25 
zwei od . mehr x 1 1  , 8 3  1 1  , 7 7  1 5  , 3 3  2 3 , 80 0 , 01 n . s .  

s 1 2 , 66 1 3 , 32 9 , 72 1 3 , 01  

1 )  t-Test  für heterogene Varian zen 
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dung allein von§ 48 gebildete Freiheitsstrafe im Gegen­
satz zu Tab. 74 niedriger als die unter Anwendung von 

§ 46 gebildete Freiheitsstrafe. Der zwischen den beiden 
Mittelwerten bestehende Unterschied ist j edoch nicht sig­
nifikant (Sp. 7 ) . Anders ist das Bild bei Verurteilung 
mehrerer realkonkurrierender Taten. Hier steigt der Mit­

telwert , ähnlich wie es bereits bei Tab. 74 beobachtet 
werden konnte , nahezu kontinuierlich an. Der zwischen 
Sp. 3 und 4 bestehende Unterschied ist j edoch ebenfalls 

nicht signifikant (Sp . 7 ) . 

Tab. 77 enthält damit eine differenzierte Fassung der Er­
gebnisse, die bereits aus Tab. 65 Nr. 7 bekannt sind . Dort 

wurde festgestellt , daß sich die Anwendung des § 48 nur 
bei Verurteilung mehrerer realkonkurrierender Taten sig­
nifikant auf die Freiheitsstrafe auswirkt . Diese Feststel­

lung wird durch Tab. 77 im wesentlichen bestätigt . Bei nur 
einer verurteilten Tat ist nicht nur der Mittelwert der 
Freiheitsstrafen, die allein unter Anwendung von § 48 ge-

bildet werden, niedriger als der Mittelwert , der sich 
einer Strafzumessung allein gern . § 46 ergibt , sondern 
selbst bei der Doppelberücksichtigung gern. § 48 und§ 46 
fallen die Freiheitsstrafen nicht wesentlich 1) höher 

bei 

aus 
als bei der Strafzumessung allein gern . § 46. Dagegen führt 
die Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift bei meh­
reren realkonkurrierenden Taten zu deutlich höheren Frei­
heitsstrafen . 

Aus den Tab. 76 und 77 scheint sich damit letztlich eine 

Bestätigung für die eingangs formulierte Annahme zu erge­
ben , daß § 48 wegen seiner sechsmonatigen Mindestfreiheits­

strafe im Durchschnitt zu höheren Freiheitsstrafen führt 

als die flexiblere Regelung des § 46. Die zwischen den bei­
den Strafzumessungsvorschriften bestehenden Unterschiede 

1 )  t-Test für heterogene Varianzen. 
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sind zwar gering und im Regelfall nicht signifikant (Tab. 
'J...!JJ . Insoweit als der Einfluß von Störvariablen ausgeschal­
tet werden kann (Tab. 75 ) ,  ist j edoch zwischen§ 48 und 

§ 46 unter bestimmten Bedingungen , etwa bei Straftaten 
gem. § 263 StGB und§ 21 StVG , ein signifikanter Unter­
schied feststellbar (Tab. 76) .  Gelten andere Bedingungen , 

so lassen sich zwischen § 48 und§ 46 keine signifikanten 

Unterschiede feststellen ; allenfalls die Doppelberücksich­
tigung der Vorstrafen nach§ 48 und§ 46 führt zu erkenn­

bar höheren Freiheitsstrafen (etwa bei§ 243 ; vgl. Tab. 7 6 ) .  
Bei Verurteilung mehrerer realkonkurrierender Taten neh-

men die zwischen den beiden Strafzumessungsvorschriften 
bestehenden Unterschiede zu, sie sind allerdings nicht 
signifikant (Tab. 7 7 ) .  

2. 5. 6. 4. Schlußfolgerungen 

Der direkte Vergleich der Strafzumessung nach§ 48 und nach 

den Grundsätzen des § 46 hat im wesentlichen zu den gleichen 
Ergebnissen geführt, die schon die Untersuchung des Einflus­
ses von§ 48 im Zusammenwirken mit bestimmten weiteren Straf­

zumessungstatsachen erbracht hatte (2. 5. 2. bis 2. 5. 4. ) .  Die 

Frage, wie sich die schuld- und strafkonstitutive Wirkung 
des § 48 im Verhältnis zu§ 46 aus empirischer Sicht ver­

allgemeinernd beschreiben läßt, kann j edoch auch an dieser 
Stelle nicht abschließend beantwortet werden. Die bei An ­
wendung des § 48 unter bestimmten Bedingungen zu beobach­
tenden Unterschiede (vgl. Tab. 76)  brauchen nämlich nicht 
auf die sechsmonatige Mindestfreiheitsstrafe zurückzufüh-

ren zu sein , sondern sie können eine Folge derj enigen Um­
stände sein , die die Anwendung allein des § 48 beeinflus-

sen ( vgl. Tab. 75 ) .  

Die Untersuchung der Auswirkungen des § 48 im  Verhältnis 
zu§ 46 kann letztlich methodisch befriedigend nur durch 
eine Parallelisierung sämtlicher Anwendungsbedingungen ge­

leistet werden. Auf ein im Hinblick auf die wichtigsten An -
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wendungsbedingungen hin erfolgendes paarweises Gleichset­
zen von Verfahren gern. § 48 und Verfahren gern. § 46 1 ) ist 
diese Untersuchung j edoch nicht angelegt. In dieser Unter­

suchung ist es lediglich möglich , auf drei Einzelfälle 
hinzuweisen , in denen j eweils zwei Mittäter zu verurtei­
len waren (paarweises Gleichsetzen sämtlicher tatbezoge­
nen Merkmale ! ) ,  die beide eine erhebliche Vorstrafenbela­
stung aufwiesen, wobei j eweils gegenüber einem Mittäter 
bei der Strafzumessung § 48 angewandt wurde , während die 

Strafzumessung gegenüber dem anderen gern. § 46 erfolgte. 

Fall Nr. 8: 
Der im Zeitpunkt der Tat 27 Jahre alte S. war gelernter 
Schmied , arbeitete j edoch zur Tatzeit als Kraftfahrer , wo­
bei er monatlich etwa 1.600 , -- DM brutto verdiente. S. hat­
te keine familiären oder partnerschaftlichen Bindungen und 
bewohnte zur Untermiete ein möbliertes Zimmer. S. war be­
reits fünfmal wegen teils versuchten , teils fortgesetzten 
schweren Diebstahls verurteilt worden , wobei aus den ersten 
beiden Verurteilungen nachträglich eine Gesamtstrafe ge­
bildet worden war. Eine in zwei Fällen gewährte Strafaus­
setzung zur Bewährung sowie eine Aussetzung des Straf-
rests zur Bewährung mußten widerrufen werden. Die letzte 
Verurteilung erfolgte etwa 2 Jahre und 7 Monate vor der 
angeklagten Tat wegen einer Beförderungserschleichung ; h ier 
wurde eine Geldstrafe verhängt. S. wurde zuletzt etwa 9 Mo­
nate vor der Tat aus dem Strafvollzug entlassen. 

Der Mittäter B. war i m  Zeitpunkt der Tat 24 Jahre alt. B. 
war gelernter Schäfer ; zur Tatzeit war B. j edoch arbeits­
los und lebte allein und ohne Einkommen in einem Wohnwagen. 
B. war erst viermal strafrechtlich sanktioniert worden. 
Ein im Alter von 18 Jahren begangener Diebstahl hatte zu 
einer Weisung und der Auflage es führt, den angerichteten 
Schaden wieder gutzumachen , Es folgten j e  eine Verurtei­
lung wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis, wegen Sachbeschädi­
gung und wegen schweren Diebstahls. Die wegen des schweren 
Diebstahls zur Bewährung ausgesetzte Freiheitsstrafe mußte 
widerrufen werden. B. war zuletzt erst etwa 2 Monate vor 
der Tat aus dem Strafvollzug entlassen worden. 

In der Tatnacht begingen S. und B. gemeinsam drei vollen­
dete schwere Diebstähle, indem sie aus drei verschiedenen 
verschlossenen PKW Gegenstände entwendeten , sowie einen 
versuchten Einbruchsdiebstahl in ein Cafe. S. hatte zur 

1) Vgl. dazu Mayntz et al. 1978 , 172 f. 
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Tatzeit einen Blutalkoholgehalt von 1 , 9  0 / 0 0 ,  während der 
des B. nur 0 , 8  o/oo  betrug. 

Bei der Strafzumessung wurde allein auf die Taten des S. 
§ 48 angewandt , obwohl auch B. j edenfalls die formellen 

Voraussetzungen der allgemeinen Rückfallvorschrift erfüll­
te und die verurteilten Taten zu der früher begangenen 
Sachbeschädigung und dem früheren schweren Diebstahl we­
nigstens in einem strafrechtssystematischen Zusammenhang 
standen (Eigentumsdelikte) . Gegenüber S. wurde eine Frei­
heitsstrafe von 1 Jahr und 8 Monaten verhängt , wobei die 
Einzelstrafen dreimal 7 und einmal 9 Monate betrugen. Ge­
genüber B. wurde eine Freiheitsstrafe von 1 Jahr verhängt , 
wobei die Einzelstrafen dreimal 5 und einmal 6 Monate be­
trugen. Keine der beiden Freiheitsstrafen wurde zur Bewäh­
rung ausgesetzt. 

Fall Nr. 9:  

Der im Zeitpunkt der Tat 36 Jahre alte A.  war verheiratet 
und hatte 5 Kinder. Etwa 2 Wo chen vor der Tat wurde A. zu­
nächst krankgeschrieben , dann wurde er von seinem Arbeit­
geber entlassen. Der Auszug aus dem Bundeszentralregister 
wies insgesamt 13 Verurteilungen auf. Hierunter befanden 
sich 6 Verurteilungen wegen Diebstahls , und zwar überwie-
gend wegen gemeinschaftlichen schweren Diebstahls , 4 Ver­
urteilungen wegen Verkehrsdelikten , 2 Verurteilungen wegen 
Betrugs und eine Verurteilung wegen eines Hausfriedensbruchs. 
In drei Strafverfahren war A. nach Jugendstrafrecht behan­
delt worden. In zwei Fällen wurde aus j e  zwei Urteilen eine 
Gesamtstrafe gebildet. Das letzte Urteil war gut 9 Monate 
vor der Tat ergangen ; hier war A. wegen gemeinschaftlichen 
Diebstahls in einem besonders schweren Fall zu einer Frei­
heitsstrafe von 1 Jahr verurteilt worden , die Strafe war 
für die Dauer von 3 Jahren zur Bewährung ausgesetzt worden. 

Sein Mittäter war der 38-j ährige J. , der geschieden war 
und zwei Kinder hatte , denen gegenüber er j edoch nicht mehr 
zum Unterhalt verp flichtet war. J. hatte weder einen festen 
Wohnsitz noch einen festen Arbeitsplatz und bez og monatlich 
270 , - - DM Sozialhilfe. Der Registerauszug des J. wies ins­
gesamt 11 Eintragungen auf. Daraus ging hervor , daß gegen 
J. im Alter von 17 Jahren Fürsorgeerziehung angeordnet wor­
den war , und daß er als Jugendlicher/Heranwachsender zwei­
mal wegen Diebstahls und einmal wegen Betrugs zu Jugend­
strafe verurteilt worden war. Als Erwachsener wurde J. vier­
mal wegen Diebstahls und j e  einmal wegen gemeinschaftlichen 
Straßenraubs ,  wegen Betrugs und wegen Verletzung der Unter­
haltspflicht verurteilt. Das letzte Urteil erging gut 9 Mo ­
nate vor der Tat gegen ihn und A. ; im Zeitpunkt der Tat war 
dieses Urteil für J. j edoch noch nicht rechtskräftig. 

Am Tattag begannen A. , J. und L. (21 Jahre , noch nicht vor-
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bestraft) schon in den Nachmittagsstunden zu trinken. Alle 
drei Angeklagten wohnten damals zusammen bei A. In den frü­
hen Abendstunden begaben sie sich zur Fa. G. , wo A. mit 
seinem Ellenbogen eine Fensterscheibe eindrückte. Alle 
drei Angeklagten stiegen in das Gebäude ein und gelangten 
durch Aufbrechen weiterer zwei Türen in das Büro der Fir­
ma. Dort entwendeten sie aus einer vorgefundenen Kassette, 
in der der Schlüssel steckte, 1. 670, 80 DM. 

Das Schöffengericht wandte gegenüber A. § 48 an, lehnte 
die Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift gegen­
über J. j edoch ab. Die letzte Verurteilung des J. wegen 
gemeinschaftlichen schweren Diebstahls konnte nicht be­
rücksichtigt werden, da sie noch nicht rechtskräftig war. 
Die davor liegenden einschlägigen Verurteilungen unterla­
gen aber bereits der Rückfallverj ährung (§ 48 IV) . Zur 
Höhe der verhängten Strafe führte das Schöffengericht aus: 
"Gleichwohl erschien bei beiden Angeklagten die Schuld der­
art gleichmäßig groß, daß ein Unterschied bei der Straf­
maßverhängung nicht zu vertreten gewesen wäre. Das Gericht 
hielt in beiden Fällen Freiheitsstrafen in Höhe von j e  
1 Jahr und 6 Monaten für erforderlich, aber auch noch ein­
mal ausreichend und schuldangemessen. " 

Beide Angeklagten legten gegen das Urteil Berufung ein. 
Die große Strafkammer entschied bei der Anwendung von § 48 
genau entgegengesetzt der Ansicht des Schöffengerichts. Ge­
genüber J. wandte die große Strafkammer§ 48 an, indem sie 
den zwischen den letzten einschlägigen Vortaten und der 
Rückfalltat liegenden Betrug berücksichtigte. Gegenüber A. 
lehnte sie die Anwendung von § 48 ab. Das Schöffengericht 
hatte bei A. zwei Verurteilungen wegen Betrugs berücksich­
tigt. Die große Strafkammer führte dazu aus: "Die beiden 
Verurteilungen vom . . .  und vom . . .  sind j edoch wegen klei­
nerer Betrügereien erfolgt. Insbesondere der Verurteilung 
vom . . .  zu einer Geldstrafe von 300, - - DM, die wegen eines 
Betrugs im Zusammenhang mit der Reparatur einer Waschma­
schine verhängt wurde, ist lediglich ein so geringer Warn­
effekt beizumessen, daß dem Angeklagten im Hinblick auf 
den j etzt begangenen Einbruchsdiebstahl nicht vorgeworfen 
werden kann, daß er sich diese Verurteilung nicht habe zur 
Warnung dienen lassen. " In der Höhe der verhängten Stra-
fen bestätigte die große Strafkammer die Entscheidung des 
Schöffengerichts. 

Fall Nr. 10: 
Der zur Tatzeit 23 - j ährige B. war gelernter Verkäufer, j e­
doch seit kurzem arbeitslos, wobei er wöchentlich 240, -- DM 
Arbeitslosengeld bezog. Obwohl B. mit nur kurzen Unter­
brech�ngen in der Bundesrepublik aufgewachsen war, war er 
britischer Staatsbürger, denn sein Vater war Angehöriger 
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der britischen Stationierungsstreitkräfte. B. war erst 
14 Jahre alt , als gegen ihn bereits das erste Strafver­
fahren wegen illegalen Grenzübertritts eingeleitet wur­
de ; dieses Verfahren wurde gern. § 45 JGG eingestellt. Es 
folgten vier Verurteilungen wegen teils einfachen, teils 
schweren Diebstahls sowie wegen gemeinschaftlichen Stras­
senraubs , wovon zwei Verurteilungen nach Jugendstrafrecht 
ergingen. In einem Fall wurde eine früher verhängte Stra­
fe in das darauffolgende Urteil miteinbezogen. 

Sein Mittäter J. war zur Tatzeit 24 Jahre alt. J. war als 
gelernter Koch seit 4 Monaten arbeitslos ; er bezog monat­
lich etwa 800 , - - DM Arbeitslosengeld. J. war verheiratet 
und hatte ein Kind. Zwei Strafverfahren gegen J. waren 
gern. § 45 JGG eingestellt worden. J. wurde später insge­
samt sechsmal verurteilt , davon zweimal wegen Diebstahls 
und j e  einmal wegen Fahrens ohne Fahrerlaubnis , Führens 
einer Waffe ohne Waffenschein, gemeinschaftlichen Straßen­
raubs und eigenmächtiger Abwesenheit von der Truppe. Vier 
dieser Verurteilungen ergingen nach Jugendstrafrecht. In 
zwei Fällen waren J. und B. schon einmal gemeinsam verur­
teilt worden ; diesen Urteilen lagen ein gemeinschaftlicher 
Diebstahl und ein gemeinschaftlicher Straßenraub zugrunde. 

Angeklagt und verurteilt wurden B. und J. wieder wegen ge­
meinschaftlichen Diebstahls. Nach einer gemeinsamen Zech­
tour mit dem Zeugen K. hatten B. und J. in der Wohnung 
dieses Zeugen übernachtet. In den frühen Morgenstunden hat­
ten sich beide in das Schlafzimmer des K. begeben und die­
sem unter dem Kopfkissen eine Brieftasche fortgenommen,  
die ca. 800 , - - DM  enthielt. 

Zur Strafzumessung führte das Schöffengericht folgendes 
aus : " Soweit Verurteilung erfolgt ist , fiel mildernd das 
volle Geständnis der beiden Angeklagten ins Gewicht. Straf­
schärfend m�ßte j edoch Berücksichtigung finden, daß beide 
Angeklagte bereits einschlägig in erheblichem Maße vorbe­
straft sind. Für B. kommt hinzu , daß bei ihm die Voraus­
setzungen des strafschärfenden Rückfalls vorliegen, wie 
sich aus den oben näher erörterten Vorstrafen ergibt. Er 
hat sich diese Vorstrafen nicht zur Warnung dienen lassen, 
obwohl (sie ! )  er aus ihnen mehr als drei Monate Freiheits­
strafe verbüßt hat. Eine Strafmilderung infolge der nicht 
auszuschließenden Schuldmilderung infolge des genossenen 
Alkohols kam nicht in Betracht , da bei beiden Angeklagten 
Vorstrafen immer wieder unter erheblichem Alkoholeinfluß 
begangen wurden und beide Angeklagte daher genau wissen, 
daß sie nach vorangegangenem er�eblichen Alkoholgenuß 
grundsätzlich zur Begehung von Straftaten neigen. " 
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Gegenüber B. wurde eine Freiheitsstrafe von 9 Monaten ver­
hängt , gegenüber J .  eine Freiheitsstrafe von 6 Monaten , 
die zur Bewährung ausgesetzt wurde. Auf die Berufung des 
B. hin wurde seine Freiheitsstrafe auf 7 Monate gemin­
dert. Das Berufungsgericht nahm eine Strafmilderung wegen 
des genossenen Alkohols an und berücksichtigte die Tat­
sache , "daß es sich hier um eine echte Gelegenheitstat 
handelte , die der Angeklagte nicht von langer Hand vor­
geplant hatte." Die Freiheitsstrafe des B. wurde nicht 
zur Bewährung ausgesetzt. 

In zwei dieser Einzelfälle (Nr. 8 ,  10) zeigt sich , daß die 
unter Anwendung des § 48 gebildete Freiheitsstrafe höher 
ausfällt als die gern. § 46 gebildete Freiheitsstrafe. In 
dem dritten Einzelfall (Nr. 9) werden vom Gericht aus­

drücklich keine Unterschiede zwischen der Strafzumessung 

gern. § 48 und gern. § 46 anerkannt. Verallgemeinernde Aus­
sagen lassen sich hieraus nicht ableiten. 

Die schuld- und strafkonstitutive Wirkung des § 48 im Ver­
hältnis zu§ 46 kann mithin in dieser Arbeit nicht abschlies­
send beurteilt werden. Da signifikante Unterschiede in den 
Auswirkungen der nach§ 48 bzw. § 46 bemessenen Freiheits­

strafe nur unter bestimmten Bedingungen festzustellen sind , 
läßt sich allenfalls vermuten , daß der in§ 48 festgeleg-
ten sechsmonatigen Mindestfreiheitsstrafe keine all�u große 
Relevanz zukommt. Die Bedeutung der allgemeinen Rückfall­
vorschrift dürfte bei Realkonkurrenz wegen der Verstärkung 
ihres Anwendungseffekts zunehmen. 

2.5.7. Zusammenfassung 

Die Anwendung von § 48 im Urteil wirkt sich signifikant 

auf die Mittelwerte der verhängten Freiheitsstrafen aus ; 
in den Verfahren , in denen § 48 bei der Strafzumessung an ­

gewandt wird , liegt die Freiheitsstrafe höher als in den 
Verfahren , in denen§ 48 �icht angewandt wird. Diese Beob­

achtung legt es nahe , die Art und Weise des Einflusses der 
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allgemeinen Rückfallvorschrift auf die Strafzumessung ge­
nauer zu untersuchen, 

Zunächst ist festzustellen , daß § 48 nicht nur die Straf­

höhe , sondern auch die Strafart beeinflußt, Die Möglich­
keit der Verhängung einer Geldstrafe wird bereits durch 
den Gesetzestext des § 48 ausgeschlossen ,  Bei Anwendung 

des § 48 wird darüber hinaus eine Freiheitsstrafe auch 
hochsignifikant seltener zur Bewährung ausgesetzt als bei 

Nichtanwendung ; hier sind allerdings regionale Unterschie­
de zu beobachten. In bezug auf die zusätzlich zu einer 
Strafe verhängten Maßregeln geht von § 48 dagegen kein Ein­
fluß aus. 

Untersucht man nun den Einfluß der allgemeinen Rückfall­
vorschrift auf die Strafhöhe , so ist folgendes festzustel­

len. Die Anwendung des § 48 führt nur in solchen Verfahren 

zu signifikant höheren Freiheitsstrafen , die wegen Betrugs 
mit einem nicht geringen Schaden (§ 263) oder wegen Ver­
kehrsdelikten , insbesondere wegen Fahrens ohne Fahrerlaub­

nis (§ 21 StVG) , durchgeführt werden , Bei Verfahren wegen 
Diebstahls in einem besonders schweren Fall (§ 243) sind 

die durch§ 48 bewirkten Unterschiede nur mit einer Irr­
tumswahrscheinlichkeit von 10 % festzustellen. Bei Straf­

taten an geringwertigen Sachen (§ 248 a) kann ein Einfluß 
des § 48 nicht nachgewiesen werden. Allerdings ist die Aus­

sagekraft des Datenmaterials insoweit begrenzt , denn die 
in diesen Fällen vermutlich häufig erfolgende Verhängung 

von Geldstrafe wird mit der Stichprobe nicht erfaßt. 

Die Art und Weise , in der die Anwendung des § 48 die Straf­

höhe beeinflußt , läßt sich nicht allgemein beschreiben , 
Zwar läßt sich für die Mehrzahl der hier untersuchten Merk­
male feststellen , daß der Einfluß der allgemeinen Rückfall­

vorschrift auf die Höhe der verhängten Freiheitsstrafe um­

so geringer wird , j e  belastender ein weiterer Umstand ist, 
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den das Gericht bei der Strafzumessung ebenfalls zu be­
rücksichtigen hat. Diese Feststellung kann beispielswei-
se für das Zusammenwirken von § 48 mit den Merkmalen De­

liktsschwere, Gewaltanwendung und bisherige Delinquenzbe­
lastung getroffen werden. Andererseits ist aber auch zu 

beobachten, daß die allgemeine Rückfallvorschrift im Zu­
sammenwirken mit bestimmten anderen Umständen eine hier­
von abweichende Wirkungsweise aufweist . So zeigt der Ein­

fluß des § 48 in bezug auf den dem Gericht zur Verfügung 
stehenden Strafrahmen kein einheitliches Verhalten. Inso­
fern ist lediglich feststellbar, daß § 48 den größten Ein­

fluß bei den Delikten hat, die einen Strafrahmen bis zu 

einem Jahr haben (§§ 265 a, 316 StGB, § 21 StVG) , während 

im übrigen kein sich konstant ändernder Einfluß des § 48 

erkennbar ist. Schließlich läßt sich für das Zusammenwir­
ken von§ 48 mit bestimmten weiteren Umständen auch ein 
umgekehrter Zusammenhang feststellen, nämlich daß der Ein­
fluß der allgemeinen Rückfallvorschrift umso stärker wird, 
j e  mehr das weitere Merkmal den Täter belastet. Zu diesen 
Merkmalen sind beispielsweise die Anzahl der einschlägigen 
Vortaten und die Anzahl der insgesamt verurteilten Taten 

zu rechnen. 

Im  einzelnen hat die Untersuchung der Wirkungsweise des 
§ 48 bei Tateinheit und Tatmehrheit zu folgenden Ergebnis­

sen geführt. Betrachtet man allein die Mittelwerte der 
Freiheitsstrafen in den Verfahren, in denen bei der Straf­
zumessung nur eine einzige Tat (oder mehrere idealiter 

konkurrierende Taten) zu berücksichtigen ist, so führt die 
Anwendung des § 48 nicht zu höheren Mittelwerten als die 
Nichtanwendung. Jedoch sind bei Verurteilung von zwei oder 
mehr realkonkurrierenden Taten deutliche Unterschiede er­

kennbar; tendenziell werden die Unterschiede umso größer, 
j e  mehr Taten verurteilt werden. Der Einfluß, der von § 48 
auf die Strafzumessung ausgeht, wirkt sich also umso stär­
ker aus, j e  mehr Einzelstrafen, bei denen§ 48 angewandt 
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wird , zusammentreffen. Der Nichtfeststellbarkeit von Aus­

wirkungen der Anwendung des § 48 bei nur einer einzigen 
Tat entspricht es , daß sich auch zwischen den Mittelwer­

ten der Freiheitsstrafen für die schwerste Einzelstrafe 
bei Realkonkurrenz und für die Freiheitsstrafe bei nur 
einer einzigen verurteilten Tat keine Unterschiede fest­

stellen lassen. 

Für den Einfluß ,  der von§ 48 auf die Strafhöhe ausgeht,  
ist auch bei Verurteilung von zwei oder mehr realkonkur­

rierenden Taten eine obere Grenze erkennbar : § 48 führt 
nur dann zu signifikant höheren Freiheitsstrafen,  wenn es 

sich um (Gesamt-) Freiheitsstrafen von bis zu 24 Monaten 

handelt. Die größte Bedeutung entfaltet§ 48 in dem Bereich 

von 13 bis 24 Monaten ; allerdings sind hier die zu beobach­
tenden Unterschiede nicht signifikant. 

Die bisherigen Ergebnisse beziehen sich auf eine Gegen­
überstellung der Verfahren, in denen § 48 bei der Straf­
zumessung angewandt wird, mit den Verfahren, in denen das 
nicht geschieht. Die Vorstrafen eines Täters können aber 

bei der Strafzumessung nicht nur über die Anwendung von 
§ 48 , sondern auch über die allgemeinen Grundsätze des 
§ 46 berücksichtigt werden. Ein Vergleich der Verfahren, 

in denen die Vorstrafen eines Täters allein über§ 48 be­

rücksichtigt werden, mit den Verfahren, in denen sie über 

§ 46 berücksichtigt werden, zeigt, daß die Anwendung von 

§ 48 zwar zu etwas höheren Freiheitsstrafen als die Straf­
zumessung gern. § 46 führt, daß dieser Unterschied aber 
nicht signifikant ist. Auch bei Verurteilung von zwei oder 
mehr realkonkurrierenden Taten ist der Unterschied zwischen 

diesen beiden Gruppen nicht signifikant. Insofern kommt es 
also für die Höhe der Freiheitsstrafe nicht entscheidend 

darauf an, auf welcher normativen Grundlage die Strafzu­

messung durchgeführt wird. Anders ist das Bild dagegen 

dann, wenn man bestimmte Einzeldelikte betrachtet. Hier 
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zeigt sich, daß § 48 bei Taten gern . § 263 StGB und § 21 

StVG zu signifikant höheren Freiheits strafen führt als 
§ 46 . Im übrigen werden die höchsten Freiheits strafen in 

den Verfahren verhängt, in denen bei der Strafzumes sung 

§ 48 und zusätzlich die allgemeinen Richtlinien des § 46 
angewandt werden . Abs chließende Aus sagen zum Verhältnis 
von§ 48 zu§ 46 können in dieser Untersuchung j edoch nicht 
getroffen werden . 

2 . 6 . Der Einfluß von§ 48 auf die Anordnung von Führungs­
aufsicht 

Die Anwendung der allgemeinen Rückfallvors chrift kann zwei 
Rechtsfolgen nach sich ziehen : zum einen kann§ 48 durch 

die obligatoris che Erhöhung der Mindeststrafe auf die Straf­

zumessung einwirken , zum anderen kann das Vorliegen der Vor­
aus setzungen des § 48 die Anordnung von Führungsaufsicht 
gern. § 68 I Nr . 1 ermöglichen 1) . Nach den Ergebnis sen die­

ser Untersuchung hat§ 48 als Strafzumes sungsvors chrift die 
größere Bedeutung .  Von den 211 Fällen , in denen§ 48 von den 
Gerichten angewandt wurde , wurde er , soweit das aus dem Ur­
teil ersichtlich ist,  in 209 Fällen (99 , 1  % )  aus s chließlich 

bei der Strafzumessung angewandt. In 2 Fällen (0 , 9  % )  dien­

te§ 48 sowohl als Strafzumessungs vors chrift als auch als 
Voraus setzung für die Anordnung von Führungsaufsicht. In 
der Stichprobe war kein Fall enthalten , in dem auf§ 48 
aus s chließlich im Zusammenhang mit§ 68 I Nr. 1 Bezug ge­
nommen wurde. 

Die genannten Zahlen drücken ein Ubergewicht der Bedeutung 
als Strafzumessungsgrund aus , das allein aus dem in sgesamt 
selteneren Vorkommen der Anordnung von Führungsaufsicht 

resultieren dürfte . Zwar ließ sich Tab . 33 entnehmen , daß 
diese Maßregel gegenüber den Wiederholungstätern der Stich­
probe relativ häufiger angeordnet wurde, als es der Gesamt-

1) Vgl. dazu oben 1. Kap . 1 . 2 . 2 .  
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heit der abgeurteilten Straftäter entspra ch. Gleichwohl 
konnten in der Stichprobe insgesamt nur 7 Fälle ( 2 , 4  % )  

festgestellt werden, in denen diese Maßregel verhängt wur­
de, 

Um die reale Bedeutung von§ 48 als Voraussetzung für die 
Maßregelverhängung zu ermitteln, erscheint es deshalb sinn­

voll, kur z auf die Gründe einzugehen, aus denen die Füh­
rungsaufsicht in diesen 7 Fällen angeordnet wurde. Diese 

Gründe konnten nur in 4 Fällen festgestellt werden ; hier 

wurde die Führungsaufsicht in j e  2 Fällen gern. § 68 I Nr. 

und Nr. 2 angeordnet. In den übrigen drei Fällen enthiel­
ten die Urteile keine Bezugnahme auf die formellen Voraus­

setzungen des § 68. Den Urteilen lagen hier j eweils Taten 
gern. §§ 242 , 243 zugrunde, in einem Fall davon in Tatmehr­

heit mit§ 249, so daß die Führungsaufsicht sowohl gern. 
§ 68 I Nr. 1 als auch gern. Nr. 2 hätte angeordnet werden 
können. Diese Fallzahlen sind zu niedrig , um aus ihnen ver­
allgemeinerungsfähige Schlußfolgerungen ziehen zu können. 
Sie dürften j edoch deutlich machen, daß § 48 als Voraus­

setzung für die Maßregelverhängung nicht gänzlich unbedeu­

tend ist. 

Diese Feststellung relativiert die Beobachtung , daß § 48 

in 99, 1  % der Fälle ausschließlich bei der Strafzumessung 
angewandt wird , Dieser hohe Prozentsatz bedeutet nicht , 

daß § 48 als formelle Voraussetzung für die Anordnung von 
Führungsaufsicht nahezu bedeutungslos ist , sondern er bringt 
lediglich zum Ausdruck, daß gegenüber Wiederholungstätern 
sehr viel häufiger eine einfache Freiheitsstrafe ausge­

sprochen wird , als daß kumulativ oder alternativ eine Maß­
regel gern. § 68 verhängt wird. Zusammenfassend kann deshalb 
gesagt werden, daß § 48 zwar seine größere Bedeutung im 

Strafzumessungsrecht entfaltet, daß seine beiden Rechtsfol­
gen aber im Rahmen ihrer j eweiligen Bezugssisteme (§§ 46 , 

68 ) eine vergleichbare Relevanz besitzen. 
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Als Beispiel für die Anordnung von Führungsaufsi cht kann 

Fall Nr. 11 dienen. 

Fall Nr. 11 : 
H. , geboren 1948 , erlitt im Jahr 1955  eine Hirnhautentzün ­
dung, die i n  der Folgezeit b i s  zu seinem 14. Lebensj ahr zu 
Krampf- und Schwindelanfällen führte. H.  wechselte darauf­
hin von der Volksschule zur Sonderschule , aus der er 1962 
aus der 6. Klasse entlassen wurde. Eine berufli che Ausbil­
dung begann H. ni cht. Er war bei verschiedenen Firmen als 
Bauhelfer tätig, wobei das Beschäftigungsverhältnis nie 
für eine längere Zeit andauerte. 

Etwa 1970/71 begann H. , Alkohol zu trinken. Aus diesem 
Grund kam es zu Auseinandersetzungen mit seinen Eltern , 
die schließli ch dazu führten , daß er das Elternhaus ver­
ließ. Hierauf setzte eine Serie von Straftaten ein (11 Ver­
urteilungen ) ,  bei denen es sich fast ausschließli ch um 
Zechbetrügereien handelte. H. beging die Straftaten oft 
nur ein oder zwei Tage nach der letzten Entlassung aus dem 
Strafvollzug. 

H. wurde zuletzt am 19. 6. 1978 entlassen. Am 20. 6. 1978 be­
ging er erneut einen Zechbetrug , für den er in einem ande­
ren Verfahren mit einer Freiheitsstrafe von einem Jahr be­
straft wurde (im Zeitpunkt des hier ausgewerteten Urteils 
noch ni cht rechtskräftig ) .  Am 29. und am 30. 7. 19 78 beging 
H. je einen vollendeten und einen versuchten Einbruchs­
diebstahl in eine Gaststätte. Als H. festgenommen wurde , 
hatte er einen Blutalkoholgehalt von 2 , 06 0 / 0 0 . 

Die Strafkammer wandte bei der Strafzumessung§ 48 an. Den 
erhöhten Schuldvorwurf begründete sie folgendermaßen : "Für 
die Strafzumessung war zu beachten , daß der Angeklagte die 
Taten wegen der bereits aufgeführten Vorverurteilungen , bei 
denen es sich,  da sie sämtlich Zechbetrüge betreffen , zwar 
nicht um glei chartige Verurteilungen handelt , die j edoch 
nach Angriffsri chtung und geschütztem Rechtsgut ähnlich 
und gleichwertig und damit rückfallbegründend sind , unter 
den Voraussetzungen des Rückfalls begangen hat. " Da H. 
als Folge der frühkindlichen Hirnhautentzündung als schwach­
sinnig an zusehen war , konnte die Strafkammer von der Milde­
rungsmögli chkeit gern. § 21 Gebrauch machen. Sie verhängte 
für den vollendeten Einbruchsdiebstahl eine Einzelstrafe 
von 7 Monaten , für die versuchte Tat eine Einzelstrafe von 
5 Monaten. Diese Ein zelstrafen zog die Kammer zu einer Ge­
samtstrafe von 10 Monaten Freiheitsstrafe zusammen , die 
ni cht zur Bewährung ausgesetzt wurde. 
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Zusätzlich ordnete die Strafkammer Führungsaufsicht an. 
Hierzu führte sie im Urteil aus : " Es besteht die Aussicht , 
daß der Angeklagte zu einem geordneten Leben zurückfindet , 
wenn ihm z . B. durch die Aufnahme in eine Einrichtung , die 
ihm zugleich Unterkunft und Arbeit gewährt, gewisse Leit­
linien gegeben werden. Diese Möglichkeit soll durch die Un­
terstellung des Angeklagten nach seiner Haftentlassung un­
ter die Führungsaufsicht , die zugleich die Betreuung durch 
einen Bewährungshelfer beinhaltet , herbeigeführt werden. " 
Die Kammer machte dabei nicht deutlich , auf welcher for­
mellen Grundlage (§ 68 I Nr. 1 oder 2 ) sie die Führungs­
aufsicht anordnete. Als Dauer der Führungsaufsicht wurde 
die Höchstgren ze von 5 Jahren bestimmt. 

Für die Anordnung von Führungsaufsicht gern. § 68 I Nr. 

ist es nur von Bedeutung , ob die Voraussetzungen des § 48 
erfüllt sind ; darauf , ob§ 48 auch bei der Strafzumessung 
angewandt wurde , kommt es nicht an. Diese Unabhängigkeit 

von der Anwendung des § 48 wird auch durch das Datenmate-

rial belegt (vgl. da zu Tab. 61 ) .  Von den 211 Verfahren , in 

denen§ 48 bei der Strafzumessung angewandt wurde , erfolg-
te die Anordnung von Führungsaufsicht in 5 Fällen ( 2 , 4  %) , 
von den 85 Verfahren , in denen§ 48 nicht angewandt wur-
de , in 2 Fällen (2 , 4  % ) . Dieser Unterschied ist nicht sig­

nifikant 1)  Die geringen Besetzungszahlen erlauben es aller­

dings nicht , für das Verhältnis von§ 48 zu§ 68 weitere 
differenzierende Aussagen zu treffen. 

In dem vorliegenden Zusammenhang ist schließlich noch auf 
folgendes hin zuweisen. In der Stichprobe sind zwei Fälle 
enthalten , in denen zwar im Verlauf des Strafverfahrens die 
Anordnung von Führungsaufsicht beantragt wurde , in denen 
aber die Anordnung letztlich vom Gericht abgelehnt wurde. 
In einem Fall teilte das Gericht die Gründe hierfür nicht 
im Urteil mit. Diesem Verfahren lag eine räuberische Er­
pressung (§ 2 5 5 )  zugrunde , die Führungsaufsicht hätte also 
j edenfalls gern. §§ 2 5 6 ,  68 I Nr. 2 angeordnet werden kön­
nen. Das Gericht verhängte in diesem Verfahren eine Frei­
heitsstrafe von 5 Jahren , 7 Monaten. In dem anderen Fall 
verhängte das Gericht für mehrere besonders schwera Dieb­
stähle (§ 243 ) bei Anwendung von§ 48 eine Gesamtstrafe 
von 4 Jahren. Die Anordnung von Führungsaufsicht lehnte 

1 )  r h " = 0 , 02 ; n. s. (chi2 -Test mit Yates-Korrektur ) .  p l 
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das Gericht ab , " · · ·  �a der Angeklagte im Fall einer be­
dingten Entlassung 1) einem Bewährungshelfer unterstellt 
werden würde , des sen Aufsicht im wesentlichen dem einer 
Führungsaufsicht nahekommt. " Hierbei dürfte es sich aller­
dings um eine Begründung handeln , die den Grundgedanken des 

§ 68 g I außer Betracht läßt , wo das Konkurren zverhältnis 
zwischen der Aus setzung ' des Strafrests zur Bewährung und 
der Führungsavfsicht gerade zugunsten der Führungsaufsicht 
gelöst wird 2 J .  

2. 7. Diskussion der Untersuchungsergebnis se 

In den vorangegangenen Abschnitten ist eine Vielzahl von 

Ein zelaspekten zur Praxis der Anwendung des § 48 angespro­
chen worden. Dabei wurde aus Gründen der Ubersichtlichkeit 
versucht , eine geschlossene Darstellung dieser Ein zelaspek­

te zu vermitteln , wobei zunächst auf die Anwendungsbereiche 
und -voraussetzungen (2. 1. bis 2. 4. ) und an schließend auf 

die Anwendungs folgen (2. 5. , 2. 6. )  eingegangen wurde. Von 

den im 1. Teil dieser Arbeit angestellten theoretischen 
Uberlegungen wurden in der empirischen Untersuchung allein 

die drei zentralen Hypothesen (1. Kap. , 3. ) aufgegriffen 
und geprüft. Auf die weiteren aus theoretischen Uberlegun­
gen abgeleiteten Forschungsfragen (1. Kap. , 2. ) wurde da­

gegen nicht ausdrücklich eingegangen , obwohl von ihnen we­
sentliche Impulse zur Strukturierung der empirischen Unter­
suchung ausgegangen waren. Auf diese allgemein gehaltenen , 
nicht als Hypothesen formulierten Forschungsfragen soll 
stattdes sen in dem folgenden Abs chnitt Bezug genommen wer­
den , in dem eine zusammenfas sende Darstellung und Würdigung 
der empirischen Ergebnis se in sbesondere unter dem Blickwin ­
kel dieser Forschungsfragen erfolgen soll. 

1) Bei vollständiger Verbüßung einer mehr als zweij ährigen 
Freiheits strafe tritt die Führungsaufsicht kraft Gesetzes 
ein (§ 68 f) ; das Gericht brauchte deshalb nur auf den 
Fall einer vorzeitigen bedingten Entlas sung ein zugehen. 

2) Vgl. dazu S/S-� 1980 , § 68 g Rn. 1 
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2 . 7.1. Die materielle Rückfallklausel 

Aus theoretischer Sicht steht die Funktion und Wirkungs­
weise der materiellen Rückfallklausel im Mittelpunkt des 

Interesses. In der empirischen Untersuchung sollte deshalb 
der Frage nachgegangen werden, ob und in welcher Weise die 
materielle Rückfallklausel die Anwendung des § 48 beein­

flußt. 

Bei der Untersuchung dieser Frage wurde von den in den 
schriftlichen Urteilsgründen enthaltenen Ausführungen der 
Gerichte zu§ 48 ausgegangen. Die Ausführungen, mit denen 
die Gerichte die Anwendung bzw. die Ablehnung der Anwen-

dung des § 48 begründen, müssen als knapp und oberfläch-
lich bezeichnet werden. Urteile, in denen der Auseinander­
setzung mit§ 48 nur zwei oder drei Textzeilen gewidmet 

werden , sind weitaus häufiger zu beobachten als Urteile mit 
längeren Ausführungen. Sowohl bei Anwendung als auch bei 
Nichtanwendung des § 48 enthalten ca. 80 - 90 % der Urtei -
le keine Begründung für die j eweilige Entscheidung , sondern 

es wird in vielen Fällen (25 , 6  % )  allenfalls der Wortlaut 

der materiellen Rückfallvoraussetzung wiederholt . Uber die 

Relevanz der materiellen Rückfallklausel für die Anwendung 
des § 48 lassen sich deshalb den meisten Urteilen keine Hin­

weise entnehmen. 

Die Nichtfeststellbarkeit der Entscheidungsgründe in die­
sen Fällen dürfte j edoch nicht in dem Sinne zu interpretie­
ren sein,  daß die Praxis der Strafgerichte der Prüfung des 

Vorliegens der materiellen Rückfallvoraussetzung überhaupt 
keine Bedeutung beimißt .  Vielmehr stößt die Untersuchung 
hier an methodische Grenzen , indem sie die h inter einer 

Strafzumessungsentscheidung stehenden Erwägungen nicht oder 

nur unvollständig aufzudecken vermag . Die wirklichen Ent­

scheidungsgründe dürften daher in diesen Fällen im wesent­
lichen denj enigen entsprechen, die sich in den verblei ben­

den 10 - 20% der Fälle den Urteilsgründen entnehmen lassen. 
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Unter diesen dominiert als wichtigster Grund die Ein­
schlägigkeit der früheren Taten. Als weitere Gründe sind 
die Wiederholungsgeschwindigkeit , die Tatbegehung während 
einer laufenden Bewährungszeit und das Erfülltsein der for­

mellen Rückfallvoraussetzungen zu nennen.  Es ist also er­
kennbar , daß die Gerichte bei der Prüfung der materiellen 
Rückfallvoraussetzung nicht nur auf die Gleichartigkeit 
der Vortaten , sondern darüberhinaus auch noch auf weitere 

Kriterien abstellen. Allerdings sind gerade die in den aus­
gewerteten Urteilen enthaltenen weiteren Kriterien nicht 

ganz unproblematisch . Zum einen erscheint es nämlich mög­
lich , daß manche dieser Kriterien nur individuelle Begrün ­
dungsschemata einzelner Richter zum Ausdruck bringen , die 
formelhaft und ohne Prüfung im Einzelfall angewandt werden . 

Zum anderen wird aber auch durch keines der genannten wei­
teren Kriterien auf die zwischen den früheren Taten und 
der Rückfalltat bestehende Beziehung abgestellt , sondern 
es werden lediglich bestimmte formale Aspekte der Vorstra­

fenbelastung des Täters hervorgehoben. Unter den von den 
Gerichten genannten Gründen für die Anwendung des § 48 dürf­
te deshalb der einzig wirklich tragfähige Grund die Ein­
schlägigkeit der früheren Taten sein. Allerdings gibt der 

bloße Hinweis auf die Einschlägigkeit der Vortaten die wirk­
liche Begründung für die Anwendbarkeit des § 48 nur stark 

verkürzt wieder. Ausführlichere Begründungen in dieser Hin ­
sicht waren j edoch in keinem einzigen Fall zu beobachten ; 
es fehlten also gänzlich Ausführungen etwa in der Art , daß 

die früheren Verurteilungen die Verbotskenntnis des Täters 
in einer bestimmten Weise geschärft hatten , so daß er bei 
der erneuten Begehung einer vergleichbaren Tat mit erhöh-
ter Schuld gehandelt hatte . Die von den Gerichten in den 

schriftlichen Urteilsgründen gelieferten Ausführungen zur 

Anwendung des § 48 spiegeln daher insgesamt gesehen keine 
sorgfältige Auseinandersetzung mit der materiellen Rückfall­
klausel wider. 
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Dieses Ergebnis wird noch etwas deutlicher , wenn man die 

Begründungen zur Anwendung des § 48 in denj enigen Verfah­
ren untersucht, in denen das Gericht nicht einschlägige , 
sondern eine oder mehrere ungleichartige Vortaten als rück­

fallbegründend heranzieht. Der Anteil dieser Verfahren an 
der Gesamtheit aller Anwendungsfälle ist mit 33 Verfahren 
(1 5 , 6  % )  nicht allzu groß. Für die Begründung der Berück­
sichtigung ungleichartiger Vortaten bei der Anwendung des 
§ 48 sind in der Literatur und in der Rspr , der Revisions­
gerichte vielfältige Kriterien entwickelt worden. So ist 

darauf hingewiesen worden , daß zwischen den Taten ein "inne­
rer Zusammenhang " ,  ein "kriminologisch faßbarer Zusammen­
hang" oder eine "kriminelle Kontinuität" bestehen müsse. 

Die zwischen den Taten bestehende Beziehung könne durch die 

Ähnlichkeit in strafrechtssystema.tischer Hinsicht, durch 

die Ähnlichkeit der Tatmittel oder des Tatobjekts oder 

durch dieselbe allen Taten zugrunde liegende Motivation des 
Täters gebildet werden. In den ausgewerteten Urteilen wird 

j edoch auf diese oder andere mögliche Kriterien nicht ein­
gegangen. In 87 , 9  % der Verfahren wird die Anwendung des 

§ 48 überhaupt nicht begründet. Die restlichen Verfahren 
nennen als ausschlaggebendes Kriterium die Ähnlichkeit der 

Taten in strafrechtssystematischer Hinsicht, also lediglich 
einen einzigen Umstand , der sich leicht und zuverlässig fest­
stellen läß t. Eine weitergehende Begründung der Tatschuld­

erhöhung erfolgt darüber hinaus nicht. 

Insgesamt gesehen unterscheiden sich also die Begründungen 
beim gleichartigen und beim ungleichartigen Rückfall in 
ihrer Qualität nicht wesentlich voneinander. Die Oberfläch­
lichkeit der Begründungen wirkt sich dabei auch auf die Re­
levanz der materiellen Rückfallklausel für die Einbe�iehung 

mancher nicht einschlägiger b zw. den Ausschluß mancher ein­

schlägiger Vortaten aus. Die materielle Rückfallklausel ver ­
folgt (etwa im Gegensatz zu den früheren besonderen Rückfall-
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vorschriften § §  244, 25 0 I Nr. 5 ,  261 , 264 a.F.) den Zweck, 
§ 48 sowohl in solchen Fällen anwendbar zu machen, in de­
nen dem Täter mehrere nicht einschlägige Vortaten straf­
schärfend vorgeworfen werden können, als auch in solchen 
Fällen die Anwendbarkeit - des § 48 auszuschließen , in denen 

trotz einschlägiger Vortaten ein erhöhter Schuldvorwurf 
nicht erhoben werden kann. In keiner dieser beiden Funk­
tionen wird die materielle Rückfallklausel j edoch häufig 
eingesetzt. Die Anwendung des § 48 bei einer oder mehreren 
ungleichartigen Vortaten erfolgt , wie bereits gesagt wurde , 
in 33 Fällen (1 5 , 6  %) ; zur Begründung der Nichtanwendung 

wird auf die materielle Rückfallklausel nur in 3 Fällen 

( 3 , 5  % aller Nichtanwendungsfälle) Bezug genommen. Auf der 

Ebene der Rechts mittelgerichte wird die Anwendung des § 48 
nur in 2 Fällen (4 , 8  % aller Fälle , in denen die Rechtsmit­

telinstanz ein neues Sachurteil erläßt) aus materiellen 
Gründen abgelehnt. 

Aus diesen verschiedenen Einzelbeobachtungen muß die Schluß­

folgerung gezogen werden , daß der materiellen Rückfallklau­
sel für die Anwendung wie für die Nichtanwendung des § 48 
nur eine geringe praktische Bedeutung zukommt. Das in der 
materiellen Rückfallklausel enthaltene Potential für eine 

gerechte und kriminologisch sinnvolle Strafzumes sungsent­
s cheidung bleibt weitgehend ungenutzt. 

Dieses Ergebnis wird auch dann nicht wesentlich modifiziert , 
wenn man in die Uberlegungen die auf korrelationsanalytischem 
Weg gefundene Einflußfaktoren einbezieht. Zwar konnte hier 
festgestellt werden, daß die Gerichte offenbar eine ganze 

Reihe von Umständen bei der für die Prüfung der materiellen 
Rückfallvoraussetzung erforderlichen Gesamtwürdigung von 
Tat und Täterpersönlichkeit berücksichtigen. Jedoch ließ 

sich hier als allgemeiner Zusammenhang beobachten , daß die 
Häufigkeit der Anwendung des § 48 zunimmt, wenn bzw. j e  mehr 
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ein bestimmtes Merkmal einen Täter belastet . Die der mate­

riellen Rückfallklausel immanente Spannungslage zwischen 
einer spezialpräventiv orientierten Rechtsfolge und einer 
an das Schuldprinzip gebundenen Anwendungsvoraussetzung 

kommt in dieser durchgängig zu beobachtenden Beziehung 

nicht zum Ausdruck . Der Verdacht ist naheliegend, daß die 
richterliche Praxis in der großen Mehrzahl der Fälle trotz 

der gegenteiligen Entscheidung des BVerfG 1) schematisch 
verfährt und die Auslegung der materiellen Rückfallklausel 

allein davon abhängig macht, ob der Täter im Hinblick auf 
die Einschlägigkeit der früheren Taten eine wenigstens 
sechsmonatige Freiheitsstrafe "verdient" hat . Empirisch­
statistisch nachweisen läßt sich dieser Verdacht hier frei­

lich nicht. 

2. 7 . 2 .  Der erhöhte Tatschuldvorwurf 

Von kriminologischer Seite wird gegen die allgemeine Rück­

fallvorschrift eingewandt , ein erhöhter Schuldvorwurf könne 
gegenüber den meisten Rückfalltätern nicht erhoben werden , 
weil sie aufgrund ihrer Persönlichkeitsstruktur häufig nicht 
in der Lage seien , bei der Begehung einer Straftat die frühe­
ren Verurteilungen als einen gegen die Tatbegehung sprechen­

den Umstand zu berücksichtigen. In dem empirischen Teil die­
ser Arbeit sollte deshalb untersucht werden , ob die Gerich-

te diesen Einwand der Kriminologie ernst nehmen und die An­
wendung des § 48 von der Persönlichkeitsstruktur des Täters 

abhängig machen . 

Bei der Untersuchung sollte hier in der Weise vorgegangen 

werden , daß der Zusammenhang zwischen bestimmten persönlich­
keitsspezifischen Bedingungen der Tatschulderhöhung und der 
Anwendung von § 48 festgestellt werden sollte. Zu diesen Per­

sönlichkeitsmerkmalen zählen die Steuerung und der Halt so-

1) BVerfGE 5 0 ,  125 (13 7) . 
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wie die in der theoretischen Diskus sion häufig angesproche­
nen Merkmale Gemüt und Selbstsicherheit. Es zeigte sich al­
lerdings , daß die Erhebung von Persönlichkeitsmerkmalen mit 
der hier verwendeten Methode der Aktenanalyse nicht gelei­
stet werden kann. Weniger als 10 % aller untersuchten Ver­

fahren waren im Hinblick auf die genannten Persönlichkeits­
merkmale auswertbar ; die ermittelten Werte dürften dabei 
eine systematisch verzerrte Auswahl darstellen . Es kommt 

hinzu ,  daß die Reliabilität der Messung dieser Merkmale 
nicht vollständig gewährleistet ist,  denn die Feststellung ,  
ob und in welcher Form ein Merkmal erfüllt ist ,  war regel­

mäßig subj ektiven Einflüs sen ausgesetzt. In dieser Arbeit 
können daher grundsätzlich keine Aus sagen über die Persön­
lichkeitsmerkmale der Rückfalltäter gemacht werden. 

Sieht man aber einmal von den vielfältigen meth odischen 
Schwächen der Untersuchung dieser Merkmale ab,  s o  las sen 
sich die Täter dieser Stichprobe in der folgenden Weise 
kennzeichnen : sie haben nur einen geringen Grad von Selbst­
kontrolle , sie sind haltlos ,  gemütsarm und selbstunsicher. 

Die Mehrzahl der Täter weist als o eine Persönlichkeits struk­
tur auf, die es eigentlich nicht erlaubt, ihnen die Mißach­

tung der früheren Verurteilungen zum Vorwurf zu machen. Un­
tersucht man den Zusammenhang zwischen den genannten Persön­
lichkeitsmerkmalen und der Anwendung von § 48 bei der Straf­

zumes sung,  so zeigt sich hier eine weitgehende statistische 
Unabhängigkeit : die Gerichte treffen ihre Entscheidung für 
die Anwendung des § 48 ohne Rücksichtnahme darauf ,  ob es 
sich um psychisch gefestigte Täterpersönlichkeiten handelt 
oder nicht. Da dieses Ergebnis durch die beschriebenen metho­

dischen Unzulänglichkeiten beeinflußt worden sein kann , ist 
es allerdings grundsätzlich nicht verallgemeinerungs fähig. 

Geht man aber einmal davon aus , daß in diesem Ergebnis ein 
erster Hinweis auf eine bestimmte Anwendungspraxis der Ge-



- 369 -

richte deutlich wird, so stellt sich die Frage , wie eine 
derartige Anwendungspraxis, sollte sie in einer späteren 
Untersuchung methodisch einwandfrei nachgewiesen werden kön ­
nen , zu beurteilen ist. 

Die Anwendung des § 48 gegenüber psychisch ungefestigten 
Täterpersönlichkeiten bedeutet, daß ihnen gegenüber ein im 
Vergleich zu einem Ersttäter erhöhter Schuldvorwurf erhoben 
wird, obwohl die persönlichkeitsspezifischen Bedingungen 
hierfür nicht erfüllt sind. Diese Handhabung der allgemei-

nen Rückfallvorschrift dürfte gegen den verfassungsrecht­

lichen 1 )  Schuldgrundsatz verstoßen. Danach muß die Strafe 
in einem gerechten Verhältnis zur Schwere der Tat und zum 

Verschulden des Täters stehen ; die Verschärfung einer Stra­

fe , etwa wegen der Rückfälligkeit des Täters , setzt dement­
sprechend erhöhte Schuld voraus 2 ) . Eine Anwendung von § 48 , 

die in Ubereinstimmung mit dem Schuldgrundsatz erfolgen soll, 
ist nur dann möglich, � 3 )  dem Täter die Mißachtung der 
von den früheren Verurteilungen ausgehenden Warnungswirkung 
vorgeworfen werden kann. Für die Prüfung dieser Frage muß 
das Gericht auch auf die Persönlichkeitsstruktur des Täters 

eingehen und fragen , in welcher Weise die früheren Verur­
teilungen die Motivationslage des Täters beeinflußt haben 4 )  

§ 48 unabhängig von diesen persönlichkeitsbezogenen Umstän ­
den an zuwenden , dürfte einer Fiktion der Tatschulderhöhung 

gleichkommen und wäre als eine rechtswidrige Strafzumessungs­
praxis abzulehnen. 

1 )  Abgeleitet wird der Schuldgrundsatz aus dem Rechtsstaats­
prin zip und Art. 1 I GG ; vgl. auch§ 46 I 1 StGB. 

2 )  Vgl. BVerfGE 50 , 125 (133 f.) ,  dort allerdings nicht aus 
der Perspektive des Gerichts , sondern des Gesetzgebers. 

3 )  Hervorhebung bei BVerfGE 50 , 125 (13 6 ) .  

4 )  Im Ergebnis ähnlich 0LG Köln , MDR 1980 , 5 10 und Straf­
verteidiger 1982, 228. 
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Es ist also zu fordern , daß das Gericht bei der Anwendung 

von § 48 eine Gesamtwürdigung sämtlicher schuldrelevanter 

Umstände vornimmt , wobei auch psychische Faktoren und cha­

rakterliche Eigenschaften des Täters zu berücksichtigen 
sind. Die normative Grundlage für diese Forderung dürfte 

sich aus dem Amtsermittlungsgrundsatz (§ 244 II StPO) er­
geben. Auch wenn § 244 II StPO im Bereich der Sanktions­

entscheidung nur insoweit gilt, als es um die Gewinnung 
einer "zuverlässigen Entscheidungsgrundlage" 1 ) geht, dürf­
ten hierzu auch bestimmte Merkmale der Persönlichkeitsstruk­
tur eines Täters zu zählen sein , denn gerade sie stehen in 

einem engen Zusammenhang mit dem Schuldvorwurf. Das BVerfG 
bezeichnet die zu fordernde Gesamtwürdigung als selbstver­

ständlich 2) . Nach den in dieser Untersuchung zu beobachten ­
den ersten Hinweisen auf die Anwendung von § 48 bei bestimm­

ten Täterpersönlichkeiten dürfte diese Ansicht j edoch für 
die Praxis der Gerichte nicht zutreffen. 

Die Praktikabilität der hier aufgestellten Forderung mag 
auf Bedenken stoßen , denn die Gerichte können nicht in j e­
dem Verfahren ein psychologisches oder psychiatrisches Fach­

gutachten einholen , das sich mit der Berechtigung eines er­
höhten Schuldvorwurfs auseinandersetzt. Sofern sich j edoch 
in dem Verlauf eines Strafverfahrens Anhaltspunkte für eine 

auffällige psychische Instabilität des Täters ergeben , soll­
ten die Gerichte bei der Anwendung des § 48 Vorsicht walten 

lassen. Derartige Anhaltspunkte können sich aus den beson­
deren Lebensumständen des Täters, seinem Verhalten im fami­
liären , Freizeit- und Leistungsbereich sowie auch aus der 
Tatsituation selbst (spontanes Handeln) ergeben. Die Ge­
richte sollten sich bei Hinweisen auf eine besondere Per­
sönlichkeitsstruktur des Täters zur weiteren Aufklärung 

des Sachverhalts der Gerichtshilfe ( §  160 III 2 StP0) 3 )  be-

1 ) Kleinknecht 1979, § 244 Rn. 34. 
2 ) BVerfGE 5 0 ,  125 (136 ) . 

3) Vgl. dazu Nds. Ministerium der Justiz 1979, 66 ff. 
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dienen. 

2. 7. 3.  Die Anwendung auf unselbständige Bagatelldelikte 

Die vom Gesetz (§ 48 II) vorgesehene Einbeziehung der Ba­

gatelldelikte in den Anwendungsbereich der allgemeinen Rück­
fallvorschrift wird in der theoretisch geführten Diskussion 

vielfach kritisiert, weil die sechsmonatige Mindestfrei­
heitsstrafe bei Taten mit einem nur geringen Unrechts- und 

Schuldgehalt nicht angemessen sei. In der empirischen Un­
tersuchung sollte deshalb der Frage nachgegangen werden, in 

welchem Umfang sich dieses Problem stellt, also ob und mit 
welcher Häufigkeit§ 48 auf unselbständige Bagatelldelikte 

angewandt wird. 

Als unselbständige Bagatelldelikte werden solche Straftaten 
bezeichnet, deren angedrohte Höchststrafe zwar ein Jahr oder 
mehr beträgt, deren konkreter Unrechts- und Schuldgehalt j e ­
doch gering z u  werten ist, so daß sie den selbständigen Ba­
gatelldelikten (§ 48 II) gleichzustellen sind. Zu den un­
selbständigen Bagatelldelikten zählen etwa die Vergehen gern. 

§§ 123, 265 a sowie die Straftaten aus dem Bereich der Eigen­
tums- und Vermögensdelikte, die an geringwertigen Sachen 
(§ 248 a) begangen werden, insbesondere die Vergehen gern. 

§ 242 und § 263. Die Verkehrsdelikte, deren angedrohte Höchst­

strafe häufig ebenfalls nur ein Jahr Freiheitsstrafe beträgt 
(§ 316 StGB , § 21 StVG) , werden dagegen wegen ihrer von der 

"klassischen Kriminalität" stark abweichenden Deliktsstruk-
tur (hohe Gefährdungsintensität) nicht zu den unselbständi-
gen Bagatelldelikten gerechnet ; auf sie soll hier daher auch 
nicht weiter eingegangen werden. 

Ausgehend von denj enigen Verfahren, in denen eine Strafzu ­

messung stattgefunden hat (n = 296) , sind unselbständige Ba­
gatelldelikte in 38 Verfahren (12, 8 %) vertreten. Hierzu ge-
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hören: 

25 Verfahren (8 , 4  % ) ,  die wegen eines Vergehens gern. § §  
242 , 248 a durchgeführt wurden , 
7 Verfahren (2 , 4  % )  weg�n Vergehen gern. § §  263 IV , 248 a ,  
j e  2 Verfahren (0 , 7  % )  wegen Vergehen gern. § 1 85 und § 26 5 a 
und j e  ein Verfahren (0 , 3  %) wegen Vergehen gern. § 241 und 
§ §  246 , 248 a. 

Allein die Straftaten an geringwertigen Sachen (§ 248 a) 1 )  

stellen in der Stichprobe einen Anteil von 1 1, 8  % .  Strafta­
ten gern. § 1 23 sind in der Stichprobe nicht vertreten. 

Von den insgesamt 38 Verfahren , die wegen unselbständiger 

Bagatelldelikte durchgeführt wurden , wurde § 48 in 34 Fäl­
len (89 , 5 % )  bei der Strafzumessung angewandt. In der rest­
lichen Stichprobe liegt der Anteil der Anwendungsfälle er­

kennbar niedriger ; dort wurde § 48 nur in 68 , 6  % aller Ver­
fahren (n = 177) angewandt. Dieser Unterschied ist signifi­
kant 2) . Betrachtet man allein die Straftaten an geringwer­
tigen Sachen (§ 248 a) , so liegen die entsprechenden Antei­
le bei 94 , 3  % für diese Vergehen und bei 68 , 2  % für die üb­
rigen Straftaten. Dieser Unterschied ist deutlich signifi­
kant 3) . 

Die genannten Verteilungen legen es an sich nahe , die Eigen­
schaft einer Tat als Bagatelldelikt als einen Umstand zu in­
terpretieren , der die Anwendung von § 48 begünstigt. § 48 

stellt sich in der Stichprobe als eine Strafzumessungsvor­
schrift dar , die gerade auf Bagatelltaten angewandt wird. 
Es konnte j edoch gezeigt werden , daß diese Häufigkeitsver­
teilung aus der Begrenztheit der Stichprobe zu erklären ist. 

1) Hier und im folgenden j eweils unter Einbeziehung der Ver-
fahren gern. § §  265 a III , 248 a. 

2) rphi = 0 , 14 ;  p < 0 , 05. 
3 )  Vgl. Tab. 53 Nr. 15. 
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Mit ihr lassen sich lediglich Aussagen über Verfahren tref­

fen , in denen eine Freiheitsstrafe verhängt wurde ; über Geld­

strafenurteile sind hier keine Aussagen möglich. Der in der 

Stichprobe festgestellte geringe Anteil an Verfahren, in de­
nen § 48 bei einer Bagatelltat nicht angewandt wurde, muß al­

so gedanklich um diej enigen Verfahren ergänzt werden, in de­
nen bei Nichtanwendung von§ 48 statt einer Freiheitsstrafe 
eine Geldstrafe verhängt wurde. Damit wird deutlich, daß in 
dieser Untersuchung letztlich keine Aussagen darüber getrof­

fen werden können , ob§ 48 bei unselbständigen Bagatellde­
likten überzufällig häufig oder überzufällig selten ange­
wandt wird. 

Die Bedeutung der Anwendung von § 48 bei Bagatelltaten kann 

daher in dieser Arbeit zuverlässig nur in der Form erschlos­
sen werden, daß man allein auf diej enigen Verfahren abstellt, 
in denen§ 48 bei der Strafzumessung angewandt wird (n = 
211 ) .  Die unselbständigen Bagatelldelikte sind in dieser 
Teilstichprobe mit 34 Verfahren (16 , 1  % )  vertreten. Allein 

die Straftaten an geringwertigen Sachen (§ 248 a )  stellen 
dabei einen Anteil von 15 , 6  % .  Ungefähr j edes sechste Ver­
fahren , bei dem§ 48 angewandt wird , wird also wegen eines 
unselbständigen Bagatelldelikts durchgeführt. 

Dieses Ergebnis ändert sich auch dann nicht wesentlich , wenn 
man die Teilstichprobe der Anwendungsfälle auf diej enigen 
Verfahren beschränkt , denen nur eine einzige verurteilte Tat 
zugrunde liegt (n = 1 19 ) , um auf diesem Weg den Einfluß der 
Tatmehrheit auf die Anwendung von§ 48 auszuschalten. In die­

ser eingeschränkten Teilstichprobe sind die unselbständigen 
Bagatelldelikte mit 22 Verfahren (18 , 5  % )  vertreten. Der An­
teil der unselbständigen Bagatelldelikte an den Anwendungs­
fällen ist also in den beiden Teilstichproben in etwa gleich 

groß ; verallgemeinernd läßt er sich auf ca. 1 5  - 18. % schät­

zen. 
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Der hier ermittelte Anteil von ca , 15 - 18 % dürfte sich 
auch auf die Grundgesamtheit , also sämtliche Verfahren, in 
denen § 48 bei der Strafzumessung angewandt wird , übertra­
gen lassen. Hierfür ist von folgenden Uberlegungen auszuge­
hen. Die Straftaten gern. § §  242 , 246 und 263 sind in der 
Stichprobe der Anwendungsfälle (n = 211) mit 98 Verfahren 
(46 , 4 % )  im Verhältnis zur Grundgesamtheit leicht überre­
präsentiert. In der Grundgesamtheit stellen diese Taten nur 
einen Anteil von 40 , 9  % 1J .  Für die Straftaten an gering­
wertigen Sachen (§§ 242 , 246 , 263 j eweils i. V. m. § 248 a) 2) 
läßt sich in der Stichprobe ein Anteil von 31 Verfahren 
(14 , 7 % )  ermitteln. Berechnet man auf der Grundlage des in 
der Stichprobe ermittelten Verhältnisses von Straftaten an 
geringwertigen Sachen (31 , 6  % )  zu den übrigen Straftaten 
gern. � §  242 , 246 , 263 (68 , 4  % )  den Anteil der Straftaten 
an geringwertigen Sachen für die Grundgesamtheit , so er-
hält man hier einen Wert von 12 , 9  % .  Dazu sind als weitere 
unselbständige Bagatelldelikte die Straftaten gern. § §  123 , 
185 , 241 und 265 a zu rechnen ; sie stellen in der Grundge­
samtheit einen Anteil von ca. 2 , 1  % .  Zusammengenommen dürf­
ten die unselbständigen Bagatelldelikte also auch in der 
Grundgesamtheit mit einem Anteil von ca. 15 % vertreten 
sein , wobei dieser Anteil an der unteren Grenze des hier 
geschätzten Intervalls von ca. 15 - 18 % liegt. 

Die Feststellung , daß die Anwendung des § 48 in ca. 15 -
18 % der Fälle auf unselbständige Bagatelldelikte erfolgt , 

dürfte die Bedeutung der theoretischen Diskussion um die-
sen Problembereich unterstreichen. Sie zeigt , daß es sich 
hierbei nicht nur um strafrechtsdogmatische , kriminologische 
oder kriminalpolitische Konstruktionen handelt , die für die 

Anwendungspraxis der Gerichte nur eine unbedeutende Rolle 
spielen. Die Feststellung , daß ungefähr j eder sechste Fall 
im Hinblick auf die Rechtsfolge des § 48 unter Unrechts-

und Schuldgesichtspunkten problematisch ist , dürfte vielmehr 
die Notwendigkeit dafür deutlich machen , bereits de lege 

lata Vorschläge für eine befriedigende Lösung dieses Prob­
lembereichs zu erarbeiten. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage , ob die theore-

1) Vgl. Tab. 7. 
2) Hier ohne die Verfahren gern. §§ 265 a III , 248 a. 
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tische Diskussion über die Einbeziehung der unselbständi-

gen Bagatelldelikte in den Anwendungsbereich des § 48 in 
der Praxis der Gerichte Widerhall gefunden hat, ob sich 
hier also ein geschärftes Problembewußtsein erkennen läßt. 

Die Untersuchung von Kürschner hat gezeigt, daß immerhin 
85, 3  % der Richter der Ansicht sind, in Fällen geringer Un­
rechtsverwirklichung könne die Nichtanwendung von§ 48 be­

rechtigt sein 1 ) . Es wäre deshalb von Interesse festzustel ­
len, ob sich diese gewisse Unzufriedenheit der Richter auch 

in ihrer praktischen Handhabung des § 48 niederschlägt. 

In der vorliegenden Untersuchung kann, wie bereits gesagt 
wurde, für diese Frage nicht auf die unterschiedlichen Häu­
figkeiten von Anwendung und Nichtanwendung des § 48 bei Ba­

gatelldelikten und anderen Delikten zurückgegriffen werden, 
weil in der Gruppe der Nichtanwendungsfälle die Geldstrafen­

verfahren nicht vollständig einbezogen wurden. Es ist j e­
doch möglich, die Häufigkeit der Anwendung von § 48 bei der 
Strafzumessung im Verhältnis zur Anwendung in der Anklage­
schrift zu untersuchen. Wenn sich hier feststellen ließe, 

daß die Gerichte im Vergleich zur Staatsanwaltschaft die An­
wendung des§ 48 bei Bagatelldelikten häufiger als bei ande­

ren Straftaten ablehnten, könnte dies als ein Hinweis auf 
eine gewisse Unzufriedenheit der Richter mit den Rechtsfol ­

gen der allgemeinen Rückfallvorschrift gewertet werden. 

Von den Staatsanwaltschaften wurden unselbständige Bagatell­
delikte (§ 248 a) in 23 Fällen (11, 6 % )  und andere Strafta­
ten in 176 Fällen (88, 4 % )  angeklagt. Bei sämtlichen Baga­
telldelikten wurde der A?trag der Staatsanwaltschaft, § 48 
anzuwenden, von den Gerichten übernommen. Bei den übrigen 
Straftaten wurde § 48 dagegen nur in 155 Fällen (8 8 , 1  % )  
auch bei der Strafzumessung angewandt, während die Gerichte 
in 21 Fällen (11, 9 % )  die Anwendung des § 48 ablehnten. Hier-

1 )  Kürschner 1978, 81. 
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mit korrespondiert die weitere Beobachtung , daß die Geri ch­
te, obwohl keine Rückfallklage erfolgte, bei Bagatelldelik­
ten eher als bei anderen Straftaten dazu neigen, § 48 gleich­

wohl bei der Strafzumessung anzuwenden . Von insgesamt 12 
ni cht unter Anwendung des § 48 angeklagten Bagatelldelikten 

wurde§ 48 in 10 Fällen (83, 3 % )  bei der Strafzumessung be­
rücksi chtigt ; bei den anderen Straftaten waren es dagegen 
von insgesamt 85 Verfahren nur 23 Fälle (27, 1 % ) . Gerade 

bei den unselbständigen Bagatelldelikten sind die Staatsan­
waltschaften also mit der Anwendung der allgemeinen Rückfall­

vorschrift zurückhaltender als die Gerichte ; ein Ergebnis, 
das mit organisatorischen Gründen der Staatsanwaltschaft wie 

dem Gedanken der Verfahrensbeschleunigung zu erklären ver­
sucht wurde. 

Die hier ermittelten Verteilungen lassen mithin keinen Hin­

weis darauf erkennen, daß die Gerichte bei der Verurteilung 
eines unselbständigen Bagatelldelikts zögern, § 48 anzuwen­
den . Die von Kürschner ermittelte weit verbreitete skepti ­
sche Einstellung der Ri chter zum Sinn (Gerechtigkeit, Zweck­

mäßigkeit ) der Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift 
im Bagatellberei ch schlägt sich also in ihrer Strafzumes­

sungspraxis ni cht nieder.  

Damit wird deutli ch, daß sich diese Problematik letztli ch 
nur durch den Gesetzgeber wird lösen lassen . Der Umstand, 
daß sich die theoretische Diskussion um die Einbeziehung der 
unselbständigen Bagatelldelikte in den Anwendungsbereich des 
§ 48 auf die praktische Arbeit der Geri chte ni cht erkennbar 

auswirkt, dürfte die Notwendigkeit dafür unterstrei chen, 
daß zumindest in dieser Frage eine gesetzliche Klarstellung 
herbeigeführt wird. Die Gefahr dafür, daß in Einzelfällen 
Freiheitsstrafen verhängt werden, deren Höhe die schuldange­
messene Strafe übersteigt, darf angesi chts der Feststellung, 

daß die Anwendung des § 48 in ungefähr j edem sechsten Fall 
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auf ein unselbständiges Bagatelldelikt erfolgt , nicht un­
terschätzt werden . Zwar muß § 48 nicht in j edem Fall Straf­
höhen begünstigen wie in j enem Verfahren , in dem für einen 

Betrug gegenüber einem Taxifahrer mit einem Schaden von 
20 , 10 DM eine Freiheitsstrafe (mit Bewährung ) in Höhe von 
20 Monaten verhängt wurde 1 ) . Aber auch wenn man von der­

artigen Extremfällen absieht , bleibt die Gefahr von Straf­
höhen , die gegen das Schuldprinzip verstoßen , bestehen , 

denn selbst wenn in dem genannten Fall die geringstmögliche 
Freiheitsstrafe von 6 Monaten (mit Bewährung ) verhängt wor­
den wäre , bliebe angesichts des geringen Schadens und der 

weiteren Tatumstände (z. B. Situation des Haftentlassenen , 

Leichtigkeit der Tatbegehung , da keine Vorleistungspflicht ) 
ein Rest von Unbehagen zurück . Von den G'erichten wird das 
Schweigen des Gesetzgebers in dieser Frage offenbar als eine 

kriminalpolitisch motivierte Billigung der Einbeziehung der 
unselbständigen Bagatelldelikte in den Anwendungsbereich 
des § 48 verstanden. Eine Änderung der Anwendungspraxis 
dürfte sich deshalb nur über eine gesetzliche Klarstellung 

erreichen lassen . 

2 . 7. 4. Die unterschiedlichen Auswirkungen der Rechtsfolge 
des § 48 

Aus theoretischer Sicht ist verschiedentlich auf die Konse­

quenzen eingegangen worden , die die Anwendung der allgemei­
nen Rückfallvorschrift bei den verschiedenen Straftatbestän­

den nach sich zieht. So wurde etwa von Frosch 2 )  die Hypothe­
se aufgestellt , daß der Effekt des § 48 umso gravierender 

wird, j e  geringer die angedrohte Höchststrafe und die sich 
darin ausdrückende Deliktsbewertung durch den Gesetzgeber 
ist. In der hier vorliegenden Arbeit sollte deshalb unter­
sucht werden , in welcher Weise sich der durch § 48 bei den 
einzelnen Delikten unterschiedlich reduzierte Strafrahmen 

auf die Höhe der Freiheitsstrafe auswirkt. 

1) S. o. 1. 3 . 1 . 1. 2. 

2 )  Frosch 1976, 1 52 . .  
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Bei der Untersuchung dieser Frage muß eine Beschränkung 
auf diej enigen Verfahren erfolgen , in denen bei der Straf­
zumessung nur eine einzige Tat zu berücksichtigen ist. So­
fern nämlich der Strafzumessung mehrere realkonkurrierende 
Taten zugrunde liegen , kann die Strafhöhe nicht allein durch 
den Strafrahmen der Einsatzstrafe erklärt werden (vgl . § 54 

II) . Zwar gilt das grundsätzlich auch bei der Verurteilung 
mehrerer idealkonkurrierender Taten (vgl . § 52 II 2) ; die 
" Sperrwirkung des milderen Gesetzes" wurde in dieser Unter­

suchung j edoch vernachlässigt , da sie praktisch selten re­
levant wird. Der Untersuchung liegt insoweit eine Stichpro­
be von n = 171 Verfahren zugrunde. 

In dieser Stichprobe läßt sich zunächst nicht feststellen , 

daß sich die Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift 
signifikant auf die Strafhöhe auswirkt. Bei Anwendung von 

§ 48 wird durchschnittlich eine Strafe in Höhe von x = 9 , 00 
Monaten verhängt , bei Nichtanwendung sind es x = 8 , 83 Mona­
te. Gleichwohl läßt sich hieraus nicht die Schlußfolgerung 
ziehen , von der Anwendung des § 48 gehe kein Einfluß auf 

die Strafhöhe aus . Seine Auswirkungen zeigen sich nämlich 
dann , wenn man seinen Einfluß in den einzelnen Strafrahmen ­
gruppen untersucht. Insoweit wirkt sich § 48 am deutlich-
sten (hochsignifikant) dann aus , wenn dem Gericht ein Straf­

rahmen von einem Monat ( vgl. § 38 II) bis zu einem Jahr zur 
Verfügung steht . Die Hypothese von Frosch scheint hierin 
eine gewisse empirische Bestätigung zu finden . Nach seiner 
Hypothese wäre j edoch des weiteren zu erwarten gewesen , daß 

der Einfluß von§ 48 auf die Strafhöhe in den nachfolgenden 
Strafrahmengruppen konstant abnimmt . Eine derartige Wir­
kungsweise läßt sich in der Stichprobe allerdings nicht fest­
stellen . Stattdessen wirkt sich § 48 in den einzelnen Straf­

rahmengruppen recht unterschiedlich aus. Die geringsten Un­

terschiede zwischen der Anwendung und der Nichtanwendung des 
§ 48 sind dort zu beobachten , wo dem Gericht ein Strafrahmen 
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von einem Monat bis zu drei Jahren zur Verfügung steht. An­
dererseits führt § 48 bei Strafrahmen von einem Monat bis 
zu fünf Jahren zu Strafhöhen, bei denen sich die Anwendung 

und die Nichtanwendung wieder deutlich signifikant vonein­

ander unterscheiden. Bei Strafrahmen von drei Monaten bis 
zehn Jahren liegt der Unterschied zwischen den Mittelwer­
ten zwar zahlenmäßig noch darüber, er ist j edoch nicht mehr 

signifikant. Nach den Ergebnissen dieser Untersuchung kann 
daher die Hypothese von Frosch nicht bestätigt werden. 

Gleichzeitig wird deutlich, daß sich § 48 auf die Strafhö­
he sehr ungleichmäßig auswirkt. 

Diese Feststellung läßt sich auch dann treffen, wenn man an­
stelle der einzelnen Strafrahmengruppen den Einfluß von § 48 

bei den verschiedenen Straftatbeständen untersucht. Hier 
zeigt sich, daß die Anwendung der allgemeinen Rückfallvor­
schrift allein bei Straftaten gern. § 263 StGB und § 21 StVG 
zu wenigstens signifikant höheren Freiheitsstrafen als die 

Nichtanwendung führt. Die Unterschiede bei Straftaten gern. 

§ 243 sind nur auf dem 10 % -Niveau signifikant. Bei Straf­

taten gern. § 246 führt sogar die Nichtanwendung zu höheren 
Freiheitsstrafen als die Anwendung (nicht signifikant) .  

Die Beobachtung, daß die Anwendung des § 48 bei der Straf­
zumessung unter bestimmten Umständen (also z.B. bei den 

Straftaten iern. § 263 StGB und § 21 StVG) zu signifikant hö­
heren Freiheitsstrafen führt als die Nichtanwendung, bedeu­
tet nicht notwendig, daß der Unterschied in der Strafhöhe 
auf die in § 48 angeordnete sechsmonatige Mindestfreiheits­
strafe zurückzuführen ist. Die statistische Untersuchung 

derj enigen Umstände, die die Anwendung des § 48 beeinflus­
sen, zeigte nämlich, daß die allgemeine Rückfallvorschrift 

umso häufiger angewandt wird, j e  belastender die Einfluß­
faktoren für den Täter sind. Die bei Anwendung des § 48 zu 

beobachtenden Unterschiede in der Strafhöhe können deshalb 
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auch durch diese weiteren Strafzumessungstatsachen bedingt 

sein , die von den Gerichten über die allgemeinen Grundsät­
ze der Strafzumessung gern. § 46 berücksichtigt werden kön­
nen. Um diesen störenden Einfluß auszuschalten , wurde der 
Einfluß des § 48 auf die Strafhöhe auch in der Weise unter­
sucht ,  daß die weiteren Strafzumessungstatsachen in ihren 
Ausprägungen konstant gehalten wurden. 

Die in dieser Weise durchgeführte Untersuchung zeigt , daß 
sich die Wirkungsweise des § 48 auch insoweit nicht in 
einer allgemeinen Form beschreiben läßt. Zwar wird der Ein­
fluß von § 48 im Zusammenwirken mit bestimmten weiteren 
Strafzumessungstatsachen umso geringer , j e  belastender der 
j eweilige Umstand ist ;  eine Beobachtung , die der von Frosch 
für die Strafrahmen der Delikte aufgestellten Hypothese 
entspricht. Dies gilt etwa für die Merkmale Deliktsschwe­
re , Gewaltanwendung und bisherige Delinquenzbelastung. Es 
gil t j edoch beispielsweise nicht für die Merkmale Einschlä­

gigkeit der früheren Taten , Entlassungsintervall und Tat­

mehrheit ; hier ist der Einfluß von § 48 gerade dann am 
stärksten , wenn entweder eine mittlere oder die schwerste 

Ausprägung des j eweiligen Merkmals vorliegt. 

Als wesentliches Ergebnis dieser Untersuchung ist also fest ­
zustellen ,  daß sich die Anwendung des § 48 auf die Strafhö­
he sehr ungleichmäßig auswirkt und daß sich seine Wirkungs­
weise nicht in einer allgemeinen Form erfassen und systema­

tisieren läßt. 

Die in dieser Untersuchung ermittelten Zusammenhänge sind , 

soweit sich aus ihnen gleichwohl eine allgemeine Aussage 
ableiten läßt , von einer gewissen Gegenläufigkeit gekenn­
zeichnet. Zum einen ist zu beobachten , daß § 48 umso häufi­
ger angewandt wird , j e  belastender die weiteren Strafzumes­

sungstatsachen für den Täter sind. Zum anderen ist gerade 

für die beiden wichtigsten Strafzumessungstatsachen , näm-
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lieh die Deliktsschwere und die bisherige Delinquenzbela­
stung (vgl. Tab. 36 Nr , 1 und 2) , die auch die Anwendung 

des § 48 beeinflussen (vgl . Tab. 53  Nr. 4 und 11 ) ,  erkenn­

bar, daß der Einfluß des § 48 auf die Strafhöhe umso gerin­
ger wird , j e  belastender die j eweiligen Merkmale sind. 
Hieraus folgt, daß die praktischen Auswirkungen der allge­

meinen Rückfallvorschrift gerade in den Fällen am gering­
sten sind, in denen sie am häufigsten angewandt wird. 

Eine ähnliche Gegenläufigkeit ist auch im Hinblick auf die 

Anwendung des § 48 bei bestimmten Straftatbeständen zu be­
obachten. In den Verfahren, in denen die Rückfallschärfung 
am häufigsten erfolgt, nämlich bei den Straftaten gern. §§ 

242 , 243 (vgl. Tab. 3 9) , sind in der Strafhöhe keine sig­
nifikanten Unterschiede feststellbar. Andererseits sind 

die Unterschiede gerade in den Verfahren am deutlichsten, 
in denen§ 48 weder überdurchschnittlich häufig noch über­
durchschnittlich selten angewandt wird, nämlich bei den 

Straftaten gern. § 263 StGB und§ 21 StVG. 

Aus diesen zusammenhängen werden idealtypisch zwei Konstel­

lationen deutlich , die bei der Diskussion um die weitere 
Beibehaltung des § 48 eine besondere Aufmerksamkeit ver­
dienen. In den Fällen, in denen .die Anwendung des § 48 am 
häufigsten erfolgt, ist sie für die Strafhöhe am wenigsten 
relevant. U�gekehrt ist die Anwendung in den Fällen, in de­
nen sie für die Strafhöhe am relevantesten ist , unter dem 
Gesichtspunkt einer im übrigen geringen Schuld des Täters 
(z . B .  geringe Deliktsschwere , niedrige bisherige Delinquenz­

belastung) problematisch. Angesichts der insgesamt sehr inho­
mogenen Wirkungsweise des § 48 sind in dieser Untersuchung 

freilich auch zahlreiche zusammenhänge festgestellt worden, 
die zu diesen beiden idealtypischen Konstellationen in einem 

Widerspruch stehen. 



- 382 -

2. 7. 5.  Die Gesamtstrafenbildung 

Ausgehend von der Prämisse , daß sich die Anwendung von § 48 

bei nur einer verurteilten Tat auf die Höhe der Freiheits­
strafe auswirkt , läßt sich aus theoretischer Sicht die An­
nahme aufstellen , daß sich dieser Anwendungseffekt bei der 
Gesamtstrafenbildung fortsetzt und verstärkt. In der empiri­
schen Untersuchung sollte deshalb der doppelten Fragestel­

lung nachgegangen werden , in welcher Weise sich§ 48 bei 

der Gesamtstrafenbildung auswirkt , und ob sich ggf . seitens 
des Gerichts Anzeichen für die Umgehung einer unerwünscht 

hohen Gesamtstrafe ergeben . 

Die Untersuchungsergebnisse haben die eingangs formulier-
te Annahme im wesentlichen bestätigt . Die zwischen den Mit­
telwerten der Freiheitsstrafen in den Anwendungsfällen und 
den Nichtanwendungsfällen bestehende Differenz wird tenden­
ziell umso größer , j e  mehr Einzeltaten verurteilt werden. 
Der sich in der Differenz zwischen den Mittelwerten aus­

drückende Anwendungseffekt von§ 48 wird also umso stärker , 
j e  mehr Einzelstrafen bei der Gesamtstrafenbildung zu be­

rücksichtigen sind. Die grö ßten (sichersten) Unterschiede 

sind dann zu beobachten , wenn gleichzeitig drei Taten ver­
urteilt werden. Die Auswirkungen der Anwendung von § 48 auf 
die Strafhöhe , die sich bei Verurteilung nur einer einzigen 

Tat lediglich im Zusammenwirken mit bestimmten weiteren Um­
ständen zeigen , erfahren danach bei der Gesamtstrafenbildung 
eine derartige Verstärkung , daß sie auch unabhängig von wei­
teren Umständen feststellbar sind . Die leichte Abnahme des 
Mittelwertunterschieds bei vier oder mehr verurteilten Ta­
ten dürfte darauf zurückzuführen sein , daß in dieser Gruppe 
der Anteil der Einzelstrafen , bei deren Bemessung§ 48 ange­
wandt wird , zurückgeht , wodurch auch der Anwendungseffekt 
von § 48 geringer werden dürfte. 
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Die Verstärkung des Anwendungseffekts von§ 48 kann von den 
Gerichten zuweilen unerwünscht sein, weil die Höhe der zu 

bildenden Gesamtstrafe wegen der sechsmonatigen Mindestfrei­
heitsstrafe der Einzelstrafen wesentlich durch die Tatsache 
der Rückfälligkeit des Täters bestimmt wird und die Bedeu­
tung anderer Strafzurnessungsfaktoren, etwa der Unrechts- und 

Schuldgehalt der einzelnen Delikte, hierdurch zurückgedrängt 

wird. Der Anwe ndungseffekt von § 48 kann insbesondere dann 
unerwünscht sein ,  wenn es sich bei den verurteilten Delik-
ten um Straftaten an ge ringwertigen Sachen (§ 248 a )  han­

delt. Hieraus ließe sich folgern, daß die Gerichte eine durch 
die Anwend ung des § 48 bedingte hohe Gesamtstrafe in irgend­

einer Weise zu vermeiden suchen. 

Wie die Untersuchung gezeigt hat, läßt sich allerdings e ine 
in diese Richtung zie lende Praxis der Gerichte nicht nach­

weisen, Im Hinblick auf die Zahl der Taten ist eine Tendenz 
zur Umgehung hoher Gesamtstrafen nicht erkennbar. Für die 
Frage, in welchem Umfang die Gerichte die Zahl der angeklag­
ten Taten durch die Annahme von Fortsetzungszusammenhang 
oder Einstellung in der Hauptverhandlung (etwa gern. § §  1 53 
II, 1 54 II StPO) verringern, ist es nämlich ohne Bedeutung, 

ob§ 48 bei der Strafzumessung angewandt wird oder nicht. 
Ein Vergleich der Strafhöhen für eine einzelne Tat und für 
die am schwersten bewertete Einzeltat (Einsatzstrafe , § 54 
I 1) zeigt ferner, daß auch die Einsatzstrafe nicht gerin­
ger ausfällt als die Freiheitsstrafe bei Verurteilung nur 

einer einzigen Tat .  

Als wesentliches Ergebnis dieser Untersuchung ist mithin 

festzuhalten, daß sich die Anwendung von § 48 in der Praxis 
der Gerichte umso stärker auswirkt, j e  mehr Einzelstrafen 
bei der Gesamtstrafenbildung zu berücksichtigen sind . Das 
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in dem vorigen Abschnitt angesprochene Problem, daß sich 

§ 48 insbesondere in den Verfahren auswirkt , in denen die 
Schuld des Täters trotz des Rückfalls als relativ gering 
anzusehen ist , wird damit bei der Gesamtstrafenbildung 
noch weitaus bedeutsamer. 
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4. Kapitel 

Die aus den Untersuchungsergebnissen zu ziehenden Konsequen­
zen : § 48 de lege ferenda 

Wie die empirische Untersuchung gezeigt hat , gibt die prak­
tische Anwendung der allgemeinen Rückfallvorschrift in ver­

schiedener Hinsicht Anlaß zur Kritik. Auf der Seite der An­
wendungsvoraussetzungen ist festzustellen , daß die materiel-
le Rückfallklausel die ihr zugedachte Funktion , eine flexible­
re Berücksichtigung der Vorstrafen eines Täters zu  ermög­

lichen , weitgehend nicht erfüllt. Es bestehen Hinweise auf 
eine Anwendungspraxis , die dem Schuldgrundsatz nicht ent­

spricht , weil die Persönlichkeitsstruktur der Täter nicht 
in ausreichendem Maß berücksichtigt wird. In ungefähr j edem 
sechsten Fall erfolgt die Anwendung des § 48 auf ein un­
selbständiges Bagatelldelikt , was unter dem Gesichtspunkt 
des schuldangemessenen Strafens ebenfalls problematisch er­
scheint. Auf der Seite der Anwendungsfolgen ist zu kriti­
sieren , daß sich§ 48 sehr ungleichmäßig auf die Strafhöhe 
auswirkt und sich eine homogene Wirkungsweise nicht erken­
nen läßt. Dabei zeigen sich die Auswirkungen der Anwendung 
der allgemeinen Rückfallvorschrift in besonders deutlicher 
Weise , wenn der Strafzumessung mehrere realkonkurrierende 
Straftaten zugrunde liegen ; hier tritt also noch eine Ver­
stärkung des unter Schuldgesichtspunkten problematischen 
Anwendungseffekts ein. 

Diese aus der empirischen Analyse der Anwendungspraxis ab­
geleiteten Kritikpunkte decken sich teilweise mit der auch 
in der strafrechtlichen und kriminologischen Literatur vor­

getragenen Kritik 1) . Die verbreitete Unzufriedenheit mit 
der allgemeinen Rückfallvorschrift gibt Anlaß zu der Frage , 

1) Siehe dazu im einzelnen oben S. 26 ff. 
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ob de lege ferenda die unveränderte Beibehaltung des § 48 
empfehlenswert ist . 

1. Die in der Literatur vorgeschlagenen Änderungen 

In der bis lang zu§ 48 veröffentlichten Literatur finden 
sich nur wenige positive Stellungnahmen 1) . In der überwie­
genden Mehrzahl der Aufsätze und Dis sertationen wird für 
eine Änderung des gegenwärtigen gesetzlichen Zustands plä­
diert. Dabei las sen sich im groben zwei Richtungen unter­
scheiden: zum einen wird eine Modifizierung , aber grundsätz­
liche Beibehaltung des § 48 , zum anderen seine vollständige 
Abschaffung angestrebt. 

Die meisten Vorschläge für eine Modifizierung des § 48 er­
geben sich au s der Kritik an der Einbeziehung der unselb­

ständigen Bagatelldelikte in den Anwendungsbereich der all­
gemeinen Rückfallvorschrift. Richter leitet hierau s die For­
derung ab , der Gesetzgeber solle in§ 48 I oder II au sdrück­
lich klarstellen, daß Bagatelldelikte al s Rückfalltaten aus­

schieden 2) . Forster schlägt vor , die Ausnahmeregelung des§ 
48 II auf alle Antragsdelikte zu erweitern 3) ; hierdurch wür­
den sämtliche Straftaten an geringwertigen Sachen (§ 248 a) 
aus dem Anwendungsbereich des § 48 I herausfallen. In die 
gleiche Richtung zielt auch der Vorschlag von Zipf. Er hält 
allerdings eine Erweiterung de� Au snahmeregelung des § 48 II 
für ungeeignet und plädiert stattdes sen für eine tatbestand­
liche Privilegierung der wichtigsten Eigentums- und Vermö­

gensdelikte an geringwertigen Sachen ,  deren angedrohte Höchst­
strafe weniger al s ein Jahr Freiheit s strafe betragen müsse  4) 

1) Breidthardt 1 97 1 , 69,  137 ("begrüßenswert") ; vgl. auch 
Reiß 1974 ,  303. 

2) Richter 197 7 , 1909. 
3) Forster 197 8 ,  99. 

4) Zipf 197 7 ,  389 ; Maurach-Zipf 197 7 ,  499 ; an der zuletzt ge­
nannten Stelle schlägt Zipf i.ü . die Streichung des § 48 I 
Nr. 2 und die Verkürzung der Frist des § 48 IV vor. Im Er­
gebnis ebenso Kaiser 1 979 , 71 Rn. 24. 
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In diesem Zusammenhang verdient auch der bereits im Gesetz ­

gebungsverfahren vertretene Vorschlag Erwähnung, als taug­
liche Rückfalltaten von vornherein nur "erhebliche" Straf­

taten zuzulassen 1) . 

Die weiteren VorBchläge für eine Modifizierung des § 48 zie­
len auf eine Neufassung der materiellen Rückfallklausel ab . 
Noch bevor die allgemeine Rückfallvorschrift Gesetz wurde, 
machte Maurach in seinem Gutachten für den 43. Deutschen Ju­
ristentag den Vorßchlag, anstelle der Warnungsformel die ob­
j ektive rechtsethisch-psychologische Gleichartigkeit der Vor­
taten und der Rückfalltat �ur materiellen · Voraussetzung zu 

erheben 2) . Kürschner fordert die Konkretisierung der mate­

riellen Rückfallklausel im Hinblick auf die Frage, welche 
schuldmindernden oder schuldsteigernden Momente und welche 
präventiven Gesichtspunkte berücksichtigt werden dürften 3 ) . 
Auch Breidthardt scheint eine Prä zisierung der materiellen 
Rückfallklausel für wünschenswert zu halten 4) _ 

Vorwiegend wird j edoch die vollständige Abschaffung der all­

gemeinen Rückfallvorschrift gefordert. Bindokat 5 l , H. Mayer 6) 

Blei 7) und 1!.2.m 8) treten für die ersatzlose Streichung 

des § 48 ein. Dieser Auffassung scheint auch Härtel zu sein, 
der diese Vorschrift zur Disposition des Gesetzgebers stel-

1) Prot . V, 387  ff. , insbes. 3 8 8  f. 
2) Maurach 1960, 3 4 ;  Maurach plädiert 1. u. für die Einbe­

ziehung der schweren Fahrlässigkeitstaten in den Anwen­
dungsbereich des § 48, 

3) Kürschner 1978, 107 f. 
4) Die Äußerungen von Breidthardt 1971, 136 sind in dieser 

Frage etwas unklar. 
5) Bindokat 1959, 291. 

6) H. Mayer 1968, 159. 

7) Blei 1972, 647. 

8) Horn 1977, 566 f. 
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len wil l ,  wenn sich eine verstärkte Anwendung auf Rückfall­

taten aus dem Bereich der Bagatelldelinquenz feststellen 
lasse 1 ) Aus dem Kreis des Alternativentwurfs und seiner 
Verfasser kommt der Vorschlag , die allgemeine Rückfallvor­

schrift abzuschaffen und als staatliche Reaktion gegenüber 
Rückfalltätern die Unterbringung in der sozialtherapeuti­
schen Anstalt und notfalls in der Sicherungsverwahrung vor­
zusehen 2) . In diesem Sinne dürfte wohl auch der Vorschlag 
von Mir Puig zu verstehen sein , § 48 abzuschaffen und durch 

geeignete Maßregeln zu ersetzen 3) _ Frosch fordert die Ab­

schaffung des § 48 und seine Ersetzung durch resozialisie­
rende Rechtsfolgen anstelle oder neben einer tatschuldange­

messenen Geldstrafe im Bereich unter 6 Monaten Freiheits­
strafe; hierfür biete sich eine Vorschrift wie§ 56 AE-AT 
an 4) 

2. Stellungnahme und eigener Vorschlag 

Die an den Gesetzgeber herangetragenen Änderungswünsche sind 
vielfältig. Die Frage , ob und ggf. in welcher Form auch hier 
eine Empfehlung abgegeben wird , hat sich dabei nicht nur un­

ter Schuldgesichtspunkten an dem Gedanken der Gerechtigkeit 
und unter Präventionsgesichtspunkten an dem Gedanken der 

Zwe�kmäBigkeit , sondern auch an der Praktikabilität der 
vorgeschlagenen Neuregelung zu orientieren. 

Wie in dieser Arbeit deutlich geworden sein dürfte , können 
gegen die allgemeine Rückfallvorschrift in verschiedener 

1) Härtel 1973 , 176. 
2) AE-AT 1969, 213 ; Hanack 1968 , 113 ff. ; Baumann 1970 , 8 ;  

ders. 197 7 ,  672 ;  vgl. auch Grünwald 1968 , 98. 

3) Mir Puig 1974 ,  208 ff. 

4) Frosch 1976,  185 ff. 
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Hinsicht Einwände erhoben werden. Die Kritik richtet sich 

sowohl gegen die Anwendungsvoraussetzungen als auch gegen 
die Anwendungsfolgen. Der auf der Rechtsfolgenseite fest­

gestellten Inhomogenität dürfte dabei das stärkere Gewicht 
zukommen , denn hier werden Widersprüche sichtbar , die mit 
dem Gedanken der Gerechtigkeit nur schwer zu vereinbaren 
sein dürften. So läßt sich letztlich nicht befriedigend er­
klären , warum die Anwendung des § 48 bei Straftaten gern. 

§ 21 StVG und§ 263 StGB , nicht aber z. B. bei Straftaten 

gern. § 242 oder§ 246 zu signifikant höheren Freiheitsstra­
fen als die Nichtanwendung führt. Der Strafzumessungsgrund 
des Rückfalls wirkt sich also bei manchen Delikten stärker 
aus als bei anderen; eine Beobachtung , die den Gedanken an 

einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz (Ar� 3 I GG) 
nahelegt. Auch die Verstärkung des Anwendungseffekts der 
allgemeinen Rückfallvorschrift bei Realkonkurrenz stößt 
auf Bedenken. Ausgehend von dem Einwand , daß in§ 48 mit 
dem Rückfall ein Moment der Tatschuld , das für sie noch 
nicht einmal das wesentliche und charakteristische ist , 

überbewertet wird 1) , führt die mehrfache Einflußnahme der 
sechsmonatigen Mindestfreiheitsstrafe auf die Strafhöhe 
bei Realkonkurrenz zu einer noch weiteren Uberbewertung 
des Rückfalls. Während also schon bei der einfachen Anwen­
dung des § 48 im Rahmen der Strafzumessung der Gedanke an 
einen Verstoß gegen das Schuldprinzip naheliegt 2) , dürfte 
dies erst recht bei der mehrfachen Anwendung im Rahmen der 
Gesamtstrafenbildung gelten. 

Damit wird deutlich , daß die Vorschläge , die auf eine Modi­
fizierung der allgemeinen Rückfallvorschrift durch den Ge­
setzgeber abzielen , letztlich nicht weit genug gehen. Selbst 
wenn es nämlich gelänge , die Bagatellproblematik im Rahmen 

1) Hanack 1968 , 110 f. ; Frosch 197 6 ,  72 ,  154. 
2) Frosch 1976 , 7 2 ,  154. 
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des § 48 befriedigend zu lösen , bliebe weiterhin ein Be­

reich, in dem§ 48 - sollte er nicht im Verhältnis zu§ 46 

gänzlich unbedeutend und damit überflüssig sein - schuld­
konstitutiv wirken würde , so daß die eben genannten Beden­
ken weiter von Bedeutung wären. Der aus den Untersu chungs­

ergebnissen abzuleitende eigene Vorschlag kann daher nur 
dahin gehen, § 48 vollständig abzuschaffen. 

Gegen diese Empfehlung können zwei Einwände geltend gemacht 
werden. Zum einen läßt sich einwenden , § 48 sei erforder­
lich, um gegenüber Rückfalltätern eine einheitliche Straf­
zumessung zu gewährleisten 1) . Aber abgesehen davon, daß 

der tiefere Grund dafür unklar ist , warum gerade und aus­
schließlich gegenüber dieser Tätergruppe die Einheitlich­
keit der Strafzumessurrg angestrebt wird , ist nachdrücklich 
zu bezweifeln, daß der Gesetzgeber mit der Einführung von 

§ 48 dieses Ziel erreicht hat. Nicht nur in der Untersu chung 
von Kürschner wurde festgestellt , daß die materielle Rück­

fallklausel in der Praxis der Strafrichter unterschiedlich 
gehandhabt wird 2) , sondern au ch hier war festzustellen, 
daß sich § 48 sehr ungleichmäßig auf die Strafhöhe auswirkt. 

Zum anderen läßt sich die weitere Beibehaltung des § 48 

mit der Behauptung begründen , sie sei unter spezialpräven­
tiven Gesichtspunkten erforderlich, um eine ausreichend lan­
ge stationäre Resozialisierung zu ermöglichen 3) . Von einer 
derartigen Erforderlichkeit kann j edoch nur in den Fällen 
die Rede sein , in denen nicht schon andere Strafzumessungs­
faktoren , die gern. § 46 berücksichtigt werden, ebenfalls 

zu einer unter Resozialisierungsgesichtspunkten ausreichend 
langen Freiheitsstrafe Anlaß geben. Wie die vorliegende Un­
tersuchung gezeigt hat , sind dies die Fälle , in denen die 
Straftat vergleichsweise leicht und die bisherige Delin-

1) Härtel 1973 , 176. 
2) Kürschner 1978 , 87. 

3)  Maurach-Zipf 1977 , 499; Kaiser 1979 , 71 Rn. 24. 
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quenzbelastung vergleichsweise gering ist 1 ) . Hier würde 
die Strafzumessung allein nach den Grundsätzen des § 46 
häufig zu Strafen führen, die milder als die unter Anwen­
dung von§ 48 verhängten Strafen wären. In diesen Fällen 
werden durch§ 48 j edoch Strafen gefördert, die unter 

Schuldgesichtspunkten zumindest problematisch sind, so 
daß sich die Befürworter der weiteren Beibehaltung des 

§ 48 die Frage stellen lassen müssen, ob sie es angesichts 
der gegenwärtigen konkreten Ausgestaltung des Strafvoll­
zugs verantworten können, allein aus Gründen der Spezial­
prävention (d. h. im wesentlichen der Resozialisierung) in 
Einzelfällen auch nicht mehr schuldangemessene FreihBits­

strafen in Kauf zu nehmen. 

Darüber hinaus ist aber auch fraglich, ob die Verbüßung 
einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe für eine erfolgreiche 

Resozialisierung überhaupt ausreichend ist ; nach den bis­
her vorliegenden kriminologischen Erkenntnissen dürfte 

hierfür vielmehr eine wenigstens zwölfmonatige Verbüßungs­
dauer erforderlich sein 2) . 

Mit der vollständigen Abschaffung des § 48 wäre die Aufga­
be der Strafzumessung gegenüber Rückfalltätern allein nach 
den in § 46 festgelegten Grundsätzen zu lösen. In den Fäl­

len, in denen die Schuld des Täters nicht zu Freiheitsstra­
fen von 6 Monaten oder mehr Anlaß gibt, könnten Freiheits­
strafen nur noch dann verhängt werden, wenn sie "zur Ein­
wirkung auf den Täter oder zur Verteidigung der Rechtsord­
nung unerläßlich" wären (§ 47 I) ; i.ü. müßten Geldstrafen 
verhängt werden. Hiergegen wende man nicht ein, dieser Vor­
schlag führe faktisch entweder über§ 47 oder über§ 43 zu 
der verpönten und durch das 1. StrRG weitgehend abgeschaff­
ten kurzfristigen Freiheitsstrafe 3) Die Alternative hier-

1) Zu den Ausnahmen vgl. Tab. 65 , 66 und 67 
2) Vgl. Schaffstein 1980, 105, 107 ;  Schöch 1975a, 262 ff. 

3) Jescheck 1968, 62. 
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zu ist über§ 48 die als Uberschuldstrafe verhängte länge­
re Freiheitsstrafe , deren spezialpräventive Effektivität 

angesichts der tatsächlichen Verhältnisse im Strafvollzug 
oft nur Wunsch , nicht Wirklichkeit ist. Im Hinblick auf 
den mit Verfassungsrang ausgestatteten Verhältnismäßigkeits­
grundsatz dürfte bei dieser Entscheidung die kurzfristige 
Freiheitsstrafe als das "kleinere Ubel" vorzu z iehen sein. 

Die allgemeine Rückfallvorschrift abzuschaffen , kann nur 
die erste , wenn auch dringendste Empfehlung a� den Gesetz­

geber sein. Die beiden hiergegen genannten Einwände weisen 
j edoch au f weitere Probleme hin, über die es darüberhinaus 
nachzudenken gilt. Hier sei nur angedeutet , daß eine Ver­
einheitlichung der Strafzumessungspraxis in Anlehnung an 

nordamerikanische Erfahrungen 1) mit der Erarbeitung von 
Strafzumessungsrichtlinien erreicht werden k�nnte , die ggf. 
in § 46 zu normieren wären , und daß die spezialpräventive 
Einflu ßnahme auf Rückfalltäter im Zusammenhang mit der Ver­
hängung von Geldstrafe durch die Erm�glichung von Weisun­
gen (etwa in Anlehnung an§ 5 6  AE-AT) denkbar ist 2) 

1) Siehe unten 5. Kap. 1 , 4 ,  und J.  
2)  Frosch 1976 , 186 f.  
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5. Kapitel 

Exkurs : Die Sanktionierung von Wiederholungstätern im 
Strafrecht der USA - eine Alternative zu § 48 StGB? 

Wie die Untersuchung zur Anwendungspraxis des § 48 StGB ge­
zeigt hat, wirft die praktische Handhabung der allgemeinen 
Rückfallvorschrift eine Reihe von Problemen auf, so daß es 
naheliegt, der verschiedentlich ausgesprochenen Empfehlung 
zu folgen, § 48 StGB de lege ferenda zugunsten der flexible­
ren Regelung in§ 46 StGB abzuschaffen . .  Die Erörterung der 

rechtspolitischen Frage, in welcher Weise Rückfalltäter ge­
recht, aber auch kriminologisch sinnvoll zu sanktionieren 

seien, läßt es dabei geboten erscheinen, das Blickfeld über 
die in der Bundesrepublik Deutschland gesetzlich normier-
ten oder die in der Literatur diskutierten Lösungsstrate­
gien hinaus auszudehnen und die in anderen Ländern prakti­
zierten oder diskutierten Regelungen auf ihre Verwertbar­
keit für das deutsche Rechtssystem hin zu untersuchen. 

Für einen aerartigen Rechtsvergleich bieten sich die USA 
an. Zwar basieren die Gesetzgebung und Rechtsprechung in 
den USA wegen des dort bestehenden Fallrechts (common law ) 
auf einem vollständig anderen Rechts- und Normverständnis 
als in der Bundesrepublik Deutschland. Dieser Kontrast könn-

te sich j edoch gerade in dem vorliegenden Zusammenhang als 
nützlich erweisen, wo es um die Suche nach möglichen Alter­
nativen zu bereits bekannten Regelungen geht. Für die Aus-
wahl der USA zum Zweck eines Rechtsvergleichs spricht dar-

über hinaus die Tatsache, daß in den 70er Jahren einzelne 
Teile sowohl des Strafgesetzbuchs des Bundes als auch der 

Strafgesetzbücher der meisten Ein zelstaaten reformiert wur­

den, wobei sich diese Teilreformen oftmals auf das Sanktionen­
recht bezogen. Aus den gesetz lichen Änderungen und den hier­

bei gesammelten Erfahrungen könnten sich ebenfalls neue Im­
pulse für das deutsche Recht ergeben. Schließlich läßt sich 
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für einen derartigen Vergleich die Uberlegung anführen , 

daß das Problem der Kriminalität in den USA in einem sehr 
viel größeren Umfang existiert als in der Bundesrepublik 

Deutschland 1 ) . Auch die Analyse des Versuchs der zustän­
digen amerikanischen Behörden und Gerichte , mit diesem 
Problem fertig zu werden , könnte neue Anregungen für die 
Sanktionierung von Wiederholungstätern in der Bundesrepu­
blik Deutschland vermitteln. 

In den folgenden Abschnitten wird deshalb der doppelten 
Fragestellung nachgegangen , in welcher Weise in den USA 

mit Wiederholungstätern verfahren wird , und welche Schluß­
folgerungen sich daraus für das deutsche Recht ziehen las­

sen . Die Darstellung der amerikanischen Verhältnisse steht 

hierbei im Vordergrund , denn sie dürften für den deutschen 
Leser weitgehend unbekannt sein . Die Darstellung bezieht 
sich dabei nicht nur auf den Teil eines Strafprozesses , in 
dem der Richter die Strafzumessung (sentencing) vornimmt , 
sondern sie versucht ,  auch über diej enigen übrigen Verfah­
rensabschnitte sowie diej enigen außerprozessualen Punkte zu 
informieren , an denen mit einem Wiederholungstäter anders 
verfahren wird als mit einem Ersttäter . 

1. Die gesetzlichen Regelungen 

Die in den USA geltenden gesetzlichen Regelungen zur Sank­
tionierung von Wiederholungstätern lassen sich in Abgren­
zung zum deutschen Recht durch zwei Stichworte kennzeich­
nen: ihre Härte (severity) in bezug auf die angedrohten 
Strafen und ihre Verschiedenartigkeit (variety ) innerhalb 
der Einzelstaaten sowie im Verhältnis zum Bund . Mit dem Be­
griff der Härte soll dabei ausgedrückt werden , daß die im 
Gesetz für die Begehung einer Straftat angedrohten Rechts-

1) Vgl. dazu etwa President 1 s Commission 1968 , 87 ff . 
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folgen regelmäßig schwerwiegender sind, als es der Regelung 
im deutschen Recht entspricht . Die relative Härte der an­

gedrohten Sanktionen läßt sich nicht nur an den Rechtsfol­
gen für die einzelnen Straftaten ablesen, wovon die noch 
im Bund 1) und in etlichen Einzelstaaten 2) bestehende To­

desstrafe ein beredtes Zeugnis ablegt, sondern sie findet 
sich auch und insbesondere in den gesetzlichen Regelungen 
für WiBderholungstäter wieder . Nach einer Tabelle des 

American Law Institute 3 ) bestand im Jahr 1954 in 24 Ein­
zelstaaten die Möglichkeit , bei der dritten (7 Einzelstaa­
ten) oder vierten (17) Verurteilung eines Straftäters gegen 
ihn die lebenslange Freiheitsstrafe zu verhängen . Diese Zahl 

erhöhte sich noch im Verlauf der nächsten 20 Jahre. So be­
stand nach einer von Hand/Singer 4) im Jahr 1973 erstell-
ten Tabelle in 29 Einzelstaaten 5 )  die Möglichkeit, gegen­

über einem Wiederholungstäter die Strafe bis auf eine le­
benslängliche Freiheitsstrafe zu erhöhen, wenn er zum zwei­
ten (4 Einzelstaaten) , dritten (10) oder vierten (15) Mal 

verurteilt wurde. Für die Zeit nach 1973, in der in den 
meisten Einzelstaaten die Strafrechtsreformgesetze erlas-
sen wurden, fehlt es bislang an einer vergleichbaren Auf­

stellung . 

Die unterschiedliche Anzahl an Vorverurteilungen, die j e­
weils für die Anwendung der Straferhöhungsvorschriften er-

1) Tit .  18 USC §§ 1111 (b) , 2381 iVm . § 3 566 . 
2) Z . B. Ky . Rev . Stat . 532, 03 5 ; Texas Penal Code§ 12 . 31 ;  

Utah Code Ann . 7 6  - 3 - 206 (1) ; Cal . Penal Code § 190 ; 
N . Y .  Penal Law § 60 . 06 .  

3)  ALI 1 954 ,  39 f .  
4) Hand/Singer 1974, 40 ff . ;  zur Härte der Sanktionen vgl . 

auch ABA 1967, 162 f .  
5 )  Hierzu dürfte auch die Regelung in Maine (15 M . R . S . A .  

§ 1742) zu rechnen sein, nach der eine Freiheitsstrafe 
in beliebiger Länge verhängt werden konnte . Diese Rege­
lung wurde j edoch 197 5 ersatzlos aufgehoben . 
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forderlich sind,  deutet bereits den Hintergrund des zwei-

ten erwähnten Stichworts , der Verschiedenartigkeit inner­
halb der Bundesstaaten 1) , an. Innerhalb der Einzelstaaten 
sowie im Verhältnis zum Bund besteht in bezug auf die Re­

gelungen zur Sanktionierung von Wiederholungstätern weder 
eine Homogenität noch gar eine Uniformität. Diese speziel-
le Frage kann gesetzlich geregelt sein , sie kann aber auch , 

wie z. B. in Maine 2) , ungeregelt geblieben sein. Unterschie­

de bestehen nicht nur bei der Anzahl der Vorverurteilungen , 
sondern auch bei der Frage , welcher Art die früheren Taten 
sowie die Rückfalltat sein müssen , oder bei der Frage , ob 
die j eweilige Vorschrift obligatorisch oder fakultativ an­

wendbar ist. Auch die Art der Rechtsfolge variiert ; so kann 
der Richter in manchen Staaten nur eine unbestimmte , in an ­

deren nur eine bestimmte Freiheitsstrafe verhängen , was in 

der Regel von der Ausgestaltung des allgemeinen Sanktionen­
systems des j eweiligen Bundesstaats abhängig ist . 

Die Verschiedenartigkeit der gesetzlichen Regelungen macht 
es erforderlich, die Darstellung auf einige wesentlich er­

scheinende Punkte zu reduzieren. Dabei soll nicht in der 
Form vorgegangen werden , daß versucht wird , die verschiede­
nen Einzelregelungen in eins oder mehrere formale Systeme 
zu integrieren , welche dann als das amerikanische Sanktionen­
recht behandelt werden. Eine derartige Betrachtungsweise 

müßte notwendigerweise oberflächlich bleiben. Stattdessen 
soll in der folgenden Darstellung versucht werden , eine Aus­
wahl von Einzelregelungen möglichst vollständig vorzustel­
len , um hieraus die entsprechenden Schlußfolgerungen für 

das deutsche Recht zu ziehen . Hierbei sollen vor allem auch 
die drei wichtigsten in den letzten Jahren vorgelegten Mu­
sterentwürfe für eine Reform des Straf- und Strafzumessungs­

rechts berücksichtigt werden , da sich ihre Vorschläge in 

1) Vgl. dazu Hand/Singer 1974,  2 ff. , 10 ff. 

2) Vgl. S. 395 Fn. 5) . 
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der Gesetzgebung sowohl des Bundes als auch verschiedener 
Einzelstaaten niedergeschlagen haben. 

1. 1. Model Penal Code 

Im Jahr 1962 wurde von den Mitgliedern des American Law 
Institute die endgültige Fassung eines Musterentwurfs für 
ein Strafgesetzbuch, der Model Penal Code , beschlossen, 
Die endgültige Fassung beruhte auf umfangreichen Vorarbei­
ten, die sich über eine Zeitspanne von 10 Jahren hingezo-

gen und zu insgesamt 13 Vorentwürfen geführt hatten. Der 
Model Penal Code hat nicht nur einen rein strafrechtlichen 
Inhalt , wobei zwischen einem allgemeinen ( § §  1. 01. bis 

7. 09. ) und einem besonderen Teil ( § §  210, 0. bis 251. 4. ) un­

terschieden wird , sondern er regelt auch die Strafvollstrek­
kung ( § §  3 01. 1. bis 306. 6. ) sowie die behördliche Organisa­

tion der Strafvollstreckungsorgane ( § §  401.1. bis 405 , 4. ) .  

Die Gesetzestechnik in bezug auf die Festlegung der Rechts­
folge ist im Model Penal Code wie j etzt auch in zahlreichen 
Bundesstaaten eine andere als im deutschen Recht. Während 
im Besonderen Teil des deutschen Strafgesetzbuchs j eder Tat­

bestand eine auf ihn abgestimmte Rechtsfolge enthält, fin­
det im Besonderen Teil des Model Penal Code lediglich eine 
Klassifizierung der Delikte statt ; j eder Straftatbestand 
enthält als Rechtsfolge die Zuordnung zu den Deliktsgruppen 

Verbrechen (felony) ersten, zweiten oder dritten Grades , 
Vergehen (misdemeanor) oder geringfügiges Vergehen (petty 
misdemeanor) . Im Allgemeinen Teil des Model Penal Code wer­
den dann die Rechtsfolgen für die einzelnen Deliktsgruppen 
konkretisiert. Die Höhe der normalerweise zu verhängenden 
Freiheitsstrafen kann dem linken Teil der Tab. 78 (ordinary 
terms) entnommen werden. Neben der Freiheitsstrafe kann auch 
eine Geldstrafe verhängt werden , deren Obergrenze sich eben­
falls an der Schwere der einzelnen Deliktsgruppen orientiert 
(§ 6. 03. ) .  
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Tab. 78 :  Höhe der Freiheitsstrafen im Model Penal Code in 
Jahren 

Felonies 0rdinary Term Extended Term 
(Verbrechen) Min. Max. Min. Max. 

1 st degree 1 - 10 lebensl. 5 - 1 0 lebensl. 

2nd degree 1 - 3 1 0 1 - 5 1 0 - 20 

3rd degree 1 - 2 5 1 - 3 5 - 1 0 

Misdemeanors 

(Vergehen) 

Misdemeanor - 0 - 1 0 - 1 3 

Petty misd. - 0 - 30 Tage 0 - 6 Mon. 2 

Quelle : American Law Institute 1962 , §§ &06. , 6. 07. , 6. 08. , 
6. 09. 

Tab. 78 enthält als Untergrenze (Min. ) für die Verhängung 
von Freiheitsstrafen für Verbrechen zwei Zahlen , die den 
Strafrahmen angeben , innerhalb dessen die Mindeststrafe im 
Einzelfall gebildet werden muß. Im übrigen mag die Unter­
scheidung zwischen einer Mindest- und einer Höchststrafe 
verwundern. Sie läßt sich damit erklären , daß im Model Penal 
Code - wie auch noch vor den Strafrechtsreformen der letzten 
Jahre in fast allen Bundesstaaten - die Verhängung von unbe­
stimmten Fr�iheitsstrafen (indeterminate sentencing) vorge­
sehen ist 1 J .  Die Verhängung einer unbestimmten Freiheits­
strafe bedeutet für den Verurteilten , daß die Festlegung 
der tatsächlichen Dauer der Strafverbüßung von der Entschei­
dung eines Entlassungsgremiums (parole board) abhängig ist. 
Die Aussetzung des Strafrests zur Bewährung und die Entlas­
sung aus dem Strafvollzug (release on parole) können j edoch 
erst dann erfolgen , wenn der Verurteilte wenigstens die Min­
deststrafe 2 ) verbüßt hat (§ 305.6. ) .  Hat das Gericht eine 
Freiheitsstrafe in bestimmter Höhe verhängt , so kann das 
parole board die Entlassung aus dem Strafvollzug j ederzeit 

1 )  Eine Ausnahme stellen im Model Penal Code lediglich die 
nicht erhöhten Strafen für (geringfügige ) Vergehen dar ; 
vgl. § 6. 08. 

2) Diese kann durch ein Bonus-System für gute Führung noch 
verkürzt werden , vgl. § 305. 1 .  
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anordnen. Im deutschen Recht besteht demgegenüber die Mög­
lichkeit der Verhängung von unbestimmten Freiheitsstrafen 
nur als Sanktion für die Straftaten von Jugendlichen und 
Heranwachsenden (§ 19 JGG) . 

Der Model Penal Code enthält zwar eine ausdrückliche Nor­
mierung der mit der Strafe verfolgten Zwecke (§ 1.02. (2) ) 1 ) ; 
Strafzumessungsrichtlinien oder auch nur eine Aufzählung ver­
schiedener Strafzumessungsfaktoren , wie sie im deutschen 
Recht in § 46 II StGB stattgefunden hat , enthält er j edoch 
nicht 2) . Uber die vorgesehenen Auswirkungen der Rückfäl­
ligkeit eines Täters auf die Schwere der Sanktion lassen 
sich daher keine Aussagen treffen. Stattdessen findet sich 
im Model Penal Code allerdings eine Regelung , die unter be­
stimmten Voraussetzungen die Verhängung einer längeren als 
der gewöhnlichen Freiheitsstrafe (extended terms) ermög-

licht. 

Eine Erhöhung der Freiheitsstrafe kann gern. §§ 7 . 03 . ,  7.04. 
gegenüber vier Tätergruppen erfolgen: dem Wiederholungstä-
ter (persistent offender) , dem Berufsverbrecher (professional 

criminal) , dem gefährlichen Geisteskranken (dangerous , men­
tally abnormal person) und dem Mehrfachtäter (multiple offen­
der) . 

Ein Wiederholungstäter ist derj enige , der bereits zweimal 
wegen Verbrechen oder wegen eines Verbrechens und zweier 
Vergehen verurteilt worden ist und dafür eine Freiheits­
strafe verbüßt hat . Als Berufsverbrecher wird derj enige 
angesehen, dessen Einkommen im wesentlichen nur damit er-

1) Vgl. dazu unten S. 447 ff. 

2) Derartige Hinweise finden sich nur an zwei Stellen , näm­
lich zum einen bei der Regelung der Frage , welche Straf­
art zu wählen ist. Gern. § 7.01. (2) (g) soll die Frei­
heitsstrafe dann nicht zur Bewährung ausgesetzt werden 
(withholding sentence of imprisonment) , wenn der Verur­
teilte bereits Vorstrafen aufweist oder nicht seit län­
gerem ein gesetzestreues Leben geführt hat. Zum anderen 
finden sich derartige Hinweise bei der Regelung der Ent­
scheidung des parole board , den Gefangenen aus der Straf­
haft zu entiassen. Gern. § 305.9. (2) ( j )  ist hier auch die 
Vorstrafenbelastung des Gefangenen zu berücksichtigen. 
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klärt werden kann , daß es aus Straftaten stammt. Die Fest­
stellung , ein Täter sei ein gefährlicher Geisteskranker ,  
kann nur aufgrund einer psychiatrischen Untersuchung ge­
troffen werden und setzt eine geistige Abnormalität vor-
aus. Als Mehrfachtäter wird derj enige bezeichnet, der gleich­
zeitig wegen zweier oder mehrerer Verbrechen verurteilt wird ; 
bei ihm ist die Straferhöhung nur dann möglich , wenn sie 
nicht ohnehin schon durch die Konkurrenzregeln (§ 7 . 06 . )  vor­
gesehen ist . 

Mit Ausnahme des Mehrfachtäters , dessen Aufnahme in den 
Kreis der Tätergruppen, denen gegenüber die Strafe erhöht 
werden kann , eine Konsequenz der Konkurrenzregeln des Model 

Penal Code ist , liegt die Intention dieser Regelung darin , 
den gefährlichen Täter härter zu bestrafen als den "norma­
len" Straftäter . Die Gefährlichkeit ist deshalb für den Wie­

derholungstäte r ,  den Berufsverbrecher und den Geisteskranken 
eine zusätzliche Voraussetzung (committment for an extended 
term is necessary for the protection of the public) 1) . 

Die Verhängung einer längeren als der gewöhnlichen Freiheits­
strafe äußert sich grundsätzlich in einer Erhöhung der Min­
dest- und Höchststrafe 2) ; allein bei Verbrechen ersten Gra­
des , deren Höchststrafe die lebenslängliche Freiheitsstrafe 
ist , ist lediglich die Untergrenze für die zu verhängende 

Mindeststrafe erhöht. Die Dauer der erhöhten Freiheitsstra­
fen kann im einzelnen dem rechten Teil von Tab. 78 (extended 
terms) entnommen werden. Auch in bezug auf die erhöhten Frei­

heitsstrafen enthält der Model Penal Code keine Richtlinien 
oder einen Kriterienkatalog , der bei der Strafzumessung im 
Einzelfall zu berücksichtigen ist. Lediglich in der Begrün­
dung zu diesem Musterentwurf wird zum Ausdruck gebracht,  die 
verhängte Strafe müsse in einer Beziehung zu der Schwere der 
Straftat stehen 3) . 

1) Vgl. zum Ganzen ALI 1954 ,  38 ff . 

2) Bei (geringfügigen) Vergehen wechselt zusätzlich die 
Strafart ; statt einer bestimmten Freiheitsstrafe muß eine 
unbestimmte verhängt werden ; vgl. S. 398 Fn. 1) . 

3 )  ALI 1 954 , 41. 
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Zusammenfas send läßt sich sagen , daß der Model Penal Code 

in seinem sanktionenrechtlichen Teil zwei Ziele erreicht 
hat , in denen er s ich von den mei sten der bis  dahin gel­
tenden Gesetze des Bundes und der Einzelstaaten unterschei­
det. Zum einen liegt die Dauer der Freiheitsstrafen , die 
der Model Penal Code vors ieht , erheblich unter dem bis  da­
hin üblichen Strafniveau , indem für die große Mehrzahl der 
Straftaten die Obergrenze für die Höchststrafe bei 10 Jah­
ren festgelegt i st. Diese Obergrenze kann nur dann über­
schritten werden , wenn die Straftat ein Verbrechen ersten 
Grades ist (z.B. Mord , Kidnapping , schwere Vergewaltigung , 
schwerer Raub ) oder wenn für ein Verbrechen zweiten Grades 

(z.B. Tots chlag , s chwere Körperverletzung , Vergewaltigung , 
Einbruch , Raub ) eine erhöhte Freiheitsstrafe verhängt wer­
den kann. Zum anderen s ind im Model Penal Code zum ersten 

Mal die Voraussetzungen restriktiver gefaßt worden , unter 
denen die zu verhängende Freiheitsstrafe erheblich erhöht 
werden kann. Bis  zum Model Penal Code war es üblich 1) , bei 

einer bestimmten Anzahl von Vorverurteilungen wegen Ver­

brechen die Freiheits strafe drastisch zu erhöhen. Der Model 
Penal Code versucht stattdes sen , diese Möglichkeit durch 

die zusätzliche Voraus setzung der Gefährlichkeit des Wie­
derholungstäters einzugrenzen und gleichzeitig weitere Tä­
tergruppen herauszuarbeiten , bei denen die Straferhöhung 
ebenfalls angebracht ist. Die wesentliche Neuerung liegt 
mithin darin, daß in Besinnung auf den Strafzweck (die Ver­
hinderung von Straftaten ; § 1.02. (2 ) 2 ) ) eine erhebliche 
Straferhöhung in der Form der extended terms nur noch dann 
zulä s s ig ist ,  wenn es für die Verwirklichung dieses Straf­
zwecks erforderlich i st. 

1 )  In etlichen Bundes staaten gelten vergleichbare Regelun­
gen noch heute ; vgl. z.B. Ala. Code 13A - 5 - 9 ;  Col. 
Rev. Stat. 16 - 13 - 101 ;  Idaho Code 19 - 2514 ; La. 
Rev. Stat. Tit. 15 , § 529.1 ; Mas s .  ALM c 279 § 25 , 

2) Vgl. dazu unten S. 447 ff. 
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Die Regelung des Model Penal Code findet auf den ersten 
Blick im deutschen Recht keine Parallele. Zwar ist es gern. 

§ 46 I StGB möglich , bei der Strafzumessung auch präven-
tive Ziele zu berücksichtigen ; die Grundlage und die Gren-
ze hierfür bildet j edoch die Schuld des Täters. Eine Straf­

erhöhung , wie sie der Model Penal Code in den extended terms 
vorsieht , wäre danach im deutschen Recht nur dann zulässig , 
wenn gegenüber dem Täter ein gesteigerter Schuldvorwurf er­

hoben werden könnte. So kann die Vorstrafenbelastung eines 
Täters nur dann zu einer höheren Strafe führen, wenn ihm 
vorzuwerfen ist , daß er sich die früheren Verurteilungen 
nicht hat zur Warnung dienen lassen (vgl. § 48 I StGB) . 

Der Model Penal Code stellt dagegen für die Begründung der 

besonderen Straferhöhung nicht auf die gesteigerte Schuld 
eines Täters ab - was sich z . B .  bei der Bestrafung eines 
Wiederholungstäters darin äußert , daß j ede Art von Vorta­
ten ausreichend ist , sofern es sich dabei nur um Verbrechen 
bzw. Vergehen handelt - ,  sondern auf die Gesichtspunkte der 
Gefährlichkeit bzw. Resozialisierungsbedürftigkeit eines 

Täters. Eine von der Tatschuld unabhängige Berücksichtigung 
dieser Gesichtspunkte ist im deutschen Recht nur bei der 
Verhängung von Maßregeln der Besserung und Sicherung (§§ 

61 ff . StGB )  zulässig . Im Sinne der deutschen Terminologie 
lassen sich die extended terms des Model Penal Code danach 
eher als Maßregeln denn als Strafen verstehen . 

Die dem deutschen Recht geläufige Unterscheidung von Stra-
fen einerseits und Maßregeln andererseits findet sich im Mo­

del Penal Code nicht. Vielmehr wird hier versucht , die unter­
schiedlichen Zielrichtungen dieser beiden Sanktionsarten bei 
der Strafzumessung zu kombinieren , indem die Strafdauer nach 

den j eweils unterschiedlichen Erfordernissen (eine relativ 
geringe , der Tat angemessene Strafe für den "normalen" Tä­
ter , eine hohe, für lange Zeit isolierend wirkende Strafe 
für den gefährlichen Täter) bestimmt wird. Eine ähnlich un-
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differenzierte Regelung war im deutschen Recht bis zur Auf­
hebung durch das 1. StrRG im Jahr 1970 in§ 20a a. F. StGB , 

der Strafschärfung für gefährliche Gewohnheitsverbrecher ,  
enthalten 1) . 

1. 2. Model Sentencing Act 

Im Jahr 1963 wurde vom National Council on Crime and Delin­
guency ein Musterentwurf für ein Strafzumessungsgesetz , der 
Model Sentencing Act , vorgelegt ; eine zweite , verbesserte 
Auflage erschien im Jahr 1972. Zusätzlich gab der NCCD im 

Jahr 1969 Richtlinien für die Strafzumessung bei gefähr­
lichen Straftätern heraus (Guides to Sentencing the Dangerous 
0ffender) , die Hinweise darauf enthielten, wie der Richter 
auch ohne gesetzliche Grundlage die Konzeption des Model 

Sentencing Act praktisch anwenden konnte. Der Model Sen­
tencing Act beschäftigt sich ausschließlich mit der Straf­
zumessung bei Verbrechen 2) . 

Die in dem Gesetzestext des Model Penal Code zwar angeleg­

te , aber in der Begründung zu diesem Mustergesetz nicht nä­
her ausgeführte Unterscheidung zwischen dem gefährlichen und 
dem "normalen " Straftäter bildet die Ausgangsposition des 
Model Sentencing Act. So ergibt sich aus § 1 ,  daß es die 
Konzeption des Gesetzes ist, den gefährlichen Straftäter zu 

identifizieren, auszusondern und in der Haft so lange wie 
erforderlich bessernd zu behandeln, während andere Straftä­
ter nur für eine begrenzte Zeit in Haft genommen werden kön­

nen. Gegenüber nichtgefährlichen Straftätern sollen die 
Strafaussetzung zur Bewährung (probation) , die Aussetzung 
der Verhängung einer Strafe (suspended sentence) oder die 
Geldstrafe (fine) beschlossen werden 3) , es sei denn, daß 

1) Vgl. Schänke/Schröder 1 969 , § 20 a Rn. 4. 
2) NCCD 1972 ,  3 f. 
3) Als Nebenstrafe ist fakultativ die Schadenswiedergutma­

chung (restitution) , eine vom NCCD vorgeschlagene neue 
Sanktion, vorgesehen ; vgl. § 9\JT und NCCD 1 972 ,  19 f. 
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eine derartige Anordnung die Gefahr einer ernsthaften Ver­
letzung der öffentlichen Sicherheit mit sich bringt. 

In dieser Ausgangsposition ist bereits das Sanktionensystern 
des Model Sentencing Act angedeutet. Gegenüber nichtgefähr­
lichen Straftätern wird die Verhängung von nicht stationä­
ren Sanktionen (comrnunity treatment) 1) bevorzugt , denn 
diese Maßnahmen sind kostengünstiger als das gegenwärtige 

Strafvollzugssystem und bedeuten auch einen geringeren 
staatlichen Eingriff in das Leben des Verurteilten 2) . Nur 
für diej enigen nichtgefährlichen Straftäter , bei denen mit 

diesen Maßnahmen der Strafzweck (public protection , § 1) 
nicht erreicht werden kann , von denen also gleichwohl eine 
gewisse Gefahr ausgeht , ist die Freiheitsstrafe vorgesehen , 
die in offenen oder halboffenen Anstalten (open or minimum­

security type) vollzogen werden soll. In diesen Fällen ver­
hängt das Gericht eine bestimmte Freiheitsstrafe , deren 
Höchststrafe bei 5 Jahren liegt. Die Freiheitsstrafe bzw. 
der Strafrest kann j ederzeit von dem parole board zur Be­

währung ausgesetzt werden , ohne daß zunächst ( wie bei der 
unbestimmten Freiheitsstrafe des Model Penal Code) eine ge­
wisse Mindestzeit verbüßt worden sein muß J ) _ 

In § 1 enthält der Model Sentencing Act einen Hinweis dar­
auf , nach welchen Kriterien die Strafe im Einzelfall zu be­
messen ist. Danach sind sämtliche Maßnahmen auf das Ppten­
tial des Täters zur Resozialisierung abzustimmen , wobei die 
individuellen Eigenschaften , Umstände und Bedürfnisse berück­

sichtigt werden sollen. Nach der Systematik des Gesetzes 
(Grundsatzregelung) dürfte sich diese Vorschrift sowohl bei 

1) Zusätzlich zu den bereits erwähnten Sanktionen sieht der 
Model Sentencing Act die Strafaussetzung zur Bewährung 
ohne gerichtlichen Schuldspru ch (probation without con­
viction) vor ; vgl. § 9 (1) und NCCD  1972 , 1 8. 

2) NCCD  1972 , 5 .  
3) NCCD  1972 , 2 0. 
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der Entscheidung des Gerichts als auch bei der Entschei­

dung des parole board auswirken. 

Grundsätzlich ist es also allein die Täterpersönlichkeit 
und nicht die angeklagte Tat , die die Auswahl der Sank­
tionsart und die Schwere der Strafe im Einzelfall bestimmt . 
Der Model Sentencing Act macht nur in zwei Fällen eine Aus­

nahme. Zum einen wird für Mord ersten Grades die lebenslan­
ge Freiheitsstrafe angeordnet ( §  7) , wobei der NCCD andeu­

tet , daß wegen des geringen Sicherheitsrisikos die Unter­
bringung in halboffenen Anstalten ausreichen und in vielen 
Fällen auch die Entlassung aus dem Strafvollzug (release 
on parole ) erfolgen kann 1) . Zum anderen wird für einige 
besonders schwere Verbrechen wie z. B. Mord zweiten Grades , 
schwere Vergewaltigung , Kidnapping oder schwerer Raub die 

Höchststrafe von 5 auf 10 Jahre Freiheitsstrafe angehoben 
(§ 8) . Hierbei handelt es sich j edoch um eine Vorschrift , 
deren gesetzliche Ubernahme der ll..Q.Q1!. wegen des Bruchs mit 
der im übrigen verfolgten Konzeption der täterorientierten 
Strafe den angesprochenen gesetzgebenden Körperschaften 

überläßt. Daß ein grundsätzlich täterorientiertes Sank­
tionensystem im Bereich der schweren Delinquenz auch den 
Unrechts- und Schuldgehalt der begangenen Tat berücksich­
tigt,  ist eine Erscheinung , die sich im deutschen Recht in 
ähnlicher Weise bei den Voraussetzungen der Verhängung von 
Jugendstrafe wiederfindet (§ 17 II JGG ) .  

In Abgrenzung hierzu ist für die Tätergruppe der gefährli­
chen Straftäter eine Höchststrafe von 3 0 Jahren Freiheits­
strafe vorgesehen. Der Model Sentencing Act differenziert 
zwischen drei Typen von gefährlichen Straftätern : dem am 
organisierten Verbrechen beteiligten Täter, dem Täter , der 
schwere körperliche Verletzungen zufügt , und dem gefähr­
lichen Wiederholungstäter. In dem vorliegenden Zusammen­

hang interessiert allein dieser dritte Tätertypus. Der Mo-

1) NCCD 1972 , 16. 
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del Sentencing Act charakterisiert ihn durch vier Voraus­
setzungen: es muß wenigstens eine Vorverurteilung wegen 
eines Verbrechens vorliegen , die Wiederholungstat muß das 

Leben oder die Sicherheit eines anderen stark gefährdet ha­

ben, und der Täter muß eine schwere geistige oder emotionale 
Störung 1) aufweisen, die einen Hang zur Begetung gefähr­
licher Verbrechen indiziert (§ 5 (1) ) .  Als wichtigste Vor- · 

aussetzung wird j edoch die vierte angesehen, nämlich die 
Prognose , daß der Täter auch in Zukunft schwere Straftaten 
mit aggressivem Charakter begehen wird. Der NCCD  empfiehlt 
dem Richter für die Prognoseentscheidung eine umfassende 

Würdigung der Täterpersönlichkeit 2) . Auf die Ergebnisse 
der Prognoseforschung wird wegen der Unsicherheit ihrer 
Aussagen ausdrücklich kein Bezug genommen ; die Aufgabe des 
Richters wird vielmehr als eine "common-sense decision 

based on as much information as possible" 3) beschrieben. 

Auch wenn der Täter nach diesen Kriterien als ein gefähr­
licher Wiederholungstäter anzusehen ist , ist die Entschei­
dung , eine bestimmte Freiheitsstrafe bis zu einer Höchst­
dauer von 30 Jahren zu verhängen , in das Ermessen des Ge­
richts gestellt. Die Strafzumessungsentscheidung dürfte 
sich wieder allein nach § 1 ,  der Resozialisierungsbedürf­
tigkeit und -fähigkeit des Täter� richten. Der Richter hat 
also sowohl zu berücksichtigen , welche Strafdauer wegen der 

von dem Täter ausgehenden Gefahr zum Schutz der Gesell­
schaft erforderlich ist , als auch , welcher Erfolg von den 
auch im geschlossenen Vollzug (maximum-security institution) 
durchgeführten Behandlungsmaßnahmen zu erwarten ist 4) . 

1) Severe mental or emotional disorder ; in der 1 .  Aufl. des 
MSA hieß es noch : severe personality disorder ; vgl. dazu 
NCCD 1972,  1 1 .  

2) NCCD 1969 ,  11 ff. ; 1972 ,  10 f. 
3) NCCD 1972 ,  11 . 
4) NCCD 1 969, 14 f. ; 1972 ,  12. 
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Da s Problem der wiederholten Kriminalität wird vom Model 
Sentencing Act mithin in der Weise angegangen, daß allein 
auf die Gefährlichkeit des Täters, d . h .  auf die Gefahr, 

daß er auch in Zukunft Straftaten begehen wird, abgestellt 
wird . Die im deutschen Recht so umstrittene Frage, ob und 
wann ein Rückfalltäter mit erhöhter Schuld gehandelt hat, 
stellt sich also für den Model Sentencing Act gar nicht, 

was von seiner Idee der täter- und nicht tatorientierten 
Strafe 1) her nur konsequent ist . Die rein utilitaristi­
sche Konzeption des Model Sentencing Act, die Gefährlich­
keit des Täters zum Ausgangspunkt der Sanktionsentschei­

dung zu machen, führt in der Theorie zu einer Reduktion 
des Problems der wiederholten Kriminalität : Da die Strafe 
eines j eden Täters, sei er Rezidivist oder nicht, auf sei­
ne Resozialisierungsbedürftigkeit und -fähigkeit abgestellt 

ist, ist nach Abschluß der Strafvollstreckung ·von ihm eine 
gesetzmäßige Lebensführung zu erwarten, wobei allerdings 
eingeräumt wird, daß ein gewis ses Restrisiko bestehen 

bleibt 2) 

Die Konzeption des Model Sentencing Act beruht damit auf 
einer langen nordamerikanischen Tradition, nach der mit 
der Verhängung von Strafe ein doppelter Zweck verfolgt 
wird : der Schutz der Gesellschaft durch die Inhaftierung 
des Täters (Is olierung) und in der Haft seine Bes serung 
durch therapeutische Maßnahmen ( Resozialisierung ) 3 ) . Der 
Model Sentencing Act zeichnet sich dabei dadurch aus, daß 

er erstmals allein den Gesichtspunkt der Gefährlichkeit, 
der hinter diesem doppelten Strafzweck steht, zum Maßstab 
für die Sanktionsentscheidung im Einzelfall macht, und daß 
er die Kriterien für die Beurteilung der Gefährlichkeit 

äußerst restriktiv formuliert . Wie j edoch das insofern 

1) Ausnahmen : § §  7, 8 MSA . 
2) NCCD 1972, 13 . 

3 )  Vgl . dazu v .  Hirsch 1976, xxx f .  ß O.Wie die Auseinander­
setzung hiermit auf S .  9 bis 3 2 .  Siehe auch unten Ab­
schnitt 1. 7.  
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eine Ausnahme bildende Beispiel der Sanktion für Mord er­

sten Grades zeigt , kann auch der Model Sentencing Act sei­
ne Konzeption der täterorientierten Strafe nicht durchgän­
gig durchhalten. 

In das deutsche Recht lassen sich die Vorschläge des Model 

Sentencing Act wie auch schon die des Model Penal Code nicht 
ohne weiteres einfügen. Der Vorschlag , die Bestrafung von 
Rezidivisten an deren Gefährlichkeit auszurichten , ist mit 
dem Schuldprinzip (§ 46 I 1 StGB) nicht vereinbar. Die Kri­
terien , die der Model Sentencing Act an einen gefährlichen 
Wiederholungstäter stellt , weisen daher auch eher Parallelen 
zu den Voraussetzungen der Sicherungsverwahrung (§ 66 I 

StGB )  als zu den Voraussetzungen der Straferhöhung wegen 
erhöhter Schuld auf. Die Vorschläge des Model Sentencing 
Act unterscheiden sich j edoch von der Sicherungsverwahrung 
insofern , als die Verhängung dieser Maßregel gesetzlich an 
das Verhältnismäßigkeitsprinzip (§ 62 StGB ) ,  also auch an 
die Schwere der begangenen Tat gebunden ist , während eine 

derartige Restriktion im Konzept der täterorientierten Stra­

fe des Model Sentencing Act grundsätzlich 1) nicht vorgese­
hen ist. 

1.3. Sentencing Standards 

Die American Bar Association billigte im Jahr 1968 den Ent­
wurf (tentative draft ) , der von ihrem Advisory Committee on 
Sentencing and Review im Jahr 1967 veröffentlicht worden 
war und der sich mit den Maßstäben für Alternativen und Ver­

fahrensweisen bei der Strafzumessung (Standards relating to 
Sentencing Alternatives and Procedures) auseinandersetzte . 
Durch diese Billigung wurden die Sentencing Standards zur 

1 )  Für den Tätertyp des gefährlichen Wiederholungstäters 
ergibt sie sich indirekt aus der Beschränkung auf lebens­
gefährdende Taten ; vgl. hierzu auch ABA 1967 , 138 f. 
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offiziellen Ans i cht der A]! gemacht. Es handelt sich  hier­
bei ni cht, wie beim Model Penal Code und beim Model Senten­
eing Act , um einen Musterentwurf für ein Gesetz , sondern um 

die in 7 Teile gegliederte , thesenartig formulierte Darstel­
lung derj enigen Grundsätze , die nach Ans icht der ABA bei Ge­

setzgebungsarbeiten im Strafzumes sungsrecht berücksi chtigt 
werden sollten. Die Sentencing Standards enthalten daher in 
vielen Fällen keine fertigen Lösungen , sondern ledigli ch 

die Mindestvoraus setzungen, die an die strafrechtli che Sank­
tion und den Sanktionsprozeß gestellt werden. 

Als Strukturprinzip für j edes Strafgesetzbuch wird in den 
Sentencing Standards ,  wie auch s c hon im Model Penal Code, 
vorges chlagen , daß sämtliche Straftaten in Deliktsgruppen 

eingeordnet werden , die die unterschiedlichen Schweregrade 

der Straftaten zum Ausdruck bringen. In einem zweiten Schritt 
soll dann die gesetzli che Normierung derj enigen Sanktions­
möglichkeiten erfolgen, die  für die  Straftaten j eder einzel­
nen Deliktsgruppe zuläs s ig sind ( §  2. 1. (a ) ) .  In der Anzahl 
der einzelnen Deliktsgruppen sowie in der Art der vers chie­
denen Sanktionen legt s i ch die ABA ni cht fest ; sie werden 
der einzelstaatli chen Ausgestal�g überlassen 1 ) . Hier-
durch soll den angesprochenen Legislativen ein Spielraum 
zur Einführung neuartiger Sanktionen erhalten werden 2 ) . 

Nach d ieser eher grundsätzlichen Regelung werden in den 
folgenden Abschnitten ( § §  2. 3 .  bis  2. 7. ) die Mindestvoraus ­
setzungen für verschiedene Sanktionsformen festgelegt : die 
Strafaus setzung zur Bewährung ( probation) ,  die teilstationä­
re Freiheitsstrafe, z. B. die Inhaftnahme über Nacht oder an 
Wochenenden ( partial confinement ) ,  d ie vollstationäre Frei­
heitsstrafe (total confinement ) ,  die Unterbringung in re-

1)  ABA 1967 , 5 2. 
2 )  ABA 196 7 ,  54. 
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sozialisierenden Einrichtungen (special facilities) und 
die Geldstrafe (fine) . Im Verhältnis der drei zuerst ge­

nannten Sanktionsformen zueinander ist j eweils die den Ver­
urteilten am wenigsten belastende Sanktion zu wählen , so­
fern dies mit dem Schutz der Gesellschaft , der Schwere der 
Straftat und den Resozialisierungsbedürfnissen des Verur­
teilten zu vereinbaren ist (§§ 2.2 . ,  2.5. (c) ) .  

Der Problemkreis der wiederholten Kriminalität wird ledig­

lich im Zusammenhang mit einer ausführlichen Regelung der 

vollstationären Freiheitsstrafe (total confinement ; §§ 3 .1. 
bis 3 . 8.) behandelt. Die Sentencing Standards bauen hier , 
wie auch schon ihre Vorgänger , auf der Unterscheidung zwi­

schen normalen Strafen und erhöhten Strafen auf (special 

term approach 1) ) .  Als Begründung hierfür wird angBführt, 

daß die in den USA verhängten Strafen im Durctschnitt hö-
her seien , als es für einen wirksamen Schutz der gesell­
schaftlichen Interessen eigentlich erforderlich sei . Nur 
eine kleine Minderheit der Straftäter könne aber als wirk­
lich gefährlich angesehen werden , wobei die ABA das Verhält­
nis von nichtgefährlichen zu gefährlichen Straftätern auf 
90 % : 10 % schätzt 2) . Die zu beobachtenden hohen Durch­
schnittsstrafen seien eine Folge der geltenden Gesetze , die 
sich für die Höchststrafe eines Delikts an den schwersten 
und außergewöhnlichsten Fällen orientierten. Hierdurch wer­
de in der Praxis die Durchschnittsstrafe auch für die ge­
wöhnlichen Fälle in die Höhe getriebBn 3) . Die extrem ho-
hen Höchststrafen der geltenden Gesetze förderten im übri­
gen auch die Ungleichheit in der Strafzumessung (disparity) , 
da innerhalb dieses breiten Strafrahmens j eder Richter die 

Strafzumessung nach anderen Kriterien vornehme 4) . Die ABA 

1 ) ABA 1967 , 93. 
2) ABA 1967 , 5 9 ,  83. 
3)  ABA 1967 , 60 f. , 83. 

4) ABA 196 7 ,  40 , 84 i. V. m. 91 f. 
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schlägt deshalb vor , daß die in normalen Fällen zu verhän­
gende Höchststrafe bei 5 und in Ausnahmefällen 1) 1 0  Jah­

ren Freiheitsstrafe liegen solle , während die erhöhte Frei­
heitsstrafe für bestimmte Tätertypen die Grenze von 25 Jah­
ren Freiheitsstrafe nicht übersteigen dürfe (§§ 2. 1. (d) , 
J. 1 .  (c ) ) .  

In den Sentencing Standards selbst sind zwei Fallgruppen 
geregelt , in denen eine derartige erhöhte Freiheitsstrafe 
verhängt werden kann: wenn es sich um einen Gewohnheitsver­
brecher handelt (habitual offender ; § 3. 3. ) oder wenn gleich­
zeitig mehrere Straftaten verurteilt werden (multiple offen ­

ses ; § 3,4, ) , Die für beide Fallgruppen gemeinsame Voraus­
setzung ist , daß die Verhängung einer erhöhten Freiheits­

strafe erforderlich ist , um die Gesellschaft vor einem wei­
teren kriminellen Verhalten des Verurteilten zu schützen 
(necessary in order to protect the public from further cri­
minal conduct by the defendant) . Zusätzliche Voraussetzung 
für den Gewohnheitsverbrecher ist , daß er bereits zwei Vor­
strafen wegen Verbrechen aufweist und daß seit der letzten 
Tat bzw. seit der letzten Entlassung aus dem Strafvollzug 
nicht mehr als 5 Jahre vergangen sind. 

Für weitere Fallgruppen , in denen eine erhöhte Freiheits­
strafe verhängt werden kann , sind in den Sentencing Standards 

nur die Mindestvoraussetzungen festgelegt. Die ABA formulier­
te diese Mindestvoraussetzungen zwar im Hinblick auf die bei­
den Tätertypen des Berufsverbrechers (professional criminal) 
und des gefährlichen Straftäters (dangerous offender) 2) , in 

1) Z. B. bewaffneter Raub (armed robbery) ; für Mord kann die 
Freiheitsstrafe noch über dieser Grenze liegen ; vgl. fil 
1 967, 61 , 140. 

2) Der Typ des gefährlichen Straftäters entspricht dabei 
dem gefährlichen Geisteskranken des MPC. 
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beiden Fällen hielt sie j edoch den Diskussionsstand noch 
nicht für so weit fortgeschritten ,  daß eine endgültige For­
mulierung der einzelnen Voraussetzungen möglich war 1 ) . Die 
ABA fordert daher neben einigen formalen Garantien ledig­
lich , daß hinreichende Kriterien entwickelt und auch ge­
setzlich normiert werden , die den Tätertyp beschreiben , ge­
gen den eine erhöhte Freiheitsstrafe verhängt werden kann 

(§ 2.5 . (b) (ii) ) , und daß diese nur dann verhängt wird , wenn 
sie erforderlich ist , um die Gesellschaft vor einem weite­
ren kriminellen Verhalten des Verurteilten zu schützen (§  
3 . 1 .  (c) (iii) ) 2) . 

In der Frage , ob die Freiheitsstrafe , sei sie nun erhöht 
oder nicht , als bestimmte oder als unbestimmte Freiheits­

strafe zu verhängen sei , legt sich die ABA nicht fest . An­
ders als der Model Penal Code , der grundsätzlich die Ver­

büßung einer gewissen Mindeststrafe vorsieht , ehe die Ent­
lassung aus dem Strafvollzug (release on parole) erfolgen 
kann , und anders als der Model Sentencing Act , dessen Re­
gelung die Verhängung einer derartigen MinGeststrafe aus­
schließt , empfehlen die Sentencing Standards eine gesetz­
liche Regelung , die das Gericht zwar ermächtigt , aber nicht 

verpflichtet , eine solche Mindeststrafe zu verhängen (§ § 3 .2. 
(b) , 3 . 3 .  (a) (iii) , 3 .4. (b) (ii) ) . Grundsätzlich soll das Ge­
richt allerdings eine bestimmte Freiheitsstrafe verhängen. 
Eine unbestimmte Freiheitsstrafe soll nur dann zulässig 
sein , wenn der Schutz der Gesellschaft die Verbüßung einer 
gewissen Mindeststrafe erforderlich macht ( §  3.2. (c) (vi) ) 3)  

Die Sentencing Standards enthalten keine § 46 II StGB ent ­
sprechende Aufzählung derj enigen Strafzumessungsfaktoren , 

1 )  ABA 1 967 , 96 , 99. 
2) Die Verhängung von special terms soll darüberhinaus nur 

für Verbrechen , nicht für Vergehen zulässig sein ; vgl . 
ABA 1 9 67 , 1 00 ,  1 69. 

3)  ABA 196 7 ,  1 60 i.V.m. 1 46 f. 
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die bei der Festlegung der Dauer der Sanktion zu berück­
sichtigen sind 1) . Die Härte der Sanktion dürfte j edoch in 
erster Linie von der Schwere der Straftat abhängig sein. 
Für die "normalen" Fälle ergibt sich das indirekt daraus , 
daß die mögliche Höchststrafe von der Deliktsgruppe abhän­
gig ist, in die die Tat einzuordnen ist. Für die "besonde­
ren" Fälle ist in den Sentencing Standards , abweichend von 

der Regelung im Model Sentencing Act , festgelegt, daß sich 
die Dauer der erhöhten Freiheitsstrafe grundsätzlich nach 
der Dauer der normalerweise zu verhängenden Freiheitsstra­

fe richten solle 2) . 

Vergleicht man die Sentencing Standards mit den Vorschlägen 
des ALI und des NCCD , so läßt sich feststellen , daß die hier 
formulierten Grundsätze größere Affinitäten zum Model Penal 

Code als zum Model Sentencing Act aufweisen. Der Grund hier­
für dürfte darin zu sehen sein , daß der Model Penal Code und 
die Sentencing Standards bei der Strafzumessung (wenn auch 
nicht unbedingt bei der Wahl der Sanktionsart) der Schwere 
der Straftat, also ihrem Unrechtsgehalt, eine bedeutende Rol­
le zuweisen , während der Model Sentencing Act bei der Straf­
zumessung grundsätzlich nur die Gefährlichkeit des Täters be­
rücksichtigt. Die drei Entwürfe stimmen andererseits darin 
überein , daß sie in Abweichung zu den bis dahin geltenden Ge­
setzen die Unterscheidung von "normalen" und erhöhten Stra­
fen einführen. Das Ziel dieser Unterscheidung liegt darin , 
daß für die große Mehrheit der Straftäter niedrigere Stra-
fen verhängt werden , und daß gleichzeitig im Bereich der 
Strafzumessung eine gewisse Homogenität unter den einzel-
nen Richtern hergestellt wird. Letztlich zielt die Inten-
tion aller drei Entwürfe also darauf ab , zwei negative Cha­
rakteristika des amerikanischen Strafzumessungsrechts , die 

1) Vgl. ABA 1967, 108 ff. , 197 f. ; zur Wahl der Sanktions­
form vgl. oben S. 409 f. 

2) Vgl. ABA 1967, 137 ff. 
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Härte (severity) und die Ungleichheit (disparity) , abzu­
bauen. 

Die somit für die Entwicklung des amerikanischen Straf­
rechts wertvolle Unterscheidung zwischen "normalen" und 
erhöhten Strafen (extended /special term approach) macht 
die Vorschläge andererseits für das deutsche Strafrecht un­
verwertbar. Zwar findet sich eine ähnliche Unterscheidung 
auch hier , nämlich in den Strafen , die normalerweise zu 
verhängen sind , und den Maßregeln der Besserung und Siche­
rung , die entweder statt der Strafe oder , wie die Siche­
rungsverwahrung (§§ 66 , 67  StGB) , im Anschluß an die Stra-
fe vollstreckt werden. Die Sanktionsentscheidung nach dem 

StGB wird j edoch anders als in den Regelungen der drei Ent­

würfe durch j eweils unterschiedliche Maßstäbe geleitet : ent­
weder durch das Schuldprinzip (§ 46 I 1 StGB) oder durch das 
Verhältnismäßigkeitsprinzip (§ 62 StGB) . Das in den drei Ent­
würfen vorgeschlagene , trotz der Unterscheidung von "norma­
len" und erhöhten Strafen letztlich nur einspurige Sank­
tionensystem erscheint daher aus der Perspektive des zwei­
spurigen deutschen Systems als zu undifferenziert , um eine 
Alternative zur gegenwärtigen deutschen Regelung zu bieten. 

1 . 4, Federal Criminal Code 

Die Gesetzgebungszuständigkeit für das Strafrecht , das Straf­
prozeßrecht und das Strafvollstreckungsrecht liegt grund ­
sätzlich bei den Einzelstaaten . Der Bund hat für diese Ma­
terien die Gesetzgebungszuständigkeit nur dann , wenn die 
gesetzliche Normierung von Straftaten und Sanktionen erfor­
derlich ist , um die Wirksamkeit derj enigen Maßnahmen zu ge­
währleisten , für deren Durchführung der Bund verantwortlich 

ist 1 ) . Das materielle Strafrecht des Bundes 2) definiert 

1) 2 1  Am Jur 2d , Criminal Law , § 1 5. 

2) United States Code : Title 1 8  (Crimes and Criminal Proce­
dure) . 
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also z. B. Konkursvergehen ( § §  151 ff. ) , Straftaten gegen 
Bürgerrechte (241 ff. ) ,  Währungsvergehen ( § §  331 ff , ) ,  
Zollvergehen ( § §  541 ff. ) sowie Vergehen und Verbrechen , 
die innerhalb der Seehoheit oder der territorialen Zustän­
digkeit des Bundes begangen werden wie z. B. Totschlag ( § §  
1111 ff, ) ,  Sexualdelikte ( § §  2031 f. ) oder Eigentumsdelik­

te ( § §  2111 ff. ) .  

Die gesetzliche Struktur der einzelnen Vorschriften des ma­
teriellen Strafrechts entspricht dem deutschen Recht : j eder 
Tatbestand enthält eine auf ihn abgestimmte Rechtsfolge. 
Die Straftaten werden also nicht, wie es im Model Penal Co­
de und in den Sentencing Standards vorgesehen ist, in De­
liktsgruppen eingeordnet , vielmehr ergibt sich die Schwere 
der angedrohten Sanktion unmittelbar aus der Schwere der 

begangenen Straftat. Wie aus § 420 5 deutlich wird , kann 

das Gericht , wenn es eine Freiheitsstrafe verhängt, diese 
entweder als eine bestimmte oder als eine unbestimmte Frei­
heitsstrafe ausgestalten. Verhängt es eine bestimmte Frei-
heitsstrafe , so können die Aussetzung des Strafrests und 
die Entlassung aus dem Strafvollzug (release on parole) in 
Abweichung von der sonst üblichen Regelung 1) erst dann er-

folgen , wenn der Verurteilte wenigstens ein Drittel der 
Strafe oder bei höheren Strafen als 3 0  Jahre wenigstens 10 
Jahre verbüßt hat (§ 4205 (a) ) .  Verhängt das Gericht eine 
unbestimmte Freiheitsstrafe , so kann es durch die Festset­
zung einer niedrigen Mindeststrafe erreichen , daß die Ent­
lassung aus dem Strafvollzug auch schon vor der Verbüßung 
von wenigstens einem Drittel der Höchststrafe erfolgen 
kann. Die zu verhängede Mindeststrafe darf dementsprechend 
nicht höher sein als ein Drittel der Höchststrafe (§ 4205 
(b) ) 2) . Diese Regelung gilt j edoch nur für Freiheitsstra-

1) Vgl. dazu oben S. 398 ; zur Kritik an die-
ser Regelung ABA 1967, 153 , 

2) Vgl , dazu 18 USCS § 420 5 Anm. 13 , 
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fen über einem Jahr. Darunterliegende Freiheitsstrafen 1 )  

können nur dann zur Entlassung aus dem Strafvollzug nach 
Verbüßung von einem Drittel der Höchststrafe führen , wenn 
das Gericht eine entsprechende Mindeststrafe festgesetzt 
hat (§ 4205  ( f) ) .  Niedrigere Freiheitsstrafen dürften nach 
der Intention des Gesetzes also grundsätzlich voll 2) zu 
verbüßen sein. 

Strafzumessungsrichtlinien 3) oder eine § 46 II StGB ver­

gleichbare Aufzählung derj enigen Kriterien, die bei der 

Strafzumessung zu berücksichtigen sind , enthält das Straf­
gesetzbuch des Bundes nicht. Stattdessen hat sich zu ein­

zelnen Strafzumessungstatsachen eine umfangreiche Kasuistik 
entwickelt 4) . Das Gericht kann bei der Strafzumessung 

grundsätzlich j ede Art von Information berücksichtigen , 
die Aufschluß über die Tat oder die Person des Täters gibt 5) . 
Die Frage , ob bei der Strafzumessung auch frühere Verurtei­
lungen des Täters berücksichtigt werden können , wird dabei 

allerdings aus einer völlig anderen Perspektive angegangen , 
als es im deutschen Recht üblich ist. Während im deutschen 

Recht die Art der früheren Taten und ihre Beziehung zur 
Rückfalltat im Mittelpunkt stehen , kommt es nach der zu 
dieser Strafzumessungstatsache entwickelten Kasuistik der 
amerikanischen Gerichte ausschließlich darauf an , ob die 
früheren Verurteilungen prozessual rechtmäßig zustande ge­
kommen sind 6) . So ist wiederholt entschieden worden , daß 

1 )  18 USC § 4205 ( f) bezieht sich nur auf Freiheitsstrafen 
von 6 Monaten bis zu einem Jahr. 

2) Abzüglich derj enigen Anzahl von Tagen , die wegen guter 
Führung erworben wurden ; vgl. dazu 18 USC § §  41 61 ff. 

3) Vgl. dazu unten S. 422 f. 
4) Vgl. Fed. Rules Cr. Proc. rule 32 , 1 8  U . S. C . A. Anm. 392 ff. 

( Title 18 , rule 32 ( a) des U. S. Supreme Court hat Gesetzes­
kraft gern. 18 USC § 3562. ) 

5) Fed. Rules Cr. Proc. rule 32 , 18 U. S. C . A. Anm. 41 9. 
6) Fed. Rules Cr. Proc. rule 32 , 1 8  U. S. C. A. Anm. 41 5. 
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frühere Verurteilungen dann nicht berücksichtigt werden 
dürfen, wenn bei ihnen der Angeklagte nicht durch einen 
Verteidiger vertreten war 1) . Auf irgendeine innere Be­

ziehung zwischen den Taten wird in den Entscheidungen kein 
Wert gelegt. 

Demgegenüber sind im Federal Criminal Code einige besonde-

re Strafzumessungsvorschriften enthalten, die auf die Gleich­
artigkeit der Vortaten abstellen. Es wird beispielsweise für 
die zweite Verurteilung wegen Verführung (§ 2032) die Höchst­
strafe von 15 Jahren auf 30 Jahre Freiheits strafe angehoben. 
In ähnlicher Weise sind Straferhöhungen für den sexuellen 
Mißbrauch von Kindern (§ 225 1 )  2) oder den zwischenstaat­
lichen Transport von Schallplatten mit gefälschten Etiket-

ten (2318) 3 ! vorgesehen. Eine Systematik ist in diesen Re­
gelungen nicht zu erkennen. Ähnliche besondere Rückfallvor­
schriften galten im deutschen Recht bis zur Einführung des 

§ 48 StGB im Bereich der Eigentums- und Vermögensdelikte 
(§§ 244, 250 I Nr. 5, 261, 264 StGB a.F. ) .  

Das Strafgesetzbuch des Bundes kennt wie auch schon die 

drei dargestellten Entwürfe die Möglichkeit, für einzelne 
als gefährlich anzusehende Tätertypen (dangerous special 
offender) eine erhöhte Freiheits strafe zu verhängen, deren 
Oberg;enze bei 25 Jahren liegt (§ 3575 (b) ) 4) _ Darüber­
liegende Freiheits strafen, die nach anderen Vorschriften 
verhängt werden können, werden durch diese Regelung nicht 
berührt (§ 3575 (c) ) .  Die Verhängung einer erhöhten Frei­
heits strafe ist gegenüber dem Wiederholungstäter, dem Be-

1) Z. B. Gandy v. U. S. (CA 5 ) ,  502 F. 2d 564 (1974) . 
2) Die Höchs tstrafe erhöht sich von 10 auf 15 Jahre Freiheits ­

strafe. 

3) Die Höchststrafe erhöht sich vor. 1 auf 2 Jahre Freiheits ­
strafe. 

4) Diese Vorschrift wurde im Jahr 1970 als ein Teil des 
0rganized Crime Control Act eingeführt. Eine bis auf eini ge 
redaktionelle Anpassungen parallele Vorschrift findet sich 
in 21 USC § 849 (Dangerous Special Drug 0ffender Senten­
cing) . 
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rufsverbrecher und dem am organisierten Verbrechen betei­
ligten Täter möglich. Der Wiederholungstäter wird durch 
wenigstens zwei Vorverurteilungen , wenigstens eine Vorver­
büßung sowie einen zeitlichen Abstand von nicht mehr als 

5 Jahren zwischen der letzten Verurteilung bzw . Entlassung 
aus dem Strafvollzug und der Rückfalltat 1 )  gekennzeichnet. 
Darüber hinaus muß er als gefährlich anzusehen sein , d. h .  
die Verhängung einer erhöhten Freiheitsstrafe muß zum 
Schutz der Gesellschaft erforderlich sein (§ 3575 (e) ( 1 ) , 

(f) ) 2) . Die Höhe der zu verhängenden Freiheitsstrafe soll 
sich nach der Dauer der normalerweise zu verhängenden Frei­

hei tsstrafe richten. 

Gegen die Sonderstrafe für einzelne gefährliche Tätertypen 

sprechen die gleichen dogmatischen Erwägungen , die sich be­
reits im Zusammenhang mit  den drei dargestellten Entwürfen 
ergeben hatten . Auf die erhöhte Freiheitsstrafe soll daher 
hier nicht weiter eingegangen werden. Auch gegen die er­
wähn ten besonderen Rückfallvorschriften sprechen erhebliche 
Einwände. So ist zunächst unklar , nach welchen Prinzipien 
sich die vereinzelte Straferhöhung richtet (Sicherungsmaß­
nahme? Schuldsteigerung?).  Darüber hinaus ist zu fragen , ob 

es sich hierbei n icht um allgemeine Prinzipien handelt , die 
bei jedem Straftatbestand anzuwenden sind 3) . 

Anders als bei den drei Musteren twürfen , deren Darstellung 
sich notwendigerweise auf die Wiedergabe der vorgesehenen 
Regelungen beschränken mußte ,  ist es beim Federal Crim inal 
Code �öglich , die tatsächliche Strafzumessungspraxis der 

dieses Gesetz anwendenden Gerichte zu untersuchen. In dem 

1 )  Die Rückfalltat muß ein Verbrechen sein. 
2) Diese Formulierung ist nicht so unbestimm t ,  daß die Vor­

schrift als verfassungswidrig anzusehen ist ; U. S. v. Stewart 
(CA  6) , 53 1 F. 2d 326 ; 41 ALR Fed. 550 ( 1 976) . 

3) Mit diesem Argument wurde im deutschen Recht die Einführung 
der allgemeinen Rückfallvorschrift (§ 48 StGB) begründet. 
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vorliegenden Zusammenhang soll deshalb der Frage nachge­
gangen werden, wie sich die Tatsache der Rückfälligkeit 
eines Täters auf die Strafzumes sung faktisch auswirkt . 

In den USA sind in den letzten Jahren zahlreiche empiri­
sche Studien zur Strafzumessungspraxis der Gerichte durch­
geführt worden . Das gemeinsame Ergebnis dieser Unters uchun­
gen ist, daß die Gerichte Fälle, die im Hinblick auf die 
verurteilte Tat als v�rgleichbar ers cheinen, ungleich be­
handeln (disparity) 1 J .  Erklären läßt sich diese Beobach­
tung mit dem weiten Ermes sen, das einem Richter bei der 
Strafzumessung zur Verfügung steht . Hieraus und aus der 
verbreiteten Uberzeugung, die Strafzumessung habe sich 
grundsätzlich eher an der Täterpersönlichkeit als an der 
verurteilten Tat zu orientieren, folgt, daß in bezug auf 
die Tat ähnlich liegende Fälle in der Sanktionsfrage unter­
schiedlich entschieden werden können 2 ) . In den empirischen 
Untersuchungen wurde j edoch darüberhinaus festgestellt, daß 
für die Ermessensentscheidung des Richters auch solche Fak­
toren eine Rolle spielen, deren Legiti�ität zu bezweifeln 
ist, etwa die Ras se des Verurteilten 3 ) ,  die Frage, ob er 
ein Schuldgeständnis (guilty plea) abgelegt hat 4) , oder 
die Frage, ob über die Schuld des Angeklagten die Jury oder 
der Richter ents chieden hat (j ury trial/bench trial 5 J. 

Zur Strafzumes sungspraxis der Bundesgerichte liegt eine Un­
tersuchung von Tiffany, Avichai und Peters 6) vor. Sie un­
tersuchten den Einfluß von 6 Strafzumes sungsfaktoren auf die 

1) Eine im Second Circuit der Bundesgerichtsbarkeit durch­
geführte empiris che Untersuchung führte zu dem Ergebnis, 
daß der Faktor der Vorstrafenbelastung des Angeklagten 
auf die Ungleichbehandlung (disparity ) keinen Einfluß aus ­
übt . Partridge/Eldridge_ 1974, 5 2 .  

2) Vgl. dazu v. Hirsch 1976, 2 7  ff. 
3) Tiffany et al. 1975, 387 f .  (unter der einschränkenden Be­

dingung, daß keine Vorstrafen vorliegen) ; Rhodes 1977, 350 ; 
anders: Clarke/Koch 1976, 77 ; Baab/Furgeson 1967, 497 f .  

4) Die Strafmilderung ist hier nicht verfassungswidrig, Brady 
v .  U . S . ,  397 U. S. 742 (1969) . Empiris che Untersuchungen: 
Rhodes 1977, 346 ; anders: Baab/Furgeson 1967, 487 f .  

5)  Tiffany et al .  1975, 3 79 ff . 
6) Tiffany et al. 1975 ; vgl . auch Harries/Lura 1974, ihre 

Untersuchung beschränkt sich j edoch auf die regionalen 
Unters chiede in der Strafzumes sungspraxis. 
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Schwere der verhängten Sanktion: Art des Delikts 1) , Alter , 
Rasse , Vorstrafenbelastung , Art des Verteidigers (gewählt/ 
bestellt) und Art der Verurteilung (j ury trial/bench trial) . 
Hierfür werteten sie 1248 Verfahren aus , die in den Jahren 
1967 und 1968 vor Bundesgerichten gegen männliche , erwachse­
ne Straftäter durchgeführt worden waren ( Doku�entenanalyse) . 
Die Schwere der verhängten Sanktion wurde durch einen Index­
wert ausgedrückt , der sich in einem Bereich zwischen O und 
50 bewegte . 

Die Untersuchung führte zu folgenden Ergebnissen . Die Schwe­
re des Delikts hat von allen Strafzumessungsfaktoren den 
größten Einfluß . Die Vorstrafenbelastung eines Täters wirkt 
sich am stärksten dann aus , wenn die frühere Verurteilung 
zu einer Strafe von mehr als einem Jahr Freiheitsstrafe ge­
führt hat. Bei den leichteren Delikten hat die Vorstrafen­
belastung einen größeren Einfluß als bei dem schweren De­
likt des Bankraubs . Der Schuldspruch durch eine Jury führt 
zu härteren Strafen als der Schuldspruch durch einen Rich­
ter ; die Vorstrafenbelastung ist für diesen Einfluß ohne 
Bedeutung . Ein Wahlverteidiger verhilft nur dann zu milde­
ren Strafen , wenn die Verhandlung vor einem Richter und 
nicht einer Jury durchgeführt wird. Schwarze werden härter 
als Weiße bestraft , wenn beide Gruppen keine Vorstrafenbe­
lastung aufweisen . Das Alter hat keinen Einfluß auf die 
Strafzumessung . 

Das Merkmal der Vorstrafenbelastung wurde in der Weise opera­
tionalisiert , daß nicht auf die Anzahl der Vorstrafen , sondern 
auf ihre Schwere abgestellt wurde . Es wurden drei Gruppen ge­
bildet: (1) keine Vorverurteilung , (2) Vorverurteilung zu 
einer Strafe von einem Jahr Freiheitsstrafe oder weniger (da­
mit werden im wesentlichen die Vergehen als Vortaten erfaßt ; 
vgl . § 1) und (3) Vorverurteilung zu einer Strafe von mehr 
als einem Jahr Freiheitsstrafe (Verbrechen) . Diese Art der 
Operationalisierung entspricht grundsätzlich der auch in der 

eigenen Untersuchung zu beobachtenden Tatsache , daß es für 

1) Die Untersuchung konzentrierte sich auf 4 Straftatbestän­
de: bank robbery , auto theft, interstate transportation 
of forged securities und miscellaneous forgery. 
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den Einfluß der Vorstrafenbelastung auf die Strafzumessung 
eher auf deren qualitativen als quantitativen Charakter 
ankommt 1) . 

Im einzelnen führten die unterschiedlichen Ausprägungen 

der Vorstrafenbelastung zu folgenden Mittelwerten : Gruppe 

(1) 11 , 6  Punkte , Gruppe (2) 12 , 6  Punkte , Gruppe ( 3) 17 , 4  
Punkte ; das arithmetische Mittel für alle Fälle lag bei 
13 , 9  Punkten. Die auffällige (und signifikante) Steigerung 
des Mittelwerts zwischen Gruppe (2) und (3) könnte damit 
zu erklären sein 2) , daß die Richter in den Fällen der Grup­
pe (3) die Täter für gefährlicher hielten als in den übri­
gen Fällen , so daß sie deshalb die Täter für eine längere 
Zeit verwahrt wissen wollen . Hierfür dürfte auch die Beob­
achtung sprechen , daß der Einfluß der Vorstrafenbelastung 
auf die Strafzumessung abnimmt , j e  schwerer das verurteil-
te Delikt ist , denn bei den schweren Straftaten ergibt sich 
die Möglichkeit der für notwendig erachteten längerfristi­

gen Verwahrung bereits aus dem Unrechtsgehalt der Tat . 

Die Autoren dieser Untersuchung selbst liefern für den Ein­
fluß der Vorstrafenbelastung auf die Strafzumessung keine 

Erklärung. Angesichts ihrer Ergebnisse dürfte es j edoch am 
plausibelsten sein , die Straferhöhung auf den Strafzweck 
der Isolierung des gefährlichen Wiederholungstäters (inca­
pacitation , predictive restraint) zurückzuführen. Der Grund 
für die Straferhöhung für Wiederholungstäter wäre in diesem 
Fall der gleiche , der auch den drei dargestellten Musterent­
würfen zugrunde liegt 3) 

Seit dem Jahr 1971 soll der Federal Criminal Code refor-

1 )  Siehe oben S. 190 

2) Die Straferhöhung kann weder auf 18 USC § 3575 ( vgl . S .  
417 f . )  noch auf eine vergleichbare Vorschrift , etwa für 
habitual offenders , zurückgeführt werden . 

3) Vgl . oben S .  413 . 
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miert werden. Der ursprüngliche Reformvorschlag 1) sah in 
seinem sanktionenrechtlichen Teil die Klassifizierung sämt­
licher Straftaten in 5 Deliktsgruppen ( 3  für Verbrechen, 2 
für Vergehen) vor. Jede dieser Deliktsgruppen enthielt ver­
schiedene Sanktionsmöglichkeiten , wobei die Auswahl der 
Sanktion im Einzelfall durch allgemeine gesetzliche Richt­
linien bestimmt wurde. Die Sonderregelung für gefährliche 
Verbrecher (dangerous felons , § 3202) entsprach im wesent­
lichen der bereits geltenden Regelung 2) . Zusätzlich ent ­
hielt der Reformvorschlag eine Sonderregelung für denj eni­
gen Täter , der zum drit ten Mal wegen eines schweren Verge­

hens verurteilt wurde. In diesem Fall konnte die Strafe 
der nächsthöheren Deliktsgruppe entnommen werden (§ 3003) , 
Insgesamt gesehen wies der ursprüngliche Reformvorschlag 
zahlreiche Parallelen zum Model Penal Code auf. 

Ein späterer Reformentwurf , für den die Initiative vom 
U. S. Senat ausging 3) , verfolgte dagegen in seinem straf­
zumessungsrechtlichen Teil einen ganz anderen Ansatz. Sein 

Bestreben war es , das Strafzumessungsermessen der Gerichte 

so weit wie möglich einzuschränken 4) . Während der ur­
sprüngliche Reformvorschlag noch vorsah , daß j ede Frei­

heitsstrafe von mehr als 6 Monaten als eine unbestimmte 
Freiheitsstrafe verhängt werden sollte (§ 3201 ( 2) ) , konn­
te nach dem späteren Reformentwurf nur noch eine bestimmte 
Freiheitsstrafe verhängt werden. Die Strafzumessung wurde 

durch die Normierung von Strafzwecken und Strafzumessungs­
richtlinien ( sentencing guidelines) reglementiert ( 18 USC 
§ §  101 und 2003) 5) . Es wurde eine Federal Sentencing Com-

1) National Commission on Reform of Federal Criminal Laws 
1971. 

2) Vgl. oben S. 417 f. 

3) S. 1437 , 95 th Gong. , 2d Sess. ( 1978) . 

4) Vgl. zu diesem Reformentwurf Tyler 1978, 20 ff. 

5) Vgl. dazu Frankel 1973 , 113 f, ; zur Prakti�abili tät von 
Strafzumessungsrichtlinien vgl. Wilkins et al. 1976. 
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mission geschaffen, die weitere detaillierte Strafzumes­
sungsrichtlinien aufstellen sollte (28 USC § 994) 1) . Wich 

der Richter im Einzelfall von diesen Richtlinien ab, so 
wurde gegen seine Entscheidung ein Rechtsmittel zugelas­
sen . Für Wiederholungstäter waren keine besonderen Straf­
rahmen mehr vorgesehen, die Vorstrafenbelastung mußte aber 
bei der Strafzumessung berücksichtigt werden (28 USC § 994 
(d) , (h) ) .  Dieser Reformentwurf erhielt allerdings keine 
Gesetzeskraft ,  da eine Verabschiedung im Kongreß wegen des 
Widerstands zahlreicher Interessengruppen, insbesondere 
der Bürgerrechtsgruppen, nicht erfolgen konnte. Der j üngste 
von dem U. S .  Senat vorgelegte Reformentwurf 2) baut in sei­
nem strafzumessungsrechtlichen Teil ebenfalls auf der Kon­
zeption der Normierung von Strafzwecken und Stiafzumessungs­
richtlinien auf . 

1 . 5 .  Californ ia Penal Code 

Am 1.7. 1 977 trat in Kalifornien der Uniform Determinate 
Sentencing Act in Kraft, durch den das seit 1917 geltende 
Strafzumessungsrecht, das auf dem Prinzip der unbestimm-
ten Freiheitsstrafe aufbaute, nahezu vollständig umgestal­
tet wurde. Die Reform bewirkte , daß die Strafvollstreckungs­
behörden und die Gerichte den größten Teil ihrer bis dahin 
bestehenden Möglichkeit zur Ermessensausübung verloren. In 
den folgenden Jahren wurden zwar noch vereinzelt weitere 
Vorschriften eingefügt, die die Strafzumessung insbesondere 
bei Sexualdelikten regelten (§ § 667.6. , 1 2022. 3. , 12022. 8. ) ;  
die grundsätzliche Konzeption des neuen Rechts , nämlich die 
Höhe der verhängten und die Dauer der verbüßten Strafe vor­

hersehbar zu machen, wurde aber nicht mehr geändert. 

1) Vgl. dazu Frankel 1973, 118 ff. 

2) S. 1722, 96th Gong., 1st Sess. (1979) . 
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Um die Zielsetzung des Determinate Sentencing Act ganz zu 
verstehen, ist es zunächst erforderlich , die Gründe aufzu­
zeigen , die gegen die weitere Beibehaltung des bis dahin 
geltenden Prinzips der unbestimmten Freiheitsstrafe spra­
chen 1 ) . Dieses Prinzip galt seit seiner Einführung in Ka­
lifornien in der Form , daß das Gericht bei der Strafzumes­
sung keine Strafdauer festlegte 2 ) ,  sondern für die Bestim­
mung der Unter- und Obergrenze der Freiheitsstrafe auf die 
gesetzlichen Regelungen Bezug nahm . Hierdurch ging die 
eigentliche Zuständigkeit für die Strafzumessung auf das 
parole board (Adult Authority) über , das in seiner Ent­
scheidung lediglich durch den (sehr weiten) gesetzlichen 
Strafrahmen gebunden war. Die Entscheidung , den Gefangenen 
auf Bewährung zu entlassen (release on parole) , konnte von 
dem parole board bei einer Verletzung der Bewährungsaufla­
gen widerrufen werden und führte zu einer erheblichen Ver­
längerung der Strafdauer . Die Maßnahmen des parole board 
konnten bis zum Jahr 1972 in der Regel nicht gerichtlich 
nachgeprüft werden 3). 

Für den Gefangenen war diese Art der Ermessensausübung mit 
einer gro ßen Unsicherheit bzgl . der tatsächlichen Strafdau­
er verbunden. Gleichzeitig vermochte es das parole board 
j edoch nicht , dem doppelten Anspruch gerecht zu werden , der 
mit der unbestimmten Freiheitsstrafe verbunden war , nämlich 
den gefährlichen Straftäter zu identifizieren und zu ver­
wahren und den besserungsfähigen Straftäter zu resoziali­
sieren . Zum einen stellte sich heraus , daß es keine siche­
ren Prognoseverfahren gab , die es erlaubten , das künftige 
Verhalten des Gefangenen vorherzusagen 4) . Zum anderen zeig­
ten empirische Untersuchungen , die zu etlichen Resozialisie­
rungsmodellen durchgeführt worden waren , daß die erwarteten 

1) Vgl . dazu Cassou/Taugher 1978, 6 ff. ; Zuetel 1977 , 117 8  
ff. ; Carey 197 9 ,  552 ff . ;  Orland 197 8 , 3 2  ff . 

2) Vgl. § 116 8  a. F . :  " the court in imposing the sentence 
shall not fix the term or duraton of the period of im­
prisonment . "  

3) Dies änderte sich erst durch eine Entscheidung des U. S .  
Supreme Court , in der die Mindestvoraussetzungen für ein 
rechtmäßiges Verfahren (due process) , wie z. B. der An-
spruch auf rechtliches Gehör , auf den Widerruf der Aus­
setzung des Strafrests übertragen wurden ; Morrissey v. Brewer , 
408 U. S. 471 (1972). Vgl. dazu Cassou/Taugher 197 8 ,  9 ff . ; 
Zuetel 1977 , 119 0  ff . 

4) Vgl . dazu v .  Hirsch 1976 , 19 ff. ; Morris 197 4 ,  66 ff. Das 
Argument gegen die Verwendung von Prognoseverfahren ist , 
daß die Anzahl der Falschaussagen (false positives) um 
so größer wird , j e  genauer die angestrebte Aussage sein 
soll. 
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Erfolge ausblieben. Der wichtigste Einwand war allerdings , 
daß durch das Ermessen der parole boards eine Ungleichbe­
handlung derj enigen Gefangenen gefördert wurde , die ver­
gleichbare Straftaten begangen hatten (disparity) . All­
mählich trat in der öffentlichen Diskussion der Strafzweck 
der Resozialisierung in den Hintergrun� und es wurde all­
gemein der Frage mehr Beachtung geschenkt , was der Täter 
für seine Tat eigentlich "verdient" habe ( j ust desert) . 
Für eine eher tatorientierte Straftheorie mußten aber die 
durch das Ermessen der parole boards geförderten Ungleich­
heiten als ungerecht erscheinen. 

Mit dem Determinate Sentencing Act wurde mithin nicht nur 
das Sanktionensystem geändert , sondern nahezu die gesamte 
Strafzumessung wurde auch auf einen neuen Strafzweck , den 
Schuldausgleich (retribution) , gegründet. § 1170 (a) (1) 

Satz 1 des neuen 1) Gesetzes lautet dementsprechend : " The 
legislature finds and declares that the purpose of imprison­

ment for crime is punishment. " 2) . 

In dieser Erklärung wird bereits der Anwendungsbereich des 
neuen Gesetzes deutlich. Der Determinate Sentencing Act be­
zieht sich lediglich auf die Sanktionsform der Freiheits­
strafe , während die Geldstrafe , die Strafaussetzung zur Be­
währung (probation) oder andere Sanktionsformen von der neu­
en Regelung unberührt bleiben. Auch innerhalb der Freiheits­
strafe gilt der Determinate Sentencing Act nicht unbe­
schränkt: er findet weder Anwendung auf Freiheitsstrafen 
bis zu einem Jahr und einem Tag 3) , die weiter als unbe­
stimmte Freiheitsstrafe verhängt und vollstreckt werden 

(§ 1168 (b) ) , noch findet er Anwendung auf einige besonders 

1) Bereits in den Jahren bis 1917 richtete sich die Straf­
höhe nach dem Unrechtsgehalt der Tat , und die Freiheits­
strafe wurde als eine bestimmte verhängt. 

2) Zwischen den Begriffen punishment , retribution und desert 
bestehen nur geringe se�antische Unterschiede , die sich 
auf die mit diesen Begriffen verbundene Aussage nicht aus­
wirken. Vgl. v. Hirsch 1976,  45 f. ; Orland 1978,  33 ; an­
ders Harris 197 5 , 284 f. 

3) Freiheitsstrafen in Höhe von 1 Jahr und 1 Tag oder mehr 
werden in state prisons verbüßt , Freiheitsstrafen bis zu 
einem Jahr in county j ails. 
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schwere Delikte 1) , für die die lebenslängliche Freiheits­
strafe vorgesehen ist 2) . Das neue Recht wirkt sich bei 
der lebenslänglichen Freiheitsstrafe j edoch indirekt durch 
die geänderten Vorschriften zur Entlassung aus dem Straf­

vollz�g (release on parole) aus 3) _ 

Innerhalb dieses eingeschränkten Anwendungsbereichs gelten 
folgende Regelungen 4 l .  Der Determinate Sentencing Act baut 
auf der Unterscheidung zwischen Basisstrafen (base terms) 
und Zuschlägen (enhancements,  Straferhöhungen) auf , die 
zur Basisstrafe hinzutreten, wenn bestimmte Umstände vor­

liegen. Für j edes 5) Verbrechen ist in dem California Penal 

Code eine Kette von drei Basisstrafen vorgesehen . Beispie-
le hierfür finden sich in Tab . 79 .  Der Richter hat bei der 
Strafzumessung grundsätzlich die mittlere Basisstrafe zu 

wählen, es sei denn, er findet in der Tat besondere straf­

mildernde oder strafschärfende Umstände , die die Wahl der 
niedrigeren oder höheren Basisstrafe nahelegen (§ 1170 (b) ) . 
Der Richter ist bei seiner Entscheidung an die Strafzumes­

sungsregeln (sentencing rules) des Judicial Council of Cali­

fornia gebunden (§ 1170 . 3 .  (a) (2) ) , in denen exemplarisch b) 
diej enigen Kriterien aufgezählt sind , die strafmildernd oder 

1) Mord ersten Grades , § 190 ; Kidnapping für ein Lösegeld , 
§ 209 ; Anschlag auf Eisenbahnen (trainwrecking) , § 219; 
Körperverletzung durch einen lebenslänglichen Gefangenen, 

§ 4500 ; Körperverletzung oder Totschlag durch Explosion , 
§ 123 10 . 

2) Für die Taten gern . §§ 190 , 219 und 12310 kann auch die 
Todesstrafe verhängt werden, wenn besondere Umstände er­
schwerend hinzutreten . 

3) Die Mindestverbüßungsdauer beträgt 7 Jahre ; § 3046 . 
4) Darstellungen des Inhalts des Determinate Sentencing Act 

finden sich bei Cassou/ Taugher 1978,  22 ff . ; Smith/Newcomb 
1977 , 280 ff . 

5) Soweit der Determinate Sentencing Act anwendbar ist . 

6) Cal . Rules of Court , tit . 2 ,  div . I - A ,  rule 408 .  
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Tab. 79 : Basisstrafen (base terms ) im California Penal Code 
in Jahren 

Straftat (Beispiele ) Lower Term Middle Term Upper Term 

Diebstahl über s 200 16 Mon. 2 Jahre 3 Jahre 
§§ 498, 18 

Erpressung, § 520 2 3 4 

Raub, § 213 2 3 5 

Einbruch in ein 2 4 6 
Wohnhaus, § 461 

Beraubung eines 3 4 6 
Schaffners, § 211a 

Sex. Mißbrauch von 3 5 
Kindern, § 288 

Vergewaltigung, § 264 3 6 8 

Gemeinschaftl. Verge- 5 7 
'raltigung, § 264. 1 

Quelle: California Penal Code § 1170 (a ) (2 ) .  

strafschijrfend wirken können 1 ) . Obwohl sich nach dem Ge­
setzestext ("crime" ) bei dieser Entscheidung nur tatbezo­
gene Umstände auswirken dürften, sollen nach den Regeln des 
Judicial Council auch personenbezogene Umstände, wie z. B. 
die Vorstrafenbelastung des Täters, berücksichtigt werden 2 ). 

Nachdem der Richter einmal die Basisstrafe gewählt hat, muß 
er für bestimmte Umstände Zuschläge verhängen, die die Ba­
sisstrafe um in der Regel ein , zwei oder drei Jahre erhöhen. 

1 )  Cal. Rules of Court , tit. 2, div . I - A, rules 421, 423. 

2) Vgl. dazu Cassou/Taugher 1978, 40 f. 



- 428 -

Tab. 80 : Zuschlagssystem ( enhancements) im C alifornia 
P enal Code 

Lfde . Nr. Voraussetzungen § §  Zuschlag 
--------------------1-------+-'i'"'· n"'-"-J"-a.:..:h.,_r.:;:e.=.n,_ __ 

2 

3 

4 

5 

6 
7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

Bewaffnung mit Schußwaffe 

Bewaffnung mit Schußwaffe 

bei Sexualdelikt 
Benutzung einer tödl. oder 
gefährlichen Waffe 
Be nutzung einer Schußwaffe 

Benutzung ein er Sch ußwaffe 

bei Sexualdelikt 

Schaden über $ 25 , 000 
Schaden über $ 100, 000 
Erhebliche körpe rliche 
Verletzungen 

Erh e bl. körpe rl. Ve rlet­
zungen bei Sex. -delikt 
Vorverbüßung wegen eines 
Ve rbrechens 
Vorverbüßung wg. eines 
Gewaltverbrechens ; Rückf.­
tat: Gewaltve rbr echen 
Vorve rurteilung wg. eine s 
Sexualdelikts ; Rückfalltat: 
Sexualdelikt 
Wenigstens 2 Vorverbüßungen 
wg. Gewaltverbrechen ;  Rück­
f. -tat : Sexualdelikt 
Gleichzeitige Verurteilg. 
mehre r er Taten ; Strafe n  
aufeinanderfolgend (conse­
cutive) ; Ne bentat: j edes 
Verbrechen 
Wie Nr. 14) 
Nebentat: Gewaltve rbr echen 

Quelle : California P enal Code 

12022 (a) 

12022. 3 (b) 

12022 (b) 

12022. 5 

12022.3 (a) 

12022. 6 (a) 
12022. 6 (b) 

12022. 7 

12022. 8 

667. 5 (b) 

667.5 (a) 

667. 6 (a) 

667. 6 ( b) 

1170. 1 (a) 

1170. 1 (a) 

2 

1 

2 

3 

1 
2 

3 

5 

3 

5 

10 

1 des middle 
term für j ede 
Nebentat ;  ke ine 
Zuschläge gem 
Nrn. 1 bis 9 

Wie Nr. 14) ; 1 zusätzlich 3 j eder Straf­
e rhöhung gern. 
Nr. 1 , 3 , 4 , 8. 
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Die Voraussetzungen für diese Zuschläge und ihre Höhe kön­
nen im einzelnen Tab. 80 entnommen werden. Es lassen sich 
drei Gruppen von Voraussetzungen unterscheiden: solche, 
die bestimmte Tatmodalitäten beschreiben (Nr. 1 bis 9) , 

solche, die die Vorstrafenbelastung des Täters einbezie-
hen (Nr. 10 bis 13) ,  und solche, die die gleichzeitige Ver­
urteilung mehrerer Delikte regeln (Nr. 13, 14) , Die Verhän­
gung der Zuschläge ist grundsätzlich obligatorisch ; sie darf 
nur dann unterbleiben, wenn besondere mildernde Umstände vor­
liegen (§ 1170.1. (c) , (g) ) 1) . Die Doppelverwertung dersel­
ben Strafzumessungstatsache sowohl bei der Auswahl der hö­
heren Basisstrafe als auch bei der Verhän

,
ung eines Zu­

schlags ist nicht zulässig (§ 1170 (b) ) 2 . 

Durch den Determinate Sentencing Act wurden darüber hinaus 
auch die Vorschriften zur Entlassung aus dem Strafvollzug 

(release on parole) geändert. Durch ein Bonus-System kann 
der Gefangene j etzt die Verbüßungsdauer um ein Drittel ver­
kürzen. Der Gefangene erhält dabei einen Bonus für gute 

Führung (3 Monate pro Jahr) und einen Bonus für seine Teil­
nahme an der Arbeit und an Veranstaltungen des Gefängnis­
ses (1 Monat pro Jahr) ( § 293 1  (b) ) .  Hat sich der Gefange­
ne auf diese Art eine Verkürzung der Verbüßungsdauer ver­

dient, so ist die Entlassung aus dem Strafvollzug obligato­
risch 3) . Bei einem Verstoß gegen die Entlassungsauflagen 
kann das parole board (Community Release Board) die Ent­
lassung widerrufen (§ 3060) . Im Gegensatz zu einer ausführ­
lichen gesetzlichen Regelung des Verfahrens bei einem Ver-

1) Die Ausnahmeregelung bezieht sich nicht auf die Nr. 2, 5, 
9, 12 bis 15 in Tab. 80. Vgl. dazu auch Cal. Rules of Court, 
tit. 2, div. I - A, rule 445. 

2) Das Doppelverwertungsverbot bezieht sich nicht auf die 
Nr. 2, 5, 9, 12, 1 3  in Tab. 80. Vgl. dazu auch Cal. Rules 
of Court, tit. 2, div. I - A, rule 441. 

3) Die Entlassung von Gefangenen, die zu einer lebensläng­
lichen Freiheitsstrafe verurteilt worden sind, ist fakul­
tativ (§ 3046) . 
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sagen des Bonus durch das parole board ist der Widerruf 
der Entlassung aus dem Strafvollzug weitgehend ungeregelt 
geblieben. Das Verfahren bei einem Widerruf dürfte sich 
daher weiter nach dem schon vor dem Determinate Sentencing 
Act geltenden Fallrecht richten 1) . 

Innerhalb des Anwendungsbereichs des Determinate Sentencing 

Act kann sich demnach die Tatsache der Rückfälligkeit eines 

Straftäters auf zweierlei Weise auswirken. Zum einen kann 
eine höhere Basisstrafe gewählt werden , zum anderen kann 
ein Zuschlag von ein , drei , fünf oder zehn Jahren Freiheits­

strafe verhängt werden. Anders als bei den bislang darge­

stellten Gesetzen und Gesetzesentwürfen wird als Vorausset­
zung für die Verhängung eines Zuschlags nicht mehr auf eine 
Gefährlichkeitsprognose oder andere täterbezogene Merkmale 

abgestellt. Die Frage , ob und in welcher Höhe ein Zuschlag 
verhängt wird , richtet sich vielmehr allein nach den Taten 
und der in ihnen zum Ausdruck kommenden Gefährlichkeit des 
Täters. Daß die Gefährlichkeit in dem grundsätzlich auf dem 
Schuldprinzip aufbauenden Sanktionensystem des California 

Penal Code aber immer noch eine gewisse Rolle spielt , dürf­
te sich dabei vor allem aus den hohen Zuschlägen für rück­
fällige Sexualverbrecher ergeben (5 und 10 Jahre) , mit de­

nen die Basisstrafe mehr als verdoppelt werden kann 2) . Das 
bereits erwähnte Doppelverwertungsverbot (§ 1170 (b) ) hin­
dert im übrigen nicht daran , für die Wahl der höheren Ba­
sisstrafe und für die Verhängung eines Zuschlags j eweils 
unterschiedliche Vorstrafen heranzuziehen 3) . Ähnliches 
gilt im deutschen Recht für die Verwertung von Vorstrafen 
bei der Anwendung von § 48 StGB einerseits und einer weite-

1) Cassou/Taugher 1978 ,  91 f. , vgl. dazu oben S. 424 Fn. 3 ) .  
2 )  § 667.6. wurde zusammen mit § §  12022.3. , 12022.8. aller­

dings erst im Jahr 1979 eingeführt. Zu weiteren Überle­
gungen siehen unten S. 453 f. 

3) People v. Roberson , App., 146 Cal. Rptr. 777 (1978) . 
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Straferhöhung gern. § 46 StGB andererseits 1) 

Auch außerhalb des Anwendungsbereichs des Determinate Sen­
tencing Act finden sich einige Vorschriften , die die Straf­
zumessung bei Wiederholungstätern regeln. Sie beziehen sich 
auf Vergehen , für die im Normalfall nur eine relativ gerin­
ge Strafe angedroht ist . So wird für den Diebstahl eines 

Ersttäters an Gegenständen im Wert bis $ 200 eine Geldstra­
fe bis $ 1.000 und/oder eine Freiheitsstrafe in einem 
county j ail bis zu 6 Monaten angedroht (§ 490) . Ähnliches 
(Geldstrafe j edoch nur bis $ 500) gilt für die Belästigung 
von Kindern und Jugendlichen bis 18 Jahre (§ 647a) . Für 

den unbefugten Gebrauch eines Fahrzeugs sieht das Gesetz 
eine Geldstrafe bis $ 200 und/oder eine Freiheitsstrafe 

bis zu 3 Monaten vor (§ 499b). Für die Taten von Wieder­

holungstätern schienen dem Gesetzgeber diese Strafdrohun-
gen offenbar nicht ausreichend zu sein 2) . Für die zweite 3) 

und j ede nachfolgende Verurteilung wegen eines derartigen 

Delikts 4) ist j edenfalls eine Freiheitsstrafe in einem 
county j ail bis zu einem Jahr 5) oder in einem state prison 
für 16 Monate , 2 oder 3 Jahre angedroht. 

Da diese besonderen Strafzumessungsvorschriften auf die 
Gleichartigkeit von Vortaten und Rückfalltat abstellen und 

1) Siehe dazu oben S. 14 f. 

2) § 666 wurde acht Tage nach dem Inkrafttreten des Determina­
te Sentencing Act eingeführt (Cassou/Taugher 1978 , 3 2  Fn. 
201) , § 499b.1. erst im Jahr 1978. 

3)  Ausnahme: § 499b.: dritte Verurteilung (§ 499b.1. (b) ) .  
4) Ausnahmen: Bei einer Rückfalltat gern. § 490 kommen als 

Vortaten auch in Betracht: Diebstahl an Gegenständen im 
Wert von über $ 200 , Einbruch und Raub (§ 666) ; bei einer 
Rückfalltat gern. § 647a auch der sexuelle Mißbrauch von 
Kindern (§ 647a) ; bei einer Rückfalltat gern. § 499b auch 
der Diebstahl von Kraftfahrzeugen ( § 499b.1. (a) , hier im 
Gegensatz zu Fn. 3) schon die zweite Verurteilung) . 

5) Die Möglichkeit der Verurteilung zu einer Freiheitsstra­
fe in einem county j ail entfällt , wenn die Rückfalltat 
eine Tat gern. § 647a ist. 
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da der Gesetzgeber an anderer Stelle (§ 1170 ( a) (1) )  1) 

als Strafzweck den Schuldausgleich festgelegt hat, ist 

die Annahme naheliegend, daß in diesen Vorschriften dem 
erhöhten Schuldvorwurf, der gegenüber einem Rückfalltäter 

erhoben werden kann, Rechnung getragen wird. Zumindest 2) 

für die Strafzumessungsvorschrift, die den rückfälligen 
Dieb an geringwertigen Sachen erfaßt (§ 666) , bestehen j e­
doch Zweifel, ob ein der strengen Rechtsfolge entsprechen­
der erhöhter Schuldvorwurf auch in j edem Fall gerechtfer­
tigt ist 3). Die Anwendung des § 666 setzt nämlich nicht 
nur voraus, daß der Täter schon einmal wegen eines gleich­
artigen Delikts verurteilt worden ist, sondern er muß hier­
für zusätzlich eine Freiheits strafe verbüßt haben. Der ka­

lifornische Gesetzgeber ging hier offenbar davon aus, daß 
ein Ersttäter, gegen den eine Freiheitsstrafe verhängt 
wird 4) , bereits mit erheblicher Schuld gehandelt hat, so 
daß für ihn im Wiederholungsfall ein erweiterter Strafrah­
men zur Verfügung stehen muß. Da aber anders als etwa im 

deutschen Recht in§ 48 I 1 Nr. 2 StGB keine Mindestver­
büßungsdauer festgelegt ist, genügt für die Anwendbarkeit 
des § 666 auch die Verbüßung von lediglich ein oder zwei 
Tagen, zu denen der Angeklagte verurteilt wird, nachdem er 

diese Zeit bereits vor der Strafzumessung im Gefängnis ver­
bracht hat. Ein derartiges Urteil dürfte vor allem in den 

Fällen verhängt werden, in denen der Richter Milde walten 
lass en will. Wird der Verurteilte allerdings rückfällig, 

1) Da sich die Grundsatzerklärung des Gesetzgebers (vgl. 
oben S. 425 ) auf die Freiheitsstrafe im allge­
meinen bezieht, dürfte ihre Aussagekraft über den An­
wendungsbereich des Determinate Sentencing Act hinaus­
gehen. 

2) Ähnliches �ilt für die Rückfallvorschrift gern. § 499b. 1. 
(a) und (b ) .  

3) Vgl. dazu Finberg 1978, 679 f. , 683 ff. 

4) Alternative ist die Verhängung einer Geldstrafe bis 
$ 1 .000 
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so wirkt sich für ihn diese milde Strafe nachteilig aus, 
da j etzt der Strafrahmen des § 666 anwendbar ist. Wäre der 

Angeklagte dagegen zu einer hohen (und schuldangemessenen) 

Geldstrafe verurteilt worden, so würde für ihn im Rückfall 
weiterhin der milde Strafrahmen des § 490 Anwendung fin ­

den. Das Beispiel zeigt, daß die Schuld des Rückfalltäters 
nicht in j edem Fall so groß sein muß, daß sie die Anwen ­

dung des erhöhten Strafrahmens des § 666 legitimiert. 

Im deutschen Recht führt die Anwendung des § 48 StGB zu 

ähnlichen Problemen . Ist der durch die Rückfalltat entstan ­

dene Schaden nur gering, handelt es sich also z.B. um einen 
unbedeutenden Ladendiebstahl, so kann der tatsächliche 
Schuldgehalt der Rückfalltat geringer sein, als es die An ­
wendbarkeit der allgemeinen Rückfallvorschrift eigentlich 
voraussetzt. Diese Diskrepan z wirkt sich im deutschen Recht 
insofern praktisch aus, als § 48 StGB die obligatorische 
Verhängung einer mindestens sechsmonatigen Freiheitsstrafe 
vorsieht. Die Regelung des § 666 ist demgegenüber etwas 
flexibler. Hier ist zwar die Obergrenze der Freiheitsstra ­
fe erhöht, eine Mindestfreiheitsstrafe wird dagegen nicht 
festgelegt. Lediglich die Möglichkeit, eine Geldstrafe zu 
verhängen, entfällt. Diesen Wegfall kann der Richter j e­
doch durch die Verhängung einer geringen Freiheitsstrafe 
in einem county j ail kompensieren. 

Für die Anwendbarkeit des § 666 ist es mithin entscheidend, 
ob der Ersttäter zu einer Freiheitsstrafe verurteilt wor­
den ist oder nicht. Um herauszufinden, von welchen Krite­
rien die Verhängung einer Freiheitsstrafe abhängig ist, 
wurde von Finberg 1) eine empirische Untersuchung durchge­
führt. Sie wertete 566 Verfahren aus, die in der ersten 

Hälfte des Jahres 1976 2) in drei Landkreisen ( counties) 

1) Finberg 1978, 686 ff. 
2) § 666 galt in leicht abgewandelter Form schon vor dem 

Determinate Sentencing Act, wurde durch diesen j edoch 
zunächst (vgl. oben S. 431 Fn. 2) ) außer Kraft gesetzt. 
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Nordkaliforniens wegen Diebstahls an Gegenständen im Wert 
bis $ 200 gern. § 490 1)  durchgeführt worden waren ( Doku­
mentenanalyse ) .  Finbergs Untersuchung führte zu dem Ergeb­
nis , daß vier prozessuale Faktoren einen Einfluß auf die 

Verhän
f

ung einer Freiheitsstrafe ausüben , nämlich die Re­
gion 2 , in der der Prozeß stattfindet , die Richterpersön­
lichkeit , die Anwesenheit eines Verteidigers im Prozeß und 
die Art des Schuldgeständnisses ( guilty/nolo contendere/ 
not guilty) 3 ) . Hieraus zog Finberg den Urnkehrschluß , daß 
die Wahl der Strafart weitgehend von dem Grad der Schuld 

des Täters unabhängig ist 4) und daß deshalb die Anwendung 
einer besonderen Strafzurnessungsvorschrift für denj enigen 

Rückfalltäter , der eine Freiheitsstrafe verbüßt hat , nicht 

berechtigt ist. 

Gegen Finbergs Untersuchung läßt sich einwenden , daß sie 

den Begriff der Schuld des Ersttäters , über den sie eine 
Aussage treffen will, nicht operationalisiert. Zwar ist zu­
zugeben , daß sich der Begriff der Schuld nicht vollständig 
in Indikatoren zerlegen läßt ; durch die Erhebung von tatbe­
zogenen Variablen wie z. B. dem angerichteten Schaden oder 
auch durch die Erhebung der ( nicht einschlägigen) Vorstra­
fenbelastung des Täters kann j edoch eine wenigstens ansatz­
weise Aussage über die Tatschuld getroffen werden. Gleich­
wohl ist diese Untersuchung insofern von Interesse , als sie 
die Uberlegung bestätigt , daß die Anwendung der besonderen 
Straferhöhungsvorschrift des § 666 in Einzelfällen auf der 
bloßen Fiktion eines erhöhten Schuldvorwurfs beruhen kann. 

1 )  Unklar bleibt , ob sich die Untersuchung nur auf Ersttä­
ter bezog. Auch Rückfalltäter können gern. § 490 verur­
teilt werden , wenn gegen sie bei der ersten Verurteilung 
nur eine Geldstrafe verhängt wurde. 

2 )  Es wurde zwischen counties und districts differenziert. 
3 )  Vgl. dazu unten S. 456 Fn. 1 ) .  

4 )  Finberg 1978 ,  693. 
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Die Problematik des § 666 weist damit deutliche Parallelen 

zu§ 48 StGB auf ; die Anwendung beider Vorschriften stößt im 
Bagatellbereich auf Schwierigkeiten, da die vorgesehene 
Rechtßfolge dem Schuldgehalt der Rückfalltat nicht angemes­
sen ist, wobei die Rechtsfolge des § 666 gegenüber § 48 

StGB, wie gezeigt wurde, eine größere Flexibilität besitzt. 

Der Judicial Council of California veröffentlicht viertel­
j ährlich Statistiken, die Aufschluß über die Strafzumes­

sungspraxis der kalifornischen Gerichte geben. Zur Straf­
zumessung bei Wiederholungstätern enthalten diese Stati­
stiken j edoch nur spärliche Informationen. Danach wird von 

allen Fällen, die dem Anwendungsbereich des Determinate 
Sentencing Act unterfallen, der Einj ahreszuschlag gern. § 
667 . 5 (b) (vgl. Tab. 80 Nr . 10) in ca. 8 - 10 % der Fälle 

und der Dreij ahreszuschlag gern. § 667 . 5 (a) (vgl. Tab . 80 
Nr. 11) in ca. 1 - 2 % der Fälle verhängt. Dies geschieht 

hauptsächlich dann, wenn die Tat ein Ei
�

entumsdelikt oder 
ein gegen Personen gerichtetes Delikt 1 ist 2) . Ist die 
Tat ein im Rückfall begangener Diebstahl an Gegenständen 
im Wert bis $ 200 (petty theft) und wird bei der Strafzu ­
messung§ 666 angewandt, so wird gegen den Täter in ca. 
25 - 33 % der Fälle eine Freiheitsstrafe in einem state 
prison verhängt, in ca. 55 - 63 % der Fälle wird die Stra­
fe zur Bewährung ausgesetzt (probation) 3) , in ca. 2 - 8 % 

der Fälle wird eine Freiheitsstrafe in einem county j ail 
verhängt 4) und in ca. 3 - 8 % der Fälle erfolgen andere 
Sanktionen 5) . Der hohe Anteil an Freiheitsstrafen in einem 

1) Hierzu wird auch Raub (robbery) gezählt. 
2) Judicial Council of California 1977 ff. , Nr. 2 bis 10, 

Tab. 
3 )  Die Möglichkeit hierzu ergibt sich aus § 1203. (e ) .  

4 )  Tab. 1 weist dies als eine Sanktion 
(misdemeanour) aus. 

5) Judicial Council of California 1977 
Tab. 

für ein Vergehen 

ff. , Nr. 2 bis 10, 
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state prison macht dabei deutlich , daß die Richter den er­
höhten Strafrahmen des § 666 voll ausnutzen. 

1 . 6. New York Penal Law 

Als letztes Beispiel für das amerikanische Strafzumessungs­
recht soll das Strafgesetzbuch des Bundesstaates New York 
dienen. Das Strafgesetzbuch wurde hier anders als in den 

übrigen Bundesstaaten bereits im Jahr 1 965 grundlegend re­
formiert , nachdem eine eigens hierfür eingesetzte Kommission 
die Reform seit 1961 vorbereitet hatte. Die Kommission konn­
te bei ihrer Arbeit bereits die Musterentwürfe des Model 
Penal Code (1 962) und des Model Sentencing Act (1 963 )  be­
rücksichtigen. Weitere Teilreformen im Strafzumessungs-
recht des Staates New York fanden in den Jahren 1 973 und 

1 976 statt . Sie ließen die grundsätzliche Konzeption des 
bestehenden Strafzumessungssystems unberührt , ergänzten es 
j edoch um Sondervorschriften für den Wiederholungstäter (§ 

70.06. ) und den gewalttätigen Verbrecher (§§ 70.02 , 70.04 , 
70.08 ). 

In der gesetzlichen Struktur 1 )  entspricht das New York 
Penal Law dem vom Model Penal Code vorgeschlagenen Klassi­
fikationssystem. Sämtliche Straftaten werden zunächst in 

vier Gattungen unterteilt (§ 5 5. 1 0 ) : Verbrechen , Vergehen , 
Ubertretungen (violations ) und Ordnungswidrigkeiten , die 
allein im Bereich der Verkehrsdelinquenz existieren (traffic 
infractions ) .  Die Verbrechen und Vergehen werden darüber­
hinaus in Deliktsgruppen untergliedert (§ 5 5.05 ) ,  und zwar 
die Verbrechen in sechs (A-I ,  A-II , B bis E )  und die Ver­
gehen in drei Deliktsgruppen (A , B ,  unclassified ) .  Als Sank­

tionsformen sieht das New York Penal Law die Geldstrafe , die 
Strafaussetzung zur Bewährung (in den drei Formen probation, 
conditional und unconditional discharge , die sich in der 

1 )  Vgl. zum folgenden N ote 1 964 , 1 470 ff. , die sich aller­
dings auf den Rechtszustand des Reformgesetzes von 1 965 
bezieht. 
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Härte der Bewährungsauflagen unterscheiden) , die nur zeit­
weise zu verbüßende Freiheitsstrafe (intermittent imprison­
ment) und die voll zu verbüßende Freiheitsstrafe vor (§ 
60.01) . Diese zuletzt genannte Sanktionsform ergeht als 
bestimmte Freiheitsstrafe, wenn die verurteilte Tat ein 
Vergehen oder eine Ubertretung ist (§ 70.15) , und als un­
bestimmte Freiheitsstrafe 1) , wenn die Tat ein Verbrechen 

ist (§ 70.00). Bei einer bestimmten Freiheitsstrafe 2) 

kann die Entlassung aus dem Strafvollzug (release on parole) 

nach der Verbüßung von 60 Tagen erfolgen ; bei einer unbe­
stimmten Freiheitsstrafe ist wenigstens die vom Gericht 
festgesetzte Mindeststrafe zu verbüßen (§ 70.40) . 

Für den Fall, daß ein Straftäter zum zweiten oder dritten 
Mal ein Verbrechen begeht, enthält das New York Penal Law 
zahlreiche Sonderregelungen. Allgemein gilt, daß gegenüber 
einem solchen Wiederholungstäter eine Freiheitsstrafe 3) 

verhängt werden muß (§ 60.05. (5) ) .  Die Art und Weise, in 
der sich dabei die Tatsache der Rückfälligkeit auf die 
Strafhöhe auswirkt, kann Tab. 81 entnommen werden. Danach 
wird für den Täter, der bereits einmal wegen eines Ver­

brechens verurteilt 4) worden ist (second felony offender) , 
in Abweichung von der Strafdrohung für den erstmalig wegen 
eines Verbrechens Verurteilten ( "Normalfall ") für die 

Höchststrafe eine Untergrenze festgelegt. Gleichzeitig 
wird die Dauer der Mindeststrafe erhöht ; während sie im 
Normalfall wenigstens ein Jahr und höchstens ein Drittel 
der Höchststrafe beträgt (§ 70.00. ( 3 ) ) ,  beläuft sie sich 

beim second felony offender auf die Hälfte der Höchststra-

1) Gern. § 70.00. (4) kann für Verbrechen der Klasse D und E 
sowie für einige Verbrechen der Klasse C in Ausnahmefäl­
len eine bestimmte Freiheitsstrafe verhängt werden. 

2) Zusätzliche Voraussetzung : ihre Länge beträgt mehr als 
90 Tage. 

3) Nicht in der Form des intermittent imprisonment. 

4) Eine Vorverbüßung wird nicht vorausgesetzt. 
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Tab. 81 : Höhe der Freiheits strafen im New York Penal Law 
in Jahren 

Delikts- Normalfall Second Persistent 
felony offender felony offender gruppe 

Min. Max. Min. Max. Min. Max. 

A-I 1 5 - 25 leben sl. keine Sonderreg. 

A-II 3 - 8l 
3 

lebensl. 6 - 1 2.l leben sl. 2 

B 1 - 8l 
3 

25 (l) 9 - 25 für j ede 
2 Deliktsgruppe 

(l) 
Strafrahmen 

C 1 - 5 1 5  6 - 1 5 wie A-I ; 2 Anordnung 

D 1 2l 7 (l) 4 7 fakultativ -
3 2 

E 1 - 1 l  
3 

4 (l) 2 3 - 4 

Quelle : New York Penal Law , §§ 70. 00. , 70. 06. , 70. 1 0. 

fe ( § 70. 06. ( 4) ) .  Diese beiden Maßnahmen dürften in der 
Praxis zu einer erheblichen Verlängerung der Strafdauer 
des Wiederholungstäters führen. Für den Täter , der bereits 
zweimal wegen eines Verbrechen s verurteilt 1 )  worden ist 
(persistent felony offender) , enthält§ 70. 1 0. eine noch 
weitergehende Strafdrohung. Wenn der Richter hier zusätz­
lich zu den formellen Voraus setzungen der Meinung ist,  daß 
dem öffentlichen Interesse  am besten gedient ist,  wenn der 
Täter für längere Zeit inhaftiert und leben slänglich über­
wacht wird 2) (that extended incarceration and life-time 

1 )  Die verhängten Freiheits strafen müs sen auch verbüßt wor­
den sein. 

2) Diese Formulierung bezieht sich offenbar auf die Uber­
wachungsfunktion des parole board be� einer Entlas s ung 
aus dem Strafvollzug. Die Dauer der Uberwachun g  muß da­
bei dem nicht verbüßten Rest der Höchststrafe ( hier : le­
ben slänglich) entsprechen (§ 70. 40. ( 1 ) (b ) ) .  
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supervision will best serve the public interest ) , so kann 
er eine Mindeststrafe von 15 bis 25 Jahren und eine le­
benslängliche Höchststrafe verhängen und zwar unabhängig 
davon, welcher Deliktsgruppe das begangene Verbrechen zu­
zuordnen ist. 

Die im New York Penal Law enthaltenen Sonderregelungen für 
gewalttätige Verbrecher (violent felony offender ) 1) sind 
in der gleichen Weise konstruiert, wie sie sich aus Tab. 81 
für den nichtgewalttäti�en Verbrecher ergeben. Unterschiede 
bestehen insofern , als � 70. 02. (3 ) bereits für den Normal­
fall eines violent felony offender eine Untergrenze für die 
Höchststrafe festlegt und als diese Untergrenze für den se­
cond violent felony offender über der entsprechenden Untet­
grenze für den second felony offender liegt (§ 70. 04. ( 3 ) ) .  
Für den persistent violent felony offender sieht§ 70. 08. 
als Höchstgrenze die lebenslängliche Freiheitsstrafe vor , 
während die Mindes ts trafe 2 ) auf die j eweilige Deliktsgrup­
pe abgestimmt ist. Dieser Unters chied zur Strafdrohung für 
den persistent felony offender (§ 70. 10. ; Tab. 81 ) könnte 
sich damit erklären las sen,  daß es für eine Bestrafung als 
persistent violent felony offender nicht auf zusätzliche 
Zweckdienlichkeitserwägungen ankommt. Die Sonderregelungen 
für gewalttätige Verbrecher (§§ 70. 02. , 70. 04. und 70. 08 ) 
enthalten allerdings derartig viele Ausnahmen, daß diese 
kurze Beschreibung nur als ein Hinweis auf ihre Grundstruk­
tur angesehen wpr�Rn  kann. 

Vergleicht man die im New York Penal Law enthaltenen Vor­
schriften zur Verhängung einer Freiheits strafe mit den ent­
sprechenden Regelungen des Model Penal Code und des Model 
Sentencing Act 3 ) , so wird deutlich , daß sich die Absicht 
der Musterentwürfe, für die große Mehrheit der Straftäter 
nur relativ niedrige Höchststrafen zur Verfügung zu stel­

len , in New York nicht durchgesetzt hat. Ähnlich wie die 
Musterentwürfe sieht dagegen auch das New York Penal Law 

1)  Die hierzu zu zählenden Taten sind in§ 70. 02. (1) auf­
geführt. Die Sonderregelungen für gewalttätige Verbre­
cher bauen auf einem etwas anderen Klassifikations system 
auf als es für nicht gewalttätige Verbrecher gilt. 

2 )  Flexibel ist hier nur die Untergrenze der Mindeststrafe, 
während die Obergrenze (wie auch in Tab. 81) 25 Jahre 
Freiheitsstrafe beträgt. 

3 )  Vgl. dazu Murrah/Rubin 1965 , 1175 ff. ; Note 1964, 1470 ff. 
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die Möglichkeit vor, für eine bestimmte Tätergruppe, näm­
lich den persistent felony offender, eine über den norma­
len Strafrahmen erheblich hinausgehende Freiheitsstrafe 
zu verhängen (§ 70.10.) . Die Verhängung einer derartigen 
erheblich erhöhten Freiheitsstrafe ist dabei allerdings 
nicht an die einschränkende Voraussetzung gebunden, daß 
für den Täter eine besondere individuelle Gefährlichkeit 
nachgewiesen wird. Die Reformkommission lehnte eine derar­

tige Voraussetzung ausdrücklich ab, da ihr die mit dieser 
Voraussetzung verbundenen verfahrensrechtlichen Garantien 
als zu kompliziert und unpraktikabel erschienen 1) . Statt­
dessen kommt es lediglich darauf an, ob der Richter die 

Verhängung einer erheblich höheren Freiheitsstrafe für 
zweckmäßig hält, eine Voraussetzung, die sich von den zu­
sätzlich anzustellenden Ermessenserwägungen des Richters 

(die Verhängung ist fakultativ) nicht wesentlich unterschei­
den dürfte. Die Verhängung der Sonderstrafe für einen per­
sistent felony offender weist damit zu den erhöhten Stra-
fen der Musterentwürfe ( extended terms) in zwei Punkten 
Unterschiede auf: zum einen sind die Voraussetzungen, die 

an die Verhängung gestellt werden, geringer, zum anderen 
ist die angedrohte Strafe erheblich höher. Im strafzumes­
sungsrechtlichen Teil des New York Penal Law lassen sich 
demnach keine wesentlichen Einflüsse der bei den Reformar­
beiten bekannten Musterentwürfe feststellen 2) . 

Aus der grundsätzlich tatorientierten Perspektive des Model 

Penal C ode heraus läßt sich gegen die Sonderstrafe für einen 
persistent felony offender (§ 70.10.) ferner einwenden, daß 
die unterschiedlichen Schweregrade der Tat bei der Festset­
zung der Strafe nicht berücksichtigt werden können 3) . Han-

1) Temporary State Cornmission 1964, 276. 

2) So auch Murrah/Rubin 1965, 1179. Sie schließen mit den 
Worten: "If anything, the situation rnay becorne worse 
than before." 

3) Dieser Einwand bezieht sich nicht auf den persistent 
violent felony offender, vgl. S. 439. 
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delt es sich z. B. bei der Rückfalltat um ein Verbrechen 
der Klasse D oder E und sind sämtliche erforderlichen Vor­
aussetzungen erfüllt, so muß der Richter zwischen dem Straf­
rahmen für normale Fälle, dessen Höchststrafe 4 oder 7 Jah­
re beträgt 1) , und dem Strafrahmen gern. § 70.10. , dessen 
Mindeststrafe wenigstens 15 Jahre beträgt, wählen. Das New 
York Penal Law sieht hier keine Abstufungen vor. Es ist 

darüberhinaus denkbar, daß diese starre Regelung beim plea 
bargaining als Druckmittel gegenüber dem Beschuldigten ver­
wendet wird, ein Verfahren, an dessen Rechtmäßigkeit trotz 
der gegenläufigen Mehrheitsentscheidung des U. S. Supreme 

Court 2) wegen Verstosses gegen die due-process-Klausel des 
14. amendment erhebliche Zweifel bestehen 3). 

Zur Strafzumessungspraxis im Bundesstaat New York liegen 
für die Zeit nach der Reform von 1965 4) keine empirisch­
statistischen Untersuchungen vor. Die Ergebnisse von Unter ­
suchungen, die in anderen Bundesstaaten durchgeführt wur­
den, lassen sich grundsätzlich nicht auf die Strafzumes­
sungspraxis in New York verallgemeinern. Es dürfte j edoch 

sinnvoll sein, der Frage nachzugehen, welches relative Ge­
wicht in diesen anderen Untersuchungen für verschiedene 
Strafzumessungsfaktoren, insbesondere die Vorstrafenbela­
stung eines Täters ermittelt worden sind. Sollte sich hier 
eine wiederkehrende, in der überwiegenden Zahl der Untersu-

1) Und zwar auch dann, wenn es sich um einen second felony 
offender handelt, vgl. § 70. 06. 

2) Bordenkircher v. Hayes 434 U. S. 357  (1978) . 
3) Vgl. Bordenkircher v. Hayes 434 U.S. 365 (Blackmun, J. , 

dissenting) , Hayes v. Cowan (CA 6) 547 F. 2d 42 (1976) ; 
Hooker 1977, 703 ff. ; Ross 1978, 879 ff. 

4) Folgende Studie konnte mangels Verfügbarkeit nicht be­
rücksichtigt werden: New York State. Executive Advi sory 
Committee on Sentencing. Crime and Punishment in New 
York. 1979. 
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chungen beobachtete Rangfolge feststellen lassen, so dürf­
te einiges dafür sprechen, daß diese Rangfolge auch für 
die Verhältnisse in New York gültig ist. Ein Nachweis für 

die Strafzumessungspraxis in New York läßt sich mit diesem 
behelfsmäßigen Verfahren allerdings nicht erbringen. 

Das relative Gewicht, das einzelnen Strafzumessungsfaktoren 
(unabhängige Variablen) bei der Auswahl der Sanktionsart 
und der Festlegung der Sanktionsschwere ( abhängige Variablen) 
zukommt, läßt sich mit Hilfe etner multiplen linearen Re­
gressionsanalyse feststellen 1 ) .  Die hierbei ermittelten 
Regressionskoeffizienten können als Parameter für das re­
lative Gewicht der einzelnen unabhängigen Variablen inter­
pretiert werden . Die unabhängigen Variablen lassen si ch 
danach in eine Rangfolge bringen, deren Anordnung si ch nach 
der Größe des Einflusses auf die abhängige Variable ri ch-
tet 2) . 

Aus der Vielzahl der zur Strafzumessungspraxis in den USA 
durchgeführten empirisch-statistischen Untersuchungen, sol­
len hier nur diej enigen berücksi chtigt werden, die das Ver­
fahren einer multiplen linearen Regressionsanal

)
se ange­

wandt haben 3 ) . Zu dieser Gruppe gehören u.a. 4 auch die 
folgenden Studien. 

Baab/Furgeson werteten in ihrer Untersuchung 1720 Verfah­
ren aus, die in den Jahren 1965/66 in Texas vor District 
Courts gegen Verbrecher durchgeführt worden waren (Doku­
mentenanalyse ) .  Sie stellten fest, daß (in dieser Reihen-

1) Vgl . zum folgenden Johnston et al. 1973, 873 ff. ; Rhodes 
1977, 337  ff.; siehe auch oben S. 179 f .  

2) Hierfür muß allerdings zunächst eine Standardisierung 
der unabhängigen Variablen erfolgen, vgl. Johnston et 
al. 1973 ,  873 f. 

3 ) Z.B. Baab/Fur eson 1967, 482 ; Johnston et al. 1973, 873 
ff. ; Harries Lura 1 974, 400 ; Tiffany et al. 1975, 374 f. ; 
Kilpatric Brummel 1976, 1 10 ;  Rhodes 1977, 337  ff . ; Clarke/ 
Koch 1976, 88 ff., letztere verwenden ein lei cht abgewan­
deltes Verfahren. 

4 )  In der Untersuchung von Kilpatri c/ Brummel werden 4 Grup­
pen gebildet, deren Einzelergebnisse sich ni cht generali­
sieren lassen. Ähnliches gilt für die Studie von Harries/ 
Lura. Auf diese Untersuchungen wird daher im Text nicht 
weiter eingegangen. 



- 443 -

folge) die Schwere der Tat, die Richterpersönlichkeit , die 

Aussetzung der U-Haft, das Geschlecht, eine frühere Verur­
teilung wegen eines Verbrechens und die Art des Verteidigers 
den größten Einfluß auf die Strafzumessung ausübten 1 l .  

Johnston et al. führten im Jahr 1971 eine Befragung von 69 
Richtern an Superior Courts in Washington State durch. Ihnen 
wurden 5 j eweils voneinander verschiedene Fälle zur Strafzu­

messung vorgelegt. Als die beiden wichtigsten Strafzumessungs­
faktoren wurden die Anzahl der früheren Verhaftungen des An­
geklagten wegen Verbrechen und die Art des schwersten bis-
lang verurteilten Verbrechens festgestellt. Weitere Einfluß­
faktoren bezogen sich auf Erfahrungen und Einstellungen des 
Richters sowie auf das Verhalten des Angeklagten im Prozeß 

und sein Tatmotiv 2) . 

Clarke/Koch untersuchten 798 Verfahren, die nach 1971 in 
Mecklenburg County, North Carolina, wegen Einbruchs und 
Diebstahls durchgeführt worden waren. Die Faktoren, die 
den größten Einfluß auf die Strafzumessung ausübten, waren 
(in dieser Reihenfolge) : die Tatschwere, die Höhe des Ein­
kommens des Angeklagten, die Vorstrafenbelastung und die 
Güte des Beweismaterials, gemessen an der Schnelligkeit 

der Festnahme 3) . 

Eine Untersuchung von Rhodes bezog sich auf 1111 Verfahren 
vor den District Courts in Hennepin und Ramsey County, 
Minnesota. Diesen Verfahren lagen ausschließlich Verurtei­
lungen wegen Besitzes von Betäubungsmitteln, Einbruchs, 
Diebstahls und Fälschung zugrunde. Folgende Einflußfakto­
ren wurden festgestellt: das Schuldgeständnis, die Ausset­
zung der U-Haft, das Geschlecht und die Rasse des Angeklag­
ten 4) . 

1) Baab/Furgeson 1967, 484 ff. 
2) Johnston et al. 1973, 869. 

3) Clarke/Koch 1976, 74 ff. 

4) Rhodes 1977, 341 ff. 
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An den Ergebnis sen dieser vier Untersuchungen läßt sich 
keine allgemeingültige Rangfolge der verschiedenen Straf­
zumes sungsfaktoren ablesen. Die Unterschiedlichkeit der 

Ergebnis se dürfte dabei j edoch in erster Linie auf die j e­
weils unterschiedlichen unabhängigen Variablen zurückzufüh ­
ren sein , deren Einfluß auf die Strafzumes sung untersucht 

wurde. So wurden z. B. von Rhodes gar keine Daten zur Vor­
strafenbelastung des Täters erhoben , was der alleinige 
Grund dafür sein dürfte , daß dieses Merkmal in der mitge­

teilten Rangfolge nicht vertreten ist. Berücksichtigt man 
diese methodische Verschiedenartigkeit , so berechtigen die 
Ergebnis se der vier Untersuchungen zu folgenden zwei Aus sa­

gen. Immer dann , wenn der Einfluß sowohl der Tatschwere als 
auch der Vorstrafenbelastung gemes sen wurde , kam der Tat­

schwere das größere Gewicht zu . Und immer dann , wenn der 
Einfluß von prozessualen Faktoren wie der Aus setzung der 
U-Haft oder dem Schuldgeständnis gemes sen wurde , kam die­
sen Faktoren ein erhebliches Gewicht zu . Danach dürften die 
Tat'schwere , die prozes suale Vorgeschichte und die Vors,tra­
fenbelastung eines Täters als die für die Strafzumes s ung 
bedeutsamsten Faktoren angesehen werden können 1) , wobei 
die Tatschwere den größten Einfluß ausüben dürfte. 

1. 7 .  Straftheorien 

Zum Abschluß der Darstellung der gesetzlichen Regelungen 
erscheint es sinnvoll , kurz der Frage nachzugehen , welches 
die theoretischen Grundlagen der Strafe in den USA sind. 

In der amerikanischen Diskus sion zum Strafzumessungsrecht 
ist es anerkannt , daß vier Gründe die Verhängung einer 
Strafe rechtfertigen können: Abschreckung ( deterrence) , Re-

1) Zu den in der eigenen Untersuchung ermittelten fünf 
wichtigsten Strafzumes sungsfaktoren vgl. oben S. 195 
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sozialisierung 1) (rehabilitation) , Isolierung ( incapacita­

tion) und Vergeltung (retribution) 2) 

Das Konzept der Abschreckung , das auf den englischen Theore­
tiker Jeremy Bentham ( 1748 - 1832) zurückgeführt wird 3) , 
zerfällt in die beiden Komponenten allgemeine und indivi­
duelle Abschreckung (general/special deterrence) . Es besagt , 
daß durch die Auferlegung einer Strafe die Allgemeinheit 
(potentielle Straftäter) sowie der einzelne , dem gegenüber 
die Strafe verhängt wird , von der Begehung weiterer Straf­
taten abgeschreckt werden. Das Konzept der Resozialisierung 
geht davon aus , daß j ede Straftat ihren Grund in einem Per­
sönlichkeitsdefizit des Täters hat. Die Strafe dient des­
halb dem Zweck , durch Behandlung , Erziehung und Ausbildung 
die Defizite des Tä�rs auszugleichen. Das Konzept der Iso­
lierung baut auf der Uberlegung auf , daß der Täter dann 
keine Straftaten mehr begehen kann , wenn er von dem Rest 
der Gesellschaft abgesondert , also physisch isoliert wird. 
Dieser Strafzweck läßt sich durch verschiedene Maßnahmen 
erreichen , z.B. Verbannung , Hospitalisierung oder Hausar­
rest 4 ) ; die praktisch bedeutsamste Maßnahme ist allerdings 
die Einsperrung in einem Gefängnis (incarceration) . Das 
Konzept der Vergeltung schließlich , das von Immanuel Kant 
erstmals theoretisch begründet wurde , besagt , daß eine 
Strafe deshalb auferlegt werden kann bzw. muß 5) , weil der 
Täter sie verdient hat ( principle of j ust deserts) . Die 
Strafe dient zum einen dem Ausgleich für das begangene Un­
recht ,  zum anderen dem Ausdruck der moralischen Mißbilli-

1) Genaugenommen müßte rehabilitation als Rehabilitation 
übersetzt werden , um die ursprünglich medizinisch-thera­
peutische Komponente dieses Begriffs zum Ausdruck zu 
bringen. Da sich  aber der Bedeutungsgehalt des amerika­
nischen Begriffs inzwischen derart geändert hat , daß 
der Begriff rehabilitation als resocialization oder 
reintegration verstanden wird , wurde als deutsches 
Äquivalent der Begriff Resozialisierung gewählt. Vgl. 
Harris 1975 , 280. 

2) Harris 1975 , 274 ff. ; Pugsley 1979,  381 ff. ;  Fletcher 
197 8 ,  414 f. 

3) Auf Feuerbachs "Theorie des psychologischen Zwanges" 
wird , soweit ersichtlich , nicht eingegangen. 

4) Versteht man diesen Strafzweck in einem weiteren Sinn 
als "Neutralisierung" , so fallen hierunter auch solche 
Maßnahmen wie Entziehung der Fahrerlaubnis oder Berufs­
verbot ; Pugsley 1979 ,  387 ; Harris 1975 , 276 f. 

5) Es wird in diesem Zusammenhang die Frage diskutiert ,  ob 
die an sich verdiente Strafe aus präventiven Erwägungen 
heraus gemildert werden kann ( so etwa Morris 1974,  75) 
oder nicht ( so etwa v. Hirsch 1976,  73 . 
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gung durch den Rest der Gesellschaft. Der Begriff der re­
tribution läßt sich daher auch mit dem deutschen Begriff 
des Schuldprinzips gleichsetzen 1) . 

Diesen vier Straftheorien kam in der Entwicklung des 

amerikanischen Strafrechts j eweils ein unterschiedliches 
Gewicht zu 2) . Nach der Amerikanischen Revolution (1776) 
herrschte zunächst allein das Konzept der Vergeltung für 
das begangene Unrecht. Die Strafgesetze legten in dieser 
Phase für verschiedene Delikte j eweils bestimmte Strafen 
fest. Nach dem Bürgerkrieg (1861 - 1865)  entstand eine 
Bewegung , die als einzig legitimen Strafzweck die Resoziali­
sierung des Täters ansah (prison reform movement) . Diese Be­

wegung forderte die Anpassung der Strafe an die individuel­

le Behandlungsbedürftigkeit des Täters sowie an die von 
ihm ausgehende Gefahr für die Allgemeinheit. Um die Indi­
vidualisierung der Strafe zu ermöglichen , wurde von der 
Legislative gefordert , daß sie den Gerichten und Strafvoll­
streckungsbehörden ein möglichst weitgehendes Ermessen ein­
räumte. Die Resozialisierung des Täters entwickelte sich 

allmählich zum vorherrschenden Strafzweck ; bis zum Jahr 
1922 hatten 3 8  Bundesstaaten eine Form von unbestimmter 
Freiheitsstrafe eingeführt , bis zum Jahr 1976 waren es al-

le Bundesstaaten. 

Mit Beginn der 70er Jahre wurde an dem Prinzip der unbe­
stimmten Freiheitsstrafe immer härtere Kritik geübt 3) ; 

1) Es ist zu berücksichtigen , daß dieser Begriff im deutschen 
Recht eine doppelte Bedeutung hat : mit ihm kann zum einen 
die konstitutive Funktion der Schuld ("Schuld-Sühne-Prin­
zip"), zum anderen die limitierende FunktioYJ. der Schuld 
(" Strafzumessungsmaßstab") angesprochen werden (vgl. 
Bruns 1974,  3 11 ff. , 1 99 ff. ) .  In dem vorliegenden Zu­
sammenhang ist zunächst allein die erste Bedeutung ange­
sprochen. 

2) Einen Uberblick gibt 0rland 197 8 , 3 0  ff. ; vgl. auch 
Damaska 1981 ,  704 ff. 

3) Zu den Einwänden gegen die unbestimmte Freiheitsstrafe 
vgl. oben S. 424. Maßgeblichen Einfluß übte hier die 
Publikation von Frankel (1973) aus. 
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der Anlaß hierfür könnten dabei die vorangegangenen schwe­
ren Unruhen in einzelnen Gefängnissen gewesen sein. In der 

zweiten Hälfte der 70er Jahre richtete sich die Kritik auch 

gegen die theoretische Basis der unbestimmten Freiheitsstra­
fe. Es wurde die Forderung erhoben, daß der Täter nicht mehr 
mit der Strafe zwangsweise resozialisiert werden dürfe, son­
dern daß gegen ihn nur noch diej enige Strafe verhängt werden 
dürfe, die er auch verdient habe. Als Strafgrund wurde das 
Schuldprinzip neu entwickelt 1) . Dabei wurde auf die von 
H.L. A. Hart 2) vorgeschlagene Unterscheidung zwischen der 
allgemeinen Rechtfertigung für die Institution Strafe (ge­
neral j ustifying aim) und der Rechtfertigung für die Zuwei­
sung einer bestimmten Strafe im Einzelfall (distribution, 
allocation) zurückgegriffen. Während bei der allgemeinen 

Rechtfertigung neben dem Schuldprinzip teilweise auch das 
Konzept der Abschreckung (general deterrence) berücksich­
tigt wurde 3) , wurde für die Rechtfertigung der Strafzumes­
sung im Einzelfall ausschließlich das Schuldprinzip heran­

gezogen 4) 

Diese hier nur kurz skizzierte Entwicklung der Grundlagen 

des amerikanischen Strafrechts spiegelt sich in den darge­
stellten Gesetzen und Musterentwürfen wider. Allerdings 
ist hier auch häufig ein Ekklektizismus sämtlicher Straf­

theorien anzutreffen, der die beschriebene historische Ent­
wicklung nicht mit voller Deutlichkeit zum Ausdruck bringt. 

Der Model Penal Code (1962) nennt als die allgemeinen Prin­
zipien, die seinem sanktionenrechtlichen Teil zugrunde lie-

1) Morris 1974, 5 8  ff. , insbes. 73 ff. ; Harris 197 5, 286 f. ; 
322 ff. ; v. Hirsch 1976 ; Pugsley 1979, 397 ff. ; zu weite­
ren Ansätzen (Neopositivismus, Prinzip der Abschreckung 
und Sicterung) vgl. v. Hirsch 1982, 1055 ff. 

2) Hart 1968, 4. 
3) Harris 1975, 286 f. ; v. Hirsch 1976, 35 ff. ; ders. 1982, 

1069 f. ; anders Pugsley 1979, 396 f. 
4) Morris 1974, 73 ff. ; Harris 1975, 286 f. ; v. Hirsch 1976, 

59 ff. 
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gen, im wesentlichen 1 )  fünf Ziele: die Verhinderung von 
Straftaten, die Förderung der Resozialisierung des Täters, 
die Verhinderung unverhältnismäßiger und willkürlicher 
Strafen, die Warnung vor den möglichen Sanktionen und die 

Differenzierung zwischen den Tätern im Hinblick auf ihre 
Behandlung (§ 1. 02. (2 ) (a ) bis (e) ) .  Diese Aufzählung läßt 
keine Präferenz für eine bestimmte Straftheorie erkennen. 

Das Konzept der Resozialisierung wird zwar unter verschie­

denen Aspekten angesprochen, andererseits wird aber auch 
auf die Schwere der Tat (keine unverhältnismäßigen Stra­
fen ) Bezug genommen. Eine ähnliche Vielfalt findet sich 

bei den Richtlinien zur Wahl der Sanktionsart. Danach soll 

die Freiheitsstrafe dann nicht zur Bewährung ausgesetzt 
werden, wenn (a)  die Wahrscheinlichkeit besteht, daß der 
Täter während der Bewährungszeit eine weitere Straftat be­

geht, oder (b )  eine erforderliche Behandlung am besten in 
einer geschlossenen Institution durchgeführt werden kann 
oder (c)  die Strafaussetzung die Schwere der begangenen 
Straftat abwerten würde (§ 7. 01. (1) ) .  Schließlich ist auch 
auf das bereits an anderer Stelle beschriebene Klassifika­
tionssystem hinzuweisen, das die Schwere von Tat und Straf­
rahmen aufeinander abstimmt 2 ) . Aus allem ergibt sich, daß 
der Model Penal Code neben dem Schutz der Gesellschaft als 
dem den drei utilitaristischen Straftheorien (Abschreckung, 
Resozialisierung, Isolierung ) gemeinsamen Ziel auch den Un­
rechtsgehalt der begangenen Tat berücksichtigt. Gleichwohl 
dürfte es zweifelhaft sein, daß der Model Penal Code mit 
dieser Betonung der Tat das Konzept der Vergeltung als 
gleichberechtigte oder gar überlegene Straftheorie festle­
gen wollte. Näher liegt die Annahme, daß mit der Bezugnahme 

1 )  Weitere Ziele sind: die Festlegung der Zuständigkeiten 
der Gerichte und Behörden, die Förderung wissenschaft­
licher Methoden bei der Strafzumessung und die Neuorgani­
sierung der Strafvollzugsbehörde (§ 1. 02. (2)  (f)  bis (h) ) .  

2 )  Vgl. Abschnitt 1. 1 .  am Anfang, sowie ALI 1954, 10 f. 
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auf die Tat lediglich der Strafzweck der Resozialisierung 
an das Verhältnismäßigkeitsprin zip gebunden werden sollte. 
Hierfür dürfte die Beobachtung sprechen , daß die erheb-
lich erhöhten Strafrahmen für einige gefährliche Tätertypen 

zwar nicht mit dem Konzept der Vergeltung gerechtfertigt 

werden können , daß der Unrechtsgehalt der begangenen Tat 
hier aber trotzdem über die drei Deliktsgruppen eine ge-
wisse limitierende Funktion ausübt (vgl. dazu Tab. 78) .  
Aus der Begründting zum Model Penal Code geht dabei nicht 

hervor , daß zwischen "normalen" und erhöhten Strafen j e-
weils unterschiedliche Prin zipien (etwa Schuldprin zip,  Ver ­
hältnismäßigkeitsprin zip) Anwendung finden sollten. Der Mo­

del Penal Code dürfte danach als ein vorwiegend an den utili­
taristischen Straftheorien , insbesondere an dem Gedanken der 

Spezialprävention , orientierter Musterentwurf zu charakteri­
sieren sein 1 ) . 

Ähnliche Aussagen dürften sich über das New York Penal Law 
(1965) 2) , die Sentencing Standards (1967) 3) , den Federal 
Criminal Code sowie den hierzu ergangenen ursprünglichen 
Reformvorschlag (1971) 4) treffen lassen. Diese Gesetze und 
Reformentwürfe zeichnen sich durch die unbestimmte Freiheits­
strafe 5) als ein Zeichen für den Strafzweck der Resoziali­
sierung ,  sowie durch die Klassifizierung der Delikte 6) als 

1 )  In der Terminologie von Gardner 1976,  799 ff. dürfte die 
dem Model Penal Code zugrundeliegende Terminologie als 
"impure legalistic utilitarianism" zu kennzeichnen sein. 

2) Die begangene Tat wird von der Reformkommission ausschließ­
lich spezialpräventiv interpretiert: "The seriousness of 
the crime is an indication of the public 1 s need for pro­
tection and of the offender 1 s need for control. " Temporary 
State Commission 1964 , 276. 

3) Vgl. ABA 1967 , 61 ff. (§ 2.2. ) .  
4) Vgl. National Commission on Reform of the Federal Criminal 

Laws 197 1 , 2 f. (§ 102). 

5) Ausnahme : Sentencing Standards , vgl. S. 412. 

6) Ausnahme : Federal Criminal Code , vgl. S. 415. 
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ein Zeichen für den auf die Tat bezogenen Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit aus. Zwar wird auch in dem späteren 
Reformvorschlag für ein Strafgesetzbuch des Bundes (1978) 
ein Ekklektizismus von Straftheorien festgeschrieben 1) ; 
im Unterschied zu den übrigen Gesetzen und Musterentwürfen 2) 

wird hier j edoch erstmals das Konzept der Vergeltung aus­
drücklich als ein eigenständiger Strafzweck genannt (j ust 
punishment) 3) . 

Die beschriebene historische Entwicklung der amerikanischen 
Straftheorien hat sich dagegen an zwei Stellen in ideal­
typischer Weise niedergeschlagen : im Model Sentencing Act 

(1963) und im California Determinate Sentencing Act (1977) . 
In § 1 des Model Sentencing Act wird gesagt, der Zweck der 
Strafgesetze und der Strafzumessung sei der Schutz der Ge­

sellschaft. Strafen dürften nicht auf Rache oder Vergeltung 

gegründet werden (The purpose of penal codes and sentencing 
is public protection. Sentences should not be based upon 

revenge and retribution) . Das Strafzumessungss
)

stem des Mo­

del Sentencing Act baut grundsätzlich allein 4 auf den bei­

den täterbezogenen Konzepten der Resozialisierung und Isolie­
rung auf. Demgegenüber legt§ 1170 (a) des California Deter­
minate Sentencing Act für seinen Anwendungsbereich fest 5) , 
Strafgrund sei der Schuldausgleich ( . . .  the purpose of 
imprisonment for crime is punishment) . Das auf die Tat und 

1) S. 1437, 95th Cong. , 2d Sess. (1978) , § 101 (b) . 
2) Ausnahme: National Commission on Reform of the Federal 

Criminal Laws 1971, § 102 (a) ( 1 ) . 
3) Dieser Reformvorschlag sieht das Klassifikationssystem 

und die bestimmte Freiheitsstrafe vor. 
4) Ausnahme : §§ 7, 8 MSA. 
5) Vgl. aber Cal. Rules of Court, tit. 2, div. I - A, 

rule 410, wo wieder von einem Ekklektizismus ausgegan­
gen wird. 
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gewisse schulderhöhende Umstände wie die Vorstrafenbela­
stung des Täters gegründete System von Basisstrafen und 
Zuschlägen läßt dabei eine nach dem Konzept der Resoziali­

sierung erforderliche Individualisierung der Strafe nicht 
mehr zu. 

In der neueren amerikanischen Diskussion über die theore­
tischen Grundlagen des Strafrechts wird u. a. auch auf die 
Frage eingegangen,  ob und in welcher Weise sich eine Straf­
erhöhung für Wiederholungstäter rechtfertigen läßt. Von be­

sonderem Interesse dürfte hierbei die Kontroverse von 
Andrew von Hirsch und George P. Fleteher sein 1) . 

V. Hirsch , ein Vertreter des Konzepts der Vergeltung 2) 

ist der Ansicht , die Vorstrafen könnten bei der Strafzu­

messung strafschärfend berücksichtigt werden. Zur Begrün­
dung führt er an, die Tatsache ,  daß Vorstrafen vorlägen, 
ändere den Schuldgehalt der Tat (degree of culpability) , 
da der Täter auf einem Verhalten beharre (persist) , des­

sen Verbotensein ihm durch die frühere Verurteilung deut­
lich gemacht worden sei. Ergänzend führt v. Hirsch eine 
Uberlegung aus dem Gebiet des Beweisrechts an : j ede Wie­
derholung eines strafbaren Verhaltens 3) erlaube es , die 
Schuldfeststellung mit einer größeren Sicherheit zu tref­
fen. Seine Schlußfolgerung ist , wer mit erhöhter Schuld 
gehandelt habe , der habe auch eine härtere Strafe ver­
dient 4) . 

1) Vgl. auch Harris 1975 , 3 24 (keine Straferhöhung) und 
Morris 1974,  79 f. (Freiheitsstrafe für den Wiederho­
lungstäter , dem gegenüber vorher geringere Sanktionen 
verhängt worden waren) . Beide liefern für ihre Ansicht 
j edoch keine Begründung. 

2) Jedenfalls bei der Strafzumessung im Einzelfall ( alloca­
tion) . 

3) V. Hirsch (1976 ,  8� räumt ein , daß diese Uberlegung nur 
dann gilt , wenn es sich um ähnliche (similar) Taten 
handelt. 

4) V. Hirsch 1976,  84 ff. ; ders. 1982 , 1070 Fn. 56 m.w.N. 
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Fletcher ist dagegen der Ansicht, eine strafschärfende Be­
rücksichtigung der Vorstrafen sei nicht zulässig. Hierfür 
nennt er zwei Gründe. Zum einen könne bei der Strafzumes-
sung die Komponente der Schuld (culpability) niemals größer 
sein als die Komponente des Unrechts (wrongdoing) , denn ent­

weder habe ein Täter schuldhaft (voluntarily and intentionally) 

gehandelt oder aber seine Schuld sei gemindert, weil bestimm-
te Entschuldigungsgründe eingriffen ; eine Schuldsteigerung, 
die eine Strafschärfung rechtfertigen könne, sei nicht mög­

lich . Zum anderen könne das Beharren auf einem Verhalten 

aber auch gar nicht als Schuldsteigerung angesehen werden, 
sondern es sei vielmehr eine Unrechtssteigerung, da die 
Autorität gesellschaftlicher Institutionen angegriffen wer-
de. Bei einem derartigen Verhalten handele es sich aber um 

einen bloßen Akt von Ungehorsam, der in einer liberalen Ge­
sellschaftsordnung nicht strafbar sei 1) . 

Die Auseinandersetzung zwischen v. Hirsch und Fletcher weist 
zu der in Deutschland anläßlich der Einführung einer allge­

meinen Rückfallvorschrift geführten Diskussion einige Paral­
lelen auf. Folgt man der heute in der Bundesrepublik Deutsch­

land überwiegenden Meinung 2) , so dürfte pie Ansicht von 
v. Hirsch vorzugswürdig sein 3) . Akzeptiert man nämlich das 
Konzept der Schuld als dasj enige Element der Strafe, das 
die moralische Mißbilli

J
ung eines Handelns trotz Andershan­

delnkönnens ausdrückt 4 , so kann dieses Konzept eine pri­

mär durch das Unrecht bestimmte Strafe nicht nur mildern, 
sondern auch schärfen. Wenn dem Täter durch eine frühere 
Verurteilung deutlich gemacht worden ist, daß die Rechtsord-

1) Fletcher 1978, 459 ff. 
2) Vgl. LK-Hirsch 1979, § 48 Rn. 32 ff. 
3) Mit Ausnahme seines beweisrechtlichen Arguments ; vgl. 

Fletcher 1978, 463 Fn. 17. 

4) BGHSt 2, 194 (200) ; so offenbar auch Fletcher 1978, 
459. 
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nung sein Verhalten ni cht hinzunehmen gewillt ist, so kann 

die Fähigkeit des Täters zu normgemäßer Motivation bei Be­
gehung der Rückfalltat größer sein als bei Begehung der 
Ersttat. Da das Konzept der Schuld aber gerade auf die Fä­

higkeit des Täters, sich normgemäß zu motivieren, abstellt, 
ist es folgli ch möglich, daß der Täter bei der Rückfalltat 
mit größerer Schuld als bei der Ersttat gehandelt hat 1) . 
Ob auf der tatsächli chen Ebene bei dem einzelnen Täter 

eine Schuldsteigerung festgestellt werden kann oder ob 
ni cht durch die früheren Verurteilungen bestehende Hemmungs­
impulse eher abgebaut statt aufgebaut werden, sind dabei 

Fragestellungen, die die theoretische Konstruktion einer 
möglichen Schuldsteigerung ni cht widerlegen. 

Die hier beschriebene Argumentationskette erklärt die Straf­
schärfung für einen Rü ckfalltäter mit seiner gesteigerten 
Schuld. Im deutschen Recht folgt daraus als Konsequenz, 
daß die Strafschärfung nur dann zulässig ist, wenn die j e­
weiligen Taten in den wesentli chen Gesichtspunkten ("im 

Hinbli ck . auf Art und Umstände") miteinander vergleichbar 

sind, wobei zur Prüfung dieser Voraussetzung zahlrei che 
Kriterien entwickelt worden sind (z. B .  der "innere" oder 
der "kriminologische Zusammenhang") . V. Hirsch kommt, wenn 
auch über sein in diesem Kontext fragwürdiges beweisrecht­
liches Argument, zu dem gleichen Ergebnis ; er sagt, seine 
Argumentation verliere an Uberzeugungskraft, wenn die Ta­
ten genügend unähnli ch (sufficiently dissimilar) seien 2) 

In dem California Determinate Sentencing Act, der nach sei­
ner eigenen Aussage auf dem Schuldprinzip aufbaut, findet 
sich diese Beschränkung auf vergleichbare Taten allerdings 
ni cht. Die Zuschläge, die gern. § 667.5. verhängt werden 
können (Tab. 80, Nr. 10, 11) ,  lassen j edes (Gewalt-) Ver­

brechen als Vortat ausreichen. Di ese Regelung hat zwar in 

1) SK-Horn 1981, § 46 Rn. 77. 

2) V. Hirsch 1976, 86 (Fn.) 
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allen anderen Gesetzen und Gesetzesentwürfen, insbesonde-
re in den extended/special terrns, zahlreiche Parallelen, 
anders als der Deterrninate Sentencing Act bauen diese an­

deren Gesetze j edoch nicht ( ausschließlich) auf dem Schuld­
prinzip auf. Für den California Deterrninate Sentencing Act 
stellt diese Regelung mithin eine gewisse Inkonsequenz dar. 

2 .  Die Behandlung von Wiederholungstätern im Ermittlungs­

und Vollstreckunasverfahren 

In den vorangegangenen Abschnitten wurde die Frage erörtert, 
in welcher Weise sich die Rückfälligkeit eines Täters bei 
der Strafzumessung (sentencing) auswirkt. Dabei konzentrier­
te sich die Erörterung ausschließlich auf die Strafzumes-
sung durch das Gericht. Diese Beschränkung darf nicht dar­
über hinwegtäuschen, daß für die Schwere der gegenüber einem 
Täter verhängten Sanktion neben dem Gericht auch noch ande-
re Instanzen verantwortlich sind. Zu diesen Instanzen gehö­
ren insbesondere die Staatsanwaltschaft und das parole board. 

Indern der Staatsenwalt mit dem Verteidiger des Angeklagten 
ein Schuldgeständnis aushandelt (plea bargaining) , nimmt er 
über die Tat, die er in der Hauptverhandlung anklagt und we­
gen der der Angeklagte dann verurteilt wird, Einfluß auf 

den Strafrahmen, der dem Gericht bei der Strafzumessung zur 
Verfügung steht. In den Händen des parole board liegt die 
Entscheidung der Frage, wie lange die Freiheitsstrafe für 
einen Verurteilten tatsächlich andauert ; das parole board 
ist in seiner Entscheidung, die Entlassung aus dem Straf­

vollzug (release on parole ) anzuordnen, lediglich 1) an 
die von dem Gericht festgelegte Mindest- und Höchststrafe 
gebunden. Da diese Maßnahmen der Staatsanwaltschaft und 

1) Anders ist die Situetion allerdings dann, wenn das Ge­
setz, wie z.B. § 2931 Cal. Penal Code , bei Vorliegen be­
stimmter Voraussetzungen die obligatorische Entlassung 
aus dem Strafvollzug vorsieht. In diesem Fall kann nicht 
von einer eigenen Entscheidung des parole board ge­
sprochen werden. 
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des parole board in einem engen Zusammenhang zu der Straf­
zumessungsentscheidung des Gerichts stehen , soll im folgen ­

den der Frage nachgegangen werden , in welcher Weise sich 
die Rückfälligkeit eines Täters auf diesen beiden Ebenen 
auswirkt und welche Konsequenzen sich daraus für die rich­
terliche Strafzumessung ergeben. 

2. 1. Plea Bargaining 

Als plea bargaining 1) wird das Aushandeln eines Schuldge­
ständnisses zwischen dem Staatsanwalt und dem Verteidiger 
des Angeklagten , in Ausnahmefällen auch mit dem Angeklagten 

selbst , bezeichnet. In der Regel findet das plea bargaining 
statt , nachdem die Anklage erfolgt ist (grand j ury indict­
ment oder prosecutor 1 s information) ;  der Staatsanwalt än ­
dert dann die Anklage der getroffenen Vereinbarung ent­
sprechend in der Hauptverhandlung. Inhaltlich ist die das 
plea bargainin g abschließende Vereinbarung nicht festge­

legt. Der Angeklagte kann sich etwa in einem Anklagepunkt 
schuldig bekennen , wenn der Staatsanwalt dafür einen ande­
ren Anklagepunkt einstellt , oder der Angeklagte kann sich 
zu einer weniger schwerwiegenden Form der angeklagten Tat 

schuldig bekennen , oder er kann auch in bezug auf die ange­
klagte Tat ein Schuldgeständnis ablegen , wenn der Staatsan ­
walt im Gegen zug zusichert , dem Gericht eine milde Strafe 
vorzuschlagen. Die Vorteile des plea bargaining liegen für 
den Staatsanwalt darin , daß er sich auf diese Art und Wei­
se eine gewisse Arbeitserleichterung verschaffen �ann , wäh­
rend sie für den Angeklagten darin liegen , daß seine Strafe 
relativ milde ausfällt. 

Die Beurteilung des plea bargaining ist in der amerikani ­

schen Diskussion umstritten. In ein zelnen Gerichtsbezirken 

1 )  Vgl . dazu Rosett/cressey 1976; President 1 s Commission 
1968, 333 ff . ; Torcia 1 975 , 241 ff ; Schumann 1977, 
Damaika 1 981, 720 ff. ; Weige�d 1982. 
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werden bis zu 90 % aller Verfahren durch ein Schuldgeständ­
nis (plea of guilty/plea of nolo contendere) 1 )  des Ange­
klagten erledigt , wobei man annimmt , daß in einem großen 
Teil dieser Verfahren ein plea bargaining vorangegangen 
ist 2) . Im Jahr 1975 wurde im Bundesstaat Alaska durch 
einen Erlaß des Generalstaatsanwalts (attorney general) 
das plea bargaining verboten 3) . Zu einer rechtlichen Er­
fassung dieses informellen Verfahrens sind etliche Vorschlä­
ge vorgelegt worden 4) . Zahlreiche Vorschriften wie die in 
allen Bundesgerichten anwendbare rule 11 des US Supreme 
Court 5) verlagern den Schutz für den Angeklagten auf die 

Ebene der Gerichte. Sie sehen vor, daß sich der Richter 
bei einem guilty plea des Angeklagten nach einer etwaigen 
Vereinbarung zwischen den Parteien erkundigen muß , die er 

entweder annehmen oder zurückweisen kann ; weist der Rich-
ter die Vereinbarung zurück , so kann der Angeklagte sein 
guilty plea zurücknehmen,  ohne daß ihm daraus bcwcisrecht­
liche Nachteile entstehen. Die Beibehaltung des plea bar­

gaining als einer legitimen Einrichtung des amerikanischen 
Strafverfahrens dürfte letztlich allein darauf zurückzufüh­
ren sein , daß es sich hierbei um ein wirksames Regulativ 
zur Steuerung der Arbeitsbelastung in den Staatsanwaltschaf­
ten und Gerichten handelt. 

1) Der Unterschied zwischen diesen beiden Formen liegt darin , 
daß das plea of nolo contendere in einem späteren Zivil­
oder Strafprozeß nicht als Beweismittel gegen den Verur­
teilten verwendet werden kann ; Torcia 197 5 ,  253. 

2)  President ' s  Commission 1968 , 333. 
3) Vgl. dazu Rubinstein/White 1979. 
4) Empfehlungen für eine gesetzliche Regelung sind z.B. in 

ABA 1967a enthalten ; vgl. auch President 1 s Commission ms, 3 3 7  f. 
5) Fed. Rules Cr. Proc. rule 11 (d) , (e) , (f) , 18 U.S.C.A. ; 

vgl. auch§ 1192.5. Cal. Penal Code. 
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Hinweise darauf ,  wie sich die Rückfälligkeit eines Täters 
beim plea bargaining auswirkt , lassen sich einer Untersu­
chung entnehmen , die von �. Senna und Siegel 1) durch­
geführt wurde. Sie untersuchten die Frage, welche Informa­
tionen ein Staatsanwalt bei der Entscheidung berücksich­

tigt , ob er eine von dem Verteidiger des Angeklagten vor­
geschlagene Vereinbarung annimmt oder ablehnt. 

Hierfür wandten sie folgendes Verfahren an ("information 
board" method). Den

)
an der Untersuchung beteiligten Staats­

anwälten (n = 20) 2 wurden zwei Fälle vorgelegt,  wobei in 
Fall A die Anklage wegen des Besitzes einer erheblichen 
Menge von Heroin , in Fall B wegen eines körperlichen An­
griffs mit der Absicht zu einer Vergewaltigung ergangen 
war. In beiden Fällen bot der Verteidiger ein plea of guilty 
für eine leichtere Tat an. Den Staatsanwälten wurden 25 In­
formationskarten vorgelegt , die auf der Vorderseite die ab­
strakte Bezeichnung für den Inhalt einer Information (z. B. 
Alter, Geschlecht , Vorstrafen , gesetzlich vorgesehene Stra­
fe) und auf der Rückseite die Konkretisierung für den j e­
weiligen Fall (z. B. Fall A :  als Vorstrafen waren 3 geringe 
Verkehrsvergehen angegeben ; Fall B: insgesamt 7 Vorstrafen, 
davon 2 wegen Körperverletzung) enthielten. Daraufhin wur­
den die Staatsanwälte gebeten, in der Reihenfolge ihrer Be­
deutung diej enigen Informationskarten auszuwählen, die sie 
benötigten , um den Vorschlag des Verteidigers anzunehmen 
oder abzulehnen. 

Die Auswertung zeigte, daß folgende Informationen am häu­
figsten berücksichtigt wurden: die Vorstrafen (von allen 
20 Staatsanwälten gewählt) , die Einstellung der Polizei zu 
der vorgeschlagenen Vereinbarung (1 8) , die Darstellung der 
Polizei von der Tat (18) und die Art und Zulässigkeit von 
Beweisen (1 5) in Fall A ;  die Vorstrafen (20) , die Darstel­
lung des Opfers von der Tat (19) , das Verhältnis des Täters 
zum Opfer (18) und die Einstellung des Opfers zu der vorge­
schlagenen Vereinbarung ( 1 5 )  in Fall B. Um eine Entschei­

dung zu treffen , benötigten die Staatsanwe.lte in Fall A 
5 , 6  und in Fall B 6 , 0  Informationen. Die Informationen , nach 

1) � et al. 1976. 
2) Es sollte sich hierbei lediglich um eine pilot study 

handeln . 
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deren Kenntnisnahme die Staatsanwälte glaubten , ihre Ent­
scheidung treffen zu können (decision card) , waren am häu­
figsten: die Einstellung der Polizei (in 4 Fällen) , die 
Darstelluni der Polizei (3) , das Alter des Angeklagten (2) 
und seine Vorstrafen (2) in Fall A ;  die Einstellung des 
Opfers (7) , die Vorstrafen (3) und die Darstellung des Op­

fers (2) in Fall B. Die Reihenfolge , in der die Informa­
tionen ausgewählt wurden , vari ierte sowohl zwischen den ver­
schiedenen Staatsanwälten als auch bei dem einzelnen Staats­
anwalt zwischen den beiden vorgelegten Fällen. Die indivi­
duellen Auswahlverfahren konnten gleichwohl zwei groben 
Grundmustern zugeordnet werden , nämlich einem eher täter­
orientierten und einem eher tatorientierten Grundmuster. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchung legen die Annahme nahe , 
daß alle Staatsanwälte beim plea bargaining die Vorstrafen 
des Täters berücksichtigen . Hierbei dürfte es sich j edoch 
nicht um ein Merkmal handeln , das für ihre Entscheidung , 
auf ein Angebot des Verteidigers zu reagieren, ausschlag­
gebend ist. Der Stellenwert , der diesem Merkmal bei der 
Entscheidung zukommt , läßt sich verallgemeinernd weder in 
der Form festlegen , daß dies das erste Merkmal ist,  um des­
sen Feststellung sich der Staatsanwalt bemüht , noch , daß 

es das letzte vor der endgültigen Entscheidung festgestell­
te Merkmal (decision card) ist. In Fall A kam den Vorstra­
fen ein durchschnittlicher Stellenwert von 2 , 4  zu , in Fall 
B ein durchschnittlicher Stellenwert von 3 , 4. 

Da sich die Untersuchung allein auf die Infor�ationsbasis 

der Staatsanwälte beim plea bargaining bezog , läßt sich 
nicht mit Sicherheit feststellen , in welcher Weise die Vor­
strafen die Entscheidung der Staatsanwälte beeinflussen. Be­
wertet man vergröbernd die Vorstrafen des Täters in Fall A 
als gering und in Fall B als erheblich und berücksichtigt 
die Tatsache , daß in Fall A das Angebot des Verteidigers 
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von 13 Staatsanwälten , in Fall B dagegen nur von 7 Staats­

anwälten angenommen wurde , so kann daraus j edoch die An­
nahme abgeleitet werden , daß hier ein Kausalzusammenhang 
besteht ; j e  geringer die Vorstrafenbelastung des Täters 
ist , desto größer sind die Konzessionen , zu denen der 

Staatsanwalt bereit ist. Die Untersuchungsergebnisse legen 
allerdings ebenfalls nahe, daß ein derartiger Zusammenhang 
verschiedene Randbedingungen voraussetzt, die sich auf die 

Tat und deren Beurteilung durch die Polizei und das Opfer 
beziehen. Auch die Beweisbarkeit der Tat dürfte dabei eine 
erhebliche Rolle spielen. 

Die Annahme , daß mit zunehmender Vorstrafenbelastung des 
Täters das plea bargaining zu geringeren Konzessionen des 
Staatsanwalts führt , findet eine normative Bestätigung in 

§ 999 f (e) California Penal Code , worin der Staatsanwalt­
schaft das Aushandeln einer Ve reinbarung mit Wiederholungs ­
tätern untersagt wird. Als Wiederholungstäter ( career cri­
minal) wird dabei der Täter bezeichnet , der entweder in 

den letzten 10 Jahren einmal wegen eines Gewaltdelikts oder 
zweimal wegen eines schweren Eigentums- oder Drogendelikts 
verurteilt wurde oder gegen den dreimal wegen eines schwe­
ren Eigentumsdelikts ermittelt wurde , und der gegenwärtig 
wegen eines schweren Eigentums- oder Drogendelikts inhaf­
tiert ist. § 999 f wurde im Jahr 1977 zusammen mit ver­
schiedenen anderen Vorschriften eingeführt , deren Ziel es 
war , durch organisatorische und verfahrensmäßige Schwer­
punktsetzung das Problem der wiederholten Kriminalität in 
Kalifornien in den Griff zu bekommen. 

Im deutschen Recht ist ein plea bargaining nicht vorgese­
hen ; es dürfte wegen des Legalitätsprinzips (§ 152 II StPO) 

auch grundsätzlich unzulässig sein . Gleichwohl finden sich 
auch in der deutschen Verfahrenswirklichkeit mögliche An­

satzpunkte für ein Aushandeln von Strafhöhen zwischen Ver­
teidigern und Staatsanwälten , etwa bei der Einstellung des 
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Strafverfahrens gern . § 153a StPO oder bei der Erledigung 

des Strafverfahrens durch Strafbefehl 1) . Zwischen der 
vorläufigen Einstellung gegen Auflagenerteilung gern . § 153 a 
I StPO und dem amerikanischen plea bargaining besteht dabei 
insofern eine Parallele , als , wie z . B .  die Untersuchung 
von Hertwig 2) gezeigt hat, die Vorstrafen eines Beschul­

digten bei der Frage der Einstellung grundsätzlich als ein 
gegen eine Einstellung sprechender Umstand gewertet werden . 

2 . 2. Release on Parole 

Unter dem Begriff der release on parole wird die von dem 
parole board angeordnete vorzeitige Entlassung aus dem 

Strafvollzug und Aussetzung des Strafrests zur Bewährung 
verstanden . Sofern nicht gesetzliche Vorschriften die Ent­
lassung zu einem bestimmten Zeitpunkt obligatorisch machen , 
ist das parole board bei seiner Entscheidung lediglich an 
die von dem Gericht festgelegte Mindest- und H öchststrafe 
gebunden. Fast alle der in den vorangegangenen Abschnit-
ten erörterten Gesetze und Gesetzesentwürfe räumen dem j e­
weils zuständigen parole board einen derart weitgehenden 
Ermessensbereich ein . Das Ermessen der parole boards ist 

dabei ein Ausfluß des lange Zeit vorherrschenden Konzepts 
der Resozialisierung des Täters. Danach war der Strafzweck 
dann erreicht , wenn festgestellt werden konnte , daß der 
Täter durch die Behandlung im Strafvollzug wirksam reso­
zialisiert worden war. Eine derartige Feststellung konnte 
nach d iesem Konzept nur von einem Expertengremium , dem 
parole board , getroffen werden. Hieraus resultierte , daß 
die Verantwortung für d ie Strafdauer im Einzelfall zwischen 
dem Richter und dem parole board aufgeteilt wurde ; der kri-

1) Schumann 1 977, 201 ff . 
2) Hertwig 1982, 203 ff . 



- 461 -

minologisch nicht geschulte Richter 1) legte den Strafrah­
men fest , während das parole board das Verhalten des Täters 
im Strafvollzug und sein Ansprechen auf die durchgeführte 

Behandlung beurteilte und dementsprechend die Strafe im Ein­

zelfall konkretisierte. 

Im Zuge der an anderer Stelle beschriebenen 2) Neuorien­
tierung der amerikanischen Diskussion an dem Schuldprin-
zip als Grundlage der Strafzumessung verstärkte sich auch 
die Kritik an dem weiten Ermessen der pa.role boards. Als 

Reaktion auf diese Kritik wurde das Ermessen der parole 
boards eingeschränkt. Dies geschah entweder , indem Gesetze 
die obligatorische Entlassung aus dem Strafvollzug bei Vor­
liegen bestimmter Voraussetzungen vorsahen 3 l ,  oder, indem 
die parole boards sich selbst Richtlinien gaben , die ihre 

Entscheidung , die Entlassung anzuordnen , leiten sollten 4) 

Ein Beispiel für derartige Richtlinien sind die 1973 einge­
führten Paroling Policy Guidelines S ) der United States 
Parole Commission, die für sämtliche Gefangenen , die nach 
dem Federal Criminal Code verurteilt werden , zuständig 
ist. Diese Richtlinien sehen vor , daß bei j eder Entschei­
dung über die Entlassung eines Gefangenen grundsätzlich 6) 

zwei Umstände berücksichtigt werden : die Schwere des be­
gangenen strafbaren Verhaltens (severity of offense be­

havior) und das Risiko einer möglichen Verletz�ng der Ent-

1) Für Kalifornien vgl. oben S. 424 Fn. 2) . 
2) S. o. Abschnitt 1. 7. 
3) Vgl. § 2931 Cal. Penal Code. 
4) Zu der Entwicklung in Kalifornien vor dem Determinate 

Sentencing Act vgl. Cassou/ Taugher 1978 ,  13 ff. 
5) 28 CFR 2. 20. 

6) Die Berücksichtigung weiterer Umstände ist nicht ausge­
schlossen , 28 CFR 2. 20. (c) (d) ; vgl. unten S. 464 Fn. 2) 
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Tab. 82 : Richtlinien der U . S .  Parole Commission für die 
Entlassung aus dem Strafvollzug (Monatsangaben) 

Delikts schwere 

(Beispiele) 

Low 
(Diebstahl mit Schaden 
unter S 2.000) 

Low Moderate 
(Betru

f 
mit Schaden 

unter 2DO O )  

Moderate 
(Diebstahl mit Schaden 
unter S 20. 000) 

High 

(Diebstahl mit Schaden 
unter S 100. 000) 

Very High 
(Diebstahl mit Schaden 
unter S 500. 000) 

Greatest I 
(Totschlag ; Kidnapping ) 

Greatest II 
(Mord ; Flugzeugent-
führung ; Hochverrat) 

Very good 

6 

8 

1 0 - 14 

14 - 20 

24 - 3 6  

40 - 52 

5 2  + 1) 

Entlassungsprognose 
Good Fair 

6 - 9 9 - 12 

8 - 1 2  12 - 16 

14 - 18 1 8 - 24 

20 - 26 26 - 34 

3 6  - 48 48 - 60 

5 2  - 64 64 - 78 

64 + 1 )  78 + 1) 

1 )  Eine Obergrenze wird nicht festgesetzt. 

Quelle: 28 CFR 2. 20 

Poor 

12 - 16 

16 - 22 

24 - 3 2  

34 - 44 

60 - 72 

78 - 100 

1 00 + 1 ) 
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lassungsauflagen (potential risk of parole violation) . Das 
begangene strafbare Verhalten ist in 7 Klassen zunehmender 
Schwere eingeteilt (vgl. hierzu Tab. 82) . Für dii Progno­
seentscheidung wird aus 7 Merkmalen , von denen sich kein 
einziges auf das Verhalten während der Strafverbüßung be­
zieht 1) , ein Prognoseindex gebildet (salient factor score) , 
der j eden Gefangenen einer von insgesamt 4 Risikogruppen 
zuordnet. Für j ede der somit 28 möglichen Kombinationen 
der auf die Tat und die Prognose bezogenen Klassen ist ein 

Zeitraum angegeben, der zu verbüßen ist , ehe die Entlassung 
erfolgen kann. Je schwerer dabei das begangene strafbare 
Verhalten ist ,  desto ungewisser wird dieser Zeitraum ; bei 
den schwereren der möglichen Kombinationen kann zwischen 

der Unter- und der Obergrenze der Verbüßungsdauer ein Un­
terschied von 12 Monaten oder mehr bestehen. 

Diese Richtlinien sind sicherlich dazu geeignet , die zuvor 
bestehende Ermessensfreiheit wirksam einzuschränken. Trotz­
dem haben auch diese Richtlinien einen kritischen Punkt : 
sie nehmen keinen Bezug auf die vom Richter verhängte Stra­
fe 2) . Als Argument hierfür wird angeführt , unter den Rich­
tern bestehe eine derartig große Ungleichbehandlung gleich­
liegender Fälle , daß es die Aufgabe der U. S. Parole Com­
mission sei, hier eine Einheitlichkeit herzustellen J ) .  In 
dem Streben nach Einheitlichkeit gehen die Richtlinien aller­
dings so weit , daß sie darüber hinaus auch nicht auf die 

1 )  Diese Merkmale sind : frühere Verurteilung , frühere Ver­
büßung , Alter bei der 1. Straftat , gegenwärtige Tat Auto­
diebstahl oder Scheckbetrug , Widerruf einer früheren Be­
währung , Drogenabhängigkeit und Beschäftigungslosigkeit. 

2) Vgl. Alschuler 1980 , 238:  "The sentence imposed by the 
court becomes an irrelevancy." 

3)  Gottfredson 1979,  83 , stellte fest , daß in der Zeit vor 
der Einführung der paroling policy guidelines (sein Da­
tenmaterial bezog sich auf die Jahre 1970 - 72)  die U. S. 
Parole Commission keine wesentliche Verminderung der Un­
gleichbehandlung durch die Gerichte bewirkte. Die fest­
gestellte Verbüßungsdauer richtete sich in erster Linie 
nach der von den Gerichten verhängten Strafhöhe. Die Er­
gebnisse der Untersuchung von Gottfredson dürften in 
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vom Gericht oder der j ury beurteilte Tat abstellen , weil 
diese oftmals nur das Ergebnis des plea bargaining wieder ­
gebe und deshalb der eigentlich "verdienten" Strafe nicht 
unbedingt entspreche. Stattdessen berücksichtigen die Richt­
linien allein das tatsächlich begangene strafbare Verhalten , 
das von der U. S. Parole Commission eigenständig gewürdigt 
werden soll. Die U.S. Parole Commission stellt also noch 
einmal die tatsächlichen Grundlagen des Urteils fest , ohne 
daß der Gefangene hier die gleichen Verfahrensgarantien ge­
nießt wie in der Hauptverhandlung 1 ) , und konkretisiert 
auf dieser Grundlage die Strafe , die der Täter zu verbüßen 
hat. Da diese quasirichterliche Entscheidung der U.S. Paro­
le Commission kein besonderes 2) Expertenwissen mehr vor ­
aussetzt , wird häufig die Frage gestellt , ob diese Aufgabe 
nicht besser einem Gericht als einer Verwaltungsbehörde an­

vertraut wird 3 ) . 

Zur Entlassungspraxis der parole boards sind zahlreiche em­
pirische Untersuchungen durchgeführt worden 4 ) . Zwei dieser 
Untersuchungen verdienen in dem vorliegenden Zusammenhang 
besonderes Interesse , da in ihnen diej enigen Umstände er­
mittelt wurden , die die Entlassungspraxis eines parole 
boards beeinflussen. Beide Untersuchungen beziehen sich 
auf den Bundesstaat Connecticut. Gern. § 54 - 125 Connecticut 
General Statutes ist die Entscheidung des parole board,  wann 

ähnlicher Weise auch auf die Bundesstaaten zutreffen , in 
denen das Ermessen der parole boards gegenwärtig keinen 
rechtlichen Beschränkungen unterliegt. 

1 )  Vgl. dazu Project 1975 , 835  ff. 
2) Die Richtlinien halten sich hier eine Hintertür offen. 

Gern. 28 CFR 2. 20. (c)  sind sie für Fälle gedacht , in de­
nen "good institutional adj ustment and program progress" 
vorliegen. In Sonderfällen kann daher die U.S. Parole 
Commission von den dargestellten Richtlinien abweichen. 

3 )  Abschuler 19 8 0 ,  240 , 241 ; Project 1975 , 898 
4 )  Vgl. aus der letzten Zeit z. B. Sacks 1977; Gottfredson 

1979 ; Talarico 1979. 
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es innerhalb des vom Gericht festgelegten Strafrahmens die 
Entlassung anordnet, an die beiden Voraussetzungen gebunden, 

daß zu erwarten ist, daß der Gefangene in Zukunft keine 
Straftaten mehr µegehen wird, und daß eine Entlassung nicht 
mit dem Wohl der Gesellschaft unvereinbar ist. Das Connecti­
cut Parole Board hat in seinen das Gesetz konkretisierenden 
Richtlinien i )  lediglich exemplarisch diej enigen Faktoren 
aufgezählt, die es bei seiner Entscheidung berücksichtigen 
will 2 ) . Anders als etwa die U. S. Parole Commission im Zu­
ständigkeitsbereich des Bundes verfügt das Connecticut 
Parole Board danach immer noch über ein weitgehendes Er­
messen bei der Entlassung eines Gefangenen . 

Sacks 3 )  wertete in seiner Untersuchung 226 Verfahren aus, 
die in der Zeit von Anfang Januar bis Anfang Juni 1974 vor 
diesem parole board gegen männliche, erwachsene Gefangene 

durchgeführt worden waren. Die Entscheidung des parole 

board (abhängige Variable ) konnte 4 Formen annehmen: Ent­
lassung, Versagung der Entlassung, Aufschiebung der Ent­
scheidung und Verschiebung des Entlassungszeitpunkts ; Sacks 

teilt in der Darstellung seiner Untersuchung allerdings le­
diglich die Ergebnisse für die Alternative Entlassung - Ver­
sagung der Entlassung 4 )  mit. Als unabhängige Variablen un­
tersuchte er insgesamt 76 Merkmale, wobei er mit 5 7  dieser 
Merkmale zunächst eine Faktorenanalyse durchführte, die die 
Anzahl der relevanten Merkmale auf 1 9  Faktoren reduzierte. 
Um den Einfluß der unabhängigen Variablen festzustellen, 
wandte Sacks das Verfahren einer Diskriminanzanalyse an. 

1 )  Die Befugnis hierzu ergibt sich aus § 54  - 1 26 Connecticut 
General Statutes. 

2 )  Vgl. dazu Sacks 1977, 351 ff. , 355 f. 
3 )  Sacks 1977. 

4 )  Hiermit werden 183 Fälle (81 % )  der Stichprobe abgedeckt. 
In der Diskriminanzanalyse faßte Sacks die beiden übrigen 
Ausprägungen der abhängigen Variable zu einer Kategorie 
zusammen. 
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Sie führte zu dem Ergebnis, daß drei Faktoren die Entschei­
dung des Connecticut Parole Board wesentlich beeinflußten: 

die Teilnahme an befristeten Entlassungsvorbereitungspro­
grammen, eine gute Vorbereitung der Zeit nach der Entlas­
sung und die Vorstrafen bzw. das Versagen bei früheren Be­
währungen. Die Anwendung der Diskriminanzanalyse auf die er­

mittelten 19 Faktoren führte zu einer Aufklärung von 52 % 
der Varianz bei der Entscheidung des parole board ;  bei Ein­
beziehung aller 76 unabhängigen Variablen konnten 84, 4 % er­

klärt werden. 

Talarico 1) untersuchte 176 Verfahren, die im Februar und 
März 1975 vor dem Connecticut Parole Board dur�hgeführt 
worden waren. Ihre abhängige Variable entspr icht der j eni­

gen in Sacks ' Untersuchung 2 ) ; als unabhängige Variablen 
dienten lediglich 21 Merkmale. Auch Talarico wandte das 
Verfahren der Diskriminanzanalyse an. Sie stellte fest , daß 
folgende Merkmale den größten Einfluß auf die Entscheidung 
hatten, ob ein Gefangener entlassen wurde: Merkmale, die 
sich auf das Arbeitsverhalten des Gefangenen bezogen 3 ) , 
Merkmale, die sich auf seine Kooperation mit den Vollzugs­
beamten bezogen 4 )  und das Versagen bei früheren Bewährun­

gen 5 ) .  Die Diskriminanzanalyse führte zu einer Aufklärung 
von 56, 2 % der Varianz bei der Entscheidung des parole 
board. 

1 )  Talarico 1979. 
2 )  Talarico teilt zwar die Ergebnisse der gesamten Diskri­

minanzanalyse mit, hier sollen j edoch nur die Ergebnis­
se der wichtigsten Diskriminanzfunktion (Entlassung -
keine Entlassung ) mit den entsprechenden Ergebnissen der 
Untersuchung von Sacks verglichen werden. 

3 )  Work/educational release, parole plans - j ob, j ob training . 
4 )  Drug problem treatment, good - time recommendation. 
5 )  Parole revocations. 
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Auffällig ist ,  daß nach der Untersuchung von Talarico im 
Gegensatz zu Sacks ' Untersuchung die Vorstrafen keinen Ein­
fluß auf die Entscheidung der Connecticut Parole Boards 
haben. Talarico selbst liefert hierfür keine Erklärung. 
Der Grund hierfür dürfte j edoch darin zu sehen sein, daß 

sie ,  um den Einfluß der Vorstrafenbelastung eines Gefan­
genen zu ermitteln , lediglich zwei Merkmale in die Diskrimi­
nanzanalyse aufnimmt , nämlich das Alter bei der ers ten Ver­
büßung einer Freiheits strafe und die Anzahl der früheren 
Verhaftungen und Verurteilungen 1 ) . Sacks dagegen verwen-
det zusätzlich au ch Merkmale , die sich auf die Anzahl der 
früheren Verbüßungen von Freiheits strafe oder auf die Fra-
ge beziehen, ob den früheren Verurteilungen Verbrechen zu­

grunde lagen 2) . Talarico untersu cht also allein die quan­
titative Komponente der Vorstrafenbelastung , während sich 
Sacks vorwiegend an der Schwere der Vorstrafen orientiert. 
Wie auch in der eigenen Untersuchung zu beobachten war 3) , 
kommt es bei der Strafzumes sung j edoch eher auf den quali­
tativen als den quantitativen C harakter der Vorstrafen 
eines Täters an. Da Talarico den Einfluß von Merkmalen , die 

sich auf die Schwere der früheren Taten beziehen , nicht un­
tersucht, dürfte sich daher aus ihren Ergebnissen nicht fol­
gern lassen , daß es bei der Ents cheidung eines parole board 
auf die Vorstrafenbelastung eines Gefangenen nicht ankommt. 

Uberzeugender dürften die Ergebnisse der Untersuchung von 
Sacks sein , daß die Wahrscheinlichkeit der Versagung der 

Entlas sung aus dem Strafvollzug in dem Maß ansteigt , in dem 
die Vorstrafenbelastung eines Täters größer (s chwerer) wird 4) 

1) Talarico 1979, 119 Fn. 13 Nr. 1 und 5 .  
2) Sacks 1 977 , 360. 
3) Siehe oben S. 190 

4) Sacks 1977, 365. 
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Die Einrichtung der release on parole ,  die im deutschen 
Recht in § 57 StGB eine Parallele hat , wirkt sich danach 
für einen Wiederholungstäter in der Form aus , daß in sei­

nem Fall die Verbüßung der Freiheitsstrafe länger dauert 
als in dem Fal l ,  in dem ein vergleichbarer Ersttäter von 
dem Gericht zu einer gleich langen Freiheitsstrafe verur­
teilt worden ist. 

3. Zusammenfassung 

Wie die vorstehenden Erörterungen gezeigt haben dürften, 
kann, wenn von dem amerikanischen Strafzumessungssystem 
gesprochen wird , nicht allein derj enige Abschnitt eines 

Strafverfahrens betrachtet werden, in dem der Richter die 
Strafzumessung vornimmt (sentencing) . Vielmehr ist es er­
forderlich , in die Betrachtung auch diej enigen Verfahrens­
abschnitte einzubeziehen, in denen die Strafzumessungsent­
scheidung des Richters vorbereitet bzw. konkretisiert wird. 
Zwei für das amerikanische Strafverfahren typische Einrich­
tungen sind hier von besonderer Bedeutung: das plea bargai­

ning und die release on parole. Das vor der Hauptverhand­
lung stattfindende plea bargaining zwischen dem Staatsan­
walt und dem Verteidiger des Angeklagten legt die Tat fest , 
zu der sich der Angeklagte schuldig bekennt , und bestimmt 

dadurch gleichzeitig den gesetzlichen Strafrahmen , der dem 
Richter bei der Strafzumessung zur Verfügung steht. Eine 
von dem Richter verhängte Freiheitsstrafe wird in der Regel 
nicht voll verbüßt ;  die Einrichtung der release on parole 
dient dem Zweck , innerhalb des von dem Richter festgeleg­
ten Strafrahmens den Gefangenen zum "richtigen" Zeitpunkt 
zu entlassen. Auf allen drei Ebenen (Staatsanwaltschaft , 
Gericht , parole board) ist die Entscheidung , wie mit einem 

Straftäter verfahren wird , größtenteils eine Ermessensent­
scheidung. Erst in den letzten Jahren wurde damit begonnen , 



die Entscheidungen des Gerichts und des parole board recht­
lichen Beschränkungen zu unterwerfen. Zwischen diesen drei 
Ebenen , auf denen über die Strafe eines Täters entschieden 
wird , bestehen vielfältige Interdependenzen , die allerdings , 
soweit ersichtlich , bislang noch nicht genauer untersucht 
worden sind. Die Strafzumessungsentscheidung eines Richters 
bildet danach nur einen Ausschnitt aus einem mehrstufigen , 
von Ebene zu Ebene konkreter werdenden Sanktionsprozeß. 

Das sich an den Richter wendende Strafzumessungsrecht in 
den USA läßt  sich durch zwei Eigenschaften charakterisie-
ren: seine Härte in bezug auf die angedrohten Sanktionen 

und seine Verschiedenartigkeit innerhalb der Einzelstaaten 
sowie im Verhältnis zum Bund. Die bestehenden Gesetze und 

Gesetzesentwürfe , von denen hier eine Auswahl erörtert wur­

de , können dabei auf drei Grundmodelle reduziert werden 1) . 
Am weitesten verbreitet, aber gegenwärtig auch am mei s ten 

kritisiert ,  sind diej enigen Regelungen , nach denen der Rich­
ter eine unbestimmte Freiheitsstrafe verhängen kann (indeter­
minate sentencing approach) . Beispiele hierfür sind das 
Strafgesetzbuch des Bundes , das New York Penal Law sowie die 

hier erörterten Musterentwürfe für ein Strafzumessungsge­
setz. Den Gegenpol hierzu bilden diej enigen Regelungen , 
nach denen der Richter bei der Strafzumessung kein oder nur 
noch ein sehr geringes Ermessen hat , weil bereits das Ge­
setz für j edes Delikt eine bestimmte Strafe vorsieht (de­
terminate/presumptive sentencing approach) . Als Beispiel 
hierfür diente der �alifornia Penal Code ; ähnliche Regelun­
gen gelten aber auch in einigen anderen Bundesstaaten 2) . 

Eine Mittelstellung zwischen diesen beiden Grundmodellen 

1) Tyler 1978 ,  12. 
2) Z. B. § 12. 55. 1 25 Alaska Stat. ; § 13 - 701 Ariz. Rev. 

Stat ; 38 § 1005 - 8 - 1 Illinois Ann. Stat. ; § §  35 - 5 0  -
2 - 3 ff. Indiana Stat. ; ähnlich auch § 18 - 1 - 1 05 
Col. Rev. Stat. 
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nehmen diej enigen Regelungen ein , die das Ermessen des 
Richters bei der Strafzumessung durch detaillierte Richt­
linien strukturieren (sentencing guidelines approach) . 
Ein Beispiel hierfür ist der von dem U. S. Senat vorgelegte 

Gesetzesentwurf für ein neues Bundesstrafgesetzbuch 1) . 
Die Ablösung des indeterminate sentencing approach durch 
Regelungen , die das richterliche Ermessen auf die eine 
oder andere Weise einschränken , spiegelt dabei die Ent­

wicklung wider , die die amerikanische Diskussion zu den 

theoretischen Grundlagen des Strafrechts genommen hat ; der 
Strafzweck der Resozialisierung des Täters tritt allmäh­
lich in den Hintergrund , während das Schuldprinzip eine 
Renaissance erlebt. 

Speziell für die Sanktionierung von Wiederholungstätern 
können zwei Arten von gesetzlichen Vorschriften festge­
stellt werden. Zum einen gibt es Vorschriften, die für Wie­
derholungstäter sowie meist auch für einige weitere Täter­
gruppen unabhängig von der Schwere der der Verurteilung zu­
grunde liegenden Tat eine hohe, in der Regel wenigstens 20 

Jahre betragende Freiheitsstrafe vorsehen ( extended/special 
term approach) . Der Begriff des Wiederholungstäters wird 
hier in den meisten Fällen durch eine bestimmte Anzahl an 

Vorverurteilungen und eine gewisse Gefährlichkeit defi­
niert. Beispiele hierfür fanden sich in den dargestellten 
Musterentwürfen für ein Strafzurnessungsgesetz,  im Strafge­
setzbuch des Bundes sowie im New York Penal Law. Die hin­
ter diesen Vorschriften stehende Intention ist die Isolie­
rung des als gefährlich angesehenen Straftäters. Diese Vor­
schriften finden im . deutschen Recht in der Sicherungsver­
wahrung (§§ 66 , 67 StGB) sowie in der bis zum Jahr 1970 

1) S. 1437 , 95 th Gong. , 2d Sess. (1978) ; S. 1722 , 96th 
Gong. , 1st Sess. (1979) . Vgl. dazu auch die empirische 
Untersuchung zur Entwicklung und Praktikabilität von 
Strafzumessungsrichtlinien von Wilkins et al. 1976; 
ferner Damaska 1981, 717 ff. 
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geltenden Strafschärfung für gefährliche Gewohnheitsver­
brecher (§ 20 a StGB a. F. ) eine Parallele. Zum anderen gibt 
es Vorschriften, die für Täter , die eine bestimmte Tat zum 
zweiten oder dritten Mal begehen , eine gegenüber Ersttä-
tern des gleichen Delikts höhere Strafe vorsehen. Beispie-
le hierfür waren im Strafgesetzbuch des Bundes und im Ca­
lifornia Penal Code enthalten. Auch im deutschen Recht gab 
es lange Zeit derartige besondere Rückfallvorschriften ; sie 
wurden allerdings bei Einführung der allgemeinen Rückfall­

vors chrift (§ 48 StGB) aufgehoben. Neben diesen beiden Ar­
ten von gesetzlichen Sonderregelungen ist es zuläs sig und 

auch empirisch feststellbar , daß die Gerichte gegenüber 
Wiederholungstätern in dem ihnen zur Verfügung stehenden 

Strafrahmen eine höhere Strafe verhängen als gegenüber ver­
gleichbaren Ersttätern. In Strafzumessungs systemen, in de­
nen das Ermes sen des Richters eingeschränkt ist, drückt 
sich diese Praxis entweder durch besondere Hinwei se in den 
anzuwendenden Strafzumes s ungsrichtlinien (so etwa im Se­
natsentwurf für ein neues Bundes strafgesetzbuch) oder durch 
besondere Zuschläge zu den auf Ersttäter anwendbaren Basis ­
strafen (so  etwa im California Penal Code) aus.  Der theore­
tischen Grundlage des j eweiligen Strafzumessungs systems ent­
sprechend kann die Straferhöhung für Wiederholungstäter ent­
weder mit seiner gegenüber einem Ersttäter größeren Gefähr ­
iichkeit oder mit seiner größeren Schuld gerechtfertigt wer­
den. Aus den dargestellten Gesetzen und Gesetzesentwürfen 
ergab sich hierzu nur in zwei Fällen eine deutliche Aus sage ; 

der Model Sentencing Act baute aus s chließlich auf den Kon­
zepten der Isolierung und Resozialisierung, der California 
Determinate Sentencing Act aus schließlich auf dem Schuld­
prinzip auf , 

Betrachtet man die Stellung eines Wiederholungstäters im 
Sanktionsprozeß , so ist festzustellen, daß er auf j eder der 
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drei hier erörterten Ebenen eine gegenüber einem vergleich­
baren Ersttäter unterschiedliche Behandlung erfährt. Je 
schwerer seine Vorstrafenbelastung ist, desto geringer sind 
die Konzessionen, zu denen ein Staatsanwalt beim plea bar­
gaining bereit ist, desto höher fällt die Strafe aus, die 
ein Richter gegen ihn verhängt, und desto länger ist die 

Zeit, die er im Strafvollzug verbüßen muß, ehe ein parole 
board seine Entlassung anordnet. Wenn in diesem Sanktions­
prozeß j ede Instanz bei ihrer Entscheidung auf der Entschei­
dung der vorherigen Instanz aufbaut 1) , vergrößert sich der 

Unterschied, der nach der Entscheidung auf einer Ebene in 
der Schwere der Sanktion zwischen einem Ersttäter und einem 
Wiederholungstäter besteht, auf den nachfolgenden Ebenen. 

Die gegenüber einem Wiederholungstäter vollstreckte Sank­
tion ist danach im Ergebnis um ein Mehrfaches schwerer als 

die gegenüber einem Ersttäter vollstreckte Sanktion, wenn 
beide, etwa als Mittäter, das gleiche Delikt begangen ha­
ben. Die unterschiedliche Behandlung von Erst- und Wieder­
holungstätern macht dabei ein Charakteristikum des ameri­

kanischen Strafverfahrens deutlich : es ist ein Selektions­
prozeß, bei dem auf j eder Verfahrensebene die Anzahl der 

Straftäter auf diej enige Zahl reduziert wird, die die nach­
folgende Verfahrensebene "verkraften " kann (selectivity) 2) 

Das Merkmal der Rückfälligkeit eines Straftäters dürfte in 
diesem Prozeß ein wesentliches Selektionskriterium bilden 3) 

Das strafrechtliche Sanktionensystem der Bundesrepublik 
Deutschland unterscheidet sich von den dargestellten ame­
rikanischen Sanktionensystemen vor allem durch seine Zwei-

1) Anders etwa die U. S. Parole Commission, die das tatsäch­
lich begangene strafbare Verhalten eigenständig würdigt. 

2) Zu diesem Charakteristikum vgl. Rosett 1972, 1 ff. 

3) Für das deutsche Recht im Ergebnis ähnlich Albrecht 1980, 
121. 
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spurigkeit 1) . Die Verhängung einer Strafe richtet sich 
nach dem Maß der Schuld eines Täters , die Verhängung einer 
Maßregel nach seinen spezialpräventiven Bedürfnissen. Im 
Sinne der amerikanischen Terminologie dient die Strafzu­
messung in erster Linie der Verwirklichung des Schuld­
prinzips , es wird also gefragt , was ist diese Tat dieses 

Täters "wert" 2) (j ust desert) , während die Maßregelverhän­
gung der Isolierung des gefährlichen Täters und der Re­
sozialisierung dient. Sonderregelungen für Wiederholungstä­
ter sind in j eder dieser beiden Spuren enthalten : in§§ 
46 II , 48 StGB bei den Strafen , in§§ 65 , 66 , 68 StGB bei 
den Maßregeln. Die Trennung von Strafen und Maßregeln, de­
ren Schwere nach j eweils unterschiedlichen Prinzipien be­
stimmt wird (Schuldprinzip , Verhältnismäßigkeitsprinzip) , 

dürfte dabei einerseits als ein Vorteil zu werten sein , 
denn dies trägt zu einer rationaleren Ausgestaltung der 
Sanktionsentscheidung bei, andererseits dürfte darin aber 

auch ein Nachteil zu sehen sein , denn es bleibt unklar , wel­
ches die gemeinsame Rechtfertigung für diese beiden Formen 

der Institution Strafe ist (general j ustifying aim) . 

Die Vorschriften , die im deutschen Recht die Strafzumes­
sung regeln (§§ 46 ff. StGB) , haben im amerikanischen Recht 
keine unmittelbare Parallele. Am ehesten lassen sie sich 
mit dem Grundmodell vergleichen, das als sentencing guide­

lines approach bezeichnet wurde , denn§ 46 II StGB nennt 
etliche Umstände, die das Gericht bei der Strafzumessung 
zu berücksichtigen hat , und auch die in§ 48 StGB festge­
legte obligatorische Mindeststrafe für Rückfalltäter kann 
als eine gesetzliche Strafzumessungsrichtlinie verstanden 

1) Diese Aussage gilt j edenfalls insofern , als die Sicherungs­
verwahrung (§ 66 StGB) betroffen ist. Sofern es sich um 
mentally disordered persons handelt , läßt sich auch im 
amerikanischen Sanktionssystem eine gewisse Zweispurig-
keit feststellen, vgl. dazu etwa 18 USC §§ 4241 ff. ; §§ 
1367 ff. Cal. Penal Code. Diese Vorschriften weisen eini-
ge Gemeinsamkeiten mit§ 63 StGB auf. 

2) SK-.!:l.2.r..!:!. 1981 , § 46 Rn. 29. 
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werden. Von dem sentencing guidelines approach unterschei-

det sich das deutsche Strafzumessungsrecht allerdings in­
sofern, als weder§ 46 StGB noch § 48 StGB die Entscheidung 
des Gerichts strukturieren und damit in etwa vorhersehbar 

machen. Das einzige, wenn auch wirksame Korrektiv gegen 
willkürliche Strafzumessungsentscheidungen ist die Einlegung 
von Rechtsmitteln, die im Gegensatz zum sentencing guidelines 
approach in j edem Fall zulässig sind (§§ 318, 344 StPO). 

Das Ziel der vorstehenden Erörterungen bestand darin, die 

in den USA bestehenden oder vorgeschlagenen Regelungen 
daraufhin zu untersuchen, ob sich aus ihnen neue Impulse 

oder sog�r Alternativen zu der gegenwärtigen Sanktionierung 
von Wiederholung� �ätern in der Bundesrepublik Deutschland 
ergeben. Es konnte festgestellt werden, daß die amerikani­
schen Vorschriften, die die Sanktionierung von Wiederho­
lungstätern regeln, entweder im deutschen Recht bereits be­
kannt sind (extended/special term approach und besondere 

Rückfallvorschriften) oder daß es sich um Vorschriften han­
delt, die sich allein aus der Grundstruktur des j eweiligen 

Strafzumessungssystems erklären lassen, in das sie inkorpo­
riert sind (enhancements) und die sich deshalb auf die da-
von verschiedene Grundstruktur des deutschen Strafzumessungs­
systems nicht übertragen lassen. 

Die Abschaffung des § 48 StGB zu fordern, ist ein rechtspo­
litisches Postulat, das, oberflächlich betrachtet, die sich 
in den USA gegenwärtig vollziehende Entwicklung, die zu einer 
Reduktion des richterlichen Strafzumessungsermessens führt, 
zu negieren scheint. Die Forderung nach Abschaffung des § 48 
StGB schlägt in die gleiche Bresche, die bereits mit der 
Normierung des § 153 a StPO geschlagen wurde : das Ermessen 
der Organe der Strafrechtspflege soll erweitert werden, 

ihnen soll im Umgang mit dem Straftäter eine größere Flexi­

bilität eingeräumt werden 1) . Berücksichtigt man j edoch, daß 

1) Vgl. Fletcher 1978, xxii. 
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es sich bei§ 48 StGB um eine Sonderregelung handelt , die 
sich in das bestehende, auf dem Schuldprinzip aufbauende 
Strafzumessungssystem der Bundesrepublik Deutschland nicht 

bruchlos einfÜEen läßt,  weil sie im Grunde eine spezial­
präventiv motivierte Regelung ist , so handelt es sich bei 
der Forderung nach Abschaffung um ein der amerikanischen 
Entwicklung parallel laufendes Postulat nach einer ge­

rechten Strafzumessung. 
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Anhang Nr. 2: Schichtindex 

(Nach Scheuch/Daheim, 1974, 102 f.) 

12 Erreichter Schulabschluß des An�eklagten 

(bei Jugendlichen und Heranwachsenden: 
angestrebter Schulabschluß) 

9 k.A. 

Punkte 

Sonderschule oder Volksschule ohne Abschluß (0) 
2 Volksschule mit Abschluß oder abgebrochene 

weiterführende Schule 

3 Mittlere Reife, einschl. 2-jährige Handels­
schule, oder abgebrochene weiterführende 
Schule 

4 Abitur 

13 Berufsausbildung des Angeklagten 

(bei Jugendlichen und Heranwachsenden: 
angestrebte Berufsausbildung) 

9 k.A. 

( 2 )  

( 9) 
(14) 

0 Keine Berufsausbildung (0) 

Anlernberuf (mit Abschluß) (3) 
2 Lehrabschluß (Gesellen- oder Gehilfenprüfung) (4) 
3 Meister- oder Technikerprüfung (10) 
4 Höhere Fachschule, Ingenieurschule, andere 

höhere technische Lehranstalt; 
Inspektorenprüfung 

5 Hochschulstudium ohne Abschluß, ggf. auch 
ohne 2. Staatsexamen 

6 Hochschulstudium mit Abschluß 
7 Andere Berufsausbildung 

Berechnungsmodus: 

( 14) 

(18) 
(20) 

Der Punktwert bestimmt sich nach der jeweils höchsten Punkt­
zahl, also bei Volksschulabschluß und abgeschlossener Lehre 
4 Punkte, bei Realschulabschluß und abgeschlossener Lehre 
9 Punkte. 
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14 Ausgeübte Berufstätigkeit im Zeitpunkt der Tat 

(bei Arbeitslosen und Rentnern: 
der frühere Beruf) 

99 k.A. bzw. nicht einstufbar 
01 Hilfsarbeiter 

02 Facharbeiter 
03 Einfacher oder mittlerer Angestellter 

04 . Leitender oder besonders qualifizierter 

Angestellter 

Punkte 

( 1 ) 
( 10) 
( 13) 

(23) 
05 Beamter des einfachen oder mittleren Dienstes (1 3 )  
0 6  Beamter des gehobenen oder höheren Dienstes (23) 
07 Kleiner selbständiger Unternehmer oder Gewer-

betreibender (mit bis zu 5 Arbeitskräften im 
Betrieb, einschl. Familienmitglieder) 

08 Größerer selbständiger Unternehmer oder Gewer­

betreibender (mit mehr als 5 Arbeitskräften 

( 1 7 )  

im Betrieb , einschl. Familienmitglieder) (25) 
09 Kleiner Landwirt (mit bis zu 20 ha Land , 

auch bei gelegentlichem Nebenerwerb) (15) 

10 Großer Landwirt (mit mehr als 20 ha Land) (23) 

11 Freiberuflich Tätiger (Arzt , Journalist , 
selbständiger Vertreter , Steuerberater, o. ä.) (25) 

12 Noch in Schul- oder Berufsausbildung 

13 Im Haushalt tätig 

15 Monatliches Nettoeinkommen zur Tatzeit 
(auch Einkünfte aus Grundbesitz , Kapitalertrag, 
Nebenerwerb , Unterhaltszahlungen, Stipendium,  
Taschengeld , etc.) 

99 k.A. 
01 bis unter 200 DM 

02 200 bis unter 400 DM 

03 400 bis unter 600 DM 
04 600 bis unter 800 DM 

05 800 bis unter 1000 DM 

06 1000 bis unter 1500 DM 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 1 ) 

( 2 )  

( 4 )  

( 7 )  
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07 1500 bis unter 2000 DM ( 11 ) 
08 2000 bis unter 2500 DM ( 13) 
09 2500 bis unter 3000 DM ( 1 5) 
10 3000 bis unter 3500 DM ( 1 7) 
11 3500 bis unter 4000 DM ( 19) 
12 mehr als 4000 DM (20) 

Berechnun�smodus: 

Der Schichtindex wird durch die Addition der Einzelpunkt­
werte errechnet. Fehlen die Angaben zu einem der Merkmale 
(bei Angeklagten, die sich noch in der Schul- bzw. Berufs­

ausbildung befinden, bei im Haushalt Tätigen, etc. ) ,  dann 
wird für diese Person kein Gesamtpunktwert errechnet. 
Die Einordnung ergibt sich aus folgender Skala: 

Punkte Schicht 

bis 15 Pkte. uu 

bis 25 Pkte. ou 

bis 35 Pkte. UM 

bis 50 Pkte. MM 
bis 59 Pkte. OM 
bis 65 Pkte. 0 
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Anhang Nr. J :  Deliktskategorien 
(Vgl . Dölling 1978 , 280 ) 

A. Straftaten nach dem StGB 

Bei Straftaten nach dem StGB ist die Paragrafenzahl anzuge­
ben. Sie ist in die ersten drei Kästchen zu schreiben. In 
das vierte Kästchen wird eine Null eingetragen . 

Enthält die Bezeichnung des Paragrafen ein a oder b (z. B. 
§ 170 b )  ist in das vierte Kästchen für a eine 1 ,  für b 

eine 2 ,  usw. einzutragen. 

B .  Straftaten nach anderen Bundesgesetzen 

Straftaten nach dem StvG 4000 

Straftaten nach dem WStG 4100 

Straftaten nach dem WaffG 4200 

Straftaten nach dem BtMG 4300 

Straftaten nach anderen 

Bundesgesetzen 4400 

Sonstige 4500 
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Anhang 4 :  Index für die Schwere der Delikte 
( Dölling 1978, 296 ff. ) 

Tatbestand 

Fahren ohne Fahrerlaubnis 

Fahren ohne Versicherungsschutz 
Trunkenheit im Verkehr 
Gefährdung des Straßenverkehrs 
Gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr 
Unfallflucht 

Diebstahl und Unterschlagung geringwertiger 
Sachen 
Diebstahl von Feld- und Gartenfrüchten 
Ladendiebstahl 
KFZ-Diebstahl 
Unbefugter Gebrauch eines KFZ 

Diebstahl am Arbeitsplatz 
Schwerer Diebstahl 

2 
2 

2 
2 

2 

3 

2 

1 
4 

Unterschlagung 2 

Hehlerei 3 

Zechbetrug 2 

Beförderungs- und Veranstaltungserschleichung 1 
Betrug 

3 

Urkundenfälschung 3 
Urkundenunterdrückung 2 

Mißbrauch von Titeln 

Vereitelung der Zwangsvollstreckung 2 



Nötigung 
Bedrohung 

Freiheitsberaubung 
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Einfache Körperverlet zung 
Gefährliche Körperverlet zung 
Schwere Körperverlet zung 
Beabsicht igte schwere Körperverlet zung 

Fahrlässige Körperverlet zung 
Fahrlässige Tötung 

Raub 
Räuberischer Diebstahl 
Räuberische Erpressung 
Erpressung 

Sachbeschädigung 

Brandstiftung 

Hausfr iedensbruch 

Beleidigung 
Üble Nachrede , Verleumdung 

Falsche Verdächtigung 

Vortäuschen einer Straftat 
Falsche uneidliche Aussage 
Falsche Versicherung an Eides Statt 
Meineid 

Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte 

Gefangenenmeuterei 

2 

2 

3 

1 
3 

3 

3 

1 
5 

6 
5 
6 
4 

2 

2 

2 

2 

2 
2 
3 
3 

4 

3 

4 
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Aktive Bestechung 

Verletzung der Unterhaltspflicht 

Abtreibung 

Sexueller Mißbrauch von Kindern 
Sexuelle Nötigung 
Vergewaltigung 
Entführung gegen den Willen der Entführten 

Zuhälterei 
Exhibitionistische Handlungen 
Homosexuelle Handlungen 

Vollrausch 

Steuerhinterziehung 

Schmuggel 

Rauschmitteldelikte 

Straftaten nach dem 
Straftaten nach dem 

Straftaten nach dem 
Straftaten nach dem 
Straftaten nach dem 

Waffengesetz 
Wehrstrafgesetz 
Tierschutzgesetz 
Lebensmittelgesetz 
Paßgesetz 

3 

2 

3 

2 

4 
6 
3 
5 

2 

2 

2 

2 

2 

2 

1 
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Anhang Nr . 5 :  Schwereinschätzung von Delikten orientiert 
an Höchststrafen (Momberg 1982 , 3 79 f . ) 

GRUNDSÄTZE : 

- Die gesetzlich angedrohte Höchstfreiheitsstrafe wird als 
Punktwert (= Schwereindex ) gesetzt. 

- Alle gesetzlichen Schärfungs- und Milderungsmöglichkeiten 

sind zu berücksichtigen . Eine fakultative Milderung ist zu 
unterstellen , solange sie nicht ausdrücklich abgelehnt wird. 

Wird bei der Berechnung ein Wert erreicht ,  der kleiner als 
1 ist , so ist dieser Wert gleich 1 zu setzen . 

- Als Punktwerte im Schwereindex erscheinen nur volle Jahre -

bei Zwischenwerten ist immer nach unten abzurunden. 

- Lebenslange Freiheitsstrafe wird im Punktwert 20 ausgedrückt . 

AUSNAHMEN : 

- Bei Vermögensdelikten , die gern. § 248a StGB als Antragsde­
likte zu behandeln sind (bis 50 DM) , ist nur die Hälfte des 
Punktwertes zu berücksichtigen . 

- Ist der Mindeststrafrahmen bei Strafrahmen von bis zu 5 

Jahren auf drei Monate angehoben , so erhöht sich der Punkt­
wert um 2 .  

- Ist der Mindeststrafrahmen bei Strafrahmen von bis zu 5 
Jahren auf sechs Monate angehoben , so erhöht sich der 
Punktwert um 3 .  

- Ist der Mindeststrafrahmen bei Strafrahmen von bis zu 
10 Jahren auf 2 Jahre angehoben , so erhöht sich der Punkt­
wert um 2. 
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Anhang Nr. 6: Index soziale Integration 

30 Familiäre oder familienähnliche Bindungen 
im Zeitpunkt der Tat 

9 k.A. 

Der Angeklagte lebt ständig mit einem festen 

(andersgeschlechtlichen) Partner zusammen oder 
er lebt ständig in seiner Elternfamilie 

2 Ein Zusammenleben mit einem Partner oder in der 

Elternfamilie ist aufgrund äußerer Umstände 

Punkte 

(0) 

(0) 

( berufl. Situation, o. ä.) nicht ständig möglich (1) 

3 Der Angeklagte hat lockere Bindungen zu einem 

oder mehreren Partnern oder er lebt mit häufig 
wechselnden Partnern zusammen 

4 Der Angeklagte lebt allein oder mit einer gleich­
geschlechtlichen Person/Partner zusammen 

32 Beschäftigung des Angeklagten im Zeitpunkt der Tat 

9 k. A. 

Voll berufstätig 
2 Gelegentlich arbeitend 

3 Seit kurzem arbeitslos (bis 6 Monate) 
4 Seit längerer Zeit arbeitslos (über 6 Monate) 
5 Noch in Schul- oder Berufsausbildung 
6 Im Haushalt tätig 
7 Rentner 

48 Hat der Angeklagte zur Tatzeit einen festen Wohnsitz? 

9 k , A. 
Ja 

2 Nein, er hat vorübergehend keine Wohnung (z.B. 
berufsbedingter Ortswechsel oder weil gerade aus 

der Haft entlassen) , aber er hat eine Wohnung 
in Aussicht 

3 Nein, er hat seit kurzem keine Wohnung 
( bis 6 Monate) 

4 Nein, er hat seit längerer Zeit keine Wohnung 

(mehr als 6 Monate) 
5 Der Angeklagte befindet sich im Strafvollzug 

Berechnungsmodus: 

Addition der Punktwerte in den einzelnen Kategorien. 

( 2) 

(3) 

(0) 

(0) 
( 1 ) 
(2) 
(3) 
(0) 

(0) 
(0) 

(0) 
(0) 

( 1 ) 

(2) 

(3) 
(3) 
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Anhang Nr. 7 :  Index psychische Stabilität 

71 Selbstkontrolle des Angeklagten 

9 k . A . 
Hoher Grad von Selbstkontrolle 

2 Durchschnittlicher Grad von Selbstkontrolle 
3 Geringer Grad von Selbstkontrolle 
4 Keine Selbstkontrolle 

73 Haltstärke des Angeklagten 

9 k . A .  
Haltstärke 

2 Mittlerer Grad von Veränderungsresistenz 
3 Haltschwach 

4 Haltlos 

Berechnungs modus: 
Addition der Punktwerte in den einzelnen Kategorien . 

Punkte 

( 1 ) 
(2 ) 
( 1 ) 
(0 ) 
(0) 

( 1 ) 
(2) 
( 1 ) 
(0) 
(0) 
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Anhang Nr. 8 :  Delinguenzbelastungsindex 

Der Schwereindex von Schöch ( Anhang Nr. 4) und der an der 

gesetzlichen Höchststrafe orientierte Schwereindex ( Anhang 
Nr. 5) werden für sämtliche Taten berechnet, wegen der der 
Angeklagte bereits früher schon einmal strafrechtlich 
sanktioniert worden ist. 

War der Angeklagte wegen mehrerer real- oder idealkonkurrie­
render Delikte verurteilt worden, so wird der Schwereindex 
jeweils für die schwerwiegendste Tat berechnet .  
Der Schwereindex wird auch für die gegenwärtig angeklagte 
Tat berechnet (vgl. Anhang Nr. 1 :  Erhebungsbogen, Fragen 
Nr. 21 - 22). 

Für die Berechnung des Delinquenzbelastungsindexes werden 
die fünf höchsten Schwereindizes addiert. 
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Anhang Nr. 9: Index für die Schwere der Rechtsfolge im 
Erwachsenenstrafrecht (Dölling 197 8 ,  286 ) 

Rechtsfolge 
Vorläufige Einstellung und Auflage 

gern. § 153a II StPO 
Verwarnung mit Strafvorbehalt und Absehen 

von Strafe 

Verwarnung mit Auflage 

Geldstrafe 
bis 10 Tagessätze 
bis 20 11 

bis 30 11 

bis 40 11 

bis 50 11 

bis 60 11 

bis 70 11 

bis 80 11 

bis 90 11 

91 und mehr Tagessätze 
Freiheitsstrafe mit Bewährung 

1 Monat 

Freiheitsstrafe 

bis 3 Monate 
bis 6 Monate 
bis 9 Monate 
bis 1 Jahr 
bis 1 Jahr und 3 Monate 
bis 1 Jahr und 6 Monate 
bis 2 Jahre 

bis 3 Monate 
bis 6 Monate 
bis 9 Monate 
bis 1 Jahr 
bis 1 Jahr und 3 Monate 
bis 1 Jahr und 6 Monate 
bis 1 Jahr und 9 Monate 
bis 2 Jahre 
bis 2 Jahre und 3 Monate 
bis 2 Jahre und 6 Monate 

Index 

5 

10 
1 5 
20 

21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 
30 
40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 
70 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 
80 

Für j ede weiteren 3 Monate gibt es einen Punkt mehr. - Frei­
heitsentziehende Maßregeln sind wie Freiheitsstrafen zu be­
werten , 
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